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Liebe Leserin, lieber Leser,

diesmal erhalten Sie eine Doppelnummer 3-4 des Dialog Erziehungshilfe. Der Grund liegt im Ausscheiden von Frau Dede-
kind aus dem Berufsleben und dem damit verbundenen Personalwechsel. (Zur Verabschiedung von Frau Dedekind auf
S. 10). Diese Doppelnummer gibt uns etwas Luft bei der Einarbeitung eines neuen Mitarbeiters.
Dieses Editorial möchte ich nutzen, um drei mir wichtig scheinende Themen anzusprechen:

AFET-Fachtagung 2010
Ausgrenzung und Integration

Erziehungshilfe zwischen Angebot und Eingriff

ist der Titel der AFET-Fachtagung 2010, die am 26. – 27. Mai 2010 in Hannover stattfindet.

Das Programm zur Fachtagung liegt diesem Dialog Erziehungshilfe bei, weitere Exemplare sind in der Geschäftsstelle er-
hältlich.
Wie Sie dem Programm entnehmen können, lehnt sich diese Fachtagung an das Europäische Jahr 2010 „Zur Bekämpfung
von Armut und sozialer Ausgrenzung“ an. Dabei ist der Titel „Ausgrenzung und Integration“ bewusst gewählt, denn es
geht immer um einen Balanceakt:
- in wieweit trägt die Beibehaltung der Herkunftskultur zu einer besseren Integration bei, in wieweit fördert sie Aus-

grenzungstendenzen?
- in wieweit können spezialisierte Hilfeangebote Ausgrenzung minimieren, in wieweit grenzt gerade Spezialisierung

wiederum aus?
Die Fachtagung wird diese Frage nicht auf die Gruppe der Menschen mit Migrationshintergrund beschränken. In Fortset-
zung der Diskussionen auf der Fachtagung 2008, auf der insbesondere Dr. Wippermann und Prof. Dr. Wolf die Probleme
und die Bedeutung des Zugangs zu unterschiedlichen Milieus verdeutlichten, wird die kommende Fachtagung diesen
„Milieuzugang“ fokussieren. Dabei gehen wir von der Annahme aus, dass die Hilfesuchenden, die uns besonders schwie-
rig scheinen, vermehrt aus uns sehr fremden Mileus kommen. Wie können wir diese Menschen stützen und ihre Kompe-
tenzen fördern selbst da, wo uns diese Kompetenzen nicht sofort zugänglich sind.
Doris Bühler-Niederberg schreibt „Die lange behütete und geförderte Kindheit ist längst zur Norm für alle geworden,
aber sie ist voraussetzungsreich, erfordert sie doch neben dem finanziellen Einsatz der Eltern auch deren Bildung, kom-
munikative Fähigkeiten, kulturellen Güter etc., und so ist sie für „kleine Leute“ eine problematische Erfindung. […] Stets
gibt die Kindheit der mittleren und gehobenen Schichten den Eichstock ab für die Messung der Qualität von Kindheit“
(ApuZ, aus Politik und Zeitgeschichte, S. 4;17/2009).
Es wird auf der Fachtagung 2010 darum gehen, wie wir respektvoll mit Menschen uns fremder Milieus Beziehung her-
stellen und ihre Lebensentwürfe akzeptieren können ohne ihnen den Eichstock unseres Milieus anzulegen. Hierfür benö-
tigen wir Wissen und Methoden-know-how. Wir brauchen jedoch auch immer wieder die Reflexion, um Unterschiedlich-
keit nicht in „besser und schlechter“ zu kategorisieren, sondern im Sinne des „Sowohl – als auch“ bestehen zu lassen. Um
nicht in Sozialromantik zu verfallen, müssen wir jedoch auch gesellschaftliche Bedingungen diskutieren, um uns dort
einmischen zu können, wo es nicht um frei gewählte Lebensentwürfe geht, sondern wo sich Konsequenzen von gesell-
schaftlicher Ausgrenzung zeigen. Letztendlich ist es erforderlich, auf dieser Basis die Entscheidung zu fällen, wo welche
Hilfeangebote erforderlich und sinnvoll sind und wo Eingriff im Sinne des Wächteramts notwendig wird. Gerade vor dem
Hintergrund der Angst schürenden medialen Diskussion ist eine derart fachliche Sicherheit dringend erforderlich.
Die Fachtagung bietet die Chance, in Vorträgen interessante fachliche Anregungen zu erhalten, in Arbeitsgruppen mit
ExpertInnen und KollegInnen zu diskutieren und in Workshops neue Projekte kennenzulernen. 
Wir freuen uns, Sie auf der Fachtagung zu begrüßen. Beachten und nutzen Sie den Frühbucherrabatt bis zum
10.02.2010.

Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP

Der Koalitionsvertrag macht Aussagen zum Thema Bildung und formuliert „Bildung ist ein Schlüssel zur persönlichen
Entfaltung […] Unser Ziel sind faire Startchancen für alle Kinder. Aufstieg durch Bildung erreichen wir durch höhere Bil-
dungsinvestitionen […] Bildung darf keine Frage der Herkunft oder des Einkommens sein.“ (Koalitionsvertrag, S. 6)
Kapitel II. BILDUNGSREPUBLIK DEUTSCHLAND lässt jedoch vermuten, dass die benachteiligten Bevölkerungsgruppen
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nicht im Zentrum der Überlegungen standen. Denn welche Hartz IV-Empfänger sind in der Lage, ein durch den Staat ge-
fördertes „Zukunftskonto“ für seine Kinder anzulegen, reicht das Geld doch kaum für die Gegenwart? (Koalitionsvertrag,
S. 60) Auch die im Koalitionsvertrag genannten Begabtenstipendien (S. 60) werden eher den bereits gut geförderten Kin-
dern zugutekommen, während Lernmittelfreiheit, - ein zentrales Kriterium für „faire Startchancen für alle Kinder“ - lei-
der nicht genannt wird.
Auch das Thema Kinderarmut konnte ich im Koalitionsvertrag nicht finden. Dies, obwohl der 13. KJB auf die erhebliche
Bedeutung von Kinderarmut für die körperliche und seelische Gesundheit von Kindern hinweist.
Zu erwarten war, dass das Bundeskinderschutzgesetz weiter verfolgt werden soll (S. 69). Hier kann man nur hoffen,
dass dies im Austausch mit den Verbänden passiert.
Erfreulich ist, dass Kinderrechte angesprochen werden „Wir setzen uns für eine Stärkung der Kinderrechte ein.“ (S. 70).
Da diese Formulierung jedoch sehr allgemein gehalten ist, wird es wohl noch ein weiter Weg bis zu der von vielen Ver-
bänden – auch vom AFET – geforderten Aufnahme der Kinderrechte in die Verfassung sein. Im Zusammenhang mit den
Kinderrechten wurde auch die Vorbehaltserklärung der Bundesrepublik zur UN-Kinderrechtskonvention diskutiert und
die Rücknahme des Vorbehalts gefordert. Erfreulich ist nun, die klare Aussage auf S. 70 des Koalitionsvertrags „ Wir wol-
len die Vorbehaltserklärung zur UN-Kinderrechtskonvention zurücknehmen“, die hoffentlich zeitnah umgesetzt wird.
Letztendlich wird auf S. 71 eine  Reform der Kinder- und Jugendhilfe angekündigt. „Wir werden das Kinder- und Ju-
gendhilfesystem und seine Rechtsgrundlagen im SGB VIII auf Zielgenauigkeit und Effektivität hin überprüfen. Wir wollen
frühe, schnelle und unbürokratische Hilfezugänge durch hoch qualifizierte Leistungsangebote und den Abbau von
Schnittstellenproblemen zwischen der Jugendhilfe und anderen Hilfesystemen erreichen. Dies gilt insbesondere bei Frü-
hen Hilfen und bei Hilfen für junge Menschen mit Behinderungen. Wir werden die Qualität der Kinder- und Jugendhilfe
evaluieren und gegebenenfalls Standards weiterentwickeln.“ Es bleibt Aufgabe des AFET, sich rechtzeitig und fachlich
gut qualifiziert in die Diskussionen einzumischen.
Insgesamt gesehen bietet der Koalitionsvertrag für unseren Bereich keine großen Überraschungen. Nachdenklich –
manchmal auch unruhig – macht aber doch, wenn immer wieder Evaluationen in Auftrag gegeben, Projekte durchge-
führt und Kinder- und Jugendberichte verfasst werden, ohne dass ersichtlich ist, dass die Ergebnisse und die daraus ab-
leitbaren Konsequenzen in ausreichendem Maß in die politischen Entscheidungen einfließen. Diesen Umsetzungsprozess
zu intensivieren benötigen wir u.a. starke Verbände. Diese müssen im Rahmen von Fachgesprächen zu qualifizierten und
breit getragenen fachlichen Einschätzungen kommen, um Politikberatung leisten zu können.

Heimerziehung der 50er und 60er Jahre 

Dieses Thema steht nach wie vor im Brennpunkt. Aktuell gibt es mehrere Informationen hierzu, sowohl über den natio-
nalen Runden Tisch, an dem Herr Kröger als Vertreter des AFET beteiligt ist, als auch über ein Expertengespräch, das die
Universität Koblenz mit dem AFET durchführte. An dieser Stelle ist Herrn Prof. Schrapper, Uni Koblenz und Mitglied des
AFET-Vorstands, für sein großes Engagement für dieses Thema innerhalb des AFET ausdrücklich zu danken! Neben den
abgedruckten Berichten zum Runden Tisch und über das Expertengespräch halten wir die Positionierung der Ev.-luth.
Landeskirche Hannovers / Diakonisches Werk e. V. Hannovers  für interessant und – last but not least – eine Buchrezen-
sion. 
Vor dem Hintergrund dieser unterschiedlichen Materialien zu diesem besonderen Thema haben wir hierfür eine eigene
Rubrik erstellt.

Ich wünsche Ihnen eine schöne Advents- und Weihnachtszeit, danke Ihnen – insbesondere den Gremienmitgliedern - für
die gute und intensive Zusammenarbeit und verbleibe bis ins nächste Jahr

Ihre

Cornelie Bauer
AFET-Geschäftsführerin
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Osterstr. 27
30159 Hannover
Fax: 0511/35 39 91-50

Anmeldung zur AFET-Fachtagung am 26./27.05.2010 in Hannover

Ausgrenzung und Integration
Erziehungshilfe zwischen Angebot und Eingriff

Hiermit melde ich mich verbindlich zur AFET-Fachtagung 2010 in Hannover an:

Ich nehme teil an

AG 1 AG 2 AG 3

AG 4 AG 5 AG 6

Name (bitte gut lesbar in Druckbuchstaben)

Institution/Dienst

Adresse

Email/Telefon

Ich habe zur Kenntnis genommen, dass bei einem Rücktritt nach dem 14. April 2010 eine Erstattung der Tagungsgebühr
nicht mehr möglich ist. 

Ort, Datum Unterschrift

Tagungsort: Kulturzentrum Pavillon, Lister Meile 4, 30161 Hannover, www.pavillon-hannover.de

Tagungsgebühr (incl. Willkommens-Imbiss und Abendbuffet):
AFET-Mitglieder (nur unter Angabe der Mitgliedsnummer) 90,00 Euro Mitglieds-Nr.
Nicht-Mitglieder und Abonnenten 120,00 Euro

StudentInnen, Arbeitssuchende und Auszubildende (bei Vorlage des Ausweises) 25,00 Euro

Frühbucherrabatt bis 10.02.2010 auf Mitglieder- und Nicht-Mitgliederpreise20,00 Euro

Bitte überweisen Sie den Rechnungsbetrag erst nach Erhalt der Rechnung, diese ist gleichzeitig Anmeldebestätigung.
Weitere Informationen auch zu den Hotels und der Anreise finden Sie auf unser Homepage: www.afet-ev.de
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Aus  der  Arbeit  des  AFET

Verabschiedung von Marion Dedekind

Liebe Marion,

nach über 25 Jahren verabschieden wir dich sozusagen als "Urgestein" aus dem aktiven Dienst als Referentin im AFET.

In dieser langen Zeit hast du an einer Vielzahl von vielen AFET-Gremien sowie und an Veröffentlichungen und Tagungen
des AFET mitgewirkt und hast zu einer Vielzahl von  FachkollegInnen einen intensiven Kontakt gehabt.

Du hast diese Arbeit unter zwei Vorsitzenden - Dr. Franz-Jürgen Blumenberg und Rainer Kröger - und unter drei Ge-
schäftsführerInnen - Martina Krüger, Heinrich-Wilhelm Cohrs und mir - geleistet. 

Nicht nur der personelle Wechsel in der Leitungsebene stellt an MitarbeiterInnen eine besondere Herausforderung. Auch
ein - bezogen auf diese lange Zeit - häufig stattfindender Wechsel von KollegInnen fordert von den "Alteingesessenen",
diese zu unterstützen und sich parallel neuen Gedanken und Ideen zu öffnen. Das ist erforderlich, um in einem kleinen
Team eine gute Arbeitsleistung zu erzielen und die verbandliche Arbeit voranzubringen.

Aber auch die Anforderungen an verbandliche Arbeit haben sich in dieser Zeit immer wieder weiterentwickelt und ver-
ändert, formal sichtbar an 2 Satzungsänderungen, die sich immer auch auf die konkrete Arbeit der ReferentInnen aus-
wirken.

Es gehört sicher zu deinen ganz persönlichen Stärken, dass du bereit warst, dich immer wieder diesen veränderten Be-
dingungen zu stellen und neue Aufgaben anzugehen. 

Ich weiß, dass du auch Irritationen, Turbulenzen und kritische Phasen überstehen musstest - bei einer so langen Tätigkeit
in einem Bundesverband wäre es erstaunlich, wenn dies nicht so wäre. Doch auch hier zeigte sich eine deiner hervorra-
genden Eigenschaften: Du lässt dich nicht so leicht beirren, bleibst auch in stürmischer Zeit ruhig und gelassen, dennoch
gleichermaßen immer sehr loyal und freundlich. Wenn die Stürme überstanden waren, fandest du auch zu deinem tro-
ckenen norddeutschen Humor zurück, was sowohl von Mitgliedern als auch von KollegInnen sehr geschätzt wurde.

Mit deiner beständig freundlichen und offenen Art und deiner langen verbandlichen Erfahrung warst du eine wichtige
Ansprechpartnerin für die Mitglieder des AFET und - immer wieder - eine wichtige Stütze für die KollegInnen in der Ge-
schäftsstelle.

Doch nun macht dein Weg eine Biegung und neues Land tut sich auf: Muße, um die Anstrengungen der Berufstätigkeit
sacken zu lassen und Zeit, deinen vielseitigen Interessen nachzugehen. Ich danke dir "im Namen des AFET" für deine
langjährige Tätigkeit und wünsche dir viel Glück und Freude für diese vor dir liegende Lebensphase!

Ich wünsche dir alles Gute

Deine

Aus der Geschäftsstelle
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Neuer Referent in der AFET-Geschäftsstelle

In dieser Ausgabe stellt sich unser neuer Referent, Herr Reinhold Gravelmann, vor. Herr Gravelmann wird ab dem 
01.12. 2009 in der Geschäfsstelle tätig sein, da Frau Dedekind in die passive Phase der Altersteilzeit geht.

Reinhold Gravelmann

Mein Name ist Reinhold Gravelmann (Dipl. Sozialpädagoge, Dipl. Pädagoge, 49 Jahre, ver-
heiratet, 2 Kinder) und werde ab dem 01. Dezember als neuer Referent in der AFET - Ge-
schäftsstelle tätig sein. Darauf freue ich mich. 

Eins meiner Hobbies ist das Fotografieren. Dabei kommt es darauf an, ein Auge für das We-
sentliche, das Interessante und das Außergewöhnliche zu haben. Ein origineller Blickwinkel
lässt das Objekt anders erscheinen, Details werden hervorgehoben oder ausgeblendet, Ver-
trautes wird gleichsam anders interpretiert und so neu entdeckt. Diesen Blick des Fotogra-
fen möchte ich auf meine Arbeit beim AFET übertragen. 

Seit fast 25 Jahren stehe ich im Berufsleben. Nach meinem Studium der Sozialpädagogik (Vorpraktikum in einer Behin-
dertenwohneinrichtung und einem Anerkennungsjahr in einer Mädchengruppe in einem geschlossenen Erziehungsheim)
habe ich mich in Hannover niedergelassen und dort eine Anstellung in der Jugendberufshilfe gefunden.
Zunächst war ich als Sozialpädagoge in einer außerbetrieblichen Einrichtung zur Berufsausbildung (BaE) tätig. Danach
in einem anfangs als Modellprojekt konzipierten niedrigschwelligem Beratungsangebot mit der Aufgabe, durch einen
ganzheitlichen Ansatz schwer vermittelbare junge Menschen sozial zu stabilisieren und  beruflich zu integrieren.
Die Arbeitsfelder waren ebenso vielfältig, wie die kulturellen Hintergründe und die Problemlagen der jungen Menschen.
Neben der Beratungsaufgabe waren diverse Kooperationen, die Mitarbeit in Arbeitskreisen und Gremien sowie Fachvor-
träge und verschiedene Veröffentlichungen Bestandteil der Arbeit. 
Zuletzt war ich in leitender Position für den Standort Hannover verantwortlich. Begleitet war die lange Zeit in der Ju-
gendberufshilfe durch die Teilnahme an diversen Fortbildungen, einer Case-Manager-Schulung und einem Studium als
Diplom-Pädagoge/Fachrichtung Jugend- und Erwachsenbildung. 

Mit der nötigen Offenheit und hohem Engagement stelle ich mich den neuen Herausforderungen, die mich beim AFET
erwarten. Ich freue mich auf eine konstruktive Zusammenarbeit mit Ihnen als Vereins-, Vorstands- oder Beiratsmitglied. 

Zu meinen Aufgaben beim "AFET - Bundesverband für Erziehungshilfe e.V." wird die Begleitung des AFET-Fachbeirates
gehören. Außerdem werde ich für die Fachzeitschrift des Verbandes, den "Dialog Erziehungshilfe" zuständig sein.

Sprechen Sie mich an, wenn Sie Wünsche, Fragen oder Anregungen haben oder wenn Sie mich persönlich kennen lernen
möchten. 

Reinhold Gravelmann 
AFET-Referent
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Der Fachausschuss tagte dieses Jahr
bislang dreimal. Entsprechend der
Schwerpunktsetzung des Ausschusses
lag der Fokus auf rechtlichen und
(fach-) politischen Fragestellungen
im Kontext der Erziehungshilfe.

Gesetz über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit (FamFG)

Den zeitlich größten Stellenwert hat
dabei die Beschäftigung mit dem
neuen FamFG (Gesetz über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit) eingenommen. Zusam-
men mit dem veränderten § 1666 des
BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) be-
trifft das FamFG die Erziehungshilfe
v.a. im Hinblick auf Verfahren zu Fäl-
len von Kindeswohlgefährdung. Die
Möglichkeit, gegenüber Familien eine
richterliche Weisung zu erlassen, wird
nun im Gesetz explizit genannt.
Gleichzeitig wurde die Steuerungs-
verantwortung gemäß § 36 SGB VIII
unverändert bei Jugendamt belassen.
Auch in der Vergangenheit mussten
Familiengericht, Jugendamt und die
anderen Verfahrensbeteiligten mitei-
nander kooperieren. Dies wurde re-
gionenspezifisch jedoch nicht überall
mit gleicher Intensität umgesetzt. Die
neue Gesetzeslage expliziert nun,
dass der Bundesgesetzgeber diesen
Spielraum nicht sieht. Familiengericht
und Jugendamt müssen bei Weisun-
gen nach §1666 BGB kooperieren. Der
Fachausschuss hat die Frage disku-
tiert, wie diese Kooperation so gefüllt
werden kann, dass die betroffenen
Kinder davon möglichst profitieren.
Um der Praxis eine Hilfestellung zu
geben, hat er eine Arbeitshilfe er-
stellt, die sich v.a. an Familiengerichte

und Jugendämter aber auch an die
anderen Verfahrensbeteiligten richtet.
Die Arbeitshilfe wurde mittlerweile
veröffentlicht und auf dem Familien-
gerichtstag vorgestellt. Die Arbeits-
hilfe kann unter www.afet-ev.de be-
stellt werden. Der Fachausschuss hat
sich vorgenommen, die Umsetzung
des FamFG weiter zu beobachten und
wird zu Jahresbeginn entscheiden, ob
es weiterer Schritte bedarf.

Kinderarmut

Den zweiten Fokus legte der Aus-
schuss auf die Arbeit zum Thema Kin-
derarmut. Angesichts zunehmender
gesellschaftlicher Polarisierung, einer
breiteren Streuung von Armutserfah-
rung, der Zunahme von Armut in Zah-
len und dem Europäischen Jahr zur
Bekämpfung von Armut und sozialer
Ausgrenzung in 2010 wird das Thema
zunehmend wichtiger. Einzelne Aus-
schussmitglieder berichten, dass bis
zu 80 % ihrer ambulanten Erzie-
hungshilfen in Familien mit Hartz IV-
Bezug statt finden. Jenseits einer For-
derung nach politischen Weichenstel-
lungen stellt sich der Fachausschuss
der Frage, inwieweit die Erziehungs-

hilfe auf dieses Phänomen fachme-
thodisch reagieren kann und muss.
Sind bei den MitarbeiterInnen von
SPFH und ASD genug Rechtskenntnis-
se vorhanden, um die KlientInnen bei
der Harz IV-Beantragung zu unter-
stützen? Welchen Auftrag haben die
Erziehungshilfen? Der Fachausschuss
arbeitet auch zu diesem Thema an der
Erstellung einer Praxishilfe.

Heimerziehung der 50er und 60er
Jahre

Der Fachausschuss hat einen wesentli-
chen Beitrag geleistet, dass das Thema
Heimerziehung der 50er und 60er Jah-
re jetzt öffentlich verhandelt wird und
verfolgt die Arbeit des Runden Tisches
Heimerziehung in Berlin mit Interesse
weiter. Angesichts des Erschreckens
darüber, was im Rahmen von Erzie-
hungshilfe damals geschehen ist, hat
der Ausschuss beschlossen, einen kriti-
schen Blick auf die Gegenwart zu rich-
ten und sich zu vergewissern, dass die
aktuelle Handhabung von Gesetzen
unproblematisch ist. Der damit ver-
bundene Durchgang durch verschiede-
nen Rechtsgebiete (Rechte von Kin-
dern in Einrichtungen; Auslegung des

Das Bild zeigt die Ausschussmitglieder vor dem Rathaus in Duisburg.

Marc Vobker

Fachausschuss Jugendhilferecht und Jugendhilfepolitik 
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§ 36a,2 SGB VIII; u.v.a.m.) wird den
Ausschuss langfristig beschäftigen.

Angesichts der Neukonstitution des
Fachausschusses vor etwas mehr als
einem Jahr wird derzeit noch mit ver-
schiedenen Arbeitsformen experi-
mentiert, um Spaß und Produktivität

zu verbinden. So dankt der Ausschuss
Jugendhilferecht und Jugendhilfepo-
litik dem Fachausschuss Theorie und
Praxis der Erziehungshilfe für die ge-
meinsame Besprechung der Handrei-
chung zum FamFG. Die Vorstellung
von insgesamt drei Projekten zum
Thema Kinderarmut hat im Ausschuss

ebenso großen Anklang gefunden,
wie das mit jeder Sitzung verbunde
Stadterlebnis – in diesem Jahr Duis-
burg, Hannover und Münster. 

Marc Vobker
AFET-Referent

Koralia Sekler

Fachausschuss Theorie und Praxis der Erziehungshilfe

Gestaltung der Arbeit mit Kindern
psychisch kranker Eltern

Der Fachausschuss Theorie und Praxis
der Erziehungshilfe nahm sich in die-
sem Jahr, während seiner insgesamt
drei Treffen, dieser neuen Thematik
an. Eine inhaltliche Vertiefung in die-
ses Thema wird im nächsten Jahr
fortgesetzt. 

Arbeit mit Migrationsfamilien im
Rahmen der Erziehungshilfe

Fachgespräch
Seit über drei Jahren beschäftigt sich
der Fachausschuss intensiv mit die-
sem Themenfeld. Ausgehend von der
Klärung der Problemlage im Umgang
mit Familien mit Migrationshinter-
grund und der sich daraus ergeben-
den Fragen führte der Fachausschuss
in 2007 einen fachlichen Austausch
mit Akteuren der Integrationsarbeit
durch mit dem Ziel der ersten Annäh-
rung an diesen Themenkomplex. Im
Vordergrund stand die Frage: 
Warum sind so wenig Kinder und Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund
in den Angeboten der Erziehungshilfe
zu finden, sind die Hilfen nicht be-
darfsgerecht? 
Die Ergebnisse dieses Fachgesprächs
flossen in die weiteren Diskussionen
hinein, wurden im Dialog Erziehungs-

hilfe 2/2007 veröffentlicht und lösten
bei den Fachausschussmitgliedern
weiteren Bedarf aus nach intensiver
Behandlung und Klärung der Themen
wie Definition von Integration/Segre-
gation, Inklusion/Exklusion, kulturelle
Identität u.a. 
Geteilter Meinung waren die Teilneh-
menden in Bezug auf die zu erwer-
bende interkulturelle Kompetenz als
„Patentrezept“ für den Umgang mit
Migrationsfamilien. Es wurde hinter-
fragt, ob die Spezialisierung hinsicht-
lich der interkulturellen Arbeitsweise
nicht gleichzeitig ein Bestandteil der
Basiskompetenzen jedes einzelnen in
der Erziehungshilfe Angierenden sei.

Podiumsdiskussion
Auf Anregung und in Federführung
dieses Fachausschusses fand 2008
auf dem Deutschen Jugendhilfetag
eine Podiumsdiskussion unter dem Ti-
tel „Migrare – Integrare – Segregare.
Interkulturelle Kompetenz in der Er-
ziehungshilfe“ statt, bei der die oben
genannte Problematik ihre Berück-
sichtigung fand. Es gab Konsens darü-
ber, dass im Rahmen der Hilfe zur Er-
ziehung, z.B. im Hilfeplanverfahren,
besondere soziale und kulturelle Be-
dürfnisse und Eigenarten der Migrati-
onsfamilien erkannt und nach dem
Prinzip der Ganzheitlichkeit in die Ar-
beit mit einbezogen werden müssen.
Die Ganzheitlichkeit wurde so defi-

niert, dass nicht die Defizite dieser
Familien im Vordergrund stehen, son-
dern die mitgebrachten Ressourcen
als Teil des gesamten Lebenskontex-
tes mitberücksichtigt werden sollten. 
Das sozialarbeiterische Prinzip „Men-
schen dort abholen, wo sie sind“ soll-
te sich ebenfalls auf die Migrations-
familien beziehen und gilt, so Dr. Cen-
giz Deniz während der Podiumsdis-
kussion, ebenso für Fachkräfte der Er-
ziehungshilfe. 

Handreichung
Diese Anregungen wurden von dem
Fachausschuss erneut aufgegriffen
und anhand konkreter Beispiele the-
matisiert mit dem Ergebnis der Erstel-
lung einer Handreichung zum Thema:
Arbeit mit Migrationsfamilien im
Rahmen der Erziehungshilfe. Die sich
bereits in Arbeit befindende Handrei-
chung richtet sich sowohl an die Lei-
tungs- als auch an die operative Ebe-
ne. Sie versteht sich als Praxishilfe
zum Umgang mit Menschen mit Mi-
grationsbiografien und thematisiert
die Problematik der interkulturellen
Öffnung von Einrichtungen der Erzie-
hungshilfe. Voraussichtlicher Erschei-
nungszeitpunkt ist im Frühjahr 2010.

Dr. Koralia Sekler
AFET-Referentin
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Der Festakt 
In diesem Herbst jährte sich das
Schiedsstellentreffen zum zehnten
Mal. Aus diesem Anlass führte der
AFET in Kooperation mit der Hoch-
schule für angewandte Wissenschaft
und Kunst (HAWK) in Hildesheim am
07. September 2009 im Senatssaal der
HAWK einen Festakt durch. Gut 50
Personen aus den Schiedsstellen der
Bundesländer, Ehrengäste und inte-

ressierte Personen aus der AFET-Mit-
gliedschaft nahmen am Festakt teil. 

Prof. Dr. Dr. Reinhard Joachim Wab-
nitz, als ein in der Thematik der
Schiedsstellen bundesweit aner-
kannter Experte, stellte den gegen-
wärtige Stand der Erfahrungen und
Perspektiven bzgl. der Wirkung von
Schiedsstellenverfahren nach dem
SGB VIII im Rahmen der Vereinba-

rungstrias Leistungsvereinbarung -
Entgeltvereinbarung - Qualitätsent-
wicklungsvereinbarung nach 10-jäh-
riger Praxis dar. Er prüfte, inwieweit
die Möglichkeiten des SGB VIII zu
fachlich geeigneten Lösungen geführt
haben und welche Anhaltspunkte für
eine funktionale Weiterentwicklung
des Schiedsverfahrens sich ggf. davon
ableiten lassen.
Darüber hinaus gab Prof. Heinz Dieter

Marion Dedekind

10 Jahre Schiedsstellen nach dem SGB VIII

Bericht über das 10. bundesweite Schiedsstellentreffen mit Festakt

Marion Dedekind

Aus der Arbeit des Fachbeirats

Inhaltlich befasste sich der Fachbeirat
mit folgenden Themen:

Wirkungsorientierung
Der Fachbeirat ist durch den Vorstand
beauftragt, sich kontinuierlich und
zeitnah über die Entwicklungen im
Bundesmodellprogramm „Qualifizie-
rung der Hilfen zur Erziehung durch
wirkungsorientierte Ausgestaltung
der Leistungs-, Entgelt- und Quali-
tätsentwicklungsvereinbarungen
nach §§ 78a ff. SGB VIII“ zu informie-
ren und zu prüfen, ob sich daraus ein
Arbeitserfordernis für den AFET nach
Beendigung des Projekts (Mitte 2009)
ergibt. Vor diesem Hintergrund hat
sich der Fachbeirat mit den grundle-
genden Erkenntnissen aus dem Mo-
dellprojekt befasst: 
- Bonus-Malus-Systeme haben sich

nicht als sinnvoll erwiesen.
- Die Verbesserung einer strukturier-

ten Kooperation zwischen öffentli-
chem und freiem Träger hat zu ei-
ner aktiveren Teilhabe und Befähi-

gung von Kindern und Jugendlichen
und diese wiederum zu besseren
„Wirkungen“ von Hilfeangeboten
geführt.

Resilienz
Der Fachbeirat hat die Aufgabe, wich-
tige Fachthemen zu beraten und an
inhaltlichen Vorbereitungen von Fach-
tagungen und Projekten mitzuwirken.
Vor diesem Hintergrund erfolgte ein
Input durch Dr. Antje Richter, Nieder-
sächsische Landesvereinigung für Ge-
sundheit, Hannover zum Thema „Resi-
lienz – Bedeutung für die Erziehungs-
hilfe“. Folgende Fragestellungen und
Themenaspekte wurden diskutiert:

- Wie können SozialarbeiterInnen
Resilienz- bzw. sogenannte Stütz-
oder Schutzfaktoren besser wahr-
nehmen und diese stärker berück-
sichtigen? Wesentliche Stützfakto-
ren für das Erlangen von Resilienz
sind „Beziehungsqualität“ und „Kli-
ma“, sowohl in der Familie, in Insti-

tutionen wie KiTa, Schule, Erzie-
hungshilfe-Einrichtungen als auch
in Sozialräumen wie Stadtteil und
Gemeinwesen.

- Resilienz ist erlernt – nicht angebo-
ren. Bezogen auf die Erziehungshil-
fe läSSt sich daraus die These ablei-
ten: Resilienz ist erlernbar. Wie
könnten Resilienzkonzepte zur
Stärkung von Kindern und Jugend-
lichen in der Erziehungshilfe beitra-
gen, die von Ausgrenzung z.B.
durch Armut, Kindeswohlgefähr-
dung oder auch Traumatisierung
betroffen sind?

- Forschungsergebnisse aus der
Mannheimer Studie „Risikokinder“
des Zentralinstituts für seelische
Gesundheit lassen den Schluss zu,
dass die Geschlechtszughörigkeit
als weiteres Ausgrenzungsmerkmal
gesehen werden muss. 

Marion Dedekind
AFET-Referentin
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Gottlieb einen Ausblick, wie mögli-
che, noch ungenutzte Potenziale der
Schiedsstellen durch entsprechend
gestaltete Verfahren konzeptionell
weiterentwickelt und freigesetzt wer-
den könnten - wie etwa durch die
mediative Schlichtungs- oder Quali-
tätssicherungsfunktion. 

Die Hauptvorträge des Festaktes vom
07. September 2009 in Hildesheim
und weitere ergänzende Fachbeiträge
sind in der AFET-Veröffentlichung
70/2009 nachzulesen. 

Das 10. Treffen

Im Rahmen der Sitzung am folgenden
Tag wurden folgende Themen und
Problemanzeigen aus den Bundeslän-
dern diskutiert, die im Zuge von Ent-
scheidungen auftauchten:
- Entgeltvereinbarung ohne Leis-

tungsvereinbarung (Niedersachsen)
Die Schiedsstellenvorsitzenden sind
der Auffassung, dass dies vor dem
Hintergrund der eindeutigen Geset-
zeslage nicht möglich sein sollte.
Oftmals scheinen Unklarheiten bei
der Entgeltvereinbarung ihren Ur-
sprung in unpräzisen Angaben be-
reits in der Leistungsvereinbarung
zu haben.

- Auswirkung einer Qualitätsent-
wicklungsvereinbarung auf Dritte
(Niedersachsen)
In Frage stand neben der Transpa-
renz auch die Verbindlichkeit von
Qualitätskriterien, wenn sie ur-
sprünglich auf der örtlichen Ebene
vereinbarten wurden und nun bei
Belegung durch Kostenträger von
außerhalb der örtlichen Zuständig-
keit auch für diese gelten sollen.

- Zuordnung des Eigentums an Son-
derbedarf für eine Erziehungsstelle
bei Trägerwechsel (Niedersachsen)

In 2009 scheinen Anträge wieder zu-
zunehmen, es wird über folgende neu
aufgenommene Verfahren der
Schiedsstellen berichtet:

Baden-Württemberg
Es wurde entschieden zur Festsetzung
des Pflegesatzes für eine ISE Maß-
nahme im Ausland, inbesondere bzgl.
der Regiekosten und der Personalbe-
messung im Zusammenhang mit § 8a
SGB VIII. Nicht anerkannt wurde ein
gefordertere eigenständiger Leis-
tungstatbestand für Evaluation und
die Umsetzung von § 8a SGB VIII. Da-
mit liegt eine erste Entscheidung zu §
8a SGB VIII vor.
Zu verhandeln ist demnächst zur Per-
sonalbemessung für eine Maßnahme,
die Schulmüde durch Fernunterricht
zum Abschluss bringt. 

Mecklenburg-Vorpommern
Es wurden insgesamt 5 Anträge im
Rahmen des KiFöG behandelt zu den
Schwerpunkten Personalschlüssel,
Personalkosten, Städtische Satzung
und Mietkosten.

Sachsen-Anhalt
Behandelt wurde ein Verfahren zum
Aspekt Personalschlüssel.

Niedersachsen
Es wurden 5 Anträge verhandelt, da-
von konnten 3 bereits abgeschlossen
werden (s.o.), noch nicht entschieden
sind Anträge zur Überleitung von BAT
nach TVöD und zur Plausibilität von
Personalkosten (Pauschale für eine
Erziehungsstelle).

Über die in 2008 abgeschlossenen
und in 2009 neu aufgenommenen
Verfahren wurden weitere Themen
erörtert:

- Bedeutung von Schiedsverfahren
im wirkungsorientierten Dreiecks-
verhältnis: Es wird vermutet, dass
in Ländern, in denen es wenige
Streitfälle gibt, die Kommunikation
zwischen öffentlichen Trägern und
Trägern der freien Jugendhilfe in-
tensiver ist. Daraus könne gefolgert
werden, dass dort auch die Wirkung
der Jugendhilfeangebote höher ist. 

- Bei der Festsetzung der Gebühren-

höhe durch die Schiedsstellen be-
stehen in der Praxis sehr unter-
schiedliche Handhabungen.

- Im Verfahrensbereich bringt profes-
sionelle „Aufrüstung“ (in Form von
Vertretung durch Anwälte und eine
Stratgie von Antrag und Gegenan-
trag) die Schiedsstellen zunehmend
an den Rand ihrer Leistungsfähig-
keit.

- Die Schiedsstellenvorsitzenden sind
der Auffassung, dass eine besondere
Problemlage besteht, wenn der Kos-
tenträger trotz Nachfrage des Trä-
gers der freien Jugendhilfe keine
Verhandlungen aufnimmt. In Einzel-
fällen, in denen der öffentliche Trä-
ger nicht bereit ist, eine Gegendar-
stellung zum Antrag des freien Trä-
gers vorzulegen, soll nach Auffas-
sung der Schiedsstellenvorsitzenden
eine Entscheidung nach den Grund-
sätzen von Plausibilität und Ange-
messenheit gefällt werden können.

- Die Verwendung der Begrifflichkeit
„freier Träger der Jugendhilfe“ trifft
nicht genau, es wird vorgeschlagen
künftig von „Trägern der freien Ju-
gendhilfe“ zu sprechen.

- Für die Zukunft schlagen die
Schiedsstellenvorsitzenden ein Pro-
jekt zur Analyse und Systematisie-
rung der in den vergangenen 10 Jah-
ren getroffenen Entscheidungen vor.

- Das BSG befand in seiner Recht-
sprechung vom 29. 01. 2009 (Preis-
findung gültig für SGB XI) zur Zu-
lässigkeit von externen Vergleichen
als Kriterium für die Plausibilitäts-
prüfung. Es äußerte sich auch zum
Beibringungsgrundsatz und zu Auf-
klärungspflichten der Schiedsstel-
len nach SGB XI. Allerdings bleibt
eine Übertragbarkeit auf das SGB
VIII fragwürdig bzw. müsste über-
prüft werden.

Das 11. Treffen findet am 13./14. Sep-
tember 2010 statt.

Marion Dedekind
AFET-Referentin



Dialog Erziehungshilfe | 3-4-2009 | Seite 17

AFET-Veröffentlichung

10 Jahre Schiedsstellen nach dem SGB VIII
AFET-Veröffentlichung Nr. 70/200

In diesem Band sind sowohl die Hauptvorträge des Festaktes vom 07. 09. 2009 in Hildesheim als auch ergänzende Fach-
beiträge veröffentlicht. 

Prof. Dr. Dr. Reinhard Joachim Wabnitz, als ein in der Thematik der Schiedsstellen bundesweit anerkannter Experte, stellt
den gegenwärtige Stand der Erfahrungen und Perspektiven bzgl. der Wirkung von Schiedsstellenverfahren nach dem
SGB VIII im Rahmen der Vereinbarungstrias Leistungsvereinbarung - Entgeltvereinbarung - Qualitätsentwicklungsver-
einbarung nach 10-jähriger Praxis dar. Er prüft, inwieweit die Möglichkeiten des SGB VIII zu fachlich geeigneten Lö-
sungen geführt haben und welche Anhaltspunkte für eine funktionale Weiterentwicklung des Schiedsverfahrens sich
ggf. davon ableiten lassen.

Prof. Dr. Dr. Reinhard Wiesner erfasst in einem Überblick die Intentionen des Gesetzgebers.
Prof. Ernst Fricke betrachtet Schiedsverfahren unter dem besonderen Blickwinkel kooperativer Aushandlungsprozesse

zwischen öffentlichen und freien Trägern.
Prof. Jost Bauer erörtert anhand mehrerer Praxisbeispiele wie Schiedsstellen im Rahmen von Wirkungsorientierung zur

Entwicklung von Qualität in der Jugendhilfe beitragen könnten.
Prof. Dr. Heinz-Dieter Gottlieb gibt darüber hinaus einen Ausblick, wie mögliche, noch ungenutzte Potenziale der

Schiedsstellen durch entsprechend gestaltete Verfahren konzeptionell weiterentwickelt und freigesetzt werden könn-
ten - wie etwa durch die mediative Schlichtungs- oder Qualitätssicherungsfunktion. 

Anke Arndt, Prof. Ernst Fricke  ergänzen das Spektrum der Schiedsstellenarbeit in einem weiterem Fachbeitrag zur Aus-
dehnung der Schiedsstellentätigkeit auf den KiTa-Bereich  .

Die Veröffentlichung wird durch einen umfangreichen Anhang mit Adressenlisten, Übersichten, Literaturempfehlungen,
einer Statistik sowie Fotos vom Festakt abgerundet, den der AFET in Kooperation mit der Hochschule für angewandte
Wissenschaft und Kunst (HAWK) in Hildesheim durchführte.
Mit diesem Dialog Erziehungshilfe erhalten alle AFET-Mitglieder ein Exemplar der Veröffentlichung kostenfrei.
Bitte nutzen Sie für weitere Bestellungen unsere Homepage (www.afet-ev.de) oder das nachstehende Bestellformular.

AFET • Osterstr. 27 • 30159 Hannover • Fax: 0511/35 39 91 50 • Email: rheinlaender@afet-ev.de

10 Jahre Schiedsstellen nach dem SGB VIII

AFET-Veröffentlichung Nr. 70/2009
ISBN 978-3-941222-02-1

Ich bestelle 

Exemplare à 8,00 Euro für Mitglieder zzgl. Porto Mitglieds-Nr. ....................

Exemplare à 10,00 Euro für Nichtmitglieder und Abonnenten zzgl. Porto 

Name oder Name der Einrichtung/des Dienstes

Straße, PLZ, Ort

Tel./Email

Datum/Unterschrift
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AFET-Veröffentlichung

Das Kind im Mittelpunkt der FamFG Reform
Ziel des Gesetzes durch Kooperationsstrukturen absichern!

AFET-Arbeitshilfe Nr. 1/2009

Das FamFG (Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)
trat zum 01.09.2009 in Kraft. Aus dem FamFG ergeben sich eine Vielzahl neuer Kooperationsanforderungen für alle Be-
teiligten im familiengerichtlichen Verfahren. Der Fachausschuss Jugendhilferecht und Jugendhilfepolitik hat zur Unter-
stützung für Familiengerichte, Jugendämter und andere Verfahrensbeteiligte eine Arbeitshilfe erstellt. Diese stellt dar,
wie die neuen Kooperationsanforderungen im Zusammenhang mit Kindeswohlgefährdung und Erziehungshilfe angegan-
gen werden können

Bitte nutzen Sie zum Bestellen unsere Homepage (www.afet-ev.de) oder das nachstehende Bestellformular.

AFET • Osterstr. 27 • 30159 Hannover • Fax: 0511/35 39 91 50 • Email: rheinlaender@afet-ev.de

Das Kind im Mittelpunkt der FamFG Reform
Ziel des Gesetzes durch Kooperationsstrukturen absichern!

AFET-Arbeitshilfe Nr. 1/2009
ISBN 978-3-941222-03-8

Ich bestelle 

Exemplare à 2,00 Euro für Mitglieder incl. Porto zur Mitglieds-Nr. ....................

Exemplare à 3,00 Euro für Nichtmitglieder und Abonnenten incl. Porto 

Name oder Name der Einrichtung/des Dienstes

Straße, PLZ, Ort

Tel./Email

Datum/Unterschrift
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Heimerziehung  der  1950er  und  1960er  Jahre

Rainer Kröger

Runder Tisch Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren

Der Runde Tisch wurde auf Empfeh-
lung des Petitionsausschusses des
Bundestages von der Bundesregierung
Anfang des Jahres 2009 einberufen. 
Das BMFSFJ wurde mit der Umsetzung
beauftragt. Der Bund und die alten
Bundesländer finanzieren das Projekt.

Konkret ist bei der AGJ die Geschäfts-
stelle des Runden Tisches mit dem
dazu gehörenden Beratungsbüro für
die ehemaligen Heimkinder einge-
richtet worden:
Herr Dr. Wendelin ist Geschäftsführer
und damit verantwortlich für die or-
ganisatorische Arbeit des Runden Ti-
sches. Frau Loerbroks ist als Beraterin
für die Ehemaligen tätig.

Die Geschäftsstelle ist wie folgt er-
reichbar:
Mühlendamm 3 in 10178 Berlin
Tel: 030/ 40 04 02 25
info@rundertisch-heimerziehung.de
www.rundertisch-heimerziehung.de

Bis September 2009 haben sich 340
Ehemalige bei der Geschäftsstelle ge-
meldet. Viele wollen sich über die ge-
machten Erfahrungen austauschen.
Manches Mal ist dabei zu hören, “Ich
habe noch nie mit jemanden darüber
gesprochen“. Die Kontaktaufnahme
erfolgt überwiegend telefonisch und
schriftlich.
Ein Fragebogen zur persönlichen Si-
tuation wird an die Ehemaligen vers-
endet. Der Rücklauf beträgt zur Zeit

ca. 50 %. Eine Auswertung soll zum
Schluss des Projektes erfolgen. 

Der Runde Tisch ist durch den Petiti-
onsausschuss beauftragt worden, die
Heimerziehung in den 50er und 60er
Jahren aufzuarbeiten und mögliche
Kriterien für eine Wiedergutmachung
zu entwickeln.
Dieser anspruchsvolle Auftrag soll in
10 zweitägigen Sitzungen bis Ende
2010 bewältigt werden.

Für die Moderation des Runden Ti-
sches gewann der Bundestag Bundes-
tagsvizepräsidentin a.D. Frau Dr. Antje
Vollmer. 
Die folgenden Mitglieder des Runden
Tisches wurden durch Frau Dr. Vollmer
und das BMFSFJ berufen:

Vertretung ehemaliger Heimkinder:
Sonja Djurovic
Eleonore Fleth
Dr. Hans-Siegfried Wiegand

Vertretung des Petitionsausschusses
des Deutschen Bundestages:
Marlene Rupprecht
Mitglied des Deutschen Bundestages

Vertretung des Bundes:
Dr. Annette Niederfranke,
Bundesministerium für Familie,,
Senioren, Frauen und Jugend
Georg Recht,
Bundesministerium für Arbeit und
Soziales

Vertretung der Bundesländer:
Prof. Klaus Schäfer, 
Ministerium für Generationen, 
Familie, Frauen und Integration des
Landes NRW
Georg Gorrissen, 
Ministerium für Soziales, Gesundheit,
Familie, Jugend und Senioren des
Landes Schleswig-Holstein

Vertretung der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Landesjugendämter
Hans Meyer, 
Landschaftverband Westfalen-Lippe
Jörg Freese, 
Deutscher Landkreistag

Vertretung der Evangelischen Kirche 
Dr. Hans-Ulrich Anke

Vertretung des Deutschen Caritasver-
bandes e. V.
Mario Junglas

Vertretung des Diakonischen Werkes
der ev. Kirche
Dr. Jörg A. Kruttschnitt

Vertretung der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege für
die Nicht-konfessionellen Trägerver-
bände
Norbert Struck

Vertretung des AFET-Bundesverband
für Erziehungshilfe e. V.
Rainer Kröger

Anmerkung der Redaktion.: Seit geraumer Zeit befasst sich der AFET intensiv mit der Thematik. In dieser Rubrik möchten
wir Sie in unterschiedlichen Beiträgen informieren über die Arbeit des „Runden Risches“ (Kröger), zwei Veranstaltungen
und ein  AFET-internes Projekt (Schrapper), eine Rezension zu dem jüngst erschienenen Buch „Endstation Freistatt“ (Kap-
peler) sowie die Erklärung der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers  und des Diakonischen Werkes Nieder-
sachsen (Käßmann/Künkel).
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Vertretung des Deutschen Vereins für
öffentliche und private Fürsorge e. V.
Michael Löher

Vertretung des Deutschen Institutes
für Jugendhilfe und Familienrecht e.V.
Thomas Mörsberger

Vertretung der Deutschen Vereinigung
für Jugendgerichte und Jugendge-
richtshilfen
Prof. Dr. Bernd-Rüdeger Sonnen

Vertretung der Wissenschaft
Prof. Dr. Christian Schrapper
Universität Koblenz-Landau
Prof. Dr. Peter Schruth
Hochschule Magdeburg-Stendal

Der Runde Tisch hat vom 8.- 9. Sep-
tember 2009 mittlerweile zum 4. Mal
getagt. Die gemeinsame Arbeitsatmo-
sphäre ist sehr konstruktiv und ge-
prägt von dem gemeinsamen Willen,
die komplexe Problematik auf glei-
cher Augenhöhe aller Beteiligten zu
bearbeiten. Dies gilt insbesondere
auch für die 3 Mitglieder des Runden
Tisches, die als ehemalige Heiminsas-
sen die Betroffenen repräsentieren
und jeweils einen Vertreter haben.

Bisher sind auf jeder dieser Sitzungen
zusätzlich eingeladene Betroffene -
übrigens auch ehemalige Mitarbeiter
aus der Zeit – zu Wort gekommen, um
allen Mitgliedern ein möglichst brei-
tes Spektrum der Erfahrungen aus der
Zeit zu ermöglichen. 
Auf den Sitzungen referieren Wissen-
schaftler und andere Fachleute unter-
schiedlichster Profession, mit dem
Ziel dem runden Tisch möglichst um-
fassende Kenntnisse zu der komple-
xen Materie zur Verfügung zu stellen.
U.a. haben bereits referiert: 

• Herr Raum, Datenschutzbeauftrag-
ter der Bundesregierung zum Aus-
kunftsanspruch der Betroffenen

• Herr Cludius, Bundesjustizministe-
rium, zur rechtlichen Situation von
Kindern und Jugendlichen in den

Jahren 1949 bis 1975
• Herr Prof. Dr. Dr. h.c. Wiesner,

BMFSFJ, zum Jugendwohlfahrts-
recht

• Herr Wirth, Bundesministerium für
Arbeit und Soziales, zur gesetztli-
chen Rentenversicherung

• Herr Wältermann, Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales, zum
Opferentschädigungsgesetz 

• Herr Prof. Dr. Schruth, FH Magde-
burg, zu zentralen juristischen Fra-
gen von Beratungs- und Informati-
onsstellen

• Herr Prof. Dr. Schrapper, Uni Ko-
blenz, zur Situation der Heimerzie-
hung in den 50er und 60er Jahren

• Herr Saathoff, Stiftung „Erinne-
rung-Verantwortung-Zukunft“, zu
Erfahrungen mit den Ausgleichs-
zahlungen an ehemalige NS-
Zwangsarbeiter.

Diese Erkenntnisse werden mit dem
Ziel diskutiert, zu einer gemeinsamen
Sicht und Bewertung der Heimerzie-
hung der 50er und 60er Jahre in den
alten Bundesländern zu kommen.
Auf Grund wissenschaftlicher Er-
kenntnisse ist von einer Gesamtzahl
von ca. 700.000 Personen auszuge-
hen, die in den 50er und 60er Jahren
in öffentlicher Erziehung waren, da-
von im Rahmen der FEH und FE ca.
350.000 Personen.

Bei den Einrichtungen kann man da-
von ausgehen, dass es sich um ca.
63 % konfessionelle Heime handelte,
ca. 25 % öffentliche Heime und 12 %
Heime anderer Träger wie z.B. DRK u.a. 

Man kann zum jetzigen Zeitpunkt
festhalten, dass von den Mitgliedern
des Runden Tisches eine pauschale
Verurteilung der gesamten Heimer-
ziehung in den 50er und 60er Jahren
nicht getragen wird. 
Gleichzeitig wird auch deutlich, dass
die geschilderten Erfahrungen der
Ehemaligen nicht nur mit dem indivi-
duellen Fehlverhalten einzelner Mitar-
beiter zu begründen sind. Bestimmte

Strukturen sind erkennbar, die das ge-
schilderte Fehlverhalten von damals
tätigen Mitarbeitenden in den Heimen
und Jugendämtern gefördert haben. 
In diesem Zusammenhang spricht der
Runde Tisch von einer Verantwor-
tungskette. Sowohl öffentliche als
auch freie Träger tragen Verantwor-
tung für mögliche Fehlentwicklungen
der damaligen Heimerziehung. 
Eine Reduzierung der Thematik auf
das Verhalten von Mitarbeitenden
kirchlicher Einrichtungen wird der
Problematik nicht gerecht. 
In den bisherigen Beratungen wurde
deutlich, dass auch die Vormund-
schaftsgerichte, die örtlichen Jugend-
ämter und das jeweilige Landesju-
gendamt als Kostenträger, Maßnah-
menträger und Heimaufsicht die
Strukturen und Inhalte der damaligen
Heimerziehung maßgeblich mit ge-
prägt haben und damit Mitverant-
wortung für die Erarbeitung von Lö-
sungen tragen.

Nachdem auf der Sitzung im Septem-
ber die öffentlichen Träger im Mittel-
punkt der Diskussion standen, werden
auf der Novembersitzung die kirchli-
chen Träger ein Schwerpunkt der Dis-
kussion sein.
Anfang 2010 wird es einen ersten
Zwischenbericht geben.
Es gibt zur Zeit berechtigte Hoffnung,
dass der Runde Tisch bis Ende 2010
eine umfassende Aufarbeitung der
Heimerziehung der 50er und 60er
Jahre leisten und sich dann auch zu
Fragen der Wiedergutmachung posi-
tionieren wird.
Weiteres Material zu der Thematik
finden Sie unter:
www.afet-ev.de
www.rundertisch-heimerziehung.de

Rainer Kröger
Vorsitzender des AFET
Diakonieverbund Schweicheln
Herforderstr. 219
32120 Hiddenhausen 
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Zum zweiten Mal veranstaltete der
AFET in Kooperation mit der Universi-
tät Koblenz am 03.06.2009 ein Exper-
tInnengespräch zum Thema „Heimer-
ziehung der 1950er und 60er Jahre“.
Dazu wurden Forscherinnen und For-
scher eingeladen, die aktuelle For-
schungsansätze und erste -befunde
präsentieren und zur Diskussion stel-
len wollten. 

Einleitend berichtete Rolf Breitfeld,
der in den 1960er Jahren im Landes-
fürsorgeheim Glückstadt als Fürsor-
gezögling untergebracht war, vom
Forschungsinteresse und von den Ein-
drücken der aktuellen Aufarbeitung
aus Sicht eines „Ehemaligen“. 

Im Anschluss daran schilderte Man-
fred Kappeler in seinem Referat „Die
Wege ins Heim“ mögliche Anlässe
und Begründungen, die in den 1950er
und 60er Jahren zu einer Heimein-
weisung von Kindern und Jugendli-
chen führen konnten. 

Über erste Ergebnisse des an der
Ruhr-Universität Bochum laufenden
Forschungsprojektes „Konfessionelle
Heimerziehung von den 1950er bis in
die 1970er Jahre“ im Auftrag der Dia-
konie, der Caritas und der Kirchen be-
richteten Uwe Kaminski und Bernhard
Frings. 

Ergebnisse und Erkenntnisse des im
Frühjahr 2009 erschienenen Buches
„Endstation Freistatt – Fürsorgeerzie-
hung in den v. Bodelschwinghschen
Anstalten Bethel bis in die 1970er
Jahre“1 wurden von dem Mitheraus-
geber Matthias Benad vorgestellt. 
Der Vorsitzende der Ev. Jugendhilfe
Schweicheln Rainer Kröger berichtete
von den Ergebnissen eines kleineren
Forschungsauftrages zur Arbeitserzie-
hung in den Heimen des Diakoniever-
bundes Schweicheln e.V.. 

Die Projektgruppe „Fürsorgeerzie-
hung“ der Universität Koblenz präsen-
tierte erste Befunde aus dem laufen-

den Forschungsprojekt über das staat-
liche „Landesfürsorgeheim Glücks-
tadt“ in Schleswig-Holstein. 
Abschließend stellte Dierk Schäfer
und Michael-Peter Schiltsky Überle-
gungen und Verfahrensvorschläge zur
Diskussion, die es ehemaligen Heim-
kindern möglich machen sollen, selbst
zu forschen, unabhängig von den der-
zeit laufenden wissenschaftlichen
Forschungsprojekten. 

Die Dokumentation dieses zweiten
Expertengesprächs kann ab sofort auf
der Internetseite des AFET unter
www.afet-ev.de/aktuell/AFET_in-
tern/2009/Zusammenfassung-50-
60erJahre.php als pdf-Datei herun-
tergeladen werden. 

Für Mitte 2010 ist ein drittes Experten-
gespräch zum gleichen Thema geplant;
Interessenten, die bisher noch nicht
eingeladen waren, mögen sich bitte in
der AFET-Geschäftsstelle melden.

Christian Schrapper

Aktuelle Forschungsprojekte über die Heimerziehung der 1950er und 1960er Jahre

1. Zweites ExpertInnengespräch zur Heimerziehung der 1950er und 1960er Jahre

2.  Fachtagung am 5. und 6. Oktober 2009 an der Ruhr-Universität Bochum

Eine weitere Fachtagung, diesmal
zum Thema „ Konfessionelle Heimer-
ziehung“, wurde am 5. und 6. Oktober
von der Ruhr-Universität Bochum
veranstaltet. 

Einleitend fasste Uwe Kaminski die
aktuelle öffentliche Debatte um die
Heimerziehung der 1950er und 60er
Jahre und die vorliegende historische
Aufarbeitung hierzu zusammen. 

Im Anschluss daran gab es Referate
zur Geschichte und allgemeinen Ent-
wicklung der Öffentlichen Ersatzer-

ziehung, wie „Das Jugendamt als In-
terventionsinstanz am Beispiel Frank-
furt“ (Harry Hubert), „Das Landesju-
gendamt in Westfalen“ (Matthias
Fröhlich), „Die 68er und die Heimer-
ziehung“ (Markus Köster), „Die Heim-
reformen der 1970er Jahre“ (Manfred
Kappeler) und „Die kritische Sozialar-
beitsbewegung in den 1970er Jahren“
(Sven Steinacker). 

Über religions- und sozialpädagogi-
sche Diskurse über Heimerziehung in
den 1950er und 60er Jahren referier-
ten Christian Schrapper („Die Sozial-

pädagogik und die Heimerziehung in
den 1950er und 60er Jahren“) sowie
Traugott Jähnichen zu Erziehung und
Religion in den Heimen aus evangeli-
scher Perspektive und Andreas Hen-
kelmann aus katholischer Perspektive. 

Bernhard Frings gab mit ersten Ten-
denzen einen Überblick über die vor-
handenen Statistiken zur Heimerzie-
hung. 

Daran anschließend wurden For-
schungsergebnisse und erste -befunde
zur Heimerziehung in Freistatt (Hans
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Walter Schmuhl und Ulrike Winkler),
im Kinder- und Jugenddorf Bethanien
in Waldniel (Andreas Henkelmann), in
den Heimen des Landschaftsverban-
des Rheinland (Thomas Swiderek, Ju-
dith Pierling und Sarah Banach), in
den Heimen des Diakonieverbundes
Schweicheln e.V. (Melanie Mangold
und Tina Theobald), in den Anstalten
Himmelsthür bei Hildesheim (Harald
Jenner) und in der Johannesburg der
Hiltruper Missionare im Emsland
(Bernhard Frings) vorgestellt. 

Carola Kuhlmann stellte zusätzlich
Erkenntnisse aus ihrem 2008 erschie-
nenen Buch „So erzieht man keinen
Menschen – Lebens- und Berufserin-
nerungen aus der Heimerziehung der
50er und 60er Jahre“2 vor.

Auch zu dieser Fachtagung ist für das
Frühjahr 2010 eine Publikation ge-
plant.

Beide Fachtagungen haben sicherlich
dazu beigetragen, den aktuellen

Stand der wissenschaftlichen Be-
schäftigung mit dem Thema zu er-
kunden sowie eine Vernetzung der
verschiedenen Forschungsprojekte
herzustellen. Einzelbefunde der ver-
schiedenen Forschungsprojekte konn-
ten zusammengeführt werden und
unterstützen somit den Prozess der
Erarbeitung eines Gesamtbildes der
Heimerziehung von 1945 bis 1970. 

3.  Zum Status des „internen“ Projektes: Der AFET und die Heimerziehung der 1950er und
1960er Jahre

Alle ehemaligen Vorstandsmitglieder
des AFET wurden angeschrieben und
um die Übersendung noch vorhande-
ner Unterlagen aus der Zeit von 1945
bis in die 1970er Jahre gebeten. Darü-
ber hinaus fand eine erste Sichtung
aller AFET-Schriften aus dieser Zeit
statt. Aus der 5. bis 9. Auflage der
AFET-Heimverzeichnisse wurde eine
Auflistung aller Erziehungsheime, die
als Heime für Schwererziehbare und
geschlossene Heime bzw. Heime mit
geschlossenen Abteilungen aufge-
führt waren, erstellt. Ein Bericht über

die Positionen und Einflussnahme des
Fachverbandes AFET auf die Konzepti-
on und Praxis der Heimerziehung in
den Jahren 1946 bis 1970 wird im
Frühjahr 2010 vorliegen.

Anmerkungen

1 Matthias Benad, Hans-Walter Schmuhl,
Kerstin Stockhecke, „Endstation Freistatt
– Fürsorgeerziehung in den v. Bodel-
schwinghschen Anstalten Bethel bis in
die 1970er Jahre“, Verlag für Regional-

Geschichte Bethel Verlag Bielefeld, 2009
2 Carola Kuhlmann, „So erzieht man kei-

nen Menschen – Lebens- und Berufser-
innerungen aus der Heimerziehung der
50er und 60er Jahre“, Verlag für Sozial-
wissenschaften Wiesbaden, 2008

Prof. Dr. Christian Schrapper
Institut für Pädagogik
Universität Koblenz-Landau
Universitätsstr. 1
56070 Koblenz
www.uni-koblenz.de

Expertise zur Optimierung der Organisation und Steuerung der Berliner Jugendämter 
Im Auftrag der Berliner Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung hat ein Team von Experten
Vorschläge zur Optimierung der Arbeit und zur Verbesserung der Personalsituation der bezirklichen Jugendämter
erarbeitet. Der 300 Seiten umfassende Abschlussbericht empfiehlt, einheitliche Verwaltungsstrukturen in den be-
zirklichen Jugendämtern zu schaffen. Skizziert wird das Modell eines Musterjugendamtes, das in regionalisierten
Strukturen arbeitet. 
Die Experten haben auch die konkrete Arbeitssituation der Fachkräfte in den Jugendämtern beleuchtet. Vor dem
Hintergrund anhaltender Überlastungsklagen haben sie Belastungsfaktoren identifiziert, die durch gezielte Maß-
nahmen zur Optimierung der Steuerung und Organisation der Jugendämter beseitigt werden können:
- So soll ein fortschreibungsfähiges Personalbemessungsmodell zukünftig eine sach- und fachgerechte Personal-

ausstattung der Jugendämter ermöglichen.
- Die Fachkräfte der Regionalen Sozialpädagogischen Dienste beispielsweise sollen durch die Einführung eines

neuen Falleingangsmanagements spürbar entlastet werden.
Der Bericht wird im Senat und mit den Bezirken geprüft und bewertet, erst danach werden Schlussfolgerungen be-
züglich der Umsetzung der Vorschläge gezogen.
www.berlin.de/imperia/md/content/sen-jugend/jugendpolitik/sozialraumorientierungbericht_sro_jugendaemter.pdf
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Die Lektüre der in diesem Band verei-
nigten Texte war für mich von der
ersten bis zur letzten Seite anregend
und aufregend. Während ich die Bei-
träge in chronologischer Reihenfolge
las, entstand in mir eine komplexe
Gemengelage von Erkenntnisgewinn,
Zustimmung und Kritik, begleitet von
sehr „gemischten Gefühlen“. Ich will
versuchen, den Leserinnen und Lesern
meine während der Lektüre sich ent-
wickelnden Ambivalenzen zu vermit-
teln. Gewiss ein für „Rezensionen“
von „Fachbüchern“ unübliches Ver-
fahren. Vielleicht ist es angemessen,
von einem persönlichen Lese-Erlebnis
zu sprechen.

Meine Rezeption des Buches hat ei-
nen biografischen Hintergrund, den
ich kurz darstellen will. In den Jahren
1960 bis 1980 war ich als Sozialpäda-
goge in der Praxis der Heimerziehung
(als Gruppenleiter und Heimleiter) in
der Aus-, Fort- und Weiterbildung
von HeimerzieherInnen und in der Su-
pervision von sozialpädagogischen
Teams aus Heimen und den ersten so-
zialpädagogischen Jugendwohnge-
meinschaften in West-Berlin tätig.
Praktisch und theoretisch habe ich
mich an der Kritik und der Verände-
rung der Heimerziehung durch die
unter dem Titel „Heimkampagne“ zu-
sammengefassten Initiativen betei-
ligt. Mit dieser „Seite“ meiner berufli-
chen Erfahrungen habe ich sehr viel
stärker auf „Endstation Freistatt“ rea-
giert, als mit meiner wissenschaftli-
chen „Seite“, die freilich auch, aber
eher „begleitend“ beteiligt war. Viel-
leicht sollte ich auch noch erwähnen,

dass ich als gerade Vierzehnjähriger
meine alleinerziehende Mutter und
meine drei Brüder verlassen habe und
weit entfernt von „zuhause“ eine ex-
trem ausbeuterische Bäckerlehre ge-
macht habe. In diesen Jahren zwi-
schen Vierzehn und Siebzehn kannte
ich Gleichaltrige, die in „Fürsorgehei-
men“ verschwanden und lebte selbst
in der Gefahr, ein „Fall“ fürs Jugend-
amt zu werden, womit mir mein Lehr-
herr immer wieder drohte, um meine
„Aufsässigkeit“ zu bändigen.

Die Beiträge dieses Bandes, auch die
allgemein kontextbezogenen, haben
mich auf eine Zeitreise in die/meine
Vergangenheit mitgenommen.
Meine Leseart des Buches unterschei-
det sich von der Anderer: von Frauen
und Männern, die als Jugendliche in
Fürsorgeerziehungsheimen wie Frei-
statt und Ummeln leben mussten, von
Frauen und Männern, die in unter-
schiedlichen Funktionen und zu ver-
schiedenen Zeiten „weltlich“ oder
„dienend“ in den Bethelschen Heimen
gearbeitet haben, von Frauen und
Männern, die als Fachkräfte der „Ju-
gendfürsorge“ und des Vormund-
schaftswesens für die „Wege ins
Heim“ und für die Begleitung der Kin-
der und Jugendlichen durch ihre
Heimzeit und für die Heimaufsicht
verantwortlich waren, von Frauen und
Männern, die als TheologInnen, Medi-
zinerInnen, Verwaltungsfachleute und
JuristInnen in Leitungsfunktionen, als
GutachterInnen und RichterInnen,
aber auch als Nur-WissenschaftlerIn-
nen an dem komplexen Gesamtge-
schehen, das wir „Heimerziehung“
nennen, beteiligt waren. Diese vielen

unterschiedlichen Lesarten sind ver-
bunden mit den biografischen Kon-
texten der LeserInnen, die immer
auch generationenspezifische Bezüge
haben und allesamt in den Zusam-
menhang von Biografie und Zeitge-
schichte eingebettet sind, ganz unab-
hängig davon, ob dieser Zusammen-
hang jeweils präsent ist oder nicht.
Das bedeutet allerdings nicht, dass
die verschiedenen Lesarten beliebig
sind im Sinne von „ganz subjektiv“. Sie
markieren den jeweiligen Ausgangs-
punkt, von dem her die Annäherung
geschieht und sie bewirken wichtige
Akzentuierungen der Rezeption der
Texte, die, falls es gelingt sie zu kom-
munizieren, Sichtweisen auf das von
den AutorInnen Mitgeteilte (Fakten
und Interpretationen) eröffnen, ver-
stärken, relativieren können. Auch das
„Aufgeschriebene“ der AutorInnen
lässt sich nicht auf „rein subjektive
Sichtweisen“ reduzieren. Kritische
und schmerzende Darstellungen so-
zialer Praxis, die unsere Selbst- und
Weltbilder infrage stellen und unsere
Lebensbilanzierungen bedrohen kön-
nen, werden gerne als „subjektive
Sichtweisen“ verdächtigt. Das ist ein
Abwehrmechanismus. 

Ich habe mich gefragt, was die spezi-
fische Wirkung dieses Buches auf
mich hervorgebracht hat, im Ver-
gleich zu anderen Publikationen über
die Heim- und Fürsorgeerziehung, die
ich im Verlauf eines halben Jahrhun-
derts gelesen habe. Zunächst, so ver-
mute ich, liegt es am „Zuschnitt“ der
Textsammlung, die sich durch eine
Spannung erzeugende Heterogenität
auszeichnet, die man von einem an-

Manfred Kappeler

Endstation Freistatt – Fürsorgeerziehung in den v. Bodelschwinghschen Anstalten
Bethel bis in die 1970er Jahre

Matthias Benad / Hans-Walter Schmuhl / Kerstin Stockhecke (Hrsg.)

Bethel-Verlag, Bielefeld 2009
ISBN 978-3-935972-27-7
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deren Kriterium ausgehend auch als
„mangelhafte Geschlossenheit“ kriti-
sieren könnte. Ich finde es gut, dass
die Texte von Darstellungen des allge-
meinen sozialgeschichtlichen Kontex-
tes über diakonische Reflexion pro-
testantisch-christlicher Heimerzie-
hung bis hin zu in der Form von dich-
ten Beschreibungen ausgewerteter
Interviews mit Männern, die in ihrer
Jugend gegen ihren Willen in Freistatt
leben mussten und mit Sarepta-Dia-
konissen, die ausgedehnte Zeiten ih-
res Lebens in evangelisch-kirchlichen
Erziehungsanstalten (Ummeln und
Werther) für weibliche Jugendliche
„dienten“, reichen. Die Interviews sind
„gerahmt“ mit institutionsbezogenen
Archivmaterialien, sowie persönlichen
Korrespondenzen und Erinnerungen
von überwiegend leitenden Mitarbei-
terInnen der Bethelschen Anstalten
und der Diakonen- und Diakonissen-
Vereinigungen.

Diese Vielfalt der Zugänge eröffnet
mehrere Perspektiven auf das Zen-
trum des Buches, das ich in den Kapi-
teln „Fürsorgeerziehung in Freistatt
aus der Sicht der Zöglinge“ (von
Hans-Walter Schmuhl) und „Sarepta-
Diakonissen in der Fürsorgeerzie-
hungsarbeit 1946-1976“ (von Ulrike
Winkler), sehe. 

Obwohl ich über die Praxis der „End-
stationen“ der Heimerziehung aus ei-
genen An- und Einsichten während
der sechziger und siebziger Jahre und
aus vielen Berichten ehemaliger
Heimkinder, die mich jetzt fast täglich
erreichen, sehr viel weiß, hat mich die
kommentierte Darstellung der Erinne-
rungen der zwölf Männer, die als Für-
sorgezöglinge in ihrer Jugend nach
Freistatt gebracht wurden, erschüt-
tert. 

Die leitfadengestützen Interviews mit
diesen Ehemaligen wurden nach ein-
leuchtenden Kategorien von der „An-
kunft“ bis zur „Entlassung“ ausgewer-
tet und zusammengefasst. Vorange-

stellt wurden biografische Skizzen der
Interviewpartner, die den LeserInnen
die „Wege nach Freistatt“ nachvoll-
ziehbar machen und einen Beitrag zu
der noch wenig diskutierten zentralen
Frage liefern, mit welchen Begrün-
dungen und Verfahrensweisen – also
warum und wie – Kinder und Jugend-
liche in die Heime eingewiesen wur-
den. Überhaupt hat diese „Fallstudie“
über die Bethelschen Fürsorgeerzie-
hungsheime eine exemplarische Be-
deutung. Freistatt ist ein Musterbei-
spiel für die von Goffman in den
sechziger Jahren analysierte Totale
Institution und ihre Wirkungen auf
die „Insassen“ und das Personal. Jeder
Einzelbereichs des Heimalltags in
Freistatt, Ummeln, Eckardtsheim
(Aufnahme, Tagesablauf, Strafen, Ar-
beit etc.) bestätigt umfassend die
Goffmanschen Strukturelemente der
Totalen Institution. Das wird von den
AutorInnen des Bandes an mehreren
Stellen auch explizit bestätigt. In die-
sem Zusammenhang zeigen die Texte
zu den Nazareth-Diakonen (Rainer
Nussbicker) und den Sarepta-Diako-
nissen (Ulrike Winkler) eine für die
von religiösen Ordensgemeinschaften
und Vereinigungen durchgeführte
Heimerziehung spezifische und fol-
genreiche Konstellation: Die in An-
stalten erziehenden und pflegenden
Schwestern und Brüder sind selbst in
Anstalten des Typs „Totale Institution“
auf ihren Beruf im Sinne von „Beru-
fung“ vorbereitet worden. Sie haben
in ihrer eigenen Anstaltsozialisation
den autoritären Charakter entwickelt,
der sie für die Arbeit (immer als
„Dienst“ bezeichnet) in der Totalen
Institution prädestinierte. Die gerade-
zu panische Angst vor der Hereinnah-
me „weltlicher“ ErzieherInnen und die
daraus tatsächlich entstandenen
Konflikte haben hier ihre Ursache. Das
ist, auch wenn die AutorInnen diese
Konsequenz selbst nicht explizit zie-
hen, ein wesentlicher Grund für die
hartnäckige, oder im diakonischen
Jargon geradezu „verstockte“ Ableh-
nung „von außen“ kommender Kritik

und der in den Texten dokumentierten
jahrzehntelangen Verweigerung wirk-
licher Veränderungen der Heimorga-
nisation und der Erziehungspraxis.
Viel zu freundlich, ja fast entschuldi-
gend, wird diese Reform-Resistenz in
den Bethelschen Anstalten, die von
der Leitung über die mächtigen
„Hausväter“ und „Hausmütter“ bis hin
zum in der Gruppe „dienenden“ Bru-
der beziehungsweise zur Schwester
als „Modernisierungsdefizit“ und
„Festhalten an überkommenen Tradi-
tionen“ gewertet. 

Damit bin ich bei einem Problem an-
gekommen, das sich wie ein roter Fa-
den von der Einleitung bis zum
Schlusskapitel durch das Buch zieht:
Der heimliche Lehrplan der Texte be-
steht aus Relativierungen der Tatsa-
chen, die die Interviews und die vielen
Dokumente aus den Archiven der Dia-
konie, deren Veröffentlichung eine
der Stärken des Buchs ist, eindrucks-
voll und – bei aller Aufmerksamkeit
für Ambivalenzen und Widersprüche
– auch in großer Eindeutigkeit bele-
gen. Teilweise geraten diese Relati-
vierungen in die Nähe von Verharmlo-
sungen. Dieser heimliche Lehrplan er-
schließt sich den LeserInnen nur über
genaues Lesen, kritische Aufmerk-
samkeit bezogen auf die Sprache (se-
mantische Sensibilität) und schließ-
lich systematische Sprachanalyse.

In der das Buch einleitenden „Ur-
sprungs-Legende“ für die Durchfüh-
rung von Fürsorgeerziehung in den
Bethelschen Anstalten gerät diese
Tendenz sogar zur Geschichtsfäl-
schung. Die findet sich auf Seite 17
unter „Ergebnisse“ und wird als „Zen-
traler Befund“ der Forschungsarbeit
herausgestellt: „Christliche Erzie-
hungsanstalten handelten spätestens
seit dem Beginn des zwanzigsten
Jahrhunderts im Auftrag und unter
der Aufsicht des Staates – das Fürsor-
geerziehungsgesetz von 1900 mar-
kierte in dieser Hinsicht eine tiefe Zä-
sur. Es blieb den konfessionellen Ein-
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richtungen keine Wahl: Hätten sie
sich nicht unter staatliche Kuratel ge-
stellt, hätten sie die Erziehungsarbeit
in der bisherigen Form einstellen
müssen. Diese Teilverstaatlichung ei-
nes freien christlichen Liebeswerks
lief den Vorstellungen der Rettungs-
hausbewegung durchaus zuwider.“
Unter „staatlichem Druck“ habe sich
um 1900 die Innere Mission zu einem
Wohlfahrtsverband gewandelt. Damit
sei die freie christliche Liebestätigkeit
in die „Abhängigkeit von sozialtech-
nokratischen Strukturen“ geraten.
Diese „Teilverstaatlichung“ habe einen
„schleichenden Wandel des Erzie-
hungskonzepts und der Erziehungs-
praxis zur Folge“ gehabt: Vor allem
bestand eine unauflösliche innere
Spannung zwischen dem Grundpostu-
lat religiöser Freiwilligkeit in der Ret-
tungsarbeit der Inneren Mission und
dem Element der strukturellen Ge-
walt, das der staatlichen Zwangs- und
Fürsorgeerziehung innewohnte. In
dem Maße, wie die Erziehungsarbeit
in diakonischen Einrichtungen ver-
staatlicht wurde, wandelte sie sich zu
einer Zwangsveranstaltung. Die Kin-
der und Jugendlichen mussten nun
durch Mauern, verschlossene Türen
und vergitterte Fenster vom Entwei-
chen abgehalten werden. Scharfe
Kontrollen, strenge Disziplin, fast
schon militärischer Drill und teilweise
drakonische Sanktionen mussten das
pädagogische Regime stützen.“ (S. 18)

Als Zeuge für diesen „Befund“ wird
Friedrich von Bodelschwingh d.J. be-
müht, der 1930 „festgestellt“ habe,
„dass sich seit Anfang des Jahrhun-
derts die vom Gesetz vorgeschriebe-
nen Zwangserziehungsheime deutlich
von den früher betriebenen Rettungs-
häusern der Inneren Mission unter-
schieden: „Damit wurde (…) den sich
schnell vermehrenden Häusern ein
Stempel aufgedrückt, der eigentlich
der freien Liebesarbeit fremd war.
Niemals bis dahin hatte man in Bet-
hel Leuten gedient, die durch staatli-
chen Zwang überwiesen wurden. An

die Formen dieses Zwangs wurden
damals von den Behörden Forderun-
gen gestellt, denen wir uns nur un-
gern fügten. Wie sollten unsere Haus-
väter und Brüder den Jungen wirklich
erzieherisch und seelsorgerisch die-
nen, die fast wie in einem Gefängnis
behandelt werden mussten?“ (S. 19)
Das „Dilemma“ von christlicher Lie-
bestätigkeit und staatlicher Zwangs-
erziehung sei für die Fürsorgeerzie-
hungsarbeit Bethels für den Zeitraum
von siebzig Jahren prägend gewesen.
Die daraus resultierende „Dialektik
von ‚Liebe’ und ‚Zucht’“ habe man in
den Fürsorgeerziehungsanstalten
Bethels aufzuheben versucht. Für die-
se Behauptung finden sich in den
Texten keine ernstzunehmenden Be-
lege. Verschiedene, immer wieder ab-
gebrochene Reformversuche waren
regelmäßig durch Kritik von außen
erzwungen und scheiterten am Wi-
derstand von Innen. Als, zum Beispiel,
das Preußische Innenministerium in
den zwanziger Jahren mit einem Er-
lass (der u.a. durch Ereignisse in Frei-
statt motiviert war) jegliche Form
körperlicher Züchtigung in den Für-
sorgeerziehungsheimen verbot, pro-
testierte die Vorsteherkonferenz der
Deutschen Evangelischen Diakonen-
anstalten: „Gegen die Anwendung der
körperlichen Züchtigung und den Ein-
schluss in die Isolierzelle sind wegen
beklagenswerter Missbräuche oder
auch aus grundsätzlichen Erwägun-
gen Bedenken erhoben. Wir lassen sie
uns zur ernsten Prüfung dienen, sind
aber der Ansicht, dass die Betonung
der ‚Würde’ der Kinder und Jugendli-
chen nicht übertrieben werden darf
und Gefahren der Züchtigung sich
vermeiden lassen, wenn man das
Recht dazu nur dem Lehrer und dem
Hausvater überträgt. Das Recht zur
Züchtigung muss durch väterliche
Liebe erworben werden, und die schö-
ne Vorschrift der Württemberger
Schulordnung von 1730 (!) soll uns
mahnen: ‚Man umbindet die Rute mit
Seufzen zu Gott!’ Der bloße physische
Schmerz, den lieblose Hand zufügt,

richtet Zorn an oder erzeugt knechti-
sche Furcht.“

Die AutorInnen zeigen in ihrem Kom-
mentar zu diesem Zitat, dass die Ge-
walt in den Diakonischen Erziehungs-
anstalten „religiös überhöht wurde
und das ‚göttliche Gebot der Nächs-
tenliebe’ (…) als unüberbietbare Legi-
timation gewaltsamer Erziehung“ ge-
dient habe. Das wurde aber schon in
den Rettungshäusern des neunzehn-
ten Jahrhunderts so praktiziert und
prädestinierte die Innere Mission ge-
radezu für den staatlichen Erzie-
hungsauftrag mit dem Ergebnis, dass
in Norddeutschland die Monopolstel-
lung der Inneren Mission auf diesem
Gebiet nicht nur gehalten sondern
weiter ausgebaut werden konnte (das
gilt für die katholischen Erziehungs-
heime, die in katholischen Gegenden
Deutschlands dieses Monopol hatten,
natürlich gleichermaßen). Es handelte
sich nicht um eine „Dialektik von Lie-
be und Zucht“. Liebe und Zucht waren
in diesem Verständnis und der daraus
resultierenden Praxis identisch. Zucht
im Sinne von Strafe war, nach einem
Wort Martin Luthers der Ausdruck
„strenger Barmherzigkeit“. Ein „Span-
nungsverhältnis“, das Räume für Ver-
änderungen geschaffen hätte, gab es
da nicht. Die Liebe verschwand in der
Zucht, wurde Eins mit ihr – aber wo
bleibt dann die Liebe? Das sehen die
AutorInnen in ihrer Bewertung des
Protestes der „Vorsteherkonferenz“
auch selber so: 
„Angesichts der seit Ende des neun-
zehnten Jahrhunderts ausgebildeten
Strukturen der Fürsorgeerziehung in
Deutschland wurde mit solchen Argu-
mentationsmustern die Subkultur der
Gewalt stabil gehalten. Vom Erzieher
wurde erwartet, dass er sich – ohne
das notwendige pädagogische Hand-
werkszeug, mit einer viel zu großen
Gruppe konfrontiert – mit Strenge,
hartem Durchgreifen und auch kör-
perlicher Gewalt Respekt verschaffte,
die Ordnung aufrecht erhielt. Der
Hausvater forderte dieses Verhalten,
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die Leitung deckte es im Einverneh-
men mit der aufsichtführenden Be-
hörde, die religiöse Gemeinschaft, der
die Erzieher angehörten, verlangte
Gehorsam gegenüber den Vorgesetz-
ten und legitimierte die Gewalt gegen
die Zöglinge als ‚liebevolle Zucht’ im
Sinne ‚tätiger Nächstenliebe’.“ (S. 25)

Immer dann, wenn die AutorInnen die
gewaltförmige Erziehungspraxis do-
kumentieren und kommentieren, wi-
derlegen und widerspreche sie impli-
zit der zentralen Eingangsthese von
der Funktionalisierung der „freien Lie-
bestätigkeit“ der kirchlichen Werke
durch den staatlichen Auftrag zur
Zwangserziehung mit all ihren ent-
würdigenden und menschenverach-
tenden Praktiken. Diese Inkonse-
quenz, oder besser dieser Wider-
spruch zwischen kommentierter Do-
kumentation, die das Schreckenssys-
tem der Fürsorgeerziehung lückenlos
und schonungslos offenlegt (beson-
ders eindringlich in den vielen und
umfangreichen Fußnoten) und der re-
lativierenden und legitimierenden In-
terpretation der „zentralen Befunde“,
aber auch immer wieder in vielen
passager erscheinenden Wendungen
in den Texten, ist das bestürzende Di-
lemma dieses Buches. Es öffnet, wie
bislang keine andere Publikation im
kirchlichen Bereich, Türen für die vor-
behaltlose Anerkennung dieser gro-
ßen Vergangenheitsschuld und
schiebt sie gleichzeitig wieder zu, be-
ziehungsweise bietet die „Hintertü-
ren“ an und zwar für alle gegenwärtig
zur Aufklärung nicht nur auf dem
Runden Tisch in Berlin liegenden Ver-
antwortungsdimensionen. Dazu noch
ein Beispiel: Immer wieder wird von
den Kirchen und ihren Verbänden mit
Empörung zurückgewiesen, dass in

ihren Erziehungsanstalten strukturell,
ideologisch und personell die wäh-
rend der NS-Zeit gegenüber der Zeit
vor 1933 noch einmal zugespitzte
Zwangserziehung bis weit in die
Nachkriegszeit im Ganzen bruchlos
fortgeführt wurde. Die AutorInnen
liefern mit „Endstation Freistatt“ nun
den lückenlosen Beweis für diese Tat-
sachen und verschweigen sie gleich-
zeitig, indem sie an keiner Stelle des
Buches diesen skandalösen Sachver-
halt explizit beim Namen nennen. Es
ist dieser heimliche Lehrplan, der bei
manchen ehemaligen Heimkindern
die Enttäuschung über dieses lange
angekündigte Buch, mit dem das ih-
nen angetane Unrecht vorbehaltlos
anerkannt werden sollte, hervorgeru-
fen hat. 

Vielleicht gibt es aber zwei heimliche
Lehrpläne? Denn es ist und bleibt ein
großes Verdienst der AutorInnen, dass
ihr Buch, in meines Erachtens bislang
einmaliger Dichte, die Zustände und
Verhältnisse zum Vorschein bringt
und alle die Schlussfolgerungen na-
helegt, die sie selbst vermeiden. Viel-
leicht konnte dieses Buch nur so er-
scheinen und seine innerkirchliche
Dynamik freisetzen, deren Wirkungen
erkennbar sind.

Noch viele Facetten dieses Buchs wä-
ren es wert, „besprochen“ zu werden.
Vielleicht ergibt sich ja an anderer
Stelle Gelegenheit dazu.

Abschließend nur noch der „banale“
Hinweis: Solche Endstationen wie
Freistatt gab es viele in der Bundesre-
publik, auch in staatlicher Träger-
schaft. Sie unterscheiden sich nur in
Nuancen voneinander. Sie waren der
Schluss-Stein eines Fürsorgesystems,

das von dem sogenannten Vorfeld der
Heimerziehung über die „Wege ins
Heim“ und durch die Heime (Säug-
lings-, Kleinstkinder-, Kinder- und
Fürsorgeerziehungsheime, Kinder-
und Jugendpsychiatrie, Heime für be-
hinderte Kinder und Jugendliche) eine
gigantische Beurteilungs-, Selekti-
ons- und Disziplinierungsveranstal-
tung war, mit einander ergänzenden
unterschiedlichen Funktionen für die
bundesdeutsche sogenannte Nach-
kriegsgesellschaft.

„Endstation Freistatt“ ist mehr als ei-
ne „Fallstudie“ eines Fürsorgeerzie-
hungsheims und mehr als eine Studie
über einen der vielen Träger der
Heimerziehung. Dieses Buch ist
exemplarisch für das System Heimer-
ziehung und beleuchtet darüber hi-
naus die gesamte Kinder- und Ju-
gendfürsorge jener Zeit, von der die
Heimerziehung der bedeutendste Teil
war. „Endstation Freistatt“ konfron-
tiert nicht nur die Bethelschen An-
stalten und darüber hinaus die Evan-
gelische Kirche in Deutschland mit ih-
rer Verantwortung, sondern die ganze
Kinder- und Jugendhilfe, ihre öffent-
lichen und freien Träger und den
Staat mit seinem schon immer beste-
henden „Wächteramt“.

Mit den Geleitworten von Pastor Ul-
rich Pohl, dem jetzigen Vorsitzenden
der Bodelschwinghschen Anstalten
Bethel wünsche ich diesem Buch eine
große „interessierte und kritische Le-
serschaft“.

Prof. Dr. Manfred Kappeler
Belziger Str. 38
10823 Berlin
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Mit Trauer stellen wir fest, dass in un-
seren Einrichtungen der Jugendfür-
sorge in den 50er und 60er Jahren
schlimmes Unrecht geschehen ist. 

1. Uns beschämt, dass in den 50er
und 60er Jahren unser christlicher
Anspruch von der Wirklichkeit oft
nicht gedeckt wurde. Insbesondere
sehen wir, dass es häufig zu Gewalt-
anwendungen kam, ein oft massiver
psychischer Druck herrschte und in
den Heimen nicht individuell fördernd
auf die Kinder und Jugendlichen ein-
gegangen worden ist. Dadurch ist die
Würde der uns anvertrauten Kinder
und Jugendlichen oft nachhaltig ver-
letzt und ihr Leben beschädigt wor-
den.
Wir setzen uns dafür ein, dass in un-
seren Einrichtungen ohne Gewalt, in
einer Atmosphäre des Respekts, ein-
fühlsam und achtsam miteinander
umgegangen wird. Wir wollen die Fä-
higkeiten und Entwicklungspotentiale
des Einzelnen fördern. 

2. Uns beschämt, dass die bedrücken-
den Einzelschicksale über lange Jahre
verschwiegen und weder aufgearbei-
tet noch öffentlich gemacht wurden.
Die ersten Veröffentlichungen in der
Mitte der 60er Jahre wurden nur we-
nig beachtet. Sie trugen jedoch dazu
bei, dass unsere Einrichtungen sich
damals pädagogisch neu orientierten.
Es sind aber fast vierzig Jahre verstri-
chen, bis die Betroffenen in einer
breiten Öffentlichkeit Gehör gefun-
den haben.
Wir setzen uns zusammen mit un-
seren Einrichtungen dafür ein, dass
die Betroffenen therapeutisch und
seelsorgerlich begleitet werden. Au-
ßerdem lassen wir eine wissenschaft-
liche Dokumentation über die damali-

ge Situation in den Heimen erstellen,
auch um weitere Konsequenzen aus
den Versäumnissen der Vergangenheit
zu ziehen. 
3. Uns beschämt, dass Mitarbeitende
in den Einrichtungen für ihre verant-
wortungsvolle Aufgabe oft unzurei-
chend qualifiziert waren, ihre Einbin-
dung in ein streng hierarchisches Sys-
tem oft demütigend und die personel-
le Besetzung unzureichend war. Wir
achten die Mitarbeitenden, die unter
schwierigen Bedingungen Gutes woll-
ten und dies auch erreicht haben. Wir
wissen, dass viele ehemalige Mitar-
beitende bis heute unter Schuldge-
fühlen leiden.
Wir setzen uns gemeinsam mit un-
seren Einrichtungen dafür ein, dass
unsere Mitarbeitenden qualifiziert
ausgebildet sind und ständig entspre-
chend dem aktuellen Bedarf fortge-
bildet werden. Dazu brauchen die
Teams und die Leitungen der Einrich-
tungen eine permanente Supervision
und ein ständiges Beratungsangebot.
Grundvoraussetzung ist, dass unsere
Einrichtungen die Besetzung haben,
die den berechtigten Ansprüchen der
Jugendlichen und Kinder gerecht
wird.

4. Uns beschämt, dass die Heime der
Jugendfürsorge oft nicht auskömm-
lich finanziert waren. Deshalb erhiel-
ten die dort untergebrachten Kinder
und Jugendlichen keine adäquate
Ausbildung, sondern mussten für ihre
tägliche Versorgung oft hart arbeiten.
Wir setzen uns dafür ein, dass Kin-
der und Jugendliche in Einrichtungen
der Jugendhilfe eine qualifizierende
Ausbildung erhalten und alle Kosten
ihres Aufenthaltes durch die Solidar-
gemeinschaft gedeckt sind.

5. Uns beschämt, dass die staatliche
Einweisungspraxis oft leichtfertig
war, dass es an einer kompetenten
Heimaufsicht gefehlt hat und das
Miteinander von Jugendämtern und
Fürsorgeeinrichtungen meist unre-
flektiert und unkritisch gestaltet wur-
de.
Wir setzen uns gemeinsam mit dem
Gesetzgeber dafür ein, dass die Le-
benssituation der Betroffenen und die
Arbeitssituation der Mitarbeitenden
sowohl durch die staatliche Heimauf-
sicht als auch durch eine kritische Be-
gleitung und Beratung ständig ver-
bessert werden.

Wir, die kirchlichen und diakonischen
Einrichtungen wissen heute, dass bei
der Erziehung und Förderung vieler
Kinder und Jugendlicher, die uns in
den Erziehungseinrichtungen anver-
traut waren, vielfach versagt wurde.
Wir bitten bei den betroffenen ehe-
maligen Bewohnerinnen und Bewoh-
nen um Entschuldigung und Verge-
bung.

Wir haben aus der Vergangenheit ge-
lernt. Deshalb setzen wir uns in unse-
ren Einrichtungen konsequent für ei-
ne Pädagogik ein, die erfahrbar von
der bedingungslosen Annahme jedes
Menschen durch die Liebe Christi ge-
prägt ist.
Hannover, 7.Oktober 2009

Landesbischöfin Dr. Margot Käßmann
Diakonie-Dir. Dr. Christoph Künkel
Landeskirchenamt:
Rote Reihe 6
30169 Hannover
www.evlka.de

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers / Diakonisches Werk e. V. Hannovers

Gemeinsame Erklärung zu der Situation in Heimen der Jugendfürsorge in den
50er und 60er Jahren
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Armut definieren und messen

Diese Definition von Armut zielt auf
das Merkmal Ausgrenzung und auf
fehlende Teilhabe als wesentliches
Merkmal von Armut heute. Zu ihrer
genaueren Bestimmung existieren
Konzepte, die sich auf die objektive
Messbarkeit beziehen oder auch die
subjektive Wahrnehmung von Armut
darstellen.

Subjektive Wahrnehmungen von Ar-
mut und deren Auswirkungen auf die
individuelle Lebenssituation lassen
sich sehr gut beschreiben. Charakte-
ristisch ist zum Beispiel das Gefühl,
„nicht dazu zugehören“, „ganz unten
zu sein“ und alle anderen „über sich“
zu sehen, oft ohne die Perspektive,
dieser Situation bald zu entkommen.
Dem entsprechen in der Alltagsrealität
geringe Teilhabechancen, zunehmen-

de soziale Isolation und Ausgrenzung. 

Zur objektiven Bestimmung von Ar-
mut werden im allgemeinen Armuts-
grenzen bzw. -schwellen ermittelt.
Als solche gelten z.B. der Bezug von
Arbeitslosengeld oder Sozialgeld
(Hartz IV). Armut wird außerdem häu-
fig als „relative“ Armut bezogen auf
das Durchschnittseinkommen der Be-
völkerung oder auch nach dem „Le-
benslagenansatz“ bestimmt.

Im Rahmen der Armutsforschung
wurden unterschiedliche Konzepte
entwickelt, die zur ihrer Messung he-
rangezogen werden können. Beson-
ders weit verbreitet sind der Ressour-
cenansatz und der Unterversorgungs-
ansatz (Lebenslagenansatz). Nach
dem Ressourcenansatz wird Armut als
eine Unterausstattung mit monetären
Ressourcen aufgefasst, zu deren Mes-

sung in der Regel das verfügbare Ein-
kommen herangezogen wird. 

Dazu werden verschiedene Einkom-
mensgrenzen als Armutsschwellen
diskutiert: Bis vor einigen Jahren galt
man als arm, wenn man die 50 %-
Grenze des durchschnittlichen mo-
natlichen Einkommens unterschritt.
Im Rahmen der „Offenen Methode der
Koordinierung“ (OMK) entschied man
sich dann EU-weit für die 60 %-
Grenze. Nach dieser Definition gilt
heute in der gesamten EU als arm,
wer weniger als 60 % des durch-
schnittlichen Einkommens der jewei-
ligen Bevölkerung seines Landes oder
seiner Region unterschreitet1. Die fol-
gende Tabelle 1 nennt die je nach Er-
hebungsmethode unterschiedlich ho-
hen Armutsrisikoschwellen und Ar-
mutsrisikoquoten der Gesamtbevöl-
kerung.

Erziehungshilfe  in  der  Diskussion

Antje Richter

Kinderarmut

Armut schränkt die Handlungsspielräume des Menschen gravierend ein, schließt eine gleichberechtigte Teilhabe an den
Aktivitäten und Lebensbedingungen der Gesellschaft aus und hat Unterversorgung in wesentlichen Lebensbereichen zur
Folge.

Tabelle 1:

Quelle: 3. Armuts- und Reichtumsbericht 2008, S. 31
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Die Ursachen für die unterschiedli-
chen Niveaus des Einkommensmittel-
werts bzw. der daraus abgeleiteten
Armutsrisikoschwelle und -quote lie-
gen in Stichprobenschwankungen, in
unterschiedlichen Einkommensbegrif-
fen, Indikatorensätzen und Abwei-
chungen bei den Altersgruppen oder
in der Repräsentativität der Erhebun-
gen, etc.2

Armutsquoten und besonders ge-
fährdete Gruppen

Zu den besonders gefährdeten Grup-
pen zählen Arbeitslose, Alleinerzie-
hende, Migranten/innen und Perso-
nen ohne abgeschlossene Berufsaus-
bildung. Außerdem ist das Risiko in
Armut zu leben in ostdeutschen Bun-
desländern durchschnittlich gesehen
höher als in Westdeutschland.

Vor allem aber ist Armut in Deutsch-
land jung. Das höchste Risiko haben
nach wie vor Kinder im Vor- und im
Grundschulalter. Im Jahr 2007 ist laut
Deutschem Kinderhilfswerk jedes
sechste Kind unter sieben Jahren da-
von betroffen. Doch das sind Durch-
schnittswerte. In Berlin erhält im Juni
2008 beinahe jedes dritte Kind Hartz-
IV-Leistungen, und davon sind fast
50 % Kinder im Alter von 0-7 Jahren.
Ähnliche dramatische Zahlen finden
sich für Kommunen in ostdeutschen
Regionen sowie in einzelnen Stadttei-
len vieler Städte fast jeder Größen-
ordnung.

Die Armutsrisikoquoten nach Haus-
haltstypen aus dem Jahr 2005 weisen
nach EU-SILC 2008, d.h. nach der be-
sonders moderaten Berechnungs-
grundlage (vgl. deren Darstellung in
Abb. 1), eine durchschnittliche Ar-
mutsrisikoquote für Haushalte mit
Kindern zwischen 0 und 15 Jahren
von 11 % aus. Für Alleinerziehenden-
Haushalte beträgt die Armutsrisiko-
quote 24 %, für Familien mit drei und
mehr Kindern zwischen 0 und 15 Jah-
ren liegt sie bei 13 % (vgl. Tab. 2).

Im Vergleich mit den übrigen EU-
Staaten lebte im Jahr 2005 in
Deutschland ein überdurchschnittlich
hoher Anteil von Kindern zwischen 0
und 15 Jahren in Erwerbslosenhaus-
halten. Die hohe Erwerbslosenrate
hierzulande hat zur Folge, dass 2005
ca. 48 % der Erwerbslosenhaushalte
mit Kindern nur über ein Nettoäqui-
valenzeinkommen unterhalb der Ar-
mutsrisikoschwelle verfügte (3. Ar-
muts- und Reichtumsbericht der Bun-
desregierung). Nach den Daten des
SOEP3 liegt - anders als nach der eu-
ropäischen Statistik EU-SILC - das Ar-
mutsrisiko von Kindern bei 19 % und
daher mit einem Unterschied von
acht Prozentpunkten deutlich höher
als in der Gesamtbevölkerung. Ihr Ar-
mutsrisiko ist nach SOEP zwischen
2002 und 2005 mit vier Prozentpunk-
ten auch insgesamt stärker gestiegen
als in der Gesamtbevölkerung.

Diese Zahlen stammen vorwiegend
aus dem 3. Armuts- und Reichtums-
bericht der Bundesregierung und ge-

hören damit zu den moderaten Daten.
Darin sind noch nicht die Familien in
prekärer Einkommenslage berücksich-
tigt, die keine Leistungen nach SGB II
erhalten. Wohlfahrtsverbände wie der
SoVD, der Paritätische und auch der
Deutsche Kinderschutzbund weisen
auf die hohe Dunkelziffer hinsichtlich
der Verbreitung der Kinderarmut hin,
u.a. bedingt durch die hohe Quote der
sogenannten „Working Poor“- Famili-
en („Arm trotz Arbeit“), die mit ihrem
Niedrigeinkommen bei Vollzeiter-
werbstätigkeit nicht über die Armuts-
schwelle gelangen können. Diese Ver-
bände sprechen von mindestens 2,5
Mio. armutsbetroffenen Kindern und
Jugendlichen bis zu 18 Jahren. 

Auch der DGB meldet sich zu Wort
und macht darüber hinaus Angaben
zu Jugendlichen und jungen Erwach-
senen. Danach weist die SGB-II-Sta-
tistik (Hartz-IV) für Juni 2008 rund
1,9 Mio. (16,3 %) Kinder unter 15
Jahren sowie mehr als 900 000 Ju-
gendliche und junge Erwachsene zwi-
schen 15 und 24 Jahren im Hartz-IV
Bezug aus. Damit war Mitte 2008
trotz der relativ guten wirtschaftli-
chen Entwicklung im vorausgegange-
nen Zeitraum immer noch gut jeder
zehnte in Deutschland lebende Ju-
gendliche und jungen Erwachsene auf
Hartz-IV angewiesen. Das Verar-
mungsrisiko der 15- bis 24-jährigen
ist im Osten mit 17,4 % doppelt so
hoch wie das der Gleichaltrigen in
den alten Bundesländern (8,4 %).
Zwischen den einzelnen Bundeslän-
dern sind die Unterschiede noch grö-

Tabelle 2:
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ßer und besonders ungünstig stellt
sich wiederum die Situation in Berlin
dar, wo mehr als jeder/jede fünfte Ju-
gendliche Hartz IV Leistungen
bezieht4.

Kinderarmut stellt auch für die Hilfen
zur Erziehung ein relevantes Thema
dar. Immerhin bezieht die Mehrzahl
der Familien (60-70 %) in HzE staatli-
che Transferleistungen und Bezieher-
/innen von Arbeitslosen- und Wohn-
geld und anderen Versorgungsleistun-
gen sind deutlich überrepräsentiert.
Außerdem ist der Anteil kinderreicher
Familien und Alleinerziehender, d.h.
der Hauptrisikogruppen unter den Fa-
milien, in den Hilfen zur Erziehung
deutlich stärker vertreten als andere
Familienformen5. Finanzielle Armut
führt hier gepaart mit familiären Be-
lastungsfaktoren zu vielfach erhöh-
tem Hilfebedarf, dem jedoch auf-
grund von Strukturschwächen im
Hilfeangebot oder auch wegen des
fehlenden Zugang der Familien zu
Unterstützungsangeboten oft nicht
rechtzeitig entsprochen werden
kann.6

So beeinflusst vor allem eine Häufung
von familiären und individuellen Be-
lastungen die Auswirkungen finan-
zieller Armut auf Lebensbedingungen
und -chancen erheblich und er-
schwert auch den individuellen Auf-
stieg aus der Armut. Armutsforscher
versuchen daher neben der materiel-
len Situation die Lage in weiteren
zentralen Lebensbereichen wie Bil-
dung, Gesundheit, Wohnen, Freizeit-
gestaltung, Soziale Integration sowie
die subjektive Wahrnehmung der Le-
benslage (z. B. Wohlbefinden und
Handlungsspielräume) mit ihren In-
strumenten zu erfassen. Dazu wird
unter anderem der oben bereits er-
wähnte Lebenslagenansatz genutzt.

Bezogen auf Kinder und Jugendlichen
und auf die psychosozialen Auswir-
kungen von Armut auf diese Alters-
gruppe ist es entscheidend, ob diese

Situation vor allem die finanzielle
Seite betrifft oder Kinder bzw. ihre
Familien unter einer multidimensio-
nalen und schwerwiegenden Unter-
versorgung in mehreren zentralen Le-
bensbereichen leiden. In diesem Fall
spricht man von einer Kumulation der
Armutsrisiken, womit in der Regel be-
sondere Belastungen für die kindliche
Entwicklung verbunden sind.

Kinder mit Migrationshintergrund

Nach den Ergebnissen der 1. World
Vision Studie gehören Kinder mit Mi-
grationshintergrund deutlich häufiger
zu den unteren sozialen Statusgrup-
pen. Die Familien dieser Kinder sind
mit einem Anteil von 13 % entspre-
chend höher von Arbeitslosigkeit be-
troffen als Familien ohne Migrations-
hintergrund. Mit 21 % ist der Anteil
derjenigen Eltern, deren monatliches
Einkommen nach subjektivem Ermes-
sen nicht zum Lebensunterhalt aus-
reicht, ebenfalls überproportional
ausgeprägt7.

Auch die Datenlage der Kinder- und
Jugendgesundheitsstudie des Robert-
Koch-Instituts (KiGGS) lässt in Teilbe-
reichen sehr differenzierte Aussagen
zum sozialen Status von Mädchen
und Jungen mit Migrationshinter-
grund zu. Danach leben Kinder und
Jugendliche mit beidseitigem Migra-
tionshintergrund zu einem beträcht-
lich höheren Ausmaß in sozial be-
nachteiligter Lage verglichen mit Kin-
dern und Jugendlichen ohne bzw. mit
einseitigem Migrationshintergrund.
Die KiGGS-Studie belegt außerdem
innerhalb der Migrantenpopulation
gravierende Unterschiede hinsichtlich
der sozialen Schichtzugehörigkeit.
Mädchen und Jungen aus der Türkei
gehören mit Abstand am häufigsten
der untersten Sozialschicht an, ge-
folgt von jenen aus der ehemaligen
Sowjetunion sowie aus den arabisch-
islamischen Ländern. Kinder und Ju-
gendliche aus Westeuropa, Kanada
und den USA haben hingegen im

Durchschnitt eine höhere Statuszuge-
hörigkeit als jene aus Deutschland
(RKI 2008).

Gemessen an den Vorgaben des Un-
terversorgungsansatzes liegen für die
Gruppe der Kinder und Jugendlichen
aus Migrantenhaushalten benachtei-
ligende Bedingungen vor. Zusätzlich
zu Faktoren wie Einkommen und Bil-
dungsstatus beeinflusst auch der er-
schwerte Zugang von Migranten/in-
nen zu Beratungs- und Unterstüt-
zungsleistungen, unter anderem auch
abzulesen an der geringeren Nutzung
von Hilfen zur Erziehung, den Auf-
stieg in höhere soziale Statusgruppen.

Aufwachsen in Armut

Die Dauer der Armutslage hat ent-
scheidenden Einfluss auf den kindli-
chen Entwicklungsverlauf. Zum Einen
wirkt lang anhaltende Armut gegen-
über kurzen Armutsperioden weitaus
nachteiliger auf die kognitive sowie
sozio-emotionale Entwicklung, zum
Anderen wird die kindliche Entwick-
lung maßgeblich von den Reaktionen
der Eltern und ihren Strategien der
Problembewältigung sowie der Quali-
tät der familialen Beziehungen mit-
bestimmt. Geringe Ressourcen in der
elterlichen Partnerschaft beinhalten
für Kinder ein erhöhtes Vulnerabili-
tätsrisiko und die Problembewälti-
gungskompetenzen der Mütter sind
nicht nur Modell für die Kinder, son-
dern oft auch ausschlaggebend für
das vorherrschende Familienklima.8

Das Kinderpanel des Deutschen Jun-
gendinstituts ( DJI) aus den Jahren
2001 bis 2006 bietet Einblicke in die
Bedingungen des Aufwachsens unter
Berücksichtigung dauerhafter Armut
und nimmt dazu eine entwicklungs-
orientierte Längsschnittperspektive
ein, die auf den Ergebnissen von drei
Erhebungswellen beruht; d.h. die Kin-
der wurden im Zeitraum zwischen
den Übergängen vom Kindergarten in
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die Grundschule bzw. von der Grund-
schule in die Sekundarstufe I unter-
sucht. Dabei standen die Sichtweisen
von Kindern auf Familie, Gleichaltrige
und Schule im Zentrum des Interes-
ses. Im Ergebnis stellte sich hierbei
heraus, dass die Dauer der Armut, die
Bildung der Mutter und schließlich
der Familientyp zentral auf die kindli-
che Entwicklung einwirken9. Es konn-
ten u.a. signifikante Zusammenhänge
zwischen Intensität und Dauer der
Armut einerseits sowie Wohlbefinden
und Schulleistungen der Kinder ande-
rerseits belegt werden. 

Kinderarmut und Bildung

Die ungleichen Lebensbedingungen
beinhalten nicht nur beschränkte Ver-
fügung über finanzielle Mittel, son-
dern üben, wie später noch gezeigt
wird, Einfluss auf die Gesundheitsbio-
graphie sowie auf den Grad der gesell-
schaftlichen Einbindung aus, und sie
prägen den weiteren Bildungsverlauf. 

Die Bildungsbenachteiligung beginnt
bereits sehr früh, d.h. bereits lange
vor Schuleintritt. Beeinträchtigungen
in der Sprachentwicklung oder der
Wahrnehmungsentwicklung wirken
sich auf das Lernvermögen (z.B. Le-
sen) und/oder vermittelt auch auf
Verhaltensauffälligkeiten aus, sodass
arme Mädchen und Jungen ihren
Gleichaltrigen bereits zu Schulbeginn
in wesentlichen Entwicklungsberei-
chen unterlegen sind, ohne auf Res-
sourcen in ihrem Herkunftsmilieu zu-
rückgreifen zu können. 

Schon bei der Inanspruchnahme früh-
kindlicher Bildung spielt die soziale
Herkunft eine Rolle. Kinder von Eltern
mit niedrigem Bildungsabschluss so-
wie zugezogene ausländische Kinder
besuchen seltener einen Kindergarten
als deutsche und Kinder von Eltern mit
höherem Bildungsabschluss10. Bei den
Übergängen von der 4. Klasse in wei-
terführende Schulformen haben Schü-
ler aus unteren sozialen Lagen, vor al-

lem solche mit Migrationshintergrund,
es nicht nur schwerer auf höher quali-
fizierende Schularten zu kommen,
sondern auch sich dort zu halten11.

Dabei erweist sich der enge Zusam-
menhang zwischen Familieneinkom-
men und Schulerfolg. Durch die
AWO-ISS-Studie wurde nachgewie-
sen, dass Kinder armer Eltern sogar
bei gutem Bildungsniveau im Ver-
gleich zu nicht-armen Schülerinnen
und Schülern weniger erfolgreich hin-
sichtlich guter Noten und des gelun-
genen Übergangs auf weiterführende
Schulen sind. Bei gleich gutem Bil-
dungsniveau der Mutter (d.h. mindes-
tens Realschulabschluss) waren die
Chancen nicht-armer Kinder mehr als
viermal höher als die Chancen armer
Kinder auf ein Gymnasium zu kom-
men. Bei gleich schlechtem Bildungs-
niveau der Mutter (d.h. maximal
Hauptschulabschluss) waren die
Chancen nicht-armer Kinder immer
noch mehr als doppelt so gut: 47 %
nicht-armer Kinder, deren Mutter ma-
ximal Hauptschulabschluss hat,
wechselten zum Gymnasium, aber nur
17 % der Kinder aus armen Familien
sowie von Müttern mit gleicher schu-
lischer Qualifikation12.

Die AWO-ISS-Studie konnte auch be-
legen, dass es noch immer von den fi-
nanziellen Möglichkeiten der Eltern
abhängig ist, ab wann ein Kind den
Kindergarten besucht und wie der
Übergang in die Grundschule verläuft.
Kinder aus sozial benachteiligten Fa-
milien kamen oft erst ein Jahr vor der
Einschulung in die Einrichtung und
nur 69 % der armen versus 88 % der
nicht-arme Kinder gelang der „regu-
lären“ Übergang in die Regelschule.13

Zur Beeinträchtigung der schulischen
Leistungen führte laut DJI-Kinderpa-
nel vor allem anhaltende Armut in der
Grundschulzeit und das subjektive Er-
leben von Verarmung. Nach Einschät-
zung der Mütter starten die Kinder
bei anhaltender Armut beim Eintritt

in die Grundschule bereits mit Be-
nachteiligungen, die u. a. zu Lesesch-
wächen führen14.

Ähnliche Ergebnisse finden sich auch
in internationalen Studien, in denen
belegt werden konnte, dass materielle
Armut nicht nur einen massiven Ef-
fekt auf den Bildungsverlauf hat, son-
dern häufig auch unabhängig von der
sozialen Herkunft oder von Faktoren
wie Familienklima das Risiko erhöht,
nicht über die Hauptschule hinaus zu
gelangen. Besonders interessant ist,
dass dies im Vergleich zu den Kindern
höherer Statusgruppen weniger die
kognitive Entwicklung als die schuli-
sche Leistungsentwicklung betraf.
Dieser Rückstand im schulischen Be-
reich trat bereits zu Beginn des Bil-
dungsverlaufs ein15.

Kinderarmut und Gesundheit

Zahlreiche Studien und Gesundheits-
berichte belegen die ungleichen Ge-
sundheitschancen sozial benachtei-
ligter Kinder und Jugendlicher, die
sich bereits sehr früh in der Wahrneh-
mungsentwicklung, beim Sehen und
Hören, bei der Mundgesundheit, der
psychischen Gesundheit und in diver-
sen anderen Bereichen bemerkbar
machen. Auch das Risiko für frühe
Entwicklungsstörungen, Defizite im
Bewegungs- und Ernährungsverhal-
ten, Übergewicht und Rauchen sowie
psychische und Verhaltensauffällig-
keiten ist erhöht16. 

Zusammenfassend lässt sich sagen,
dass sich vor allem der Ausprägungs-
grad der Defizite und Schädigungen
durch ein Aufwachsen in Armut ver-
stärkt. Zu den Folgen können Lernbe-
hinderungen, aber auch Sprachbehin-
derungen und Verhaltensauffälligkei-
ten, organisch bedingte, geistige, kör-
perliche oder sinnes-spezifischen Be-
hinderungen gehören17. Diese Befun-
de ergeben sich vor allem aus einem
Mangel an Ressourcen, seien es feh-
lende Informationen, nicht ausrei-
chende Durchsetzungsfähigkeit von
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Eltern, wenn es um notwendige Ver-
ordnungen und Versorgung geht oder
finanzielle Engpässe. Dieser Ressour-
cenmangel ist viel zu oft ein Grund
dafür, dass die notwendigen Behand-
lungen nicht rechtzeitig genug einge-
leitet werden. Als ursächlich kann
sich zudem eine höhere Exposition
gegenüber Gesundheitsrisiken erwei-
sen. Außerdem wird den sozialen und
gesundheitlichen Hilfsangeboten eine
sozial selektive Wirkung attestiert18.

Der Wissensstand um den Einfluss der
sozialen Lage auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen wurde in
den letzten Jahren durch die KiGGS-
Studie des Robert-Koch-Instituts
(2007) erweitert. Neben den oben be-
reits genannten Befunden werden
beispielsweise Einflüsse der sozialen
Lage auf die Häufigkeit von Überge-
wicht, Essstörungen, Bewegungsman-
gel, sowie ein Einfluss auf die subjek-
tive Wahrnehmung der eigenen Ge-
sundheit oder bezüglich der Gewalt-
belastung bei Mädchen und Jungen
dargestellt. Die Ergebnisse der Studie
zur Gesundheit von Kindern mit Mi-
grationshintergrund erlauben eben-
falls einen sehr differenzierten Ein-
blick und wurden im Jahr 2008 veröf-
fentlicht19.

Kinderarmut und Ernährung

Wegen der dauerhaft negativen Aus-
wirkungen auf die allgemeine kindli-
che Entwicklung und auf die physi-
sche Gesundheit wird die Ernährung
in Armutslagen besonders häufig the-
matisiert. Oft ist sie mit einer ver-
mehrten Zufuhr von Nährstoffen ver-
bunden, denen bei hohem Konsum
negative Wirkungen auf Herz- und
Kreislauferkrankungen, Diabetes mel-
litus oder verschiedene Krebsarten
zugeschrieben werden. Gleichzeitig
geht sie mit einer Unterversorgung an
Nährstoffen einher, die eine Schutz-
wirkung vor bestimmten Krankheiten
(z.B. Darmerkrankungen) entfalten
können. 

Grundsätzlich gilt, dass Essgewohn-
heiten früh erworben und meist bis
ins Erwachsenenalter beibehalten
werden. Bereits Kleinkinder aus Ar-
mutshaushalten haben aber eine er-
höhte Zufuhr an Zucker und gesättig-
ten Fettsäuren und eine geringere
Versorgung mit Ballaststoffen, Mine-
ralien und Vitaminen. Übereinstim-
mend wird berichtet, dass sie seltener
Obst und Gemüse und häufiger preis-
werte, sättigende Lebensmittel wie
Brot, Nudeln und Kartoffeln zu sich
nehmen, aber auch häufiger Soft-
drinks und Süßigkeiten konsumieren
als Kinder aus Familien mit höherem
sozialen Status.

Übergewicht und Adipositas stehen
zudem in engem Zusammenhang mit
geringer körperlicher Aktivität, Bewe-
gungsmangel und ungesundem Le-
bensstil. Allerdings ist der erhöhte
Anteil übergewichtiger Kinder und
Jugendlicher auf keinen Fall pauschal
als falsches individuelles Gesund-
heitsverhalten oder Fehlverhalten der
Eltern zu bewerten, sondern auch ver-
hältnisbedingt, d.h. einem Leben in
(dauerhafter) Armut oder in lang an-
haltender prekärer Lebenslage zuzu-
rechnen. Problemverursachend sind
unter anderem die zu geringen Regel-
sätzen, die nach dem Hartz-IV-Gesetz
Kindern und Jugendlichen zustehen,
mit denen - wie das Forschungsinsti-
tut für Kinderernährung in Dortmund
im Herbst 2007 überzeugend nachge-
wiesen hat - eine nährstoffreiche und
preisbewusste Kinderernährung noch
nicht einmal über kostengünstige
Einkäufe im Discounter bestritten
werden kann20. 

Soziale Ressourcen, Vernetzung, so-
ziale Integration

Soziale Unterstützung gilt wegen ih-
rer besonderen Bedeutung für die
Problembewältigung als eine der zen-
tralen Variablen bei der Bewältigung
von Armut, da aus der Beteiligung an

einem Netz sozialer Beziehungen, das
Kontakte, Unterstützung und Hilfe
bietet, Freiräume und Teilhabechan-
cen entstehen, die die Armutsbewäl-
tigung entscheidend fördern können.
Andererseits verfügen aber gerade
Mütter oder Familien, die in Armut le-
ben, nur über kleinere und weniger
effektive Unterstützungsnetzwerke
als nicht-arme Mütter bzw. Familien.
Ebenso ist der Zugang von Familien
zu sozialen und gesundheitlichen
Diensten abhängig vom Grad der so-
zialen Integration, der Anzahl und der
Qualität sozialer Kontakte und dem
realen bzw. potentiellem Ausmaß so-
zialer Unterstützung21.

Die AWO-ISS-Studie22 belegte hohe
Zugangsbeschränkungen zu den An-
geboten sozialer und gesundheitlicher
Dienste, die vor allem von Familien
mit Migrationshintergrund und/oder
Eltern mit niedrigem Bildungsstatus
kaum überwunden werden können.
Nach Aussagen der befragten Familien
sind konkrete soziale Hilfen im Einzel-
fall schwer zu bekommen, haben kür-
zere Laufzeiten und werden oft wenig
intensiv gestaltet. Angebote für Kin-
der sind, wenn überhaupt vorhanden,
mehr an der Bewältigung des schuli-
schen Alltags als an einer grundlegen-
den Verbesserung der benachteiligen-
den Lebenssituation ausgerichtet. Die
Studie konnte belegen, dass

- die Zugangswege zu den sozialen
Hilfen Barrieren beinhalten, die vor
allem von nicht-deutschen Famili-
en und/ oder Eltern mit niedrigem
Bildungsstatus kaum überwunden
werden können,

- mehr als die Hälfte der armen Fa-
milien keines der Angebote zu So-
zialen Hilfen bzw. zur Beratung
nutzte,

- selbst im Fall sichtbarer multipler
Deprivationserscheinungen der
Kinder etwa nur 60 % der Familien
unterstützende Angebote erhalten. 
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Abb. 1: Was schützt?

Armut - ein Entwicklungsrisiko

Ausgrenzung und fehlende Chancen-
gleichheit stellen wesentliche Merk-
male von Armut in unserer Gesell-
schaft dar. Die Auswirkungen mate-
rieller Armut reichen in die Bereiche
Bildung, Gesundheit und soziale Teil-
habe und führen im ungünstigen Fall
so zu einer Kumulation der Belastun-
gen, die in ihrer Gesamtheit als Ent-
wicklungsrisiko zu werten sind. Spezi-
fische Risikokonstellationen, wie sehr
junge Elternschaft, chronischen Er-
krankungen von Eltern oder Kindern,
Suchterkrankungen und Gewalterfah-
rungen, soziale Isolation oder auch
Strukturschwächen im unmittelbaren
Lebensumfeld etc., können je nach Al-
ter und Entwicklungsstand oder –
kontext und Dauer des Auftretens zu
besonderen Gefährdungen und Belas-
tungen führen. 

Letztlich entscheidet unter Armuts-
bedingungen die Verfügbarkeit über
ausreichende, ausgleichende Res-
sourcen über den weiteren Verlauf der
kindlichen Entwicklung. Zu einem
umfassenden Bild gehört es daher,
Ressourcen und die potenziell schüt-
zenden Systeme und individuellen
Kompetenzen ebenso gut zu kennen
wie die Risiken im Leben eines Kindes.

Resilienz - Widerstandskraft ge-
genüber Entwicklungsrisiken

Das Konzept der Resilienz baut auf
dieser ressourcenorientierten Per-

spektive auf. Es zielt auf psychische
Widerstandskraft gegenüber biologi-
schen, psychologischen und psycho-
sozialen Entwicklungsrisiken und zielt
auf die Fähigkeit, Stress und Belas-
tungen erfolgreich im Sinn von Wi-
derstandsfähigkeit gegenüber vielfäl-
tigen Belastungen zu bewältigen.
Man spricht zum Beispiel von Resi-
lienz, wenn Kinder angesichts heraus-
fordernder Lebensumstände Bewälti-
gungskompetenzen aktivieren, die ih-
nen helfen, die damit verbundenen
Anforderungen relativ unbeschadet
zu überstehen.

Resilienz beinhaltet jedoch keine „an-
geborenen“, statischen Merkmale,
sondern ist abhängig von Eigenschaf-
ten, die das Individuum durch eigene
Aktivitäten erworben hat oder die ihm
durch seine Umgebung zur Verfügung
gestellt werden. Resilienz wird durch
Interaktion mit der Umwelt erworben.
Allgemein versteht man unter Resi-
lienz die Fähigkeit, erlernte Mecha-
nismen zur Bewältigung alterstypi-
scher Aufgaben trotz schwieriger
Umstände zu aktivieren.

Zu den schützenden Faktoren gehö-
ren individuelle und Umfeldmerkmale,
die man in personale Ressourcen - als
Eigenschaften des Kindes - und in so-
ziale Ressourcen unterteilt, d.h. in so-
ziostrukturelle Rahmenbedingungen
und Merkmale in der Betreuungsum-
welt des Kindes. Diese Faktoren kön-
nen eine positive kindliche Entwick-
lung unter Armutslagen zumindest
begünstigen.

Im Fokus der Diskussion um Resilienz
stehen somit:

- Statt Defizitperspektive die Orien-
tierung an den Ressourcen und
Stärken.

- Die Bewältigung von Risikobedin-
gungen und eine stärkere Betonung
primärer Prävention.

- Kinder/Jugendliche als aktive Be-
wältiger und Mitgestalter des eige-
nen Lebens.
Besonders viel Aufmerksamkeit wur-
de in den letzten Jahren den perso-
nalen Ressourcen von Kindern (vgl.
Bsp. in Abb. 1) entgegengebracht. 

Entscheidende Wirkungen der einzel-
nen Faktoren entfalten sich oft erst in
Interaktion untereinander bzw. in ei-
nem spezifischen Kontext. Die soziale
Einbindung in eine Gleichaltrigen-
gruppe kann sich beispielsweise als
schützender Faktor erweisen. Dies
trifft allerdings nicht zu, wenn dort
deviantes Verhalten zur Gruppenkul-
tur gehört. 

Ein anderes Beispiel bietet der Faktor
Geschlecht, der in Interaktion mit dem
Lebensalter gesehen werden sollte;
d.h. Jungen gelten vor allem im frühen
Kindesalter als verletzbarer als Mäd-
chen, während dies bei Mädchen eher
ab der Pubertät zutreffend ist. Je nach
Altersstufe und Geschlechtszugehö-
rigkeit werden also unterschiedliche
Faktoren als schützend angesehen.
Ebenso enge Zusammenhänge gibt es
zwischen den Faktoren Geschlecht
und Erziehungsorientierungen. 

- eine enge emotionale Beziehung zu mindestens einer
Bezugsperson

- die kognitiven Fähigkeiten des Individuums
- ein aktiver Problembewältigungsstil
- das Ausmaß an Selbstwertgefühl und Selbstvertrauen
- das Gefühl von Selbstwirksamkeit

- körperliche Gesundheitsressourcen
- das Ausmaß an wahrgenommener sozialer Unterstüt-

zung
- das Erleben von Erfolg und Leistung, nicht nur durch

gute Schulnoten, sondern auch durch soziale Aktivitä-
ten, die Verantwortung erfordern

- das Geschlecht
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Resilienz fördern über soziale Res-
sourcen

Manchmal scheint sich die Resilienz-
diskussion sogar nur um personale
Ressourcen zu drehen, was bedauer-
lich ist, da so der Eindruck entsteht,
dass Resilienz vor allem von individu-
ellen Anstrengungen oder auch Bega-
bungen abhängig sein könnte. Die
Ebene der sozialen Ressourcen ist je-
doch ebenfalls bedeutsam und die
Verfügbarkeit über soziale Ressourcen
fördert letztendlich auch die Entwick-
lung personaler Ressourcen. In Mehr-
ebenenmodellen, in denen Ressourcen
gebündelt dargestellt werden, werden
drei verschiedene Handlungsebenen23

benannt, in denen schützende Fakto-
ren verortet sind. Dazu gehören:

a) Persönlichkeitsmerkmale des
Kindes,

b) Merkmale der engeren sozialen
Umwelt 

c) Merkmale des außerfamilialen
Stützsystems.

Dieser Ansatz entspricht dem Stellen-
wert sozialer Ressourcen des familiä-
ren und außerfamiliären Unterstüt-
zungssystems, in dem sich Kita, Schu-
le, Nachbarschaft und Freundeskreise
ebenso wie auch soziale Hilfen und
andere Unterstützungsangebote, z.B.
der Gesundheitsförderung verorten
lassen.

Ann Masten, eine der führenden For-
scherinnen in diesem Gebiet emp-
fiehlt die Förderung von Resilienz auf
der Beziehungsebene durch die Stär-
kung von Kompetenzen wichtiger
Personen im Leben eines Kindes, d.h.
von Eltern, pädagogischen Fachkräf-
ten, usw.. Sie unterteilt Schlüsselstra-
tegien zur Resilienzförderung auch in
„Risiko-zentrierte Strategien“, „Res-
sourcen-zentrierte“ Strategien und
„Prozess-zentrierte Strategien“ und
zielt damit immer auch auf die Ge-
währleistung eines ressourcenreichen
Lebensumfeldes und auf die Bezie-

hungsqualität zwischen Bezugsperso-
nen und den ihnen anvertrauten
Mädchen und Jungen24

Soziale Unterstützung – soziale
Ressource

Soziale Unterstützung über soziale
Netzwerke gilt als soziale Ressource
und als eine der zentralen Variablen
in der Erhaltung von körperlicher und
seelischer Gesundheit. Die mehr oder
minder starke Einbindung von Kin-
dern und Jugendlichen in ein soziales
Beziehungsgefüge kann sich also ent-
scheidend auf die Bewältigung von
Problemlagen auswirken.

Die Bielefelder Invulnerabilitätsstudie
25 hat diese Variable und die Tradition
der Resilienzforschung in Deutsch-
land bereits sehr früh aufgegriffen
und dabei das Wissen um die Bedeu-
tung sozialer Netzwerke und sozialer
Unterstützung genutzt. Sie unter-
suchte Jugendliche in Heimbetreu-
ung, die aus einem so genannten
Multiproblemmilieu kamen und von
ihren professionellen Betreuern/-in-
nen im Hinblick auf ihre Bewälti-
gungskapazitäten als „resilient“ ein-
gestuft wurden. Diese Einschätzun-
gen der Betreuer wurden mit einem
ausführlichen Verfahren und Instru-
mentarium überprüft. Für die als resi-
lient eingestuften Jugendlichen zeig-
te sich, dass sie 

- häufiger eine außerfamiliäre Be-
zugsperson hatten, 

- mit der erfahrenen sozialen Unter-
stützung zufrieden waren,

- eine gute Beziehung zur Schule und
zu den Lehrern hatten,

- sich nicht hilflos fühlten, 
- einen aktiven und wenig vermei-

denden Bewältigungsstil bevorzug-
ten,

- ein flexibles und wenig impulsives
Temperament aufwiesen und eine
realistische Zukunftsperspektive
besaßen.

In der Längsschnittperspektive dieser
Studie zeigte sich, dass diese perso-
nalen und sozialen Ressourcen eine
gute Vorhersagequalität besaßen. Zur
Ermittlung von Resilienz wurden zu-
dem die Kompetenzen zur Problembe-
wältigung untersucht und man kam
zu dem Ergebnis, dass resiliente Ju-
gendliche weder ein größeres soziales
Netzwerk haben, noch häufiger sozia-
le Unterstützung mobilisieren als an-
dere. Sie waren aber deutlich zufrie-
dener mit der erhaltenen Unterstüt-
zung.

Dieses Ergebnis steht nach Einschät-
zung der Forscherinnen und Forscher
im Zusammenhang mit der Fähigkeit,
Probleme aktiv unter Nutzung sozia-
ler Ressourcen zu lösen. Ihrer Ansicht
nach nutzten die resilienten Jugendli-
chen soziale Unterstützung zwar
nicht häufiger, in Problemsituationen
aber vermutlich effektiver. Gründe
dafür liegen unter anderem in der
Wahrnehmung von „Regulierbarkeit“,
die bewirkt, dass Jugendliche geziel-
ter auf andere zugehen und dadurch
angemessenere Unterstützung erhal-
ten. Jugendliche, die eher aktiv-pro-
blemlösendes Bewältigungsverhalten
zeigten, entwickelten weniger Erle-
bens- und Verhaltensstörungen.

Die Ergebnisse zeigten außerdem,
dass für die Jugendlichen die vom
Heim angebotenen Hilfen allein keine
Garantie für eine positive Entwick-
lung darstellen. Erst wenn sie von den
Adressaten angenommen werden, ha-
ben sie eine Wirkung. Der Schlüssel
zum Erfolg der Unterstützungsleis-
tungen liegt damit in der Qualität der
Beziehung, die ihnen gleichzeitig mit
der Unterstützung angeboten wird.

Als relevant erwies sich auch die sub-
jektive Wahrnehmung des Heimkli-
mas durch die Jugendlichen. Dies
wurde von resilienten Jugendlichen
sehr ähnlich zum Klima eines Famili-
enkontextes wahrgenommen. Aus ih-
rer Sicht konnten sie das Klima als of-
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fen, Selbstständigkeit fördernd, aber
zugleich regelgeleitet, organisiert und
von Zusammenhalt geprägt beschrei-
ben. Diese Einschätzung wurde zu-
sätzlich durch Faktoren wie Heim-
und Gruppengröße, Ausmaß der Fluk-
tuation (von Beschäftigten und Ju-
gendlichen) sowie Gruppenstruktur
beeinflusst.

Kolip (1993) betont in ihrer ergänzen-
den Untersuchung zum Beitrag sozia-
ler Netzwerke zur Problembewälti-
gung außerdem, dass die gesamte
Diskussion nicht geschlechtsneutral,
sondern vor dem Hintergrund ge-
schlechtsspezifischer Lebensbedin-
gungen zu sehen ist. Sie nennt als
Beispiel die Aktivitäten mit Freundin-
nen und Freunden und deren Bewer-
tung. Mädchen wählen ihrer Ansicht
nach Freundinnen nicht nur danach
aus, ob sie gemeinsam in der Freizeit
etwas unternehmen und Spaß haben
können, sondern auch, ob sie zu ihnen
Vertrauen haben und Probleme be-
sprechen können. Bei Jungen scheint
dagegen die Bedeutung körperlicher
Aktivitäten zum Spannungsabbau (al-
lein und in der Gruppe) mehr Bedeu-
tung für die Problembewältigung zu
haben.

Fazit

Die Bedeutung sozialer Ressourcen,
die hier an einem Beispiel aus dem
Heimkontext dargestellt wurde, ent-
spricht ihrem Stellenwert auch in an-
deren Handlungsfeldern, die im Zu-
sammenhang mit Kinderarmut und
Prävention der Armutsfolgen von Be-
deutung sind. Früher Kitabesuch, eine
integrierende und gut vernetzte Ge-
meinwesenarbeit, Schulen mit einem
qualitativ guten gesundheitsfördern-
den Konzept und kulturellen Angebo-
ten sowie die Einbindung in ein Nach-
barschaftsnetzwerk oder einen engen
Freundeskreis eröffnen Zugänge zu
Unterstützung und Beratung und Zu-
gehörigkeit. Sie können armutsbe-

dingte Defizite ausgleichen und Kin-
dern, Jugendlichen und Eltern Integra-
tion und Anschluss ermöglichen. Vo-
raussetzung ist dabei immer eine hohe
Qualität des Angebots, die sich neben
der Ausstattung mit ausreichenden
Ressourcen (Zeit, Personal, Finanzen)
vor allem auch in der regelmäßigen
(Weiter-)Qualifizierung der Fachkräfte
und wirkungsvollen Methoden zur
Partizipation der Zielgruppe erweist.

Die Diskussion um Kinderarmut ist
auch für die Hilfen zur Erziehung ein
relevantes Thema. Hintergrund sind
zwar sowohl die hohen Armutsquoten
wie auch die Auswirkungen von Ar-
mut auf die kindliche Entwicklung in
den Bereichen Bildung, Gesundheit,
soziale Integration, die den Verlauf
der kindlichen Entwicklung beeinflus-
sen und bei ungünstigem Verlauf die
Arbeitsfelder der HzE berühren, vor
allem wenn familiäre Konflikte und
Problemlagen zur Kumulation der ar-
mutsbedingten Risiken beitragen. Hil-
fen zur Erziehung bieten in dieser Si-
tuation Unterstützung, u.a. bei der
Bewältigung von Krisen und zur Ent-
wicklung notwendiger Erziehungs-
kompetenzen. Hilfen zur Erziehung
können aber auch Bildungschancen
ermöglichen, Bewältigungskompe-
tenzen vermitteln und Zugänge zu
besonders belasteten Familie herstel-
len. Das Tätigkeitsfeld lässt sich noch
vielfach erweitern. Wesentlich ist da-
bei, dass der ressourcenorientierte
Blick eingenommen und konsequent
beibehalten wird. Ergebnisse der Resi-
lienzforschung können sich hierbei als
extrem nützlich erweisen, weil sie die
Aufmerksamkeit auf scheinbar einfa-
che, fast schon banale Faktoren len-
ken, die sich als protektive Faktoren
für die Entwicklung von Kindern und
Jugendlichen erweisen können: die
Herstellung“ von warmen, engen Be-
ziehungen, die Vermittlung sozialer
Kompetenzen, der Aufbau eines so-
zialen Netzwerks zur Vermittlung von
sozialer Unterstützung, von Konflikt-
lösungsstrategien und Selbstwirk-

samkeitsüberzeugungen. Für erziehe-
rische Hilfen sind diese Begriffe keine
Fremdworte. 

Im Erfahrungsschatz der Hilfen zur
Erziehung befindet sich eine hohe Ex-
pertise, von der andere Disziplinen
profitieren können, vorausgesetzt es
werden Strategien genutzt, die Parti-
zipation und Selbstbefähigung (Em-
powerment) als zentrale Aspekte der
Intervention beinhalten. Die gesell-
schaftliche Entwicklung bzw. die ho-
hen Armutsquoten unter Kindern und
Jugendlichen machen es erforderlich,
dass diese Kenntnisse auch in ande-
ren Feldern genutzt werden und ein
sektorenübergreifendes Arbeiten (in
Schulen, Stadtteilen und ähnlichen
Settings) möglich wird.

Die Ausführungen zur Resilienzfor-
schung und das Beispiel der Bielefel-
der sollten den Blick für die Ressour-
cenorientierung öffnen und die Be-
dingungen einer positiven Entwick-
lung trotz hohem Risikostatus skiz-
zieren. Diese Studie konnte jedoch
auch ganz klar belegen, dass die Ver-
mittlung resilienzfördernder Kompe-
tenzen unter Risikobedingungen hohe
Beziehungsqualität und qualitative
gute Rahmenbedingungen erfordert.
Beides ist notwendig, um Zugänge zu
Zielgruppe herstellen zu können. In
der Gesundheitsförderung spricht
man in diesem Zusammenhang von
Prävention in Settings. Man zielt da-
mit nicht nur auf das individuelle Ver-
halten, sondern strebt ebenso die Ver-
änderung der „Verhältnisse“ an. Aus-
gangspunkt dieses Vorgehens ist die
Überzeugung, dass Verhaltensände-
rungen nur nachhaltig wirken, wenn
sie in den Alltag integriert werden
können.

Die Rahmenbedingungen sind für die
Entwicklung von Kompetenzen ent-
scheidend und müssen dem Bedarf
unter Einbeziehung der Betroffenen
angepasst werden, auch wenn öffent-
liche Kassen und Geldgeber manche
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Leistungen allzu gern standardisieren
möchten.
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Cengiz Deniz 

Deutsch-türkische Sprachmischung als kommunikative Praxis oder der schwierige
Umgang mit Zweisprachigkeit – Perspektiven für Jugendhilfe 

Einführung oder „Worte machen
Leute“

Wenn Menschen sich ihrer sozialen
Umwelt mitteilen, benutzen sie neben
anderen Instrumenten wie Gestik und
Mimik meist die Sprache. Der Umfang
und die Form der sprachlichen Kom-
munikation geben Auskunft über die
sozialen und kulturellen Hintergründe
der Interaktionspartner. Anders for-
muliert: „Worte machen Leute“. 

In diesem Beitrag werden miteinander
verwobene türkisch-deutsche Sprach-
codes bezüglich ihrer Genese und
Funktionalität hinterfragt, insbeson-
dere hinsichtlich ihrer Konsequenzen
für Kinder und Jugendliche und deren
Erfolgs- bzw. ausgebliebenen Erfolgs-
chancen. Reflektiert wird, welchen
Einfluss deutsch-türkische Sprachco-
des auf den Sprachlernprozess haben. 

Ein aus türkischen und deutschen

Wörtern bestehender Satz (z.B. Frei-
tag günü Stadt’a fahren yaparim =
Am Freitag fahre ich in die Stadt)
kann situativ in der Alltagsinteraktion
praktisch und „schick“ sein, da er von
gleich gesinnten Interaktionspartnern
verstanden wird. Was aber, wenn die
Interaktionspartner diese sprachli-
chen Kompetenzen nicht besitzen?

Ulich u.a.1 sehen in Sprachmischung
bei Kindern migrantischer Herkunft
kein allgemeines Problem, sofern sie
bewusst die Sprachen auseinander-
halten können.

Sprachmischung wird aus folgenden
Gründen zu einem Problem: 

1. wenn aus Bequemlichkeit systema-
tisch gemischt wird,

2. wenn aufgrund fehlenden Differen-
zierungswissens Sprachen systema-
tisch miteinander gemischt werden
und 

3. wenn eine aus zwei Sprachen be-
stehende Struktur sich verselbstän-
digt hat. 

Unter diesen Bedingungen entwickelt
sich die Sprachmischung zu einer ei-
gendynamischen Sprachsystematik. 
Darin ist eine erhebliche Ursache für
das Ausbleiben von Bildungserfolg
und Integration in den Arbeitsmarkt
bei migrantischen Jugendlichen zu
sehen. 

1. Das Feld erkunden und soziale
(pädagogische) Probleme er-
kennen 

Esser weist darauf hin, dass Kinder
mit Migrationshintergrund in Ein-
wanderungsgesellschaften schlechte-
re schulische Leistungen im Vergleich
zu einheimischen Kindern erbringen.2.

Danach gibt es einen Zusammenhang
zwischen den Sprachkenntnissen der
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Eltern und den Schulleistungen der
Kinder. Neben der Kategorie Sprache
sind weitere soziale Kriterien, wie
kultureller Hintergrund der Eltern,
Migrationsbiographie und Vorberei-
tung der Kinder auf die Schule3, wich-
tige Elemente für den Schulerfolg. 

Bezogen auf die Praxis der Sozialen
Arbeit sind folgende Feldbeobacht-
rungen aufschlussreich:

1. In intensiven Gesprächen im Rah-
men verschiedener Jugendhilfe-
maßnahmen wird bemängelt, dass
Kinder und Jugendliche mit bikul-
tureller Biographie nicht in der La-
ge seien, ihre Gefühlsausbrüche,
ihre fachlichen Fähigkeiten, ihre
Gedanken in der einen oder in der
anderen Sprache auszudrücken.
Sie kommen ohne Sprachmischung
nicht zurecht. 

2. Etwa 30 % der SchülerInnen mig-
rantischer Herkunft verlassen die
Schule ohne einen qualifizierten
Hauptschulabschluss4 .

3. Zweisprachig aufwachsende Kin-
der erfahren in den seltensten Fäl-
len eine Anerkennung ihrer
sprachlichen Ressourcen.

4. Nicht selten werden diese Kinder
und Jugendlichen als „halbsprachi-
ges Problemklientel“ wahrgenom-
men. 

5. Bildungsinstitutionen und Fach-
kräfte sind gefragte Vorbilder, um
dieser Entwicklung entgegen zu
wirken. 

6. Ausgebliebener strukturierter
Spracherwerb verhindert sowohl
den Bildungserfolg als auch die
Aufnahme einer qualifizierten be-
ruflichen Tätigkeit. 

Berger / Luckmann fassen den kom-
munikativen Austauschprozess wie
folgt zusammen: „Ich spreche und
denke in einem. Und mein Partner
auch.“5

Im Folgenden werden diese Feldbeob-
achtungen mit Beispielen aus der
Fachliteratur verdeutlicht. 

2. Spracherwerb und Fachdiszipli-
nen 

In der Diskussion um Zweisprachig-
keit bzw. bilinguales Lernen reagieren
Betroffene bzw. deren institutionelle
Vertreter vorwiegend emotional bzw.
ideologisch. 
In den wissenschaftlichen Fachdiszip-
linen, wie etwa Erziehungswissen-
schaften6 und Soziologie7 werden
eher selektive Forschungsergebnisse
verallgemeinert. 

Im Kontext der Mehrsprachigkeit und
Bildungserfolg kommt Siebert–Ott zu
folgendem Schluss: 

„Wenn man bedenkt, über welchen
Zeitraum [fast 50 Jahre, C. D.] sich in-
zwischen bereits Schülerinnen und
Schüler aus Familien mit Migrations-
geschichte an Regelschulen in
Deutschland finden lassen, so ist es –
vorsichtig ausgedrückt – erstaunlich,
wie wenig wir über den Sprachge-
brauch und die Sprachentwicklung
von Kindern und Jugendlichen aus
diesen Familien [aber auch den Fami-
lien selbst, C. D.] wissen.“8

Bei den Forschungsstudien und den
vielfältigen Maßnahmen in der Sozia-
len Arbeit fehlt es an Differenzierung
hinsichtlich der Zielgruppe. „Mindes-
tens aber kann gesagt werden, dass es
deutliche Defizite im Wissen über das
Zusammenspiel der mit Sprache und
Integration verbundenen Prozesse
und Bedingungen gibt9.
Esser verweist darauf, dass „die wis-
senschaftliche Basis des Erkenntnis-
standes nicht deutlich genug ist“10,
um die kontroverse Diskussion sach-
lich-pragmatisch statt emotional und
ideologisch zu führen. 

Gogolin kommt im Anschluss an ihre
Studien zu anderen Ergebnissen. Sie
konstatiert: “Die Familien [ausländi-
scher Herkunft, C.D.] benutzen und
pflegen (mehr oder weniger elabo-
riert, je nach ihren Möglichkeiten) ih-

re mitgebrachten Sprachen – nicht
selten mehr als eine -, und sie wün-
schen, dass diese Sprachen von ihren
Kindern weitergebraucht und weiter-
gepflegt werden.“11

Beobachtungen im Feld belegen aller-
dings ein gegenteiliges Bild. Die große
Mehrheit der Zuwandererfamilien
verfügt

1. über einen sehr geringen Wort-
schatz in der Herkunftssprache,

2. spricht bevorzugt ihren Herkunfts-
dialekt, 

3. systematischer Spracherwerb wird
in den meisten Familien nicht ver-
mittelt,

4. sie sprechen eine Mischsprache,
die aus dem Deutschen und der
Herkunftssprache besteht. 

Diese familiäre Sprachpraxis mit sehr
niedrigem Sprachniveau wird von
Kindern und Jugendlichen in den
meisten Fällen übernommen und an-
gewandt. 

Insofern 
1. sind ihre Sprachkompetenzen in

der Herkunftssprache sehr be-
scheiden, 

2. lernen sie komplexe Muster der
Schriftsprache in der Familie nicht
und 

3. deshalb eher auf die Systematik der
Sprachmischung zurückgegriffen.

In diesem Beitrag werden empirische
Beobachtungen im sozialen Alltag ge-
nutzt, um der Frage nachzugehen, wel-
che Vor- bzw. Nachteile eine Sprach-
mischung in Form von der Aussage: 

„Freitag günü Stadt’a fahren yapa-
rim = Am Freitag fahre ich in die
Stadt“ 

für migrantische Kinder und Jugendli-
che haben kann. Die Diskussionser-
gebnisse sollen für einen differenzier-
ten Umgang mit dem Spracherwerb
dieser Zielgruppe genutzt werden. 



Dialog Erziehungshilfe | 3-4-2009 | Seite 40

3. Sprachmischung und Spracher-
werb 

3.1 Die Methode12 „Jedes dritte
Wort VERSTEHEN“ 

Lesen Sie folgenden Absatz Nr. 1 und
überlegen Sie anschließend, was Sie
verstanden haben.

Absatz Nr. 1 
In diesem Beitrag VERSTEHEN geht
es um ein systematische VERSTE-
HEN eines Beratungsfalles aus der
VERSTEHEN Erziehungs- und Fami-
lienberatung. Der VERSTEHEN wird
anhand eines Beratungsmodells
VERSTEHEN Beachtung folgender
vier Kontexte: VERSTEHEN und so-
ziale, kulturelle, psychische VER-
STEHEN psychologische sowie for-
melle und VERSTEHEN Erwartun-
gen hinterfragt. 

Was haben Sie nun VERSTANDEN?
Vermutlich nur das Wort VERSTEHEN,
was sicherlich nicht für eine Kommu-
nikation ausreicht.

Jetzt lesen Sie den gleichen Text noch
einmal, allerdings in Form eines nor-
malen Fließtextes. 

Absatz Nr. 2 
In diesem Beitrag geht es um eine
systematische Rekonstruktion ei-
nes Beratungsfalles aus einer in-
terkulturellen Erziehungs- und Fa-
milienberatung. Der Fall wird an-
hand eines Beratungsmodells unter
Beachtung folgender vier Kontexte
analysiert: Es werden gesellschaft-
liche und soziale, kulturelle, psy-
chische und psychologische sowie
formelle und informelle Erwartun-
gen hinterfragt.

Nun haben Sie VERSTANDEN, worum
es geht. So in etwa kann man sich das
Problem mit der Sprachmischung vor-
stellen. Das was man meint aus der
Kommunikation verstanden zu haben,
das hat man verstanden. Aber meinte

der Gesprächspartner auch das, was
wir „als verstandenen Inhalt“ der
Kommunikation registrieren? Nicht
nur in sozialen Berufen ist die Spra-
che ein wichtiges Arbeitsinstrument,
das zielgenau eingesetzt wird.
Sprachlich bedingte Verzerrungen in
der Wahrnehmung der Inhalte können
zu rudimentären Schlussfolgerungen
führen. 

3.2 Was bedeutet diese Kommuni-
kationsform für die Praxis der
Sozialen Arbeit? 

Zur Veranschaulichung der bisherigen
Ausführungen wird folgender Dialog-
text vorgestellt. Es geht hier um einen
Dialog zwischen einer türkischen
Mutter und ihrem etwa siebenjähri-
gen Sohn, die sich in einer Mischspra-
che unterhalten. 

Mutter :Sana fünfzig Euro veririm. (Ich
gebe dir 50 Euro) 

Sohn: O zaman kendime Kaugummi
alirim. (Dann kaufe ich mir
Kaugummi) 

Mutter: Ama hepsini Kaugummiye
vermek olmazki. (Aber du
kannst nicht alles für Kau-
gummi ausgeben) 

Sohn: Ehhm
Mutter: Birazini sparen yaparsin belki

kendine bir Hose alirsin, viel-
leicht kendine baska bir sey
kaufen yaparsin. (Du kannst
einen Teil davon sparen, viel-
leicht kannst du dir eine Hose
kaufen, vielleicht noch was
anderes) 

Sohn: Ama benim Hosem var. (Aber
ich habe eine Hose) 

Mutter: O kaputt olursa ya o zaman ne
giyersin? (Wenn die kaputt ist,
was ziehst du dann an?)

Sohn: O zaman kendime bir Hose
kaufen yaparim. (Dann kaufe
ich mir eine Hose) 

Mutter: Iste sana dedimya, biraz sparen
yap birde kendine bir Hose
al(Ja, wie ich dir gesagt habe,
einen Teil davon kannst du

sparen und mit dem restlichen
Geld kannst du eine Hose kau-
fen.) 

Soweit der Dialog zwischen einer tür-
kischen Mutter und ihrem etwa sie-
benjährigen Sohn, in dem es um das
Vermitteln von Kompetenzen im Um-
gang mit Geld geht. Sie versucht, ih-
rer erzieherischen Aufgabe konse-
quent nachzukommen. Der Dialogtext
gibt einen hinreichenden Einblick in
die Sprachpraxis der Mutter. Die
grammatischen Sprachstrukturen
werden von ihr willkürlich angewen-
det; es hat sich eine undifferenzierte
Sprachmischungs-Systematik etab-
liert, die sie so nutzt, als würde sie in
einer Sprache sprechen. 

Über den Spracherwerb der Sieben-
jährigen vermerkt Jürgen Habermas
Folgendes: 

„Das reflexive Sprachverständnis
selbst der Siebenjährigen ist aber erst
unvollkommen ausgebildet. Sie ver-
mögen noch nicht über die Kommuni-
kation selbst zu kommunizieren. Dies
gelingt erst, wenn sie zum reversiblen
Denken in der Lage sind, das ihnen er-
laubt, ihre Beziehungen zu einem an-
deren quasi von der Position eines
neutralen Dritten aus zu
reflektieren.“13

So gesehen hat der Sohn in dem oben
präsentierten Dialog keine Handhabe,
die Formulierung eines Dritten zu hö-
ren. Er übernimmt unhinterfragt die
Form des Satzbaus von der Mutter,
einschließlich ihrer Wortwahl. Er
übernimmt diese Sprachkreuzung
/ Sprachmischung in der vorgelebten
Form in der Annahme - so ist es zu-
mindest zu vermuten -, dass es sich
um eine korrekte Ausdrucksweise
handelt. 

In Übereinstimmung mit Hartmut Es-
ser (2006) und Siebert-Ott (2003)
kann festgestellt werden, dass es zu
wenige fundierte sozialwissenschaft-
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liche Studien gibt, die die Konsequen-
zen des Spracherwerbes in dieser Kon-
stellation ausführlich hinterfragen. 

Zwar kommt Ingrid Gogolin (2002) im
Anschluss an ihre Forschungsstudien
in Hamburger Schulen zu dem Ergeb-
nis, dass die Kinder, die ihre Mutter-
sprache gut beherrschen, dafür prä-
destiniert sind, eine Fremdsprache
schnell zu erlernen. Wenn diese These
zutrifft, dann ist der Umkehrschluss
auch richtig. 
Also: Wenn Kinder ihre Mutterspra-
che nicht gut beherrschen, dann sind
sie nicht in der Lage, eine Fremdspra-
che entsprechend systematisch zu er-
lernen. Dies trifft im oben vorgestell-
ten Dialog zwischen der Mutter und
ihrem Sohn zu. Kann hier von einer
drohenden „doppelten Halbsprachig-
keit“ gesprochen werden? 

Es kann davon ausgegangen werden,
dass das Ergebnis aus einer pädagogi-
schen Forschungsstudie14 nicht auf
den Spracherwerb der Gesamtheit
von Kindern nicht-deutscher Her-
kunft übertragen werden kann. 

Insbesondere ist hier noch nicht ge-
klärt, was unter dem Begriff „Mutter-
sprache“ zu verstehen ist. Welche ist
die Muttersprache des Kindes in dem
oben vorgestellten Dialog? Türkisch
oder deutsch? Oder ist es die Misch-
form als eine „eigenständige Spra-
che“?
Diese Fragestellungen zu analysieren
ist wichtig, um in der Praxis der Sozia-
len Arbeit mit Kindern, Jugendlichen
und Familien entsprechende Maßnah-
men einzuleiten. Fragmentarische
Kenntnisse über sprachliche Kompe-
tenzen reichen nicht aus, um zielgrup-
penorientierte Maßnahmen einzulei-
ten. Die vorhandenen Studien geben
darüber allerdings wenig Auskunft. 

Es geht mir nicht um idealisierte Be-
dingungen, unter denen Zwei- oder
Mehrsprachigkeit vermittelt bzw. er-
lernt werden kann, sondern aus-

schließlich um die Sprachvermittlung
im Sinne pragmatischer erzieheri-
scher Handlungen, wie in dem oben
vorgestellten Dialog. 

Lorenzer vermerkt Folgendes:

„Sprachentwicklung ist stets als ein
Vorgang der Vermittlung einer vor-
handenen Sprache als Symbolsystem
einer bestehenden Gesellschaft anzu-
sehen. Spracherwerb ist ein Prozess
der Sprachvermittlung15.“

Danach ist Spracherwerb erstens ein
sozialisatorischer Vorgang, der auf
dialogischer Sprachvermittlung ba-
siert, und zweitens ein lang anhalten-
der interaktionistischer Prozess. 

In dem oben präsentierten Dialog
zwischen der Mutter und ihrem sie-
benjährigen Sohn sind diese Aspekte
deutlich erkennbar. Beide Dialogpart-
ner übernehmen voneinander den
Wortstamm und drücken in unter-
schiedlicher Variation, z.B. HoseM
(meine Hose) ihre Wünsche aus. Die
Akteure sind bemüht, ihre Meinung in
derjenigen Sprache auszudrücken, die
sie am besten beherrschen. Dies ist
die Mischsprache aus türkisch und
deutsch. 
Mit Berger / Luckmann gesprochen
bedeutet diese Praxis, dass die „All-
tagswelt zu einem sinnhaften Gan-
zen“ zusammengefügt ist16.

Aus dem vorliegenden Dialog kann er-
schlossen werden, dass jegliche Kom-
munikation zwischen der Mutter und
dem Sohn nach ähnlichem Syntax-
muster abläuft. Nach meinen Beob-
achtungen im Feld der Sozialen Arbeit
und in den einzelnen nicht-deutschen
Communities bestätigt sich dieses
Handlungsmuster sprachlicher Praxis. 

4. Was ist das Problem? 

Im schulischen Alltag können sich die
meisten Kinder und Jugendlichen mit

Migrationsgeschichte in Alltags-
deutsch verständigen. Sie sind aller-
dings überfordert und verweigern die
einsprachige Kommunikation, wenn
sie einen Sachverhalt systematisch in
deutscher oder in der Herkunfts-
Sprache wiedergeben sollen. In sol-
chen Situationen vermengen sie die
Sprachen, die sie sprechen. 

Bezogen auf die Kinder und Jugendli-
chen mit Migrationshintergrund, die
durch Sprachmischung kommunizie-
ren, bedeutet das, dass sie – zumin-
dest verbal – in zwei Sprachen den-
ken, sprechen und kommunikativ han-
deln. Anders formuliert: Es entsteht
eine relativ eigenständige dritte Spra-
che, deren Spracharchitekt sie selber
sind. Ihr Inhalt wird vollständig nur
von ihresgleichen verstanden. Andere
Personen werden ausgeschlossen. 

Der Lehrer, der bspw. die Leistungen
in der Schule benotet, denkt, spricht
und handelt auch „in einer neuen
Sprache.“ Der Anwender der Sprach-
codes und sein Gegenüber ergänzen
sich aber nicht, sondern sie schließen
sich aus, weil sie in unterschiedlichen
Sprachen denken, handeln und spre-
chen. Der erwartete Sinnzusammen-
hang erfolgt also nicht. 

In kommunikativen face-to-face-Si-
tuationen und schriftsprachlicher
Textproduktion geht es darum, Inhal-
te so zu verbalisieren, dass sie von an-
deren Akteuren verstanden werden.
Wenn alle Akteure nicht über diesel-
ben sprachlichen Kompetenzen verfü-
gen, dann sind einige Dialogpartner
automatisch ausgeschlossen. 

Damit die Zwei- oder Mehrsprachig-
keit einen Bildungserfolg und die In-
tegration in das Erwerbsleben ermög-
licht, muss die erbrachte Leistung ob-
jektiv messbar sein, d.h. Schüler und
Lehrer bzw. SozialarbeiterIn und Rat-
suchende müssen in Einem denken,
handeln und sprechen. Wenn dies
nicht der Fall ist, dann handelt es sich
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um ein soziales Problem. 
Das Ziel einer schriftlichen oder
mündlichen Kommunikation ist die
Objektivierbarkeit subjektiven Wis-
sens durch das Medium Sprache(n). 

5. Abschließende Gedanken

Als ein Zwischenergebnis des bisher
Gesagten kann Folgendes festgehal-
ten werden: 

1. Die herkunftsprachlichen Kenntnis-
se und das systematische Lernen
der deutschen Sprache ist systema-
tisch zu fördern. 

2. Es ist eine zielgruppenorientierte
Elternarbeit anzustreben. 

3. Interkulturelle Lernprozesse sind
positiv zu besetzen. 

4. Viele Kinder und Jugendliche wer-
den in zwei Kulturen sozialisiert,
wodurch neue soziale Denk- und
Handlungsweisen entstehen, die
bislang keine Anerkennung er-
fahren haben. Dies ist im Sinne des
sozialen und kulturellen Kapitals17

zu fördern. 
5. Soziale Prozesse, die sich in einer

faktischen Einwanderungsgesell-
schaft vollzogen haben, sind als ei-
ne Normalität anzuerkennen und
zu fördern. 

6. Empirisch-wissenschaftliche Nach-
weise sind in diesem Kontext aller-
dings noch zu erbringen. 

6. Empfehlungen für Handlungs-
felder 

Gegliedert nach Handlungsfeldern
können folgende Leistungen erbracht
werden, um die Entstehung sozialer
und sprachlicher Defizite zu minimie-
ren. Dabei wird davon ausgegangen,
dass Kinder Sprache über den Dialog
mit Erwachsenen lernen.Im Laufe ei-
nes sprachlichen Interaktionsprozes-
ses erfassen sie den Sinn für be-
stimmte Wörter und versuchen diese
wieder in Dialogform anzuwenden. 

Unter diesem Aspekt können folgende
Handlungsfelder einen systemati-
schen Spracherwerb vermitteln, mit
der Zielsetzung, wie man mit Sprach-
mischung aus der Sicht der Sozialen
Arbeit umgehen kann. 

6. 1Handlungsfeld Kindertages-
stätte 

- Das Fachpersonal über die sozialen
Konsequenzen der Sprachmischung
sensibilisieren und aufklären. 

- Gezielte Sprachförderung in den
Sprachen anbieten, die von den
Kindern gesprochen werden. Dabei
ist von Sprachmischung abzusehen,
da das Sprachgefühl sich im Vor-
schulalter verfestigt. 

- Die Kinder können aufgefordert
werden, in ihrer „Muttersprache“ zu
erzählen, vorausgesetzt, es findet
sich Fachpersonal, das die Sprache
des Kindes kontrolliert. 

- Im Rahmen der Elternarbeit diese
Anregungen direkt umsetzen, d.h.
im Gespräch mit Kindern keine
Sprachmischung praktizieren, denn
Erwachsene sind Vorbilder. 

- Im Kindergarten sollten Kinderbü-
cher in mehreren Sprachen vorhan-
den sein und Kindern zugänglich
gemacht werden, um die anderen
Sprachen wertzuschätzen. 

- Mit Kindern üben (Stuhlkreis, Bil-
derbuchbesprechung, Vorlesen) in
einer Sprache zu bleiben, insbeson-
dere durch zweisprachiges Fach-
personal. 

- Wenn Kinder über längere Zeit die
Sprachen willkürlich mischen, dann
gezielt darauf reagieren. 

6.2 Handlungsfeld Schule 

- Auf Sprachkreuzungen gezielt
durch Erwerb von schriftlichen
Sprachstrukturen reagieren, z.B. im
Rahmen von Förderkursen, insbe-
sondere in den Ganztagsschulen.
Dieser Sprachpraxis kann nicht nur
mit Verboten begegnet werden,
sondern ausschließlich durch

durchdachte sozial-pädagogische
Maßnahmen. 

- Schulische Sprachpraxis sollte den
sozialen Hintergrund der SchülerIn-
nen einbeziehen.

- Konsequenzen der Sprachmischung
bewusster im Unterricht vermitteln,
z.B. durch Sprachtrenn-Training.

6. 3 Handlungsfeld Soziale Arbeit 

- Es ist sinnvoll, Fachpersonal zu be-
schäftigen, das auf Sprachmi-
schung kritisch reagiert, aber auch
damit arbeiten kann.

- Konsequenzen von Sprachmischung
in den Inhalt erbrachter Leistung
einfließen lassen, z.B. über den Hil-
feplan. 

- Systematisches Einüben der Dialo-
ge in einer Sprache, allerdings als
spielerisches Experiment, z.B. in der
Jugendsozialarbeit. 

- Im Sinne präventiver Maßnahmen
auf breiter Basis Sprachmischung
thematisieren, um die Akteure da-
für zu sensibilisieren. 

- Als Fachpersonal keine Sprachmi-
schung anwenden, sondern - so-
weit verantwortbar -, einsprachig
bleiben!

Anmerkungen

1 vgl. Ulich, 2001 S.21
2 cf. Esser, 2006 S.285
3 cf. Ebd. S. 286
4 Statistisches Bundesamt 2004
5 Berger/Luckmann, 1996, S. 39
6 Gogolin, 2002, Gogolin/Neumann, Roth

2003
7 Esser 2006
8 Siebert-Ott, 2003, S. 162
9 Esser, 2006:15, Hervorh. im Original
10 ebd:15
11 Gogolin, 2002 S. 9
12 Bei dieser Methode handelt es sich da-

rum, dass in einer Konversation etwa
jedes dritte Wort durch das Verb VER-
STEHEN ersetzt wird. Dabei soll dem
Gesprächspartner signalisiert werden,
dass man so deutlich und verständlich
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spricht, dass jeder einen VERSTEHEN
kann. Man stellt sehr hohe bis illusori-
sche Erwartungen an den Dialogpart-
ner, da er den Inhalt des Gesprächs
VERSTEHEN soll, obwohl er nicht er-
fährt, was man meint, da jedes dritte
Wort durch VERSTEHEN ersetzt wird,
statt es konkret auszusprechen. Wenn
man es könnte, dann würde man es
tun. Vermutlich geht es aber nicht, in-
sofern wird die eigene Gedankenstruk-
tur auf den anderen übertragen.

13 Habermas, J. 1975, zitiert nach Grimm,
H.1982, S.56

14 Gogolin, 2002
15 Lorenzer, K., 1973:163, zitiert nach

Grimm, H, 1982, S.526
16 vgl. Berger/Luckmann, 1996, S.41
17 Bourdieu, 1997
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VII. Prävention grenzverletzenden
Handelns

Prävention grenzverletzenden Han-
delns gründet sich nach dem hier
Dargestellten in erster Linie auf der
Achtung und Wahrung der Persön-
lichkeitsrechte der jungen Men-
schen. Diese Sichtweise ist geradezu
der Schlüssel zu einem respektvollen,
Grenzen wahrenden Umgang mit
Kindern und Jugendlichen mit he-
rausforderndem Verhalten und damit
auch der Schlüssel zur Vermeidung
bzw. Verhinderung übergriffiger
Handlungsweisen im pädagogischen
Alltag der (stationären) Jugendhilfe.
Insbesondere im Umgang mit ag-
gressiven und gewalttätigen Kindern
und Jugendlichen – verstärkt noch
bei solchen, die uns bedrohen oder
angreifen – stellen wir uns schnell
die Frage, warum sie überhaupt res-
pektvoll behandelt werden sollten,
wo sie doch ihrem Gegenüber genau
diesen Respekt verweigern. Wolf-
gang Papenberg gibt hierauf für den

Umgang mit Krisensituationen fol-
gende Antworten2:

1. Die aggressiven oder gewalttäti-
gen Kinder und Jugendlichen blei-
ben auch in einer Krisensituation
unsere Kinder und Jugendlichen,
für die wir eine besondere Verant-
wortung tragen – gerade in Kri-
sensituationen.

2. Die Kinder und Jugendlichen die
sich in einer solchen Ausnahmesi-
tuation befinden, sind nicht unse-
re Feinde, sondern Menschen, die
– häufig genug – auch in unserer
Institution sind, weil sie in solche
Krisen geraten.

3. Einen Verlust der Selbstkontrolle
zu haben oder unter Problemen
mit Impulssteuerung zu leiden,
macht jemanden nicht zu einem
schlechten Menschen oder Geg-
ner. Der Umgang mit solchen Pro-
blemen ist vielmehr unsere pro-
fessionelle Aufgabe.

4. Jemanden in Krisensituationen
respektlos zu behandeln oder sei-

ne Würde nicht zu achten, führt
dazu, dass die therapeutische bzw.
pädagogische Basis auch in ande-
ren Situationen gefährdet ist. 

5. Jemand der in der Lage ist, Kinder
und Jugendliche professionell zu
begleiten, ohne strafend, rächend
oder Schmerz zufügend einzugrei-
fen, dient auch als Beispiel für die
Kinder und Jugendlichen und de-
ren weiter zu entwickelndes Kon-
fliktlösungspotenzial.

6. Es dient der Steigerung des Si-
cherheitsgefühles der Kinder und
Jugendlichen, wenn sie die Erfah-
rung machen, dass sie auch in
Ausnahmesituationen gut behan-
delt werden und, dass dabei das
Ziel, Sicherheit für alle herzustel-
len, oberstes Gebot ist. 

7. Die Kinder und Jugendlichen (bzw.
ihre Angehörigen) können berech-
tigter Weise erwarten, dass in un-
serer Institution professionell mit
Krisen umgegangen wird.

8. Nur im Sinne von Notwehr zu
handeln oder gar Kampfsport-
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techniken oder Schmerz zufügen-
de Techniken anzuwenden, kann
dazu führen, dass wir in den Ver-
dacht geraten, in Krisensituatio-
nen die Grenze der Misshandlung
von Schutzbefohlenen zu über-
schreiten, wenn auch nur wider
besseren Wissens oder Könnens.

9. Ohne Frage können diese Gründe
auch für die Prävention von
grenzverletzenden Handlungen in
den übrigen beschriebenen Kon-
texten herangezogen werden. Sie
müssen jedoch noch erweitert
werden:

10. Wer grenzverletzende Handlun-
gen begeht, löst beim Opfer im
Allgemeinen einen sehr einfachen
Rache-Reflex aus.

11. Grenzverletzende Handlungen lö-
sen beim Täter fast immer ein Ge-
fühl etwas Schlechtes getan zu
haben („schlechtes Gewissen“)
aus, er fühlt sich schlecht. 

12. Grenzverletzende Handlungen
sind nicht rückgängig zu
machen.3

13. Grenzverletzende Handlungen
können einen Straftatbestand er-
füllen und die berufliche Existenz
des Täters bedrohen. 

14. Grenzverletzende Handlungen
können in Einrichtungen der Ju-
gendhilfe zu Sanktionen durch die
Aufsichtsbehörden bis hin zum
Entzug der Betriebserlaubnis füh-
ren. 

Es gibt also viele gute Gründe im pä-
dagogischen Alltag die Persönlich-
keitsrechte der jungen Menschen zu
schützen und zu wahren und daran zu
arbeiten Übergriffen vorzubeugen
und zu verhindern.

In der Betrachtung der unterschiedli-
chen Motivationen für grenzverlet-
zendes Handeln lässt sich erkennen,
dass eine entsprechende Präventions-
arbeit sehr vielschichtig ist und nicht
von Einzelnen geleistet werden kann.
Die verschiedenen Protagonisten
müssen wahrgenommen und ihre

spezifischen Aufgaben in der Präven-
tion geklärt werden. 

Verantwortung für die Vermeidung
und Verhinderung grenzverletzenden
Handeln tragen

- der einzelne Mitarbeiter
- die Teams
- die Einrichtungsleitung 
- der Einrichtungsträger 
- die Berater, z.B. Supervisoren
- die Jugendämter
- die Landesjugendämter
- die Verbände etc.
- die Kinder und Jugendlichen

mit unterschiedlichen Schwerpunkten. 

VII. 1 Präventives Handeln auf der
Ebene der Mitarbeiter

Prävention grenzverletzenden Han-
delns muss auf allen genannten Ebe-
nen stattfinden, um wirksam Über-
griffshandlungen zu vermeiden. Be-
sondere Verantwortung kommt je-
doch dem einzelnen Mitarbeiter zu,
der in der tägliche Arbeit mit den jun-
gen Menschen steht. Er ist gefordert
durchgehend seine Tätigkeit kritisch
zu betrachten, um nicht in den ein-
zelnen Situationen die Persönlich-
keitsrechte aus den Augen zu verlie-
ren. Er muss bereit sein und dazu be-
fähigt werden mit aggressiven und
gewalttätigen jungen Menschen pro-
fessionell umzugehen. Schutz vor
Ohnmachtsgefühlen aber auch Über-
machtshandlungen bieten Selbster-
ziehung, Aneignung umfassender
Fachkenntnisse (Fortbildungen) und
Supervision. Ebenso „…lohnt sich der
verstärkte Blick auf die eigenen Ar-
beitsbedingungen und die Erkenntnis,
dass diesen ebenfalls Vorbildcharakter
zukommt, ...“4

Wie oben beschrieben ist es auch die
Aufgabe des Einzelnen, Übergriffen –
sei es durch Kollegen oder andere Be-
treute – beherzt entgegen zu treten

und nicht zu schweigen. Hierzu sind
alle aufgefordert, an einer klaren Ein-
richtungsstruktur mitzuarbeiten und
eine Einrichtungskultur zu entwi-
ckeln, die die Persönlichkeitsrechte
der jungen Menschen in den Mittel-
punkt stellt. „Nur wenn wir die Würde
und die Persönlichkeitsrechte der Kin-
der und Jugendlichen respektieren,
haben wir die Basis, von der aus sozi-
alpädagogische und therapeutische
Interventionen erst gelingen können.
Inwieweit wir es schaffen, diesen
grundsätzlichen Respekt auch in ag-
gressiven und gewalttätigen Situatio-
nen zu erhalten und darauf gründend
zu intervenieren, …,ist ein Maß für die
Professionalität nicht nur (Anmerkung
des Verfassers) in Krisensituationen.“5

Zur Prävention von grenzverletzenden
Handlungen in Krisensituationen
muss größter Wert darauf gelegt wer-
den körperliche Auseinandersetzun-
gen zu vermeiden. Hierzu ist es sinn-
voll präventive Maßnahmen und ver-
bale Deeskaltionstechniken6 zu ent-
wickeln. „Für Situationen in denen
doch einmal körperliche Interventi-
onstechniken notwendig werden soll-
ten, werden aus berufsethischen,
rechtlichen und ggf. therapeutischen
Gründen nur solche angewandt, die
dem Kind bzw. Jugendlichen keinen
Schmerz zufügen und es nicht körper-
lich schädigen.“7

VII. 2 Präventives Handeln auf der
Teamebene

Wie es die Aufgabe des Einzelnen ist,
sich immer wieder kritisch zu hinter-
fragen, ist es Aufgabe des Teams, sich
gegenseitig wachsam zu beobachten
und auf Grenzverletzungen aufmerk-
sam zu machen, sich kollegial zu be-
gleiten. Hierzu sollte im Team Kon-
fliktfähigkeit geschätzt und geübt
werden. Professionelle Supervision
hilft im Umgang mit kritischen Situa-
tionen zu gemeinsamen Handlungs-
richtlinien zu finden und klare Ver-
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einbarungen zu treffen. Ein so erar-
beitetes Krisenmanagement unter-
stützt den Einzelnen in Krisensitua-
tionen und schafft Sicherheit für alle
Beteiligten. 

Zur Vermeidung grenzverletzender
Handlungen in Ohnmachtssituatio-
nen empfiehlt es sich, im Team an ei-
ner einheitlichen Einschätzung der
einzelnen Betreuten und deren per-
sönlichen Verhaltensmustern zu ar-
beiten. Dies hilft in Krisensituatio-
nen, gemeinsam ein professionelles
Verhältnis zu den jungen Menschen
zu behalten und deeskalierend zu
handeln. 

Ebenso ist es von wesentlicher Be-
deutung, dass alle Mitglieder eines
Teams ausreichend Informationen
über persönliche Belastungssituatio-
nen erhalten, um gegebenenfalls un-
terstützend oder entlastend einem
Kollegen beistehen zu könne. 

Innerhalb eines Teams kommt der
Gruppenleitung eine besondere Rolle
zu. Sie muss dafür Sorge tragen, dass
die für die Gesamteinrichtung gel-
tenden Regeln und Maßnahmen auch
in Phasen eines komplikationsfreien
Alltages konsequent durchgehalten
werden8. Sie muss ebenso darauf
achten, dass die Kinder und Jugendli-
chen ausreichend über ihre Rechte
und Pflichten informiert sind und
wissen, dass sie einen respektvollen,
grenzenwahrenden Umgang erwar-
ten dürfen. 

VII. 3 Präventives Handeln auf der
Leitungsebene

Aufgabe der Leitung gegenüber den
Mitarbeitern ist es, Vorkehrungen zu
treffen, sie vor Übergriffen durch die
Betreuten zu schützen. Sie dürfen im
Rahmen der Fürsorgepflicht nicht in
die Gefahr gebracht werden, am Ar-
beitsplatz körperlichen oder psy-
chischen Schaden zu nehmen. Hierzu

gehört, dass sie für Krisensituationen
entsprechende Verhaltensweisen er-
lernen konnten und anwenden kön-
nen. Ein Handlungskonzept – das über
das Krisenmanagement auf der Team-
ebene hinaus geht und auch den Um-
gang mit der Öffentlichkeit einbe-
zieht – ist für die Gesamteinrichtung
zu entwickeln. Hierzu gehört ebenso
ein allgemein verpflichtender Krisen-
interventionsplan, in den Psychiatrien
und Polizei einbezogen sind.9

Durch wachsame Begleitung der
Teams lassen sich Überforderungssi-
tuationen rechtzeitig erkennen und
durch gezielte Unterstützung und
Entlastung kritischen Situationen
vorbeugen. Hierzu gehört neben der
eventuellen personellen Verstärkung
eine bewusste Aufnahmepolitik, die
auf die Zusammensetzung der Grup-
pen Rücksicht nimmt. 

Mit der Entwicklung und Durchset-
zung einer Einrichtungskultur (ggf.
durch arbeitsrechtliche Vereinbarun-
gen), die darauf ausgelegt ist, die Per-
sönlichkeitsrechte der jungen Men-
schen und die Schutzrechte der Mit-
arbeiter zu achten und zu wahren
schafft die Leitung eine wesentliche
Voraussetzung zur Prävention grenz-
verletzender Handlungen. Hierzu ge-
hört auch auf dieser Ebene ein offe-
ner Umgang innerhalb des Kollegiums
und die Stärkung und Umsetzung der
Beteiligungsrechte der jungen Men-
schen. Es empfiehlt sich, diese kon-
zeptionell fest zu schreiben und den
Rechtekatalog den Kindern und Ju-
gendlichen zugänglich zu machen
und durch die Einführung eines Be-
schwerdemanagementes abzusichern.

Mit der Vernetzung mit anderen Ein-
richtungen und Fachdiensten, kann
eine Offenheit geschaffen werden, die
es auch Außenstehenden ermöglicht,
Einblick in die Arbeitsweisen der Ein-
richtung zu gewinnen und Wahrneh-
mungen mitzuteilen, die sie eventuell
in der Einrichtung machen. 

„Die Leitung ist also verantwortlich
für die Entwicklung und Implementie-
rung einer umfassenden Sicherheits-
kultur, die sich praktisch in einem or-
ganisatorischen und einem personel-
len Sicherheitskonzept nieder-
schlägt.“10

VII. 4 Präventives Handeln auf der
Ebene des Einrichtungsträ-
gers

Wesentliche Aufgaben des Einrich-
tungsträgers zur Prävention grenzver-
letzenden Handelns sind nach Papen-
berg11:

- Beauftragung der Leitung zur Ent-
wicklung eines Sicherheitskonzep-
tes

- politische Absicherung nach außen
- proaktive Öffentlichkeitsarbeit mit

dem Ziel, auch Risiken der Arbeit
darzustellen

- Vernetzung und Kooperation auf
Trägerebene auch mit Institutionen
der Fachaufsicht

- konsequentes Handeln in Krisensi-
tuationen, Unterstützung konse-
quenten Handelns der Leitung

- grundsätzliches Vertrauen in die
Professionalität der Leitung und
Mitarbeiter

- Fehlertoleranz, ohne zu vertuschen
oder leichtfertig zu werden.

Ergänzend sei hier auch die Möglich-
keit zur Schaffung einer „Beschwer-
destelle“ innerhalb der Einrichtung
genannt, wie sie der Diakonieverbund
Schweicheln eingerichtet hat und im
Verband für anthroposophische Heil-
pädagogik und Sozialtherapie in der
Schweiz (VaHS)12vereinbart ist. 

Des Weiteren kommt der Leitung
durch bewusste Personalpolitik die
Aufgabe zu, die Beschäftigung von
Persönlichkeiten mit Mangel an per-
sönlicher Eignung zu vermeiden.
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VII. 5 Präventives Handeln auf der
Beraterebene

Beratende (z.B. Supervisoren) können
helfen individuelle Anteile der Betei-
ligten an Übergriffsituationen heraus-
zuarbeiten und institutionelle wie
strukturelle Probleme auf zu decken.
Einzelne, Teams und die Institution
werden so in die Lage versetzt, aus den
Vorfällen zu lernen und Konsequenzen
zu ziehen. Sie können Hüter der ethi-
schen Grundsätze im Umgang mit den
Kindern und Jugendlichen sein.

Da sie diejenigen sind, die von außen
kommend die tiefsten Einblicke in die
Strukturen, Abläufe und Problemsi-
tuationen einer Einrichtung haben
und gleichzeitig eine gewisse Ver-
trauensstellung einnehmen, kommt
ihnen auch die Verantwortung zu, ge-
gebenenfalls auf vorhandene Defizite
aufmerksam machen13. 

Eine privat-freundschaftliche Verbin-
dung zwischen Beratenden und Lei-
tung einer Einrichtung sollte grund-
sätzlich vermieden werden. Eine sol-
che Situation trägt eher zu einer Ver-
schleierung von strukturellen und in-
stitutionellen Problemen bei. 

VII. 6 Präventives Handeln auf der
Ebene der Kostenträger und
der Aufsichtsbehörden

Es ist der gesetzliche Auftrag der Kos-
tenträger (Jugend- und Sozialämter)
und Aufsichtsbehörden (Landesju-
gendamt, Heimaufsicht) dafür Sorge
zu tragen, dass in den Einrichtungen
der Jugend- und Sozialhilfe (Alten-
pflege, Behindertenhilfe etc.) die Per-
sönlichkeitsrechte der Betreuten Be-
rücksichtigung finden. Hierzu haben
sie weitreichende Befugnisse (z.B. Er-
teilung der Betriebserlaubnis), die hier
nicht näher erläutert werden sollen. 

Für die Prävention grenzverletzenden
Handelns können diese Behörden

durch gezielte Aufklärung z.B. über
die rechtlichen Rahmenbedingungen
(siehe Broschüre „Pädagogik und
Zwang“ des Landschaftsverbandes
Rheinland) Wesentliches beitragen
und die Handlungssicherheit im pä-
dagogischen Alltag erhöhen. 

VII. 7 Präventives Handeln auf der
Ebene der Fach- und Wohl-
fahrtsverbände

Fach- und Wohlfahrtsverbänden kön-
nen in der Präventionsarbeit für die
fachliche Fort- und Weiterbildung,
aber auch die Beratung der Einrich-
tung und deren Mitarbeiter in der Ju-
gendhilfe Verantwortung überneh-
men. Sie haben die Mittel und Fach-
leute zur Verfügung hier adäquate
Angebote zu schaffen. 

Mit der Schaffung einer Präventions-
und Beschwerdestelle könnten die
Verbände wichtige Voraussetzungen
für eine auf breiter Basis getragenen
Verhinderung von Übergriffshandlun-
gen schaffen. Aufgaben einer Präven-
tionsstelle können z.B. sein14:

- die Organisation und Durchführung
von Fortbildungen

- Beratung und Unterstützung von
Einrichtungen bei der Schaffung
von Krisenplänen etc.

- Beratung und Unterstützung im
Bereich des Arbeitsrechtes

- Beratung und Unterstützung im Be-
reich der Beteiligung von Betreuten

- Einrichtung einer Beschwerdestelle
- Vernetzung der Einrichtungen
- Besuche in den Einrichtungen 
- Vermittlung in Konfliktsituationen
- Interventionen (z.B. durch ver-

pflichtende Beratung).

Mit Hilfe einer derartigen Präventi-
ons- und Beschwerdestelle könnten
Übergriffshandlungen in gewisser
Weise öffentlich und auch frühzeitig
bearbeitet und die Aufsichtsbehörden
evtl. entlastet werden. 

VIII. Beteiligung – ein Schlüssel zur
Prävention

Bei allen Bemühungen auf den hier
dargestellten Verantwortungsebenen
ist aus meiner Sicht Prävention wirk-
sam nur durch Beteiligung der Betrof-
fenen zu erreichen. Dies kann nur ge-
lingen, wenn Kinder und Jugendliche
umfassend über ihre Rechte infor-
miert werden. Die Mitgliedseinrich-
tungen des Paritätischen Nordrhein-
Westfalen haben mit ihrer Broschüre
„Du bist bei uns willkommen!“ ebenso
wie der Diakonieverbund Schweicheln
mit der Broschüre „Deine Rechte in
der evangelischen Jugendhilfe Gel-
tow“ Material vorgelegt, dass in die
praktische Arbeit direkt übernommen
werden kann. Das Hessische Sozialmi-
nisterium, Landesjugendamt, hat mit
den „Empfehlungen zu den Mitbe-
stimmungs- und Mitwirkungsrechten
junger Menschen in Einrichtungen“
ebenfalls die Rechte der jungen Men-
schen konkretisiert. 

Mit der Bekanntmachung dieser
Rechte werden die Kinder und Ju-
gendlichen in die Lage versetzt, früh-
zeitig Übergriffe zu registrieren und
die Mitarbeiter, die Teams, die Leitun-
gen und auch andere Stellen darauf
aufmerksam zu machen, wenn ihre
Rechte missachtet werden. Alle Mit-
arbeiter einer Einrichtung (ein-
schließlich des hauswirtschaftlichen
Personals, des Hausmeisters etc.), in
der Kinder und Jugendliche ihre
Rechte kennen, in der diese Rechte
zum verbindlichen Bezugs- und Ori-
entierungsrahmen gehören, können
nicht darüber hinweg sehen, wenn
diese Rechte missachtet werden. 

Kinder und Jugendliche, die erleben,
dass ihre Persönlichkeitsrechte auch
in schwierigen Situationen gewahrt
und ernst genommen werden, können
zu mündigen Bürgern heranwachsen
und ihre Interessen selbstbewusster
vertreten. Kinder und Jugendliche, die
sich über ihre Rechte im Klaren sind,
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können leichter die Rechte anderer
wahren und eigene Grenzverletzun-
gen besser meiden. 

So ist meines Erachtens die Beteili-
gung der jungen Menschen und die
Aufklärung über Persönlichkeitsrechte
das wirksamste und gleichzeitig ein-
fachste Mittel Grenzverletzungen
durch Mitarbeiter in Einrichtungen
der Kinder- und Jugendhilfe zu ver-
hindern.
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Andreas Polutta

Wirkungsorientierte Leistungs-, Entgelt- und Qualitätsentwicklungsvereinbarungen 

Perspektiven einer gemeinsamen wirkungsorientierten Qualifizierung öffentlicher und freier Träger der Jugend-
hilfe

In diesem Jahr endete die Erprobungs-
phase des Bundesmodellprogramms
„Wirkungsorientierte Jugendhilfe“ in
dessen Rahmen in elf Modellkommu-
nen neue wirkungsorientierte Verein-
barungen über Leistung, Entgelt- und
Qualitätsentwicklung (nach §§ 78 a-g
SGB VIII) entwickelt und implemen-
tiert wurden.1 In der Erprobung und
Umsetzung der Vereinbarungsinhalte,
aber auch bereits im Prozess der Aus-
handlung vor Vereinbarungsabschluss
wurden Punkte erkennbar, die not-
wendigerweise zu klären sind und die

zugleich Konfliktstoff enthalten. Im
Lichte der nunmehr vorliegenden Eva-
luationsergebnisse werden für Ver-
tragsverhandlungen und ihre Inhalte
Perspektiven erkennbar, da sowohl die
positiven als auch die negativen Aus-
wirkungen der neuen Vereinbarungen
hervor treten. Bezug nehmend auf
diese neueren Evaluationsergebnisse2

und auf die Stellen, die sich als Stol-
persteine in Bezug auf den Vertrags-
abschuss und die Praktikabilität neuer
wirkungsorientierter Verfahren heraus
gestellt haben, soll hier in einer kur-

zen Notiz gezeigt werden, dass es im
Wesentlichen auf die gemeinsame
Gestaltung einer wirkungsorientierten
Jugendhilfepraxis zwischen öffentli-
chen und freien Trägern ankommt.
Denn sowohl die Evaluationsergebnis-
se als auch die Selbstberichte der Mo-
dellkommunen verweisen darauf, dass
ein fachlicher Zugewinn über die Wir-
kungsorientierung dort erreicht wur-
de, wo das Verhältnis von öffentlichen
und freien Trägern durch verbindliche
Fallarbeit und dialogische Wirkungs-
bewertungen gekennzeichnet ist.
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Wirkungsorientierte Jugendhilfe als
gemeinsames Projekt von öffentli-
chen Jugendhilfeträgern und freien
Trägern

Betrachtet man die Umsetzungen im
Modellprogramm, so scheint ein we-
sentliches Element das der Zusam-
menarbeit zu sein. So sind die neuen
Vereinbarungen in einem gemeinsa-
men Prozess erarbeitet worden. Mit
dem Bundesmodell stand ein Rahmen
zur Verfügung der es ermöglichte,
wechselseitig Interessen und Zielset-
zungen zu kommunizieren. Auch
wenn es sicherlich naiv wäre, anzu-
nehmen, bestehende Asymmetrien in
den Vertragsverhandlungen zwischen
Financiers und Leistungserbringern
seinen mit einem solchen Rahmen
nicht mehr existent, so kann doch
konstatiert werden, dass hier mehr als
zuvor ein Austausch im Vorfeld statt-
gefunden hat, der zudem durch den
Einbezug von lokal tätigen externen
Beratern moderiert (und zugleich na-
türlich auch mitgestaltet) wurde (vgl.
Albus u.a. 2008). 
Vereinbart wurden zudem Verfahren,
die in den Hilfeprozessen gemeinsam
umgesetzt werden mussten. So sehen
die Vereinbarungen etwa Verbindliche
Verfahren in der Hilfeplanung vor (vgl.
Albus u.a.2009a). In den Bewertungs-
verfahren haben zudem in vielen Fäl-
len dialogische Verfahren ihren Platz
gefunden und bestimmen den Um-
gang mit den erhobenen Daten und
Kennzahlen. 
Doch werden Hilfen zur Erziehung
nicht allein zwischen öffentlichem
und freiem Träger der Jugendhilfe er-
bracht. Im Kern der Hilfe steht die Zu-
sammenarbeit mit AdreassatInnen
der Hilfen, mit Eltern, Kindern und Ju-
gendlichen, die eine HzE in Anspruch
nehmen. Nicht zuletzt verweist die
Perspektive auf eine weitere - und
pädagogisch auf die zentrale - Dia-
logebene in den Hilfeprozessen: Den
Austausch zwischen Fachkräften und
AdressatInnen, die sozialpädagogi-
sche Arbeitsbeziehung und die Kom-

munikation der beteiligten Akteure im
sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis. 

Vor dem Hintergrund dieser Ebenen
kann der Dialog und die Zusammen-
arbeit verschiedener Akteure als
durchgängiges Element von der Ver-
tragsvereinbarung bis hin zur Hilfe-
praxis verstanden werden. Die Bedeu-
tung des Dialogs verweist aber auch
darauf, dass Inhalte und Verfahren für
die Gestaltung der Jugendhilfe zu klä-
ren sind und dass unterschiedliche In-
teressen und Zielsetzungen verhan-
delt werden müssen. Im Folgenden
werden einige Stellen benannt, an de-
nen sich solche Auseinandersetzun-
gen kristallisiert haben und wo Kon-
fliktpotentiale bestehen. Es wird da-
von ausgegangen, dass solche Kon-
fliktpotentiale prinzipiell auftreten
können, wenn der Versuch unternom-
men wird, Verträge über Leistung,
Entgelt und Qualitätsentwicklung
wirkungsorientiert neu zu gestalten.3

Konfliktpotentiale bei wirkungsori-
entierten Vertragsverhandlungen

Zu welchem Zeitpunkt können Kon-
flikte auftreten?

Konflikte um wirkungsorientierte
Vereinbarungen können sich bereits
vor dem Zustandekommen einer Ver-
einbarung manifestieren. Aus den Ex-
pertInneninterviews der Evaluation
wurde deutlich, dass die Initiative,
zur wirkungsorientierten Ausgestal-
tung neuer Vereinbarungen häufig
auf primäres betreiben eines Akteurs
zu Stande kann. Dies muss nicht
zwangläufig problematisch sein, je-
doch erscheint es notwendig, solche
Interessen bereits früh explizit zu
machen und zu thematisieren. Aus-
führlich wurden solche unterschiedli-
chen Zielvorstellungen und Motiva-
tionen im Zwischenbericht der Eva-
luation während der Programmlauf-
zeit dargestellt (vgl. Albus u a. 2008).
Expliziert werden müssen eigene

Wirkungsziele, die eine Seite der Ver-
tragspartner verfolgt. Dabei wurde in
den Aussagen der Akteure im Bun-
desmodellprogramm deutlich, dass
die Optimierung der Kooperation im
Hilfeprozess sowie in der wirkungs-
orientierten Qualitätsentwicklung
meist von beiden Seiten als Notwen-
digkeit betrachtet wird, dass der Mo-
dus der Optimierung jedoch mitunter
jeweils unterschiedlich verstanden
wird. Es wurde in manchen Fällen er-
kennbar, dass öffentliche und freie
Träger den jeweils anderen Vereinba-
rungspartner von den eigenen Wir-
kungsvorstellungen zu überzeugen
versuchten, bzw. dass in solchen
Konstellationen der Qualifizierungs-
bedarf größtenteils bei dem jeweils
anderen Träger gesehen wurde. Mit
Blick auf diese Konstellation, die jen-
seits des Bundesmodellprogramms
ähnlich anzutreffen sein werden, er-
scheint es von Bedeutung, der Phase
der Explikation von Erwartungen ge-
nügend Raum zu geben und diese
Phase sehr sorgfältig zu gestalten. 

Die bisherigen Erfahrungen mit wir-
kungsorientierten Vereinbarungsver-
handlungen haben auch erkennen
lassen, dass voraus gegangene Ver-
einbarungspraxen sowohl hinsichtlich
ihres Zustandekommens als auch hin-
sichtlich ihrer Inhalte maßgeblich mit
zu bedenken sind (vgl. dazu ausführ-
lich Tornow 2008). Ist die so genannte
„Trägerlandschaft“ oder das Verhält-
nis zwischen öffentlichen und freien
Trägern bereits durch eine bestehende
Vereinbarung belastet, sollten die
Hintergründe und Ursachen lokal zum
Gegenstand eines offenen Diskussi-
onsprozesse (z.B. unter Beteiligung
der Arbeitsgemeinschaft der freien
Träger) vor neuen Vertragsverhand-
lungen gemacht werden. 

Es ist aus der Jugendhilfepraxis da-
rauf hingewiesen worden (vgl. Gau-
gel/Trede 2007), dass bestehende
funktionierende Trägerverbünde und
die Einbindung unterschiedlicher Ak-
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teure bei öffentlichen und freien Trä-
gern in einer Kommune eine gemein-
same Konzeptentwicklung auch in
Bezug auf das Thema wirkungsorien-
tierter Jugendhilfe erleichtern. 

Für die Phase der Implementation ist
aus den Fachkräftebefragungen der
Evaluation deutlich geworden, dass
nicht alle Vereinbarungsinhalte in der
Praxis gleich gut wahrgenommen
wurden (vgl. Albus u a. 2009a). Auch
hier wird erkennbar, dass es auf die
interne und externe Vermittlung der
Inhalte ankommt. Dass dabei die Be-
teiligungsmöglichkeiten und profes-
sionellen Mitgestaltungsmöglichkei-
ten von Fachkräften als wesentlicher
Faktor mit zu berücksichtigen sind,
lässt der Befund der Begleitforschung
erkennen (vgl. Albus u.a. 2009b): Mit-
bestimmungsrechte von Fachkräften
in ihren Organisationen sind (unter
anderem) eine Voraussetzung für gute
Arbeitsbeziehungen zwischen Fach-
kräften und Adressaten und damit le-
gen sie die Basis für gelingende Hilfe-
prozesse. Dieser schon alltagsprak-
tisch einleuchtende, nun aber auch
noch einmal empirisch bestätigte Me-
chanismus von Mitbestimmungsmög-
lichkeiten ‚quer durch die Organisati-
on‘ der Jugendhilfe, ist sicherlich auch
in Bezug auf neu einzusetzenden wir-
kungsorientierte Methoden, Verfahren
und Instrumente zu beachten. 

Für die Phase der Anwendung und
praktischen Erprobung gilt zudem,
dass mit großer Aufmerksamkeit zu
beobachten ist, ob die Fachkräfte -
die für die Umsetzung wesentlich ver-
antwortlich sind - die Verfahren über-
haupt für praxistauglich, und für an-
gemessen halten und ob die vorhan-
denen Ressourcen ausreichend sind
oder die Fachkräfte vor das Dilemma
widersprüchlicher Handlungsanforde-
rungen stellen (vgl. Albus u.a. 2009a).
Unverhältnismäßige Dokumentati-
onsaufwände, zu rigide Standardisie-
rungen fachlicher Entscheidungen
oder Widersprüche zwischen der Ori-

entierung an der Logik des Control-
lings und der Logik der pädagogi-
schen Bearbeitung (vgl. Greschke/
Klingler/Messmer in Albus u.a. 2009)
sind ernst zu nehmende Hindernisse
für Praktikabilität und Wirksamkeit
der neuen Instrumente. 

Welche Arten von Konflikten kön-
nen hinsichtlich der Vereinbarun-
gen weiter auftreten?

1. Konflikte hinsichtlich des sozial-
rechtlichen Dreiecksverhältnisses
Johannes Münder hat aus juristi-
scher Sicht auf die Berücksichti-
gung des sozialrechtlichen „Drei-
ecksverhältnisses“ auch im Rahmen
von wirkungsorientierten Vereinba-
rungen hingewiesen (vgl. auch
Münder/Wabnitz 2007). Manche
Aspekte neuer Entgeltregelungen
legten es nahe, dass es zwischen
öffentlichem und freiem Träger der
Jugendhilfe zu einer Art von „Be-
auftragungsverhältnis“ kommt. Da
es aber im sozialrechtlichen Sinne
die Leistungsberechtigten sind, die
den Rechtsanspruch auf Hilfen zur
Erziehung im Einzelfall geltend ma-
chen, muss dieser Rechtsstellung
auch bei der mit der Wirkungsori-
entierung verbundenen Verknüp-
fung von Leistung und Entgelt (vgl.
Struzyna 2007) begegnet werden.

Ebenfalls bestehen gegenüber fi-
nanziellen/materiellen Bonuszah-
lungen für Leistungsberechtigte im
Rahmen von Anreizsystemen sozi-
alrechtliche Vorbehalte. Die an zwei
Modellstandorten in den Verträgen
vorgesehenen Bonussysteme für
Leistungsberechtigte (sowohl für
Personensorgeberechtigte als auch
für Kinder und Jugendliche) sind -
so auch der im Programmverlauf
beratend tätige Johannes Münder
(vgl. Darstellung bei Albus u a.
2008) - aus sozialrechtlicher Sicht
nicht mit der Systematik des Sozi-
algesetzbuches vereinbar, da (nach
SGB I) eine grundsätzliche Pflicht

zur Mitwirkung bestehe und bei be-
sonders guter Kooperation oder er-
folgreicher Hilfebeendigung keine
Bonusausschüttung erfolgen kön-
ne. Der Ansatz, Bonusleistungen für
Adressaten bei guter Kooperation in
der Hilfeplanung einzuführen, ver-
weist zudem auf eine aus fachlicher
Sicht höchst umstrittene Aktivie-
rungs- und Responsibilisierungs-
strategie (vgl. Geschke/Klingler/
Messmer in Albus u.a. 2009, Polutta
2009, Oelkers 2009). 

2. Konflikte hinsichtlich Transparenz
und formaler Standards
Aus der Inhaltsanalyse der Ver-
tragswerke wurde ersichtlich, dass
die Transparenz und Verständlich-
keit auch für Nicht-Juristen
und/oder Nicht-Beteiligte an den
Vertragsabschlüssen nur unzurei-
chend gegeben war. Vereinbarun-
gen umfassen häufig unübersicht-
lich viele Anlagen und zuweilen
nicht hinreichend klare Formulie-
rungen. Daraus ergeben sich etwa
bei der Veröffentlichung der Ver-
tragswerke möglicherweise Miss-
verständnisse. So war es für Außen-
stehende (wie die MitarbeiterInnen
der Evaluation) oft zunächst unklar,
für welche Bereiche die Vereinba-
rungen gelten, welche Instrumente
(oft in Anlagen beschrieben) ver-
bindliche eingesetzt werden oder
welche nur optional zum Einsatz
kommen (vgl. Albus u.a. 2008).
Auch für die lokalen Akteure der
Jugendhilfe stellten sich vergleich-
bare Probleme: Zwei Kommunen
berichten davon, dass die vor Ort im
Rahmen des Modellprogramms ver-
einbarten neuen Verfahren, Instru-
mente und Veränderungen in der
gesamten Hilfeplanung sehr kom-
plex und umfassend sind. Ein Ver-
treter eines Jugendamtes formu-
lierte im ExpertInneninterview der
Evaluation: „Das […] Modell ist nur
schwer vermittelbar. In der Kom-
munikation mit Dritten kommt es
immer wieder zu Missverständnis-
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sen, weil die Grundkonstruktion
nicht verstanden wird.“ 

3. Konflikte hinsichtlich der Finanzie-
rung
Ein Konfliktpotential stellten aus
der Erfahrung des Bundesmodell-
programms nicht zuletzt die neu
erprobten Finanzierungsmodi dar.
Die Konfliktpotentiale lagen dabei
insbesondere in den nicht absehba-
ren Mehrkosten, die die neuen Bo-
nus/Malussysteme verursachen.
Ebenfalls damit verbunden waren
Unsicherheiten über die Belegung
und eine ungewisse Marktposition.
Auf den Aspekt bestehender Ängste
wird im Zusammenhang mit Be-
wertungsverfahren hingewiesen.
Die „Benotung durch die Mitarbei-
terInnen des öffentlichen/Freien
Trägers und die der Klienten“ führe
zu Verunsicherungen, insbesondere,
wenn sie im Zusammenhang mit
monetären Konsequenzen verbun-
den seien, berichtet eine Leitungs-
kraft eines freien Trägers. Bonus-
Malus-Systeme standen lange Zeit
im Mittelpunkt der wirkungsorien-
tierten Steuerung. Große Hoffnun-
gen wurden in die finanziellen An-
reizsysteme gesetzt und scharfe
Kritik gegen die damit verbundene
These bisheriger „Dysfunktionali-
tät“ geäußert. Die Erfahrungen des
Bundesmodellprogramms zeigen,
dass sich dieser Konfliktpunkt in
zunächst nicht erwarteter Weise
relativiert hat. Denn einerseits wur-
de deutlich, dass Malusregelungen
dem gesetzlich vorgeschriebenen
Prinzip des leistungsgerechten Ent-
geltes unterliegen und dass bislang
weder in den Daten der lokalen
Evaluationssysteme noch im Rah-
men der standortübergreifenden
Evaluation (z.T. aufgrund noch
nicht verfügbarer Daten) die erwar-
teten Einsparungen durch die Ein-
führung von Bonus-Malus-Verfah-
ren (noch) nicht zu beobachten wa-
ren. Nach ihren eigenen Erfahrun-
gen im Rahmen des Modellpro-

gramms hat die Mehrheit der
Standorte die Bonussysteme mit
Ablauf der Erprobungsphase 2009
nicht weiter geführt. Die prakti-
schen Erfahrungen wie auch die
empirischen Befunde weisen daher
zunächst darauf hin, dass dieses
Konfliktfeld dadurch entschärft
wird, dass die Praxis von weit rei-
chenden Formen der finanziellen
Erfolgssteuerung tendenziell abge-
rückt ist. 

Perspektiven für wirkungsorientier-
te Vereinbarungen im Lichte der
Evaluationsergebnisse

Die Evaluation der bisherigen wir-
kungsorientierten Jugendhilfe lässt
Perspektiven für die Vereinbarungs-
praxis insbesondere hinsichtlich sol-
cher Ansätze erkennen, die auf eine
Verbesserung der Zusammenarbeit
und des Austauschs zwischen öffent-
lichem und freien Trägern verweisen.
Dies bezieht sich sowohl auf die Hil-
feplanung als auch auf die Formen
der lokalen Wirkungsbewertung und
des Umgangs mit den lokalen Wir-
kungsmessungen und den neuen For-
men der Erhebung von Daten. 

Zunächst sei für die Hilfeplanung
exemplarisch der Aspekt der verbind-
lichen Verfahrensabläufe in der Hilfe-
planung benannt. Es hat sich erwie-
sen, dass es für die Wirkung von Hil-
fen von Bedeutung ist, ob für wichti-
ge Arbeitsschritte Zuständigkeiten
und Aufgaben klar geregelt sind. Dies
ist nicht so selbstverständlich, wie es
zunächst erscheint. Die Modellpart-
ner haben hier eindeutig einen Ent-
wicklungsbereich gesehen, weil of-
fenbar in diesem Bereich bislang ver-
schiedene Unklarheiten und „Rei-
bungsverluste“ bestanden. In den
neuen wirkungsorientierten Vereinba-
rungen wurden nun vielfach klarere –
und auch zwischen öffentlichem und
freiem Träger gemeinsam erarbeitete
– Regelungen getroffen: Sie beziehen

sich auf Berichte, Einladungen und
Protokolle rund um die Hilfeplange-
spräche. Beispielsweise wurden Fris-
ten, Termine und die Aufgaben betei-
ligter Akteure in den Vereinbarungen
fixiert. Auf die Arbeitssituation von
Fachkräften hat das Element erkenn-
baren Einfluss: In den Fachkräftebe-
fragungen zeigte sich bei Jugendäm-
tern und bei freien Trägern gleicher-
maßen: Die verbindliche Festlegung
von Aufgaben, Terminen und Fristen
fördert Handlungssicherheit. Die klare
Regelung bestimmter Verfahrensab-
läufe wirkt entlastend für Fachkräfte,
fördert Transparenz und schafft Mög-
lichkeiten, sich z.B. auf die pädagogi-
sche (Fall-)Arbeit zu konzentrieren.
Entscheidend ist hier dass fachliches
Handeln der Fachkräfte ermöglicht
und nicht eingeengt wird (vgl. Albus
u.a. 2009a). Das bedeutet, dass diese
verbindlichen Verfahrensregelungen
nicht alle Schritte im Hilfeprozess bis
ins Letzte festlegen und standardisie-
ren müssen. Für solche Standardisie-
rungen, die ebenfalls zu den neuen
wirkungsorientierten Elementen zäh-
len, konnten diese positiven Effekte
nicht empirisch gezeigt werden. Viel-
mehr erscheint es wichtig, weniger
die individuellen Entscheidungen von
Fachkräften, sondern die Rahmenbe-
dingungen verbindlicher zu regeln:
Wenn Abläufe, Zeiten und Fristen ein-
deutig sind, ist innerhalb dieses Rah-
mens die Ermöglichung von guter
fachlicher und professioneller Arbeit
gegeben. In den Wirkungsanalysen,
die maßgeblich die Befragungen jun-
ger Menschen einbeziehen, wird
deutlich: Dort wo im Hintergrund sol-
che Verfahrensabläufe klarer geregelt
wurden, gaben junge Menschen an,
besser in der Hilfeplanung vorbereitet
und beteiligt worden zu sein. (vgl.
ausführlich dazu Albus u.a. 2009b)

Für den zweiten Aspekt der Wir-
kungsbewertung ist die Einrichtung
von Wirksamkeitsdialogen ist ein zen-
trales Element, das bereits in der rela-
tiv kurzen Erprobungs- und Evaluati-
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onsphase einen sehr positiven Effekt
ausweisen konnte. Hier steht die ge-
meinsame Interpretation der Ergeb-
nisse durch die beteiligten Träger im
Mittelpunkt. Wirksamkeitsdialog
meint dabei nicht, dass Wirkung be-
liebig verhandelbar wäre. Es geht da-
bei durchaus um die Bewertung von
Controllingdaten nach zuvor festge-
legten Standards. In der Regel werden
diese dialogischen Bewertungsver-
fahren mit Zielvereinbarungen für
den folgenden (z.B. jährlichen) Quali-
tätsdialog geschlossen. Eine Aussage
einer beteiligten Leitungskraft bringt
die positive Einschätzung auf den
Punkt: „Das Wichtigste aus meiner
Sicht ist der Qualitätsentwicklungs-
DIALOG und das gegenseitige Interes-
se an den Inhalten der Arbeit.“ (Ex-
perteninterview Ende 2008, vgl. Albus
u.a. 2008). Die Modellpartner ver-
schweigen allerdings auch nicht, dass
damit ein hoher Arbeitsaufwand ver-
bunden ist. Aber: Sowohl organisati-
onsintern als auch zwischen öffentli-
chen und freien Trägern konnte die
Arbeitsatmosphäre von der Einfüh-
rung der Wirkungsdialoge profitieren.
Zu den organisationsinternen Verän-
derungen äußert ein Jugendamtsver-
treter: „Die Ergebnisse der [Qualitäts-
entwicklungsdialoge] haben zumin-
dest im JA nachweislich zu positiven
Teamentwicklungsprozessen geführt.“
(ebd.).

Auch die Daten der wissenschaftli-
chen Evaluation zu den Fachkräftebe-
fragungen zeigen einen statistischen
Einfluss der Wirkungsdialoge auf die
Verbesserung des Arbeitsklimas zwi-
schen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der öffentlichen und freien Trä-
ger. Die Evaluation zeigt, dass es so-
gar mittelbare Auswirkungen der dia-
logischen Bewertungsverfahren für
die Kinder und Jugendliche gibt: Ein
verbessertes Arbeitsklima zwischen
den professionellen Akteuren - das im
Zusammenhang mit den dialogischen
Verfahren erkennbar wird - beein-
flusst die Zufriedenheit der Kinder

und Jugendlichen bezüglich der Be-
ziehung zu den Fachkräften. 

Der Dialog und das methodisch struk-
turierte „ins-Gespräch-kommen“ wer-
den von den Modellpartnern häufig
als wichtigste Neuerung im Modell-
programm genannt. Damit wird aus
der Modellpraxis auch deutlich, dass
die gesamte Leistung der Jugendhilfe
– also die von öffentlichen und freien
Trägern gleichermaßen- in den Blick
gerät. Wirkungsorientierung in die-
sem Sinne stellt damit mehr dar, als
eine Fortführung des ‚New Public Ma-
nagements‘ in Kommunen, bei denen
es einseitig darum ging, „die leis-
tungserbringenden Einrichtungen für
ihr Ergebnis verantwortlich zu ma-
chen“ (vgl. Saliterer 2009, S. 133). Die
sowohl von der Praxis als auch in der
Evaluation als positiv bewerteten Bei-
spiele vermeiden es vielmehr, Wir-
kungssteuerung als ein Instrument
zur Verantwortungszuschreibung auf
einzelne Dienstleitungserbringer zu
interpretieren. Das Modellprogramm
hat gezeigt, dass vielmehr die Zusam-
menarbeit und gemeinsame Verant-
wortung für Hilfeprozess und nicht
einseitige Steuerung Erfolg verspricht.

Für die Gestaltung wirkungsorientier-
ter Vereinbarungen auch außerhalb
des Bundesmodellprogramms wird
vor die Hintergrund deutlich, dass die
gemeinsam qualifizierte Hilfepla-
nung, die Erarbeitung eines gemein-
sam getragenen Wirkungsverständ-
nisses und eine Kultur des Dialogs Be-
rücksichtigung finden müssen. Hinge-
gen kann in diesem Lichte möglicher-
weise von einigen konfliktträchtigen
Aspekten, die bislang recht prominent
im Zuge der Wirkungsorientierung
behandelt wurden, Abstand genom-
men werden. Wirkungsorientierte
Vereinbarungen, die ihrem Anspruch
gerecht werden sollen, dürfen demzu-
folge nicht allein ‚technische Steue-
rungstools‘ enthalten. Vielmehr kön-
nen Sie genutzt werden, um einen
Prozess der wirkungsorientierten

Qualifizierung in der Zusammenarbeit
von Jugendämtern und freie Trägern
und Adressat/innen – also allen drei
Akteuren innerhalb des Dreiecksver-
hältnisses – verbindlich zu machen. 

Die Wirkungsstudie der Universität
Bielefeld zeigt: Klassische professio-
nelle Merkmale der personenbezoge-
nen Dienstleistungserbringung sind in
der Praxis durchaus (noch) existent
und sind für wirkungsvolle Hilfepro-
zesse verantwortlich. Diese zu stärken
und zu fördern, das legen die jünge-
ren Forschungsergebnisse nahe. Der
erste Schritt ist dabei, sich über Ihre
Bedeutung für die Jugendhilfe zu ver-
gewissern. Wenn in diesem Sinne pro-
fessionell solches Wissen um Wirk-
faktoren verarbeitet wird und zur
Weiterentwicklung genutzt wird,
kann im positiven Sinne von „evi-
denzbasierter Professionalisierung“
(Otto/Polutta/Ziegler 2009) gespro-
chen werden.

Wirkungsorientierte Leistungs-, Ent-
gelt- und Qualitätsentwicklungsver-
einbarungen mit diesen Inhalten kön-
nen im bestehenden rechtlichen Rah-
men umgesetzt werden. Dabei ist so-
wohl in den kommunal abzuschlie-
ßenden Vereinbarungen als auch in
den Landesrahmenvereinbarungen
auf die Einhaltung genannter Stan-
dards zu achten. In fachlicher bzw.
fachpolitischer Hinsicht ist weiter zu
beachten, dass die Debatte um ange-
messene Formen der Erhebung von
Kennzahlen und auch um angemesse-
ne Methoden der Hilfeplanung und
der Hilfepraxis übergreifend geführt
werden muss. Wenn die Wirkungsori-
entierung nur ein Thema innerhalb
der Kommunen ist, besteht die Gefahr
einer zunehmenden Kommunalisie-
rung der Jugendhilfe (vgl. Polutta
2009). Dies könnte eine Sackgasse für
die übergreifende fachliche Entwick-
lung der Jugendhilfe darstellen. So
bleibt es ein noch nicht hinreichend
diskutiertes Phänomen in Bezug auf
lokale wirkungsorientierte Vereinba-
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rungen nach § 78 a ff. SGB VIII, dass
die inhaltliche Bestimmung und auch
der Modus, nach dem HzE bewertet
werden von Kommune zu Kommune,
von Leistungsvereinbarung zu Leis-
tungsvereinbarung stark variieren.
Sind erst einmal die Indikatoren und
Kennzahlen festgelegt, kann zwar auf
dieser Basis die kommunale Jugend-
hilfe ‚gesteuert‘ werden. Wenn die
Steuerung im einer Kommune aber
auf der Grundlage von Zufrieden-
heitsabfragen von Adressaten, in ei-
nem anderen auf Basis der Erreichung
von Hilfeplanzielen, an einem dritten
Ort mit Hilfe von psychodiagnostisch
erfassten Ressourcen und Defiziten
junger Menschen gemessenen wird
und in einem vierten Landkreis die Le-
benssituation von Familien mit Indi-
katoren für Wirkung belegt wird, fehlt
die übergreifende fachliche Ausrich-
tung der Jugendhilfe. Eine Möglich-
keit, der damit drohenden Fragmen-
tierung der Jugendhilfelandschaft
„wirksam“ entgegen zu treten, liegt
daher insbesondere auch in der Wei-
terführung der inhaltlichen Auseinan-
dersetzung um wirkungsorientierte
Jugendhilfe (vgl. Otto u.a. 2007) –
auch eine Aufgabe, die eine gemein-
same professionelle Auseinanderset-
zung erfordert: zwischen Wissen-
schaft und Praxis Sozialer Arbeit. 

Anmerkungen

1 vgl. www.wirkungsorientierte-jugend-
hilfe.de

2 Die Ergebnisse der wissenschaftlichen
Evaluation sind im Zwischenbericht der
Evaluation (Albus u.a. 2008), in der Pra-
xishilfe zur Wirkungsorientierten Ju-
gendhilfe (Albus u.a. 2009a) und im wis-
senschaftlichen Abschlussbericht (Albus
u.a. 2009b) dokumentiert. Die Evaluati-
on an der Universität Bielefeld wurde
durch Stefanie Albus, Heike Greschke,

Birte Klingler, Heinz Messmer, Heinz
Günter Micheel, Hans-Uwe Otto und
Andreas Polutta durchgeführt.

3 Möglicherweise treten diese noch deut-
licher auf, wenn die zeitlichen und per-
sonellen Ressourcen, der Vertrauensvor-
schuss und der Rahmen eines Bundes-
modellprogramms nicht vorhanden sind. 
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Die Ausgangssituation

In unserer Einrichtung (wir bieten so-
zialpädagogische Dienstleistungen
an) arbeiten wir zur Zeit an einem
Selbstreport zur Testierung eines QM-
Systems. Die ersten Fragen, die wir in
diesem Zusammenhang zu beantwor-
ten hatten, waren: Wer ist unser Kun-
de? Was ist eine gelungene Dienst-
leistung? Wer muss mit unserer
Dienstleistung zufrieden sein? - Ist es
der Soziale Dienst? Sind es die Eltern?
Ist es die Fachkraft unserer Einrich-
tung? Ist es der junge Mensch? Von
der Beantwortung dieser Frage hängt
ab, was in der einzelfallbezogenen
Förder- und Betreuungsplanung so-
wie in dem Berichtswesen dazu doku-
mentiert wird. Bei unserer Bestands-
aufnahme haben wir festgestellt, dass 

- auf die Hilfeplanziele des Sozialen
Dienstes eingegangen wird – er ge-
währt die Sozialleistung!

- auf die Erwartungen der Herkunfts-
familie an die Entwicklung ihres
Kindes eingegangen wird - sie ist
leistungsberechtigt!

- auf die Leistungen der betreuenden
Fachkräfte unseres Hauses einge-
gangen wird - sie haben eine gelun-
gene Leistungserbringung nachzu-
weisen (auch aus institutionserhal-
tenden Gründen für die leistungser-
bringende Organisation insgesamt)! 

- auf die Erwartungen der jungen
Menschen an die Hilfe nur sehr ver-
mittelt eingegangen wird - selbst
die mit den jungen Menschen erar-
beiteten Ziele sind in der Tendenz
stark beeinflusst durch die Erwar-
tungen des Sozialen Dienstes, der

Eltern und der Fachkräfte der Ein-
richtung.

In dem nachfolgend dargestellten An-
satz bewertet der junge Mensch seine
Entwicklung selbst!

Das Erleben von Selbstwirksamkeit
– der mächtigste Schutzfaktor!

In diesem Beitrag wird davon ausge-
gangen, dass der junge Mensch eine
eigene Vorstellung von einem gelin-
genden Leben hat. Er weiß, was er für
die Gestaltung eines gelingenden Le-
bens benötigt. Er kann auch kritisch
beurteilen, welche persönlichen, fa-
miliären und sozialen Gegebenheiten
ein gelingendes Leben fördern oder
behindern. Der Beitrag versucht dar-
zustellen, wie der junge Mensch in
ausgesuchten Bereichen seine derzei-
tige Situation beschreibt, welche zu-
sätzlichen Möglichkeiten er in der Zu-
sammenarbeit mit den Fachkräften
erprobt und welche er davon in sein
Leben integriert. Seine Bewertungen
werden zu Grundlage seiner fallbezo-
genen Dokumentation!
Natürlich ist diese Methode nicht oh-
ne einen pädagogischen Anspruch.
Zuerst geht sie davon aus, dass mit ihr
das Erleben von Selbstwirksamkeit bei
dem jungen Menschen gestärkt wird. 

„Solche „Selbstwirksamkeit“, diese
Mischung aus Selbstvertrauen, prakti-
scher Intelligenz und der Fähigkeit,
Probleme zu lösen, halten viele For-
scher für den mächtigsten aller
Schutzfaktoren. [...] Wer früh die Si-
cherheit erfährt, dass er sein Leben

positiv beeinflussen kann, entwickelt
ein umso stärkeres Gefühl von Selbst-
wirksamkeit. Er lernt, sein Leben zu
gestalten.“ (Der Spiegel 15/2009: 69)

Zum zweiten geht die Methode davon
aus, dass die Einrichtung dem jungen
Menschen im Rahmen der Hilfe eine
ganze Reihe von neuen Möglichkeiten
und Optionen erschließen kann, die
seine Handlungsbefähigung und seine
Verwirklichungschancen erweitern. 

Und damit sind wir beim Stichwort:
Die Methode bezieht sich auf den
„Handlungsbefähigungs- und Ver-
wirklichungschancenansatz“ (Capabi-
lity Approach). 1, 2

Die Methode wurde diskutiert und er-
probt unter den Bedingungen des
Bundesmodellprogramms „Wirkungs-
orientierte Jugendhilfe“. (Beratungs-
organisation: Universität Koblenz-
Landau, Prof. Dr. C. Schrapper).3

Sie ist darüber hinaus beeinflusst von
- August Huber, Esslingen (Pädagogik

ist die Wissenschaft von der Gestal-
tung eines gelingenden Alltags), 

- Günther Lachnit (Verhaltensthera-
peutisch orientierte Sozial- und
Alltagstrainings) und 

- Maria Lüttringhaus (Ressourcen-,
lösungs- und sozialraumorientierte
Jugendhilfe).

Die Anwendung im Ablauf

1. Schritt: Die Ermittlung der Basis-
zahl als Selbstbewertung durch den
jungen Menschen.

Konzepte  Modelle  Projekte

Guido Osterndorff

Selbstwirksamkeit erleben durch Selbstwirksamkeit messen
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2. Schritt: Die Entwicklungsaufgabe
als Aushandlungsprozess zwischen
der Fachkraft und dem jungen Men-
schen.

3. Schritt: Die Evaluation als Selbst-
bewertung durch den jungen Men-
schen ggf. Fortsetzung mit Schritt 2
und Schritt 3.

4. Schritt: Die Nachhaltigkeitsabfra-
ge als Selbstbewertung durch den
jungen Menschen.

Zu den Abfragen

Es wird davon ausgegangen, dass die
Handlungsbefähigung und die Ver-
wirklichungschancen sich unter vier
Bedingungen erweitern (s.u.: A., B., C.
und D.). Zu den vier Bedingungen
werden Abfragen zu drei Themen (Bil-
dung, Gesundheit, Zugehörigkeit)
durchgeführt. Zu jedem Thema wer-
den dann die Fragen dargestellt. 

Die im Folgenden erläuterten Abfra-
gen stellen passive Aspekte gesell-
schaftlicher und personaler Lebens-
führung dar. Der junge Mensch nimmt
in einem ersten Schritt dazu Stellung,
ob die einzelnen Aspekte zur Verfü-
gung stehen. Wenn nicht, macht er
keine Angabe. Wenn ja, kann er zu
den aktiven Aspekten seiner gesell-
schaftlichen und personalen Lebens-
führung Stellung nehmen. Jede Stel-
lungnahme wird durch einen Multi-
plikator gewichtet: 

- nutze ich nie (0)
- nutze ich manchmal (3)
- nutze ich meistens (6)
- nutze ich immer (9)

A. Die Sozialisationsbedingungen
des jungen Menschen (kurz: fa-
miliär)

Dem jungen Menschen müssen geeig-
nete materielle Rahmenbedingungen

zur Verfügung stehen, in denen seine
Lebensbedingungen im Sinne von Le-
bensqualität gestaltet werden können.
In diesem Zusammenhang sind die
notwendigen Sozialisationsbedingun-
gen sicherzustellen durch die Familie
oder die Personen bzw. Institutionen,
die die Alltagsverantwortung wahr-
nehmen. Dazu gehören ein vernünfti-
ges „Dach über dem Kopf“. Ein Rück-
zugsraum innerhalb der Familie. An-
gemessene Versorgung im Bereich der
Gesundheit, der Hygiene, der Beklei-
dung, der Verpflegung, der Kultur und
der schulischen Förderung. Aber auch
Möglichkeiten der Teilhabe ein ge-
meinschaftsbildenden Ritualen – ein-
schließlich der Einbindung in Gemein-
schaftsverpflichtungen gehören dazu.

A.1 Bildung

Im Bereich Bildung wird deshalb da-
von ausgegangen, dass die Familie
(steht jeweils für den Lebensort, der
die Alltagsverantwortung trägt) ein
Mindestmaß an Bildungsnähe zur
Verfügung stellen muss. Häusliche
Rahmenbedingungen, die eine gewis-
se Konzentration auf die schulische
Nachbereitung bzw. Vorbereitung er-
möglichen, müssen zur Verfügung
stehen. Die Fähigkeit, sich mit den ak-
tuellen und strukturellen schulischen
Belangen des jungen Menschen aus-
einanderzusetzen ebenfalls. Für den
Fall, dass der junge Mensch in einer
Maßnahme der Hilfen zur Erziehung
betreut wird, sind diese Bedingungen
Voraussetzung für die Betreuung
überhaupt.

Abgefragt wird stellvertretend für den
gesamten Bereich ein idealtypischer
häuslicher Tagesablauf bezogen auf
Schule und Bildung: 

In dem Haushalt, in dem ich lebe …
- werde ich morgens rechtzeitig ge-

weckt (Mutter, Vater, Betreuer, We-
cker)

- habe ich Gelegenheit, mich zurück-

zuziehen, um meinen Schulbesuch
nach- oder vorzubereiten

- werde ich nach der Schule auf den
Schulbesuch angesprochen

- gibt es eine abendliche Ruhezeit
und eine rechtzeitige Nachtruhe

- stehen alle notwendigen schuli-
schen Materialien (Büchertasche,
Federmappe, Schulbücher, Hefte,
Turnzeug) zur Verfügung.

A.2 Gesundheit

Im Bereich Gesundheit wird davon
ausgegangen, dass die Familie die
Rahmenbedingungen setzt für eine
gesunde Entwicklung des jungen
Menschen. Die Zusammenhänge zwi-
schen bestimmten gesundheitlichen
Risiken von Kindern (z.B. Überge-
wicht, ADS, Sprachdefizite, emotio-
nale Störungen, Zahngesundheit) und
sozialen Belastungsfaktoren von Fa-
milien sind nachgewiesen. Gleichwohl
bleibt es Aufgabe der Familie, medizi-
nische Versorgung, Hygiene, ausrei-
chende Ernährung usw. sicherzustel-
len. Auch hier sind die Helfer in der
Verpflichtung, wenn eine Hilfe zur Er-
ziehung gewährt wird.

Abgefragt wird stellvertretend für den
gesamten Bereich ein idealtypischer
häuslicher Tagesablauf bezogen auf
Ernährung:

In dem Haushalt, in dem ich lebe …
- gehören regelmäßige Mahlzeiten

zum Tagesablauf (z.B. Frühstück,
Mittagessen, Abendbrot)

- bekomme ich ein Schulbrot oder
Obst

- sind die Mahlzeiten vielfältig und
ausgewogen (Obst, Gemüse, Fleisch,
Süßigkeiten, Milchprodukte)

- bin ich in die Vorbereitung der
Mahlzeiten eingebunden (einkau-
fen, in der Küche helfen, Tisch-
dienst)

- gibt es die Möglichkeit, Ernährungs-
fragen zu besprechen.
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A.3 Zugehörigkeit

Im Bereich der Zugehörigkeit stellt
die Familie den Zugang des jungen
Menschen zu den wesentlichen For-
men gesellschaftlicher Teilhabe si-
cher. Der Zugang zu den jeweiligen
Elternteilen bei Trennung, die Ver-
mittlung der Familiengeschichte, die
Pflege von Verwandtschaftskontak-
ten, die Einbindung in nachbarschaft-
liche Netzwerke sind eine originäre
Aufgabe der Familie. Sie muss das sel-
ber sicherstellen, oder sich die ent-
sprechende Unterstützung bei Helfern
organisieren. Auch hier gilt: bei
Durchführung von Maßnahmen der
Hilfen zur Erziehung ist die soziale
Einbindung des jungen Menschen in
seine Lebenswelt Grundlage für die
Betreuung insgesamt.

Abgefragt werden stellvertretend für
den gesamten Bereich die grundle-
genden familiären Beziehungen und
Rituale: 

In dem Haushalt, in dem ich lebe …
- kann ich z.B. meinen Geburtstag fei-

ern, mit Gästen, die ich selber einlade
- kann ich jederzeit persönliche

Freunde einladen oder kann von
Freunden eingeladen werden

- kann ich Beziehungen zu Verwand-
ten durch gegenseitige Besuche
oder Hilfestellungen vertiefen

- kann ich die Beziehungen zu Freun-
den und Bekannten der Familie
durch gegenseitige Besuche oder
Hilfestellungen vertiefen

- bin ich in gemeinschaftliche Rituale
eingebunden (z.B. Feste, Kirche).

B. Der junge Mensch als autono-
mes Rechtssubjekt (kurz: ge-
sellschaftlich) 

Der junge Mensch selbst ist Träger
von Grundrechten (die Würde des
Menschen ist unantastbar). Nach dem
Grundgesetz kann niemand anderem
ein Recht an der Person eines anderen

eingeräumt werden. Minderjährige
sind autonome Rechtssubjekte auch
in Bezug auf die Eltern. Soweit nach
dem Grundgesetz den Eltern die Er-
ziehungsverantwortung zuerkannt
wird, ist diese gebunden an die
Pflicht, die Würde des jungen Men-
schen zu achten und die Interessen
des jungen Menschen zu vertreten
(das sogenannte Kindeswohl). Falls
Eltern diesen Aufgaben nicht nach-
kommen, sind staatliche Eingriffe in
das Elternrecht legitimiert (staatli-
ches Wächteramt). Auch gegenüber
den staatlichen Wächtern sind die
jungen Menschen autonome Rechts-
subjekte. Bezogen auf eine geleistete
Hilfe zur Erziehung muss die Würde
des jungen Menschen dadurch gesi-
chert werden, dass er alle Rechte aus
dem SGB VIII wahrnehmen kann. Da-
rüber hinaus hat er Anspruch auf
Schutz und Obhut, auf freie Mei-
nungsäußerung, auf Gewissensfrei-
heit, auf das Erfahren von Gerechtig-
keit und auf Mitwirkungsrechte bei
der Gestaltung eines eigenen Lebens-
entwurfes. In Abgrenzung seiner ei-
genen Rechte gegenüber den Rechten
anderer erfährt er hier auch normati-
ve Deutungsangebote. 

B.1 Bildung

Hier ist es die Schule, die (eingebettet
in ihre gesetzlichen, fachlichen und
organisatorischen Strukturen) sicher-
zustellen hat:

- Leistung, bezogen auf Kernfächer,
künstlerische Fächer, Sport und
Projekte

- Umgang mit Vielfalt, bezogen auf
den Umgang mit unterschiedlichen
Bildungsvoraussetzungen und Be-
nachteiligungen

- Unterrichtsqualität, bezogen auf
verständnisintensives und praxis-
orientiertes Lernen

- Verantwortung, bezogen auf Mit-
wirkung, Eigeninitiative und Ge-
meinsinn

- Schulklima, bezogen auf ein anre-
gendes Schulleben mit fruchtbaren
Beziehungen zu außerschulischen
Institutionen und Personen

- Schule als lernende Institution, be-
zogen auf ergebnisorientierte For-
men der Zusammenarbeit und de-
mokratisches Schulmanagement.

Ein Bildungsbegriff, der reduziert ist
auf die Mobilisierung von Humanka-
pital als Vorbereitung auf die Verwer-
tung am Arbeitsmarkt greift nach
dem Capability Approach zu kurz.

Abgefragt wird stellvertretend für den
gesamten Bereich ein idealtypischer
schulischer Ablauf bezogen auf den
Sportunterricht (kann sich auch auf
ein anderes Fach beziehen – auch auf
ein Lieblingsfach): 

In der Schule, in die ich gehe 
- kann ich den Sportunterricht mitge-

stalten
- werden meine besonderen Fähigkeit

anerkannt und gefördert
- lerne ich etwas über Gesundheit,

Körperbewusstsein und Fitness
- kann ich meine besonderen Fähig-

keiten auf Wettkämpfen und Sport-
festen zeigen

- lerne ich im Sportunterricht den
Umgang mit dem Gewinnen und
dem Verlieren.

B.2 Gesundheit

Gerade wegen der nachgewiesenen
Zusammenhänge zwischen der Ge-
sundheit von Kindern und Belas-
tungsfaktoren in den Familien kommt
den Institutionen des Gesundheitswe-
sens eine große Bedeutung zu. Vor-
sorgeuntersuchungen, Schulreifeun-
tersuchungen, Sprachstandserhe-
bungen, Untersuchungen zur Zahnge-
sundheit sind Voraussetzungen, um
zum großen Teil schon frühkindlich
verfestigte gesundheitliche Beein-
trächtigungen zu vermeiden.
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Abgefragt wird der Zugang des jun-
gen Menschen zu den gesellschaftli-
chen Institutionen, die mit der ge-
sundheitlichen Fürsorge betraut sind: 

- In der Schule, in die ich gehe be-
komme ich im Unterricht Hinweise
auf die Erhaltung meiner Gesund-
heit

- Ich bin in Reihenuntersuchungen,
Schuluntersuchungen, Impf- und
Vorsorgekampagnen einbezogen

- Ich oder meine Familie haben einen
Hausarzt

- Ich oder meine Familie haben einen
Zahnarzt

- Ich oder meine Familie haben die
Möglichkeit einen Facharzt (Kinder-
arzt, Augenarzt, Orthopäde) einzu-
beziehen.

B.3 Zugehörigkeit

Gesellschaftliche Institutionen stellen
in vielfältiger Form die Teilhabe der
jungen Menschen am gesellschaftli-
chen Leben sicher. Das reicht von der
Normvermittlung durch Polizei und
Justiz über die Bildung durch Schule
bis zu der Gewährung von Sozialleis-
tungen, hier insbesondere die Leis-
tungen nach dem SGB VIII.

Abgefragt wird stellvertretend für den
gesamten Bereich ein idealtypischer
Ablauf bezogen auf das Hilfeplanver-
fahren: 

- ich kenne meinen Sozialarbeiter
und kann ihn jederzeit ansprechen

- ich habe die Möglichkeit, an dem
Hilfeplanverfahren teilzunehmen

- ich habe die Möglichkeit, an der Er-
arbeitung der Ziele des Hilfeplans
mitzuwirken

- ich habe die Möglichkeit, meine
Zielerreichung und die Dienstleis-
tungen der Helfer zu bewerten

- ich habe die Möglichkeit, mich jeder-
zeit bei übergeordneten Stellen über
die Hilfeleistung zu beschweren.

C. Die persönlichen Fähigkeiten
des jungen Menschen (kurz:
persönlich)

Hier werden die personalen Dimen-
sionen der Handlungsbefähigung dar-
gestellt. Persönliche Haltungen und
Eigenschaften bestimmen die Hand-
lungsbefähigung und die Verwirkli-
chungschancen entscheidend mit.
Dazu gehören: die Fähigkeit und Be-
reitschaft zu Solidarität und Anteil-
nahme; Eigeninitiative, Anstren-
gungsbereitschaft und Motivation;
intellektuelle Leistungsfähigkeit, Vor-
stellungskraft und logisches Denken;
der Umgang mit Freude und Trauer,
mit Wut und Enttäuschung; die Fä-
higkeit Rechte einzufordern, seine In-
teressen zu vertreten und sich gegen
Ungerechtigkeiten zu wehren; Liebe
zu geben und zu empfangen. 

C.1 Bildung

Bildung muss den jungen Menschen
nicht hinterhergetragen werden. Leis-
tungsbereitschaft, Anpassungs- und
Belastungsfähigkeit sowie soziale
Kompetenz sind persönliche Eigen-
schaften, die von dem jungen Men-
schen eingebracht werden müssen,
wenn er die Bandbreite seiner indivi-
duellen Möglichkeiten ausbauen will.

Abgefragt wird stellvertretend für den
gesamten Bereich ein idealtypischer
schulischer Ablauf bezogen auf das
Leistungs- und Sozialverhalten in der
Schule: 

Ich habe die Fähigkeit, …
- wenn ich etwas nicht verstehe, beim

Lehrer nachzufragen
- den schulischen Stoff außerhalb des

Unterrichts alleine oder in Gruppen
vor- und nachzubereiten

- im Unterricht konzentriert zu arbei-
ten und mich zu beteiligen

- meine Kenntnisse im Unterricht zu
präsentieren

- in den unterrichtsfreien Zeiten ohne

Konflikte mit Schulkameraden aus-
zukommen

C.2 Gesundheit

Auch die Gesundheit eines jungen
Menschen ist nur sicherzustellen,
wenn er selbst bereit ist, dazu Beiträ-
ge zu leisten. Eine gesunde Lebens-
führung mit Sport, bewusster Ernäh-
rung, Körperhygiene und ein risikobe-
wusstes Verhalten bezogen auf den
Konsum von Genussmitteln und Dro-
gen aber auch bezogen auf das Ver-
meiden von Unfällen und sonstigen
Katastrophen liegt wesentlich in der
Verantwortung des jungen Menschen.

Abgefragt werden stellvertretend für
den gesamten Bereich die grundle-
genden Fähigkeiten zur Gesunderhal-
tung: 

Ich habe die Fähigkeit, …
- meine Körperpflege sicherzustellen

(waschen, Zähne putzen...)
- mein unmittelbares Umfeld hygie-

nisch zu gestalten
- gesundheitliche Probleme zu erken-

nen und mitzuteilen
- ärztliche oder sonstige Maßnahmen

zur Gesunderhaltung, (z.B. Therapie)
umzusetzen

- mit Genussmitteln und Drogen ver-
antwortungsbewusst umzugehen.

C.3 Zugehörigkeit

Ein junger Mensch hat ein Recht da-
rauf, dass man sich um ihn kümmert.
Andere Menschen haben allerdings
auch ein Recht darauf. Zugehörigkeit
bedeutet auch, dass der junge
Mensch in der Lage ist, sich um ande-
re zu kümmern, an ihrem Leben Anteil
zu nehmen und in besonderen Situa-
tionen auch Hilfestellung zu geben.

Abgefragt wird stellvertretend für den
gesamten Bereich ein idealtypischer
Ablauf bezogen auf die Pflege eines
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sozialen Kontaktes zu einer besonde-
ren Person:

Ich habe die Fähigkeit, …
- Menschen kennenzulernen und auf

sie zuzugehen
- Freundschaften durch alltägliche

Begegnungen zu pflegen und aus-
zubauen

- Freundschaften durch persönliche
Anteilnahme und Beistand zu ver-
tiefen

- Freunden in besonderen Situationen
zu helfen

- mich bei Bedarf von einem Freund
abzugrenzen.

D. Die sozialen Nahraumbeziehun-
gen des jungen Menschen
(kurz: sozial)

Die Erfahrung der eigenen Hand-
lungsbefähigung und der Verwirkli-
chungschancen hängt davon ab, wie
das eigene Handeln durch primäre
Bezugspersonen, Peers und Nachbarn
und weitere Personen im sozialen
Nahfeld eingeschätzt wird. Die Ein-
schätzung der eigenen Handlungs-
wirksamkeit hängt damit ab von den
Sozialbeziehungen und den sozialen
Zusammenhängen, in denen der junge
Mensch handelt. Unter seinen ganz
besondere Nahraumbeziehungen ent-
wickelt der junge Mensch Optionen
für seine Lebensführung und gewinnt
Einsichten in die Möglichkeit des
Machbaren. Er erfährt Ohnmacht ge-
nauso wie Wirksamkeit und legt die
Grundlagen für ein strategisches Vo-
rausschauen in die Planung zukünfti-
ger schulischer, beruflicher sowie pri-
vater Handlungsoptionen. Sie werden
unter den Bedingungen von einge-
schränkten „Capabilities“ eine andere
Ausprägung haben, als unter den Be-
dingungen von erweiterten Möglich-
keiten. Die „Capabilities“ erweitern
sich in dem Maße, in dem der junge
Mensch die Möglichkeit hat, ver-
schiedene alternative Handlungswei-
sen zu erproben.

D.1 Bildung

Neben der Schule sind es insbesonde-
re weitere Interessen, Hobbys, welt-
anschauliche Bindungen, soziales En-
gagement und weitere besondere Fä-
higkeiten, die Bildung insgesamt aus-
machen. Durch Einbindung in Vereine,
Gruppen, besondere Orte oder Einzel-
personen werden Bildungsmöglich-
keiten erweitertet und Bildungsgele-
genheiten vervielfältigt. 

Abgefragt wird stellvertretend für
den gesamten Bereich ein idealtypi-
scher häuslicher Ablauf bezogen auf
die Pflege persönlicher Hobbys und
Interessen: 

In dem Haushalt, in dem ich lebe …
- gibt es Material und Anregungen

für Hobbys und besondere Interes-
sen

- gibt es genug Geld für die Pflege von
Hobbys und Interessen

- erhalte ich Anregungen durch Be-
kannte und Verwandte bezüglich
der Freizeitgestaltung

- werden gemeinsam Veranstaltun-
gen (z.B. Stadtteilfeste, Kino, Zoo)
besucht

- gibt es Bindungen an Vereine oder
Gruppen.

D.2 Gesundheit

Soziale Kontakte fördern die Gesund-
heit: Vertrauenswürdig für andere zu
sein - sich anderen anvertrauen kön-
nen - verlässlich für andere zu sein -
sich auf andere verlassen zu können -
Hilfe in Anspruch nehmen zu können
- anderen helfen zu können. Das sind
Voraussetzungen für die emotionale
Stabilität und die seelische Gesund-
heit.

Abgefragt werden stellvertretend für
den gesamten Bereich die grundle-
genden Fähigkeiten Bedingungen
menschlichen Zusammenlebens:

In dem Haushalt, in dem ich lebe …
- gibt es mindestens eine Person, zu

der ich volles Vertrauen habe
- habe ich die Möglichkeit, Bereiche

oder Situationen des Alltags mitzu-
gestalten

- kann ich meine Bedürfnisse, und In-
teressen vertreten

- kann ich spielen, lachen und
manchmal Blödsinn machen

- kann ich mich vor Gewalt und Über-
griffen schützen.

D.3 Zugehörigkeit

Hier doppeln sich die Grundaussagen.
Zugehörigkeit und situationsbedingte
Chancen gehören zusammen.

Abgefragt wird stellvertretend für den
gesamten Bereich die Vervielfältigung
von Gelegenheiten durch Freizeitge-
staltung:

Ich habe die Möglichkeit, …
- mich über Freizeitaktivitäten in

meinem Stadtteil zu informieren
- an Freizeitaktivitäten teilzunehmen
- Freizeitaktivitäten meiner Wahl zu

finanzieren
- und habe Zeit, Freizeitaktivitäten

meiner Wahl durchzuführen 
- Unterstützung durch meine Familie

im Bezug auf Freizeitaktivitäten zu
erhalten.

Die Visualisierung

Die erhobenen Daten werden in ei-
nem Koordinatensystem dargestellt.
Dabei bilden die x-Achse: die tat-
sächlich zur Verfügung stehenden
Möglichkeiten und Fähigkeiten dar-
gestellt als Faktor von 0 bis 5 (be-
zeichnet als Potential) die y-Achse:
die durchschnittliche Gewichtung al-
ler vorhandenen Potentiale darge-
stellt als Faktor von 0 bis 9 (bezeich-
net als Nutzung).
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Das Beispiel Sascha

Die Basiszahl
Sascha ist unser Protagonist. Mit sei-
nen knapp 15 Jahren hat er schon ei-
ne Reihe massiver Hilfen und Inter-
ventionen des Wohlfahrtsstaates er-
fahren. Er lässt pädagogischen Durch-
griff von Erwachsenen nur sehr be-
grenzt zu. Die Darstellung seiner Wer-
te in den Tabellen und Diagrammen
ist bewusst nicht als erfolgreicher pä-
dagogischer Durchmarsch angelegt.
Der Wirkungsnachweis an Hand der
Kennzahlen ist nur über eine intensive
Aussprache dazu in den Hilfeplange-
sprächen möglich.

Zu Beginn der Maßnahme wurde von
Sascha eine erste Selbstauskunft ge-
macht. Er wurde dabei von den Fach-
kräften mit dem Einsatz der klassischen
konstruktiven, ressourcenorientierten
und wertschätzenden Gesprächsfüh-
rungsmethoden unterstützt.

Die erste Selbstauskunft bezieht sich
auf seine bisherige Lebenssituation im
Haushalt seiner Mutter (s. Grafik 1).

Die Fachkräfte des sozialen Dienstes
und des Leistungserbringers schätzen
die Selbstauskunft Saschas bezogen
auf die vier Bereiche wie folgt ein:

A. familiär
Die Fähigkeiten der Familie, Sascha
ausreichend primäre Güter zur Verfü-
gung zu stellen, sind dadurch be-
schränkt, dass die allein erziehende
Mutter psychisch stark beeinträchtigt
ist. Zeitweise kann die Mutter über
keinerlei primäre Güter selbst verfügen
oder Sascha zur Verfügung stellen.

Die Fachkräfte sehen die Notwendig-
keit, für Sascha einen Lebensraum zu
schaffen, der diese primären Güter
zur Verfügung stellt. Dies soll über die
Unterbringung in einer Wohngruppe
geschehen. Die bestehende Bindung

an die Mutter und die Bereitschaft
Saschas, ihr in den psychisch schwe-
ren Phasen beizustehen, soll gestärkt
werden.
In der Förder- und Betreuungspla-
nung wird deshalb eine intensive El-
ternarbeit, auch mit Hausbesuchen
durch die Fachkräfte, vereinbart. Sa-
scha wird 14-tägig am Wochenende
in den Haushalt der Mutter beurlaubt.
Die Beurlaubungen werden im Ge-
spräch mit allen Beteiligten vor- und
nachbereitet.

B. gesellschaftlich
Sascha hat in der Vergangenheit eine
Reihe von wohlfahrtsstaatlichen Hil-
fen im Bereich der schulischen För-
derung, der Jugendhilfe und der Jus-
tiz in Anspruch genommen. Er mel-
det, dass er sich auskennt, dass er
seine Rechte in Anspruch nimmt und
dass er seine Interessen durchsetzt.
Sascha meldet auch, dass die Schule
nicht in der Lage ist, ihm ein „Ange-
bot“ zu machen. Das gilt sogar für
den Sportunterricht, dem gegenüber
er eigentlich, wegen seiner „Fixie-
rung“ auf körperliche Präsenz und
männliche Ausstrahlung, eigentlich
ausgeschlossen sein müsste.
Die Fachkräfte sehen seine Fähigkeit,
gegenüber den gesellschaftlichen In-
stitutionen Stellung zu beziehen
durchaus als ein Potential. Sie wollen
es dadurch stärken, dass sie ihn kon-
sequent in die Hilfe einbinden und
seine Beiträge einfordern.
In der Förder- und Betreuungspla-
nung wird insbesondere festgelegt,
dass durch intensive Kontakte zur
Schulverwaltung nach einer geeig-
neten Beschulungsform für Sascha
gesucht wird (Sascha ist praktisch
seit einem Jahr ausgeschult). An den
Gesprächen soll Sascha teilnehmen.
Die Fachkräfte wollen ihm bei der
Suche nach einer praxisorientierten
Sonderbeschulung durchaus entge-
gen kommen. Sie erwarten aller-
dings, dass er erst einmal die Bereit-
schaft zeigt, an der Regelbeschulung
teilzunehmen.

Grafik 1: 1. Selbstauskunft Sascha 
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Die Auswertungsmöglichkeiten

1. Zur Wirkungsorientierten An-
gebotsentwicklung in der Ein-
richtung

Die Darstellungen zu den Einzelfällen
in den Koordinatensystemen lassen
sich in vielfältiger Form zusammen-
fassen. Zum Beispiel nach Alter, Ge-
schlecht, Angebot, Jugendamt, den
einzelnen Bereichen (Bildung, Ge-
sundheit, Zugehörigkeit). 

Die Ergebnisse lassen sich wiederum
im Koordinatensystem darstellen. 

Einrichtungsintern lassen sich aus
diesen Darstellungen Schlussfolge-
rungen für die Personal- und Organi-
sationsentwicklung ableiten. Zielver-
einbarungen könnten nach dem Mus-
ter der Fallarbeit geschlossen und auf
Zielerreichung überprüft werden.

Sascha fällt auch durch ein hohes
Maß an normverletzendem Verhalten
auf. Das gilt insbesondere für die ge-
waltsame Durchsetzung seiner Inte-
ressen - unter Alkoholeinfluss auch
mit einem hohen Maß an Kontrollver-
lust. Es ist in der Folge auch zu ver-
schiedenen polizeilichen Ermittlungen
wegen Körperverletzung gekommen.

In der Förder- und Betreuungspla-
nung wird festgelegt, die Folgen die-
ser Straftaten, die weiteren Ermitt-
lungen, die Anklageerhebung, das ge-
richtliche Verfahren und die beschlos-
senen Weisungen und Auflagen durch
persönliche Begleitung und fachliche
Stellungnahmen der Fachkräfte zu
begleiten. Es ist die Erwartung an Sa-
scha, dass keine neuen entsprechen-
den Straftaten begangen werden.

C. persönlich
Sascha meldet unter persönlichen Fä-
higkeiten ein hohes Maß an Körper-
bewusstsein, Fitness und physischem
Selbstvertrauen. Für den Bereich der
Anpassung an Normen und Leistungs-
anforderungen, sowie im Bereich der
persönlichen Kontakte meldet er we-
nig Bereitschaft, seine Möglichkeiten
zu nutzen. Sascha verfügt über ein
begrenztes Repertoire an kommuni-
kativen Möglichkeiten, das er aller-
dings zielstrebig nutzt.
Die Fachkräfte sehen hier einerseits
die Notwendigkeit einer nachhaltigen
Entwicklung in diesem Bereich, ande-
rerseits aber auch ihre fehlenden
Möglichkeiten, eine derartige Ent-
wicklung zu veranlassen.

D. sozial
Sascha meldet eine ausgesprochene
Scheu gegenüber neuen und bisher
unbekannten Handlungsanforderun-
gen durch neue soziale Kontakte.
Auch bekannte Handlungserwartun-
gen, die er nicht mit den bewährten
Handlungsmustern bewältigen kann,
meidet er.
Die Fachkräfte sehen eine besondere
Entwicklungsaufgabe darin, Sascha

mit mindestens einem neuen sozialen
Kontakt zu versorgen.
In der Förder- und Betreuungspla-
nung wird deshalb festgelegt, dass
Sascha 14-tägig am Wochenende ei-
ne Gastfamilie besucht.

Die Entwicklungsaufgabe

Zu den in der Förder- und Betreu-
ungsplanung festgelegten Punkten
wird mit Sascha eine Zielvereinba-
rung getroffen. Nach einem halben
Jahr wird die Zielerreichung durch ei-
ne zweite Selbstauskunft überprüft.
Sie ergibt folgende Zahlen und fol-
gendes Bild (s. Grafik 2).

Die Interpretation der zweiten Selbst-
auskunft, die Bewertung der Zielerrei-
chung und die Bewertung der Wir-
kung der Maßnahme werden dem Le-
ser überlassen.

Grafik 2: 2. Selbstauskunft Sascha
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2. Zur Planung und Steuerung ei-
nes regionalen wirkungsorien-
tierten Jugendhilfeangebotes 

Die Darstellungen zu den Einzelfällen
lassen sich auch bezogen auf Ortsteile
und Planungsräume zusammengefasst
darstellen. Sie können in Beziehung
gesetzt werden zu den vom öffentli-
chen Träger erhobenen Kennzahlen.

3. Wirkungsorientierte Finanzie-
rung

Die Möglichkeit, die gesammelten
Daten und ihre Darstellung in einem
Koordinatensystem für die Vereinba-
rung eines wirkungsorientierten Ent-
geltes zu nutzen, wird hier an einem
Beispiel dargestellt. Das Entgelt wird
auf diese Weise zu einem fachlichen
Steuerungsinstrument.

Beispiel: Der Hauptbeleger der Wohn-
gruppe und Vertragspartner im Rah-
men der Vereinbarungen nach den
§§ 78 a ff SGB VIII hat folgendes Inte-
resse:
Er sieht die Wohngruppe als einen
Lernort für junge Menschen im Auf-
nahmealter ab 14 Jahren. Er möchte
verhindern, dass diese Gruppe zu ei-
nem zentralen Lebensort, und dass
die dort arbeitenden sozialpädagogi-
schen Fachkräfte zu zentralen Be-
zugspersonen für die jungen Men-

schen werden. Im Rahmen seiner in-
ternen erhobenen Steuerungsinfor-
mationen weiß er, dass …

- Eltern sich von den Mühen des Ab-
löseprozesses durch Fremdplatzie-
rung im Rahmen der Jugendhilfe
entlasten 

- Jugendliche sich in die Subkultur
von Erziehungshilfegemeinschaften
einbinden und teilweise einsudeln

- Fachkräfte auch für die jungen
Menschen in der Adoleszenz neue
zentrale Bezugspersonen suchen

- Wohngruppenbetreiber durch lang-
fristige Betreuungen die Belegung
und die Auslastung sichern.

Im Rahmen der Verhandlungen nach
den §§ 78 a ff SGB VIII greift das Ju-
gendamt auf die in der Einrichtung
eingesetzten Erhebungsinstrumente
und die dokumentierten Wirkungs-
nachweise zurück und bietet an, so-
ziale Netzwerkarbeit und Familienar-
beit mit einem Bonus zu fördern.

Alle Fälle, die im Bereich der Zugehö-
rigkeit in dem Angebot der Wohn-
gruppe in den …

- hellgrauen Bereich fallen, erhalten
einen Bonus von 10 % auf das ver-
einbarte Entgelt

- mittelgrauen Bereich fallen, erhal-
ten einen Bonus von 5 % auf das
vereinbarte Entgelt

- dunkelgrauen Bereich fallen, wer-
den mit einem Malus von 10 % ab-
gerechnet

- weißen Bereich fallen, erhalten das
vereinbarte Entgelt.

Die Einrichtung ist sich ihrer fachli-
chen Stärken bewusst und lässt sich
auf dieses Angebot ein. Es wird je-
doch von der Einrichtung gegenüber
dem öffentlichen Träger erwartet,
dass durch den Sozialen Dienst eine
Übergabequalität sichergestellt wird,
die schon in der Hilfeplanung das Er-
leben von Selbstwirksamkeit durch
die jungen Menschen ermöglicht.

Anmerkungen

1 Otto, H.-U. unter Mitarbeit von Albus,
S./ Polutta, A./ Schrödter, M./ Ziegler, H.
(2007): Zum aktuellen Diskurs um Er-
gebnisse und Wirkungen im Feld der So-
zialpädagogik und Sozialarbeit – Litera-
turvergleich nationaler und internatio-
naler Diskussionen. Expertise im Auftrag
der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und
Jugendhilfe (AGJ). Berlin.

2 Otto,H.-U./ Ziegler, H. (Hrsg.): Capabilities
– Handlungsbefähigung und Verwirkli-
chungschancen in der Erziehungswissen-
schaft. Verlag für Sozialwissenschaften.

3 Veröffentlichungen - insbesondere die
Abschlussberichte - zu dem Bundesmo-
dellprogramm unter www.wirkungsori-
entierte-jugendhilfe.de

Guido Osterndorff
Helene-Kaisen-Haus
Ferdinand-Lassalle-Str. 2
27578 Bremerhaven

Grafik 3: Bonus
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Sorina Miers

Das Bundesmodellprojekt „Ausbildungsorientierte Elternarbeit im Jugendmigrati-
onsdienst“ zeigt, Elternarbeit ist notwendig und möglich!

Die familiäre Erziehung prägt die Bil-
dungs- und Integrationschancen von
Jugendlichen mit und ohne Migrati-
onshintergrund. Für viele neu zuge-
wanderte Familien verlieren bisherige
Erziehungsbilder und Erziehungs-
kompetenzen durch den Migrations-
prozess an Bedeutung. Das neue ge-
sellschaftliche System stellt andere
Anforderungen an die Familien. Sie
müssen diese Anforderungen erst
kennen lernen und lernen, kompetent
damit umzugehen. Das Einbeziehen
der Migranteneltern in den Prozess
der Berufsorientierung hat sich als
sehr erfolgreich auf dem Weg zu einer
effektiven Integration von Jugendli-
chen in das Arbeits- und Berufsleben
erwiesen. 

Ziele des Modellprojektes

An zwölf bundesweiten Projektstand-
orten erprobten vom 1. Januar 2007
bis zum 30. Juni 2009 Jugendmigrati-
onsdienste von vier Fachorganisatio-
nen der Jugendsozialarbeit:
- Ev. Jugendsozialarbeit: (EJSA)

www.bagejsa.de
- Internationaler Bund (IB)

www.internationaler-bund.de
- Katholische Jugendsozialarbeit (KJS)

www.bagkjs.jugendsozialarbeit.de
- Arbeiterwohlfahrt (AWO)

ww.awo.org
mögliche Formen der ausbildungsori-
entierten Elternarbeit. 

Ziel des Bundesmodellprojektes, das
durch das Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend
sowie aus dem Europäischen Sozial-
fonds finanziert worden ist, war es,
die Erziehungskompetenz der Eltern
wirkungsvoll zu unterstützen und da-
mit die schulische und berufliche In-

tegration der Kinder und Jugendli-
chen zu fördern. 

Zu den Zielen gehörten:

• Informationserhöhung und -er-
weiterung
Die Modellprojekte unterstützen El-
tern von Kindern und Jugendlichen
mit Migrationshintergrund durch
Informationen zum System der
schulischen Bildung und zum Aus-
bildungssystem sowie zu den Er-
wartungen und Anforderungen an
die Erziehungsleistungen der Eltern.

• Stärkung der allgemeinen Erzie-
hungskompetenzen:
Die Modellprojekte stärken die Er-
ziehungskompetenz der Eltern mit

Beratungen und Bildungsveranstal-
tungen. Sie fördern die Kommuni-
kation zu Ausbildungsfragen in den
Familien und vermitteln dabei die
Begriffe der Bildungsfachsprache.

• Interessenvermittlung
Die Modellprojekte wirken darauf
hin, die Interessen und Kompeten-
zen der Jugendlichen mit den Vor-
stellungen der Familien in Einklang
zu bringen und unterstützen und
stabilisieren damit die Kinder und
Jugendlichen in ihrer schulischen
und beruflichen Integration.

• Aktive Teilhabe
Die Modellprojekte motivieren die
Eltern zur Mitwirkung in den El-
ternvertretungen der Bildungsinsti-
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tutionen und beruflichen Einrich-
tungen sowie zur Teilnahme an El-
ternsprechtagen und anderen schu-
lischen Veranstaltungen.

• Zusammenarbeit im Berufswahl-
prozess
Die Modellprojekte wirken präven-
tiv, indem sie über eine verstärkte
Zusammenarbeit mit Berufsschulen
und den Abschlussklassen der all-
gemeinbildenden Schulen Eltern
motivieren und unterstützen, sich
adäquat in den Prozess der Berufs-
orientierung und Berufswahlent-
scheidung ihrer Kinder einzubrin-
gen.

Das für alle Standorte verbindliche
Rahmenkonzept mit seiner Vielzahl
von unterschiedlichen Teilzielen bot
den zwölf Einzelprojekten die Mög-
lichkeit, jeweils eigene Schwerpunkte
zu setzen. Eine große Vielfalt mögli-
cher Projektaktivitäten konnte somit
entstehen.

Zielgruppe und Zugänge

Die Modellprojekte konzentrieren sich
auf die Eltern der Kinder und Jugend-
lichen in der Altersgruppe der Zwölf-
bis 18-Jährigen. Sie richten sich an
Eltern von Kindern und Jugendlichen
aus Migrantenfamilien, die vom Ju-
gendmigrationsdienst begleitet wer-
den, und an Eltern von Kindern und
Jugendlichen aus Migrantenfamilien,
die über die Kooperation mit der
Schule erreicht werden können. Mehr
als 5.000 Familien sind insgesamt im
Laufe der Projektzeit erreicht worden.
Der Zugang zu den zugewanderten
Menschen muss nachhaltig gesucht
und gefunden werden, die begleiten-
de Elternarbeit kann nur ganzheitlich,
kulturell kompetent und integrativ
angelegt sein. Doch: Wo befindet sich
die Zielgruppe? Was braucht die Ziel-
gruppe? Welche Informationsmate-
rialien benötigt die Zielgruppe? Wel-
che Sprachpraxis findet sich in den

Familien? Welche Rolle haben Mutter
und Vater? Ist ein individueller Zu-
schnitt auf unterschiedliche Migran-
tengruppen notwendig? Fragen über
Fragen ergeben sich, wenn es darum
geht, den Zugang zur Zielgruppe zu
gestalten und zielgruppengerechte
Angebote zu entwickeln. Es bedarf
daher unterschiedlicher Methoden
der Ansprache und der Informations-
vermittlung.

Das Modellprojekt im Landkreis Tü-
bingen profitiert beispielsweise von
seiner Lage: Der Projektstandort Mös-
singen-Bästenhardt ist gemeindenah
verortet und durch die zentrale Lage
des „Haus Regenbogen“ für die Ziel-
gruppe hervorragend erreichbar. Kur-
ze Wege ermöglichen Eltern, schnell
und direkt Kontakt zu den Projektmit-
arbeitenden aufzunehmen. Grund-
und Hauptschule, die Kindergärten
und die beiden Gemeindehäuser be-
finden sich in direkter Nähe. Der ver-
traute, nachbarschaftliche Charakter
des Projektes unterstützt den Zugang
zur Zielgruppe und die Gemeindenähe
bewirkt, dass alle handelnden Perso-
nen und Organe des örtlichen Netz-
werkes leicht erreichbar sind und da-
durch die Zusammenarbeit erleichtert
wird.

Wie die Zielgruppe erreicht wird, vari-
iert an den einzelnen Standorten.
Barrieren sind jedoch überall sichtbar
geworden. Dazu gehören unter ande-
rem Sprachbarrieren (fehlende
Sprachkompetenzen); große Unter-
schiede zwischen der schulischen So-
zialisation und Biografie der Eltern
und der Kinder sowie generell der Bil-
dungssysteme in den Herkunftslän-
dern; familiäre schwierige Situatio-
nen (schlechte Wohnverhältnisse, Ar-
mut etc.); persönlich schwierige Si-
tuationen der Eltern (negative Migra-
tionserfahrung, psychische Beschwer-
den, Arbeitslosigkeit, fehlende Zu-
kunftsperspektiven in Deutschland,
Überforderung mit der Elternrolle
etc.); verlorenes Selbstwertgefühl,

Unglaube an die eigenen Potenziale;
kulturelle Gegebenheiten. Aber auch
Hemmungen, Scham, Unkenntnis
oder Vorbehalte, um sich bei Institu-
tionen Unterstützung zu holen und
darauffolgendes Misstrauen und Zu-
rückhaltung bei Einladungen zu Bera-
tungsangeboten, Veranstaltungen, El-
ternabenden in der Schule sind Bar-
rieren, um mit den Eltern in Kontakt
zu kommen. Eine Mutter äußerte ihre
Ängste so: „Wenn ich zum Amt gehe,
und sage, dass ich Hilfe brauche, dass
ich es allein nicht schaffe, dann bin
ich keine gute Mutter und dann kann
ich ja nicht für mein Kind da sein. Al-
so nehmen sie mir das Kind weg. Da
sag ich doch lieber nichts und behalte
mein Kind.“

Um den Eltern solche Ängste zu neh-
men und sie für die Angebote der El-
ternarbeit zu interessieren, ist es ent-
scheidend, ihr Vertrauen zu gewinnen.
Grundvoraussetzung für die Errei-
chung der Eltern sind gute Koopera-
tionen und die Einbindung der Projek-
te vor Ort, diese bekommt man nur
dann, wenn man sich im Sozialraum
bekannt macht und das Projekt darin
verankert. Förderlich dafür sind unter
anderem eine intensive Öffentlich-
keitsarbeit und gute Kooperationen
und Vernetzung mit anderen Trägern
sowie Institutionen (Schulen, Vereine,
Migrantenorganisationen, Integrati-
onskurs- und Sprachkursträger, Erzie-
hungsberatungsstellen, Ausländer-
amt, Arbeitsagenturen, Unternehmen,
Einbindung in bestehende Netzwerke
etc.). Ein aufwendiger, aber zumeist
erfolgversprechender Zugang ist die
persönliche Ebene zu den Eltern. Hier-
zu gehört eine intensive aufsuchende
Elternarbeit. Telefonate und Hausbe-
suche werden überwiegend als positi-
ves Mittel zur Erstkontaktaufnahme
bewertet. Ebenso hilfreich sind
Sprach- und KulturmittlerInnen. Da-
bei kann es von Vorteil sein, wenn die
Sprach- und KulturmittlerInnen selbst
Eltern und in das Schul- und Ausbil-
dungssystem oder bei anderen Koope-
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rationspartnern eingebunden sind.
Vor allem aktive und interessierte El-
tern, die allgemein offen und ein
grundsätzliches Interesse am Projekt
zeigen, beeinflussen den Projektfort-
schritt und auch den Zugang zu wei-
teren Eltern positiv – diese nehmen
teilweise eine „Vorbildfunktion“ ein. 

Bedarfsgerechte Angebote in der
Elternarbeit

Die Mitarbeitenden der Elternarbeit
werden nach den gleichen Grundsät-
zen wie die Jugendmigrationsdienste
und andere Migrationsfachdienste
der Sozialen Arbeit tätig. Dazu gehö-
ren die Ressourcenorientierung, die
Lebensweltorientierung, die Hilfe zur
Selbsthilfe, der Respekt vor der kultu-
rellen Vielfalt und Andersartigkeit, ein
systemischer und ganzheitlicher An-
satz und die Einbeziehung anderer
Hilfesysteme und Stellen.

Am Standort Jena nutzen vor allem
Eltern aus der Ukraine, Moldawien,
Georgien, Armenien, aber auch aus
Vietnam die Angebote der Elternar-
beit. Es sind insbesondere die Mütter,
die kommen. Doch längst hat sich ein
Gesprächskreis für Väter etabliert. In
den Treffen erfahren die Väter etwas
über Berufe in der Automobilbranche,
über den Führerschein und über Au-
toversicherungen. „Das hat gut funk-
tioniert, wenn die Väter einmal hier
waren, dann beginnen sie auch, sich
für andere Themen zu interessieren“,
erzählt Maria Seidensahl, Projektmit-
arbeiterin. Am Standort Berlin richten
Kerstin Zimmermann und Annette
Sailer unter anderem eine Sprech-
stunde ein. Gerade in den Monaten
vor den Halbjahres- und Endjahres-
zeugnissen ist der Beratungsbedarf
sehr hoch. Von den Eltern werden be-
sonders der Übergang in die weiter-
führenden Schulen und das Bestehen
der Probezeit an Realschulen und
Gymnasien thematisiert. Die Form der
Informationsvermittlung ist unter-

schiedlich. So gibt es zahlreiche Ein-
zelberatungen, aber auch Mütter-
gruppen aus der Nachbarschaft, die
alle den gleichen Beratungsbedarf
haben.

In Euskirchen fand in den Räumen des
Jugendmigrationsdienstes vierzehn-
tägig der Müttertreff statt. Zu den
Zielen gehörte u. a., einen festen Kern
von engagierten Müttern zu bilden,
die das Projekt aktiv unterstützten
und somit zu Schlüsselpersonen wer-
den konnten; Migrantenmüttern ei-
nen Raum für Gespräche, Kontakte
und Problemlösungen zu geben; die
Mütter zu motivieren, Deutsch zu ler-
nen und zu motivieren, in der Schule
aktiv zu arbeiten; Stärkung der Positi-
on der Mütter (Gender Main-
streaming). Der Müttertreff war eine
sehr gute Möglichkeit, um die in den
Seminaren behandelten Themen, z. B.
„Ausbildung/Berufswahl“ und „Erzie-
hungsauftrag der Eltern“, zu vertie-
fen. Mitunter sind dafür Expertinnen
und Experten eingeladen worden. Die
Treffen verliefen in deutscher Sprache
mit einer Dolmetscherin. So konnten
die Frauen ihre Deutschkenntnisse
verbessern udn bei Bedarf war eine
Kommunikation in der Muttersprache
möglich. Zu bestimmten Themen (die
nicht Mutter/Frau spezifisch sind)
sind Väter und auch gelegentlich Ju-
gendliche eingeladen worden.

Diese Beispiele zeigen, dass die Palet-
te der Angebote für die Eltern man-
nigfaltig ist: eintägige Seminare, Se-
minarreihen, Wochenendseminare,
Vorträge, Informationsabende, Eltern-
cafés, Exkursionen, Sprechstunden (in
den Büroräumen des Trägers; in der
Schule etc.), Hausbesuche, Betriebs-
besichtigungen, Besuche der Berufs-
informationszentren in der Arbeits-
agentur, moderierte Gesprächsgrup-
pen, Eltern-Kind-Seminare, Mütter-
Töchter-Gruppen, Väter-Söhne-Grup-
pen, Computerkurse, Runder Tisch
„Migration“ im Sozialraum, Koopera-
tionsangebote mit der Schule, mit Ju-

gendklubs etc. Die Standorte haben
die Aktivitäten unterschiedlich inten-
siv betrieben. Als Good-Practice hat
sich in jedem Fall der Hausbesuch he-
rauskristallisiert. Ebenso sind niedrig-
schwellige offene Gruppenangebote
wie Elterncafés oder Seminare ein gu-
tes Instrument, um mit Eltern in Kon-
takt zu kommen und sie für weitere
(und anspruchsvollere) Projekt- und
Beratungsangebote zu öffnen.

Die im Modellprojekt erprobten Ange-
bote können Träger und Institutionen,
die ebenfalls Elternarbeit anbieten
wollen, dabei unterstützen, die vor
Ort jeweils beste Strategie herauszu-
finden. Ein wichtiges Element der
Steuerung der Aktivitäten ist weiter-
hin die Situations- und Bedarfanaly-
se. Sie ermöglicht eine an die tat-
sächlichen Bedürfnisse der Zielgruppe
angepasste Projektdurchführung und
kann als Ausgangspunkt für die Be-
wertung der Zielerreichung dienen.
Checklisten und Fragebögen zur Si-
tuations- und Bedarfsanalyse ver-
schaffen einen schnellen Überblick
über Planungs- und Umsetzungs-
schritte, Organisationsabläufe, mögli-
che Maßnahmen und Alternativen.
Durch Checklisten und Fragebögen
erleben sowohl die Mitarbeitenden
als auch die Zielgruppe Zeitersparnis
und Effizienz.

Gender Mainstreaming in der So-
zialen Integrationsarbeit mit Mi-
grantinnen und Migranten

Felix Brandhorst, Gender-Trainer und
Qualitätsentwickler in der Sozialen
Arbeit, führte an vier Standorten des
Modellprojekts in einem Erfassungs-
zeitraum von vier Wochen im vierten
Quartal 2008 Gender-Zielgruppen-
Analysen durch. Hierzu wurde auf der
Grundlage der 3-R-Methode (vgl.
Swedish Association of Local Authori-
ties. 1999) ein ausführlicher Erfas-
sungsbogen entwickelt, der Daten
über Zielgruppen, Mitarbeiterinnen
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und Mitarbeiter sowie eingesetzte
Ressourcen erhebt, die in der Auswer-
tung miteinander in Verbindung ge-
setzt werden können. Zudem wurden
die Gruppenangebote (Elternabend
und Seminarreihen) vier weiterer
Standorte nach Aktenlage analysiert.
Ausgewählte Ergebnisse:

• Die Ergebnisse weisen eher darauf
hin, dass beim Zugang zu Bera-
tungsangeboten für die Väter das
Geschlecht der Beraterinnen keine
grundsätzliche Rolle gespielt hat.

• Ein möglicher Ansatz, Zielsetzun-
gen und Maßnahmen zur Erhöhung
des Anteils von Vätern in den Bera-
tungsangeboten zu entwickeln,
könnte sein, die Mütter gezielt da-
rauf anzusprechen, ob sie die Väter
ihrer Kinder in die Beratung einla-
den wollen.

• Die auffällige Unterrepräsentanz
männlicher Teilnehmer bei den El-
tern kehrt sich mit Blick auf die
thematisierten Kinder um.

• Eine stärkere Förderung von Jungen
durch die Beratungsangebote im
Bundesmodellprojekt kann im Sin-
ne der Ziele der Strategie Gender
Mainstreaming interpretiert wer-
den, da sie zur Herstellung von
Chancengleichheit zwischen den
Geschlechtern beiträgt.

• Die Befunde können als Indiz dafür
gewertet werden, dass Väter größe-
re Zugangshemmnisse zu den Bera-
tungsangeboten haben und folglich
tendenziell erst dann kommen,
wenn ihre Kinder sich bereits in zu-
gespitzten Situationen befinden.
Dementsprechend wäre im Bereich
der Arbeit mit Vätern über präven-
tive Maßnahmen nachzudenken.

• Bei der Themenwahl sollten mögli-
cherweise Themen, die eher der
Verantwortung der Väter zuge-
schrieben werden (wie zum Beispiel

Bundeswehr, Zivildienst, außer-
schulische Freizeitaktivitäten, Sport
etc.), stärker berücksichtigt und von
vornherein kommuniziert werden.
Das im Beratungskontext auffallen-
de Interesse von Vätern an Erzie-
hungsfragen sollte ebenso in den
Gruppenangeboten aufgegriffen
werden.

• Insgesamt legen die Ergebnisse na-
he, dass in der Arbeit mit Vätern
und Söhnen tendenziell Fragen zur
Schulbildung und zur Sprachförde-
rung verstärkt angesprochen wer-
den sollten.

• Dahingegen legen die Ergebnisse
nahe, dass in der Arbeit mit Müt-
tern und Töchtern möglicherweise
Fragen der Berufsbildung eine be-
sondere Rolle spielen.

Um im Rahmen von Elternarbeit pas-
send zum Standort Ziele zu entwi-
ckeln, die zur Realisierung von Chan-
cengleichheit zwischen den Ge-
schlechtern beitragen, müssen die
Teammitglieder im Dialog bleiben.
Folgende Themen sind dabei wichtig:

• Erhöhung des Anteils von Vätern in
den Beratungs- und Gruppenange-
boten: Wie lässt sich das Bera-
tungssetting so gestalten, dass es
stärker für die gleichzeitige Bera-
tung von Vätern und Müttern ge-
öffnet wird? Wie lässt sich die prä-
ventive Arbeit mit Vätern stärken,
damit wichtige Informationen zum
Bildungs- und Berufssystem bereits
im Vorfeld von krisenhaften Zuspit-
zungen der schulischen bzw. beruf-
lichen Situation ihrer Kinder ver-
mittelt werden können? 

• Thematisierung der Differenz ge-
schlechtlicher Rollenbilder: Auf
welche Weise kann ein (innerfami-
liärer) Dialog über die Vielfalt und
Differenz geschlechtlicher Rollen-
bilder angeregt werden? Wie kön-
nen stereotypische und homogeni-

sierende männliche und weibliche
Rollenbilder und deren soziale
Funktionalität kritisch hinterfragt
werden?

• Stärkung der Berufsberatung von
Eltern bezogen auf Töchter und
Stärkung der Beratung zu Fragen
der Sprachförderung (und der
Schulbildung) bezogen auf Söhne:
Wie können Eltern für die Wichtig-
keit der Sprachförderung und
Schulbildung ihrer Söhne (und
Töchter) bezogen auf den erfolgrei-
chen Eintritt ins Berufsleben sensi-
bilisiert werden? Wie können Eltern
für die Erweiterung der beruflichen
Orientierungen und Handlungsop-
tionen ihrer Töchter (und Söhne)
jenseits von starren Rollenerwar-
tungen sensibilisiert werden?

• Erhöhung des Anteils von im Bera-
tungskontext thematisierten Töch-
tern: Mit welchen Themen können
Eltern gezielter auf ihre Töchter an-
gesprochen werden (auch, wenn in
der Schule zunächst keine offen
ausagierten Konflikte auftreten)?

An den Befunden aus der geschlech-
tersensiblen Migrationsforschung
verdeutlicht sich der Zusammenhang
zwischen familiärer Erziehung und
Bildungserfolg der Kinder. Zentralen
Zielen des Projekts, wie die Informati-
onsvermittlung zum Schul- und Aus-
bildungssystem und die Motivierung
der Eltern zur Mitwirkung in den El-
ternvertretungen, stehen somit empi-
risch ermittelte Bedarfe gegenüber.
Das Modellprojekt nimmt eine uner-
lässliche Brückenbaufunktion zwi-
schen Familie und außerfamiliärer Le-
benswelt junger Migranten und Mi-
grantinnen ein, deren Bestandteil die
Auseinandersetzung mit Geschlech-
terrollen und das Erlernen des Um-
gangs mit der Differenz von Ge-
schlechterrollen als Voraussetzung
gelingender Integrationsprozesse ist.
Hierbei sollten die Fachkräfte ebenso
eigene homogenisierende Fremdbilder
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und generalisierende geschlechtliche
Stereotypisierungen hinterfragen.

Fazit – Elternarbeit ist nötig und
möglich!

Das Projekt ist wissenschaftlich von
der Gesellschaft für Innovationsfor-
schung und Beratung (GIB-Berlin) be-
gleitet worden. Die InterVal
GmbH1hat auf der Basis der gewon-
nenen Erkenntnisse eine vertiefte
Untersuchung an ausgewählten
Standorten durchgeführt. Das Fazit
der InterVal GmbH zeigt, dass mit
dem Modellprojekt zur ausbildungs-
orientierten Elternarbeit in Jugendmi-
grationsdiensten wichtige Erkennt-
nisse generiert werden konnten, in
welcher Weise sich eine Ausweitung
der Arbeit von Jugendmigrations-
diensten über ihre eigentliche Ziel-
gruppe (die jungen Menschen) hinaus
implementieren lässt und in welcher
Hinsicht sie ihre Ziele erreicht. 

Will man mit den Eltern kommunizie-
ren und mit ihnen in einen Austausch
treten, will man Brücken zwischen
der Familie und der Einrichtung bau-
en und will man die Kooperation mit
den Eltern zur Unterstützung ihrer
Kinder erreichen, so sind interkultu-

relle Kompetenzen nötig. Zu den för-
derlichen Rahmenbedingungen der
Elternarbeit gehören weiterhin Ko-
operationspartner und Netzwerke im
Sozialraum. Insbesondere in der Zu-
sammenarbeit mit Schule ist es wich-
tig, dass alle Beteiligten im Sinne der
Eltern und deren Kinder förderorien-
tiert agieren. 

Die ausbildungsorientierte Elternar-
beit setzt die Eltern als Individuen ins
Zentrum des Interesses, ohne den
Blick für den Jugendlichen zu verlie-
ren. Sie möchte Eltern als Partner für
die Einbindung in den Bildungspro-
zess gewinnen und qualifizieren und
somit dazu befähigen, sich aktiv in
den Prozess der Ausbildungs-
orientierung ihrer Kinder einzubrin-
gen - die erfolgreiche Integration in
Schule und Beruf zu unterstützen.
Gleichzeitig nimmt sie das Umfeld der
Eltern wahr und nimmt es mit hinein
in den Beratungsprozess, also der fa-
miliäre und kulturelle Hintergrund,
die Schule, das Gemeinwesen und die
vorhandenen sozialen Kontakte. Aus-
bildungsorientierte Elternarbeit för-
dert Veränderungsprozesse in den Fa-
milien. Bildungspartnerschaften bie-
ten den Eltern Orientierung, Wissen
über das für sie neue gesellschaftliche
System w vermittelt und entspre-

chende Handlungsmöglichkeiten auf-
gezeigt. Eltern werden in die Verant-
wortung genommen und dazu befä-
higt, ihre Jugendlichen in schulischen
Angelegenheiten und der Berufswe-
geplanung zu unterstützen.

Das Modellprojekt zeigt, dass sich die
spezifischen Interventionslogiken der
ausbildungsorientierten Elternarbeit
und der Jugendmigrationsdienste
wechselseitig ergänzen und sich hin-
sichtlich der Fördererfolge unterstüt-
zen2.

Anmerkungen

1 Der gesamte Evaluationsbericht wird
online auf http://www.jugend-staer-
ken.de und http://www.jmd-portal.de
eingestellt.

2 http://www.jmd-portal.de. Der Praxis-
leitfaden kann bei der BAG EJSA kosten-
frei bestellt werden.

Sorina Miers
Bundesarbeitsgemeinschaft Evangeli-
sche Jugendsozialarbeit e. V. (BAG
EJSA) 
Wagenburgstraße 26-28
70184 Stuttgart
www.bagejsa.de

Literaturdatenbank des IzKK im DJI: Neuer Schwerpunkt "Frühe Hilfen"  
Die Online-Literaturdatenbank des Informationszentrums Kindesmisshandlung/ Kindesvernachlässigung (IzKK) am
Deutschen Jugendinstitut umfasst über 16.000 Literaturnachweise deutsch- und englischsprachiger Fachliteratur
zum Themenbereich "Gewalt gegen Kinder".
In der Datenbank erfasst und inhaltlich ausgewertet werden u.a. Monografien, Sammelbände, Graue Materialien,
Buchaufsätze, Zeitschriftenartikel, Tagungsdokumentationen und audiovisuelle Materialien. NutzerInnen können
Online-Literaturrecherchen nach verschiedensten Suchkriterien (wie z.B. Autor, Titel, Schlagwort etc.) durchführen. 
Weitere Informationen: IzKK - Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung, Nockherstr. 2,
81541 München, Tel. (089)62306-229, Email: izkk@dji.de, www.dji.de/izkk
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Wird heutzutage in der Heimerzie-
hung in Regelgruppen gezielt grup-
penpädagogisch gearbeitet? Und
wenn ja, mit welchen Implikationen?
Welche Grenzen werden von den Be-
teiligten für die Regelgruppe gesetzt
und welche Perspektiven sehen sie für
die gruppenpädagogische Arbeit?
Diesen und weiteren Fragen widmet
sich das Forschungs- und Praxisent-
wicklungsprojekt „Pädagogische Pro-
zesse in Regelgruppen der stationären
Heimerziehung – Entwicklungen und
Perspektiven.“ In diesem Artikel wird
das Projekt vorgestellt, seine Zielset-
zung erläutert und erste Ergebnisse
vorgestellt. 
Dabei werden zunächst der institutio-
nelle Rahmen und die Ausgangslage
der Forschung erörtert. Dann werden
die Projektidee und die Arbeitshypo-
thesen dargestellt, woran sich eine
Erläuterung des methodischen Vorge-
hens anschließt. Zum Abschluss wer-
den die ersten Ergebnisse des Projek-
tes kurz vorgestellt um schließlich
den weiteren Projektverlauf zu skiz-
zieren. 

Der Begriff der Regelgruppe

Regelgruppen in Nordrhein-Westfa-
len sind „Schichtdienstgruppen“. Die-
ses Regel- oder Normalangebot der
Heimerziehung stellt (neben einer
Vielzahl individuell ausgegstalteter
weiterer Settings) die Konstellation
mit 9 Kindern/Jugendlichen und 4,7
Fachkräften dar.
„In dieser Angebotsform orientiert
sich die pädagogische Betreuung an
der sogenannten Regelgruppenform
mit einer personellen Besetzung von
4,7 : 9 und entspricht somit einem
Personalschlüssel von 1 Fachkraft zu
1,91 jungen Menschen. Die Nachtbe-

reitschaft ist dabei berücksichtigt. (…)
Eine Gruppe von z.B. 8 Plätzen und ei-
ner pädagogischen Betreuung durch
4,7 Fachkräfte hat einen Schlüssel
von 1 : 1,7. Eine Gruppe mit 10 Plät-
zen und 4,7 Fachkräften hat einen
Schlüssel von 2,31.“ (Arbeitshilfe
Rahmenvertrag I; Vereinbarungen
über Leistungsangebote, Qualitäts-
entwicklung und Leistungsentgelte in
Nordrhein-Westfalen §§ 78a-f SGB
VIII Kinder und Jugendhilfe, S. 38) Die
Variationsbreite des Personalschlüs-
sels im pädagogischen Bereich reicht
damit je nach Zahl der Gruppenbe-
wohnerInnen von 1:1,7 bis zu 1:2,13.

Somit handelt es sich um Gruppen,
die im Schichtdienst von Fachkräften
betreut werden und bei denen eine
Betreuung „Rund um die Uhr“ ge-
währleistet ist. Die konkrete Größe
der Gruppen variiert zwischen acht
und zehn jungen Menschen, die von
mindestens fünf MitarbeiterInnen
(auf 4,7 Stellen) betreut werden.
Gruppen mit einem günstigeren Per-
sonalschlüssel werden als Intensiv-
gruppen bezeichnet.
Das Projekt geht davon aus, dass die-
ses „Normalangebot“ nach wie vor die
quantitativ dominierende Form im
Rahmen der Heimerziehung darstellt.
Insoweit leben die meisten fremdpla-
zierten Kinder und Jugendlichen in
dieser Form der Erziehungshilfe.
Ebenso arbeiten die meisten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in der
stationären Erziehungshilfe in Regel-
gruppen. In NRW wird diese Form im
Rahmenvertrag explizit erwähnt und
als Regelgruppe bezeichnet. Im Pro-
jektkontext wird der Begriff der Re-
gelgruppe in umfassender Weise für
alle in diesem Sinne angesprochenen
Gruppen-Konstellationen benutzt. Es
geht um den Lebensort Gruppe als

befristete Alternative beziehungswei-
se Ergänzung zum Lebensort Familie.

Institutioneller Rahmen

Das Projekt „Pädagogische Prozesse
der stationären Heimerziehung“ ist
für eine Laufzeit von zwei Jahren
(April 2008 – April 2010) konzipiert
und untersteht während dieser Zeit
der Projektleitung durch die Diakonie
Rheinland-Westfalen-Lippe e.V.,
Münster (Eckart-Fachverband). Die
Studie wird in enger Kooperation mit
der Fachhochschule Münster, Fachbe-
reich Sozialwesen durchgeführt, die
Projektleitung liegt bei Frau Prof. Dr.
Luise Hartwig und Herrn Prof. Dr.
Reinhold Schone. 
Darüber hinaus sind zehn Einrichtun-
gen der stationären Erziehungshilfe in
Westfalen (Leitungspersonen, Mitar-
beiterInnen, Jugendliche und Eltern)
sowie ausgewählte Jugendämter
(fallführende Fachkräfte von Kindern
und Jugendlichen in Regelgruppen)
beteiligt.
Die Diakonie Rheinland-Westfalen-
Lippe e.V. fördert das Projekt mit er-
heblichen Eigenmitteln, darüber hi-
naus wird es durch eine Zuwendung
der Stiftung Deutsche Jugendmarke
e.V., Bonn gefördert. 

Ausgangslage

Die Heimerziehung hat in der Bun-
desrepublik Deutschland in den zu-
rückliegenden Jahrzehnten eine Ver-
änderung erfahren, wie nur wenige
andere Bereiche der Jugendhilfe. 
Im Zusammenhang der Studentenbe-
wegung Ende der 1960er Jahre ent-
wickelte sich eine grundlegende
Heimkritik. Diese thematisierte im

Luise Hartwig / Christine Kugler

Zur Zukunft der Gruppenpädagogik in der Heimerziehung – Aspekte in den Re-
gelgruppen der Heimerziehung
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Kontext des Goffman’schen (1922-
1982) Begriffs der „totalen Instituti-
on“ die teilweise gefängnisähnlichen
Zustände sowie die fehlende pädago-
gische Ausrichtung in Heimen der
stationären Erziehungshilfe. Die Kritik
wurde nicht ausschließlich von politi-
schen Gruppierungen vertreten, son-
dern ebenso von Vertretern der Fach-
öffentlichkeit. 

Die Kritikpunkte waren vor allem,
dass

• Heime totale Institutionen seien, in
denen das Leben der Mitglieder
(hier der Kinder und Jugendlichen)
ausschließlich in der totalen Insti-
tution statt finde. Darüber hinaus
seien sie einer zentralen Autorität
unterworfen und ihre Tätigkeiten
wurden bzw. seien geplant und an-
hand von Ordnungen und Regelun-
gen durchzuführen;

• die Heimerziehung ineffizient sei.
Die Ansprüche der Individualität
und der Forderung der individuellen
Fähigkeiten seien nicht zu erfüllen;

• es in Heimen nicht ausreichende
Bildungschancen gäbe;

• in der Heimerziehung „Konformis-
ten“ produziert würden. Kinder und
Jugendliche würden in diesem Zu-
sammenhang zu oberflächlicher
Anpassung erzogen (Fröhlich 1980,
S. 13-21). 

Zielsetzungen von Erziehungsanstal-
ten waren somit geprägt durch einen
Charakter militärischer, politischer,
religiöser oder ethischer Natur. Diese
mündeten nicht etwa in der freien
Entfaltung der Kinder und Jugendli-
chen, sondern in einer geforderten
Anpassungsleistung derselben. Die
Selbstverwirklichung der jungen Men-
schen war einer Anpassung an ein
„Idealbild“ dementsprechend nicht
zielführend (vgl. Kok 1976, S. 48). 
Darüber hinaus merkt Fröhlich (1980)
kritisch an, dass die Anstaltserziehung
den individuellen Bedürfnissen der
„Zöglinge“ nicht gerecht wurde. Sie

„hielt vielmehr alles, was Individuali-
sierung bedeuten könnte für gefähr-
lich, die zu herrschende Zucht und
Ordnung bedrohend“ (Fröhlich, 1980,
S. 74). Oftmals wurde ihnen bereits
durch die Pflicht eine Anstaltsklei-
dung zu tragen die äußerliche Indivi-
dualität genommen, zudem kenn-
zeichneten große Schlaf- und Speise-
säle und kein Raum für Freizeit das
Leben der Kinder in den Erziehungsan-
stalten. Darüber hinaus war es durch
genau einzuhaltende Anstaltsordnun-
gen geregelt (vgl. ebenda S. 75).
Im Rahmen der Heimkampagne wur-
de eine Veränderung der Heimerzie-
hung gefordert. Folgende maßgeben-
de Reformziele, welche auch heute in
der Heimerziehung zu verzeichnen
sind, wurden in diesem Zusammen-
hang entwickelt: 

• Reduzierung der Gruppengrößen,
um Integration, Intimität und Indi-
vidualität zu gewährleisten

• Familienähnliche Gliederung der
Heime (kleine gemischtgeschlecht-
liche und altersgemischte Gruppen)

• Denzentralisierung und Regionali-
sierung sowie die damit verbunde-
ne Abschaffung von zentralen Ver-
sorgungseinrichtungen mit der
Zielsetzung der Alltagorientierung
und Alltagsbewältigung

• Entspezialisierung und Entinstitu-
tionalisierung

• Qualifizierung des erzieherischen
Personals

• Förderung der Schul- und Berufs-
ausbildung

• Demokratisierung der Heimerzie-
hung (nach Bäuerle (1983)1 (vgl.
Fröhlich 1980. S.79; Heitkamp,
1984, S.13-21; von Bülow 1987,
S.43-67; Dalferth 1982, S.51).

Die Praxis der Heimerziehung „unter-
lag“ infolgedessen in den 1970er Jah-
ren tiefgreifenden Veränderungen -
das institutionelle Betreuungsgefüge
wandelte sich. Dieser Wandel wurde
zunächst anhand des Zuwachses un-
terschiedlicher Betreuungsformen

und somit einer Entwicklung einer
Vielzahl von Erziehungsmaßnahmen
deutlich. 
1972 forderte der dritte Jugendbe-
richt einen Ausbau der familiener-
gänzenden und familienunterstützen-
den Hilfen, der Entwicklung und
Etablierung eines differenzierten
Leistungskatalogs für alle Bereiche
der Jugendhilfe sowie die Entwick-
lung von Erziehungshilfen im Vorfeld
der stationären Heimerziehung (vgl.
Bundesminister für Jugend, Familie
und Gesundheit 1972). 
Als eine unmittelbare Alternative zur
Unterbringung in einem Heim wurde
die Vollzeitpflege ausgebaut. Darüber
hinaus ist an dieser Stelle die Entwick-
lung und Etablierung der ambulanten
Hilfen – insbesondere die sozialpäda-
gogische Familienhilfe - hervorzuhe-
ben. – Auch diese Entwicklungen hat-
ten einen Einfluss auf die Heimerzie-
hung, die heute durch differenzierte
Angebote gekennzeichnet ist. 
Die bis zu diesem Zeitpunkt in der Ju-
gendfürsorge dominierenden tradier-
ten Großpflegestellen bekamen Kon-
kurrenz von Klein- und Kleinstein-
richtungen. Zudem entwickelte sich
die „Milieunäherung“, welche die Ver-
lagerung von pädagogischem Fach-
wissen in die Nähe der sogenannten
„sozialen Brennpunkte“ und somit die
Schaffung eines pädagogischen An-
gebotes vor Ort beinhaltete (vgl. Colla
1981, S. 24 ff). 
Somit kann festgehalten werden, dass
nach der sog. Heimkampagne Ende
der 1960er Jahre die klassische Heim-
erziehung in den 1970er Jahren mas-
siv in Frage gestellt wurde und sowohl
personell als auch inhaltlich erhebli-
che Qualifizierungsschübe erfuhr.
In den 1980er Jahren gerieten die
Einrichtungen der Heimerziehung
schließlich unter einen grundsätzli-
chen Reformdruck. Dezentralisierung,
Regionalisierung, Alltagsorientierung,
Individualisierung sowie Professiona-
lisierung waren die Schlagworte, an
denen sich eine qualifizierte Weiter-
entwicklung der Heimerziehung – bis
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heute – auszurichten hat (vgl. z. B.
Wolf 1995).

Wie stellt sich aktuell die Entwicklung
von ambulanten und stationären
Maßnahmen dar?

Anhand der aktuellen Kinder- und Ju-
gendhilfestatistik (vgl. das Schaubild)
ist zu erkennen, dass die Zahl der am-
bulanten Hilfen (bei einer Ausklam-
merung der niederschwelligen Inan-
spruchnahme der Erziehungsbera-
tung) noch immer hinter der Anzahl
der fremdunterbringenden Maßnah-
men zurück bleibt. 

In der BRD leben rund ein Viertel der
Kinder u. Jugendlichen, die Hilfen zur
Erziehung erhalten, in stationärer
Heimerziehung, mehr als die Hälfte
von ihnen befindet sich in gruppen-
pädagogischen Settings. Gleichwohl
hat Gruppe als Methode der Sozialen
Arbeit zur Sozialintegration von Kin-
dern und Jugendlichen nur einen
marginalen Stellenwert. Es sind vor-
wiegend Themen der Individualisie-
rung, Flexibilisierung, Ambulantisie-
rung und Sozialraumorientierung,
welche den Erziehungshilfediskurs
bestimmen. 
Der Mainstream der fachlichen Dis-
kussion greift das Thema Heimerzie-
hung in Gruppen allgemein sowie
Gruppenpädagogik als fachliche Me-
thode in den letzten Jahrzehnten
kaum auf. Professionalisierung in der
Heimerziehung geschieht zumeist
eher in Form einer Realisierung spezi-
fischer individueller Settings, als in
Form einer Weiterentwicklung von
gruppenpädagogischen Ansätzen.
Somit sind Fachtagungen und Fortbil-
dungen, die sich mit der Entwicklung
und den Möglichkeiten allgemeiner
Gruppen-Settings in der stationären
Heimerziehung auseinandersetzen,
selten. Gruppenarbeit scheint nicht
im fachlichen Trend zu liegen, obwohl
sie eine bedeutende Methode ist, um
soziale und kommunikative Kompe-
tenzen junger Menschen zu erhöhen.

Und dies um so mehr, wenn wir die
psycho-sozialen Belastungen von
Kindern und Jugendlichen in der sta-
tionären Erziehungshilfe in den Blick
nehmen. 

Projektidee

Die beschriebene geringe Aufmerk-
samkeit der Gruppen-Settings in der
Fachöffentlichkeit ist allerdings in der
Praxis nicht zu verzeichnen. Die sog.
Regelgruppen besitzen noch immer
eine hohe quantitative und qualitative
Bedeutung in der stationären Heimer-
ziehung. 

Dies wurde auch anhand der Inter-
views mit den pädagogischen Fach-
kräften2 bestätigt. 

Interviewerin: „Würden Sie sagen,
dass zukünftig Regelgruppenplätze
noch notwendig sind?“
Jugendamtsmitarbeiterin: „Ja. Also
das würde ich definitiv sagen. Weil ich
finde, wir haben immer wieder Situa-
tionen, in denen Regelgruppe die ein-
zige Alternative ist. Oder wo Sie auch
wirklich an einen Punkt kommen, Ti-
meout, also eine Beziehungspause,

wie auch eine Trennung zum Schutz
des Kindes zwischen Eltern oder Mut-
ter und Kind, da brauchen Sie eine Re-
gelgruppe. Definitiv. Also, auch wenn
ich aus dem Pflegekinderdienst kom-
me, sage ich immer wieder, man kann
nicht alles mit Pflege abdecken. Defi-
nitiv nicht. Weil es gibt einfach auch
Kinder und Jugendliche, denen ist das
definitiv zu eng. Die können das nicht,
die brauchen die Regelgruppe, die
brauchen die Struktur, die Gruppendy-
namik, die Gruppenstrukturen, um sel-
ber auch noch ein Stück, ja, nachrei-
fen zu können, soziale Kompetenzen
zu entwickeln und dergleichen mehr.
Würde ich schon sagen, definitiv.
Könnte ich mir eigentlich nicht vor-
stellen, in der Jugendhilfe keine Re-
gelgruppe mehr.“ (04JA302, 63-64)

Diese auch außerhalb der hier durch-
geführten Interviews zugesprochene
hohe Bedeutung der Regelgruppen
wird von dem Projekt in den Blick ge-
nommen und zielt sowohl auf eine
Qualitätsentwicklung, als auch auf
mögliche Verbesserungen bezüglich
der Wirksamkeit stationärer Hilfen ab.
Die Diakonie Rheinland-Westfalen-
Lippe e. V., Münster, in Kooperation
mit der Fachhochschule Münster (In-
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stitut für Praxisentwicklung und Eva-
luation, IPE) hat sich daher zum Ziel
gesetzt, insgesamt das Thema „Heim-
erziehung in Gruppen-Settings“ und
damit das Thema „Gruppenpädagogik“
als Methode aus dem Nischendasein
der Fachdiskussion heraus zu führen.
Darüber hinaus ist ein Ziel die Ausar-
beitung der spezifischen Handlungs-
möglichkeiten von Regelgruppen. 

Arbeitshypothesen/Fragestellung

Die Arbeit des Projektes „Pädagogi-
sche Prozesse in Regelgruppen der
stationären Heimerziehung“ erfolgt
thesengeleitet. Die Arbeitshypothesen
basieren auf der geschilderten Aus-
gangslage. Folgende Fragestellungen
waren forschungsleitend:

• Mit welchen Begründungen werden
von unterbringenden Jugendämtern
Gruppen-Settings in Regelgruppen
ausgewählt? Welche Unterbrin-
gungsbegründungen der Jugend-
ämter (Hilfepläne) favorisieren
Gruppen-Settings für welche Ziel-
gruppe? 

• Wie werden Gruppen-Settings im
Alltag der Heimerziehung reali-
siert? Wo und wie werden die pä-
dagogischen Möglichkeiten ge-
nutzt? Wo und wann werden Gren-
zen sichtbar und wie wird damit
umgegangen? 

• Welche pädagogischen, organisato-
rischen und ökonomischen Aspekte
sind in Regelgruppen bedeutsam? 

• Wie gestaltet sich das Verhältnis
von Gruppenarbeit und individuel-
ler pädagogischer Betreuung? 

• Wie lässt sich Elternarbeit integrie-
ren? Wie wird der Bedarf an zielori-
entierter Elternarbeit eingeschätzt
und umgesetzt (Rückführung in die
Herkunftsfamilie)? 

• Wie erleben Kinder und Jugendliche
sowie deren Eltern die Gruppen-
Settings in der Heimerziehung? Wo
erleben sie die Gruppe eher als hilf-
reich, wo eher als schädlich? 

• Wie wird Partizipation auf der
Handlungsebene umgesetzt und
bewertet?

• Wie wird das Spannungsverhältnis
von individueller Hilfeplanung und
Gruppen-Setting konzeptionell in
den Einrichtungen verankert und
pädagogisch umgesetzt? 

• Wie kann Gruppe als Methode aus
dem Nischendasein der Fachdiskus-
sion geführt werden und zur Quali-
tätsentwicklung stationärer Erzie-
hungshilfe beitragen? 

Methodisches Vorgehen

In einem ersten Schritt (Praxisfor-
schung) wurde zunächst eine Aus-
wertung der Daten und Informatio-
nen aus den Betriebserlaubnissen der
Diakonie Westfalen vorgenommen,
um eine quantitative Größenordnung
zu bestimmen und um quantitative
Veränderungen in den letzten Jahren
nach zu verfolgen. Dieser ersten An-
nährung schloss sich eine Erhebung
ausgewählter Daten zur Angebots-
entwicklung bei den Mitgliedsein-
richtungen des Diakonischen Werkes
Westfalen an. Diese Befragung war
als internetgestützte Online-Befra-
gung konzipiert und erfolgte mittels
eines standardisierten Fragebogens.
Der Rücklauf aus dieser Befragung lag
bei 38 % (19 von 50 angeschriebenen
Einrichtungen).

Ferner wurde diese Phase der Praxis-
forschung multiperspektivisch ausge-
leuchtet und es wurden pro Einrich-
tung (10) jeweils eine Leitungsperson,
zwei MitarbeiterInnen des Gruppen-
dienstes, zwei MitarbeiterInnen bele-
gender Jugendämter, zwei Jugendli-
che sowie zwei Eltern in ein- bis an-
derthalbstündigen Interviews befragt.
Für die jeweiligen Adressatengruppen
wurden verschiedene Interviewleitfä-
den entwickelt. 
Bezogen auf die konkrete Realisie-
rung der Heimerziehung in Regel-
gruppen interessierte zum Einen die

Frage, ob es bei der Wahl (Belegung)
von Regelgruppen tatsächlich um ei-
ne gezielte Auswahl handelt, oder ob
hier nur die Kinder und Jugendlichen
„landen“, für die kein besonderer er-
zieherischer Bedarf bezogen auf das
auszuwählende Setting formuliert
wird (Hilfepläne). Zum Anderen sollte
herausgearbeitet werden, wie Grup-
pen-Settings im Alltag der Heimerzie-
hung realisiert werden und wo und
wie die pädagogischen Möglichkeiten
genutzt werden. 
Die Auswertung der Daten im An-
schluss an die Interviewphase und die
Transkription erfolgte mit einem Pro-
gramm zur Analyse qualitativer Daten
(MaxQDa).

Für jede der untersuchten Gruppen
wurde ein ausführlicher Einzelbericht
erstellt. Aufgrund der Deanonymi-
sierbarkeit der dort enthaltenen In-
terviewpassagen wurde in einem
zweiten Schritt jeweils eine einge-
kürzte Fassung (ohne Zitate) erstellt,
die den Gruppen zugänglich gemacht
wurden. 

Jedem Interview schloss sich darüber
hinaus eine standardisierte Einschät-
zungsbefragung zu Kernaussagen im
Kontext von Regelgruppen in der
Heimerziehung an, in der die Inter-
viewpartnerInnen gebeten wurden,
Einzelaussagen im Rahmen einer
standardisierten Einschätzungsskala
zu bewerten.

Als weitere Methode wurde im Rah-
men des Projektes Hilfeplananalysen
der in den Gruppen untergebrachten
Kinder und Jugendlichen durchge-
führt, welche das Erkenntnisinteresse
verfolgten, inwiefern das spezifische
Setting der Gruppe bewusst gewählt
worden war und welche Erwartungen
sich mit der Unterbringung des jun-
gen Menschen in der Gruppe verbin-
den. Ferner wurde eine teilnehmende
Beobachtung in den Gruppen durch-
geführt und in die Ergebnisdarstel-
lung einbezogen.
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Zurzeit wird in einem zweiten Schritt
(Praxisentwicklung), herausgestellt,
welche fachlichen Perspektiven (z.B.
anhand von best practice-Modellen
und gruppenpädagogischen Weiter-
bildungen) herauszuarbeiten und zu
entwickeln sind. In diesem Zusam-
menhang werden, basierend auf den
(Zwischen-) Ergebnissen, Workshops
sowie eine Fortbildungsreihe konzi-
piert und angeboten. 

Zusammenfassung und Perspektiven

Im Folgenden werden ausgewählte
Forschungsergebnisse aus den zehn
untersuchten Einrichtungen aufge-
führt, welche eine Rolle in der weite-
ren Diskussion um die Belegung, Ge-
staltung und Entwicklung der Regel-
gruppe spielen können. 

Zunächst wird hier ein Blick auf die
Belegung der Regelgruppen geworfen
- es konnte herausgestellt werden,
dass der spezifische Personalschlüssel
(s.o.) innerhalb dieser Gruppen als Ba-
sis-Standard in der Heimerziehung
angesehen wird. Während in Intensiv-
gruppen4 Kinder und Jugendliche mit
einer speziellen Problematik unterge-
bracht werden, leben in Regelgruppen
vor allem junge Menschen, welche
eben diesen besonderen bzw. speziel-
len Hilfebedarf nicht aufweisen. Re-
gelgruppen gelten aus Sicht der Ju-
gendämter als das Normalangebot
stationärer Erziehungshilfe.

Aufgrund dessen leben in Regelgrup-
pen junge Menschen mit unterschied-
lichen familiären Vorerfahrungen und
Hintergründen zusammen, sodass ei-
ne Ansammlung bestimmter Problem-
lagen meistens nicht besteht. Die
MitarbeiterInnen stehen somit vor der
hohen Anforderung ein differenziertes
Wissen über verschiedene Problemla-
gen zu besitzen, um den Gruppenmit-
gliedern gerecht werden zu können
und um ein gelingendes Gruppenle-
ben gewährleisten zu können. 

„Die Mitarbeiter sind oft nicht so spe-
zialisiert, auf die Störungen der Kinder
einzugehen. Das ist in einer Spezial-
gruppe dann anders. Da sind nur Kin-
der mit dem Thema und es läuft so
nicht anders. Dann ist es auch leichter,
oft mit schwierigen Verhaltensweisen
umzugehen. Die Mitarbeiter, die hier
sind, sind Generalisten, müssen alles
drauf haben.“ (LE501, 119-120)

Die Gruppe als Medium sollte in die-
sem Zusammenhang nicht vernach-
lässigt werden, da diese zur Förde-
rung der Sozialkompetenz der jungen
Menschen beitragen kann. Folglich ist
es unabdingbar, dass Problemlagen
eines einzelnen Jungendlichen auch
unter dem Aspekt „Gruppe“ betrach-
tet werden.

Ein weiterer Aspekt, welcher bei der
Belegung von Regelgruppen eine Rol-
le spielt, stellt die Zusammenarbeit
der/des Jugendamtsmitarbeiterin/Ju-
gendamtsmitarbeiters mit der Ein-
richtung dar. Anhand der Interviews
mit den MitarbeiterInnen der bele-
genden Jugendämter wurde deutlich,
dass diese bei der Auswahl einer kon-
kreten Einrichtung oder Gruppe in der
Regel auf eigene Erfahrungen zurück-
greifen.

Sie äußern in den Interviews, dass sie
bei der Belegung eine Art „Ranking“
besitzen, welches sowohl auf Erfah-
rungen bezüglich der Kooperation
und des Informationsflusses als auch
auf der Qualität der Arbeit basiert.

„Also, wenn ich gute Erfahrungen ge-
macht habe in der Gruppe und auch
denke, die machen ne gute pädagogi-
sche Arbeit und ich sehe das ja auch,
ich kriege das ja auch mit und es gibt
einfach auch und dass muss ich schon
sagen, auch ein gutes Miteinander,
dass man sich gut versteht und aus-
tauscht und offen miteinander arbei-
ten kann. Die Einrichtungen belege ich
lieber. Da gibt’s schon so’n Ranking.“
(JA01 63-65)

Eine gelingende Kooperation der
GruppenmitarbeiterInnen mit den
fallzuständigen Fachkräften des Ju-
gendamtes ist für die Gesamteinrich-
tung zentral.
Führen wir uns die oben formulierte
Fragestellung erneut vor Augen,

• Mit welchen Begründungen werden
von unterbringenden Jugendämtern
Gruppen-Settings in Regelgruppen
ausgewählt? Welche Unterbrin-
gungsbegründungen der Jugendäm-
ter (Hilfepläne) favorisieren Grup-
pen-Settings für welche Zielgruppe? 

kommen wir zu dem Ergebnis, dass
gruppenpädagogische Aspekte für die
Begründung der Hilfeform Regelgrup-
pe eher einen geringen Stellenwert
einnehmen6. 

Anhand des Projekttitels „Pädagogi-
sche Prozesse in Regelgruppen der
stationären Heimerziehung“ wird
deutlich, dass ein Forschungsschwer-
punkt auf der Gruppenpädagogik
liegt. Wir haben gefragt:

• Wie gestaltet sich das Verhältnis
von Gruppenarbeit und individuel-
ler pädagogischer Betreuung? 

Zur Beantwortung dieser Frage wurde
das Verhältnis von Gruppen- und in-
dividueller Pädagogik zunächst in den
Hilfeplananalysen untersucht, indem
die Thematisierung der Gruppe ge-
prüft wurde. Auffallend war, dass der
Lebensraum Gruppe eher randständig
behandelt wurde und das Kind oder
der/die Jugendliche und ihre/seine
Problemlagen und Stärken im Mittel-
punkt der Hilfeplanung stehen. Diese
(zumindest schriftlich fixierte) feh-
lende Betrachtung der Gruppe bein-
haltet den Blick der Fachkräfte auf
das einzelne Individuum und weniger
auf das Sozialisationsfeld Gruppe als
neuer Lebensort. Dies führte zunächst
zu dem Ergebnis, dass die Auswahl ei-
ner konkreten Gruppe (innerhalb der
Hilfeplanung) wenig begründet und
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erläutert wird. Diese Erkenntnis deckt
sich mit der oben erwähnten fehlen-
den (dokumentierten) fachlich be-
gründeten Unterbringung in einer
konkreten Gruppe. 
Lediglich im Rahmen von Hilfeplan-
fortschreibungen wird die Rolle der
Gruppe als identitätsstiftendes Medi-
um reflektiert und vor dem Hinter-
grund des Erprobungs- und Entwick-
lungsraums thematisiert. 

„A. fühlt sich nach wie vor als Jüngste
der Gruppe wohl. Diese Position si-
chert ihr Schutz und Aufmerksamkeit,
dennoch zeigt sich aber auch ver-
stärkt, dass sie sich den Umgangsfor-
men der älteren Jugendlichen an-
passt.“ (Auszug Hilfeplan)

Für die Gruppe als Lebensort bedeutet
jede Aufnahme oder auch Entlassung
einen Eingriff in die Gruppenkonstel-
lation, welche alle Mitglieder und so-
mit die Kinder und Jugendlichen be-
trifft, der stabilen Primärbeziehungen
im Wege steht. 

I: „Wie findest du das, dass mal öfters
wieder Neue kommen und Alte wieder
ausziehen?“ 
J: „Nervig, da hat man sich gerade so
an einander gewöhnt, da kommt
schon wieder der Nächste.“ (KJ7 01,
133-134)

In den Interviews stellte sich heraus,
dass die Individualpädagogik in den
untersuchten Gruppen -beispielhaft
seien hier die zahlreichen Möglichkei-
ten der individuellen Absprachen mit
den BewohnerInnen zu nennen- als
ein Qualitätsmerkmal von großer Be-
deutung bezeichnet wird, während
die Gruppenpädagogik eher als Be-
wältigung von Alltagsaufgaben cha-
rakterisiert wird (z.B. gemeinsames
Essen, Reinigung der Gruppenräume).
Dies konnte auch aufgrund der teil-
nehmenden Beobachtungen bestätigt
werden. Gemeinsame Ausflüge der
Gruppe scheinen eher selten stattzu-
finden. Bei der Gewichtung von Grup-

penaktivitäten im Verhältnis zu Indi-
vidualangeboten ist es allerdings be-
deutsam die Gründe für die Vernach-
lässigung von Gruppenaktivitäten zu
betrachten. Die MitarbeiterInnen
nannten eingeschränkte finanzielle
Möglichkeiten sowie der geringe Per-
sonalschlüssel (fehlende Doppeldiens-
te), der letztendlich wenig Raum für
Aktivitäten innerhalb und auch au-
ßerhalb des Gruppenalltags zulasse. 

„Aber wie viel möglich ist, da muss man
ja auch immer gucken, wie man perso-
nell besetzt ist, weil das ist dann glau-
be ich auch ein Problem.(…) Also, da ist
man dann schon manchmal einge-
schränkt, da ist manchmal nicht so viel
möglich wie nötig.“ 02MA02, 144-148) 

Es kann anhand der Interviews, der
Hilfeplananalysen sowie der teilneh-
menden Beobachtungen herausge-
stellt werden, dass innerhalb der Hilf-
eplangespräche das Individuum im
Vordergrund steht, während die Grup-
pe eher implizit Beachtung findet. Die
Gruppe als Lebensort für Kinder und
Jugendliche wird hier wenig als Ent-
wicklungspotential für die Bewohne-
rInnen betrachtet. Es wird lediglich
gefragt: „Ist das Kind gruppenfähig?“ 

Die Arbeit mit den einzelnen Kindern
und Jugendlichen steht im Vergleich
zu gruppenpädagogischen Maßnah-
men im Vordergrund der Alltagsge-
staltung. Die Methode der Gruppen-
pädagogik hat ihren Einzug in die sta-
tionäre Erziehungshilfe noch nicht,
oder nur in kleinen Bereichen, erhal-
ten. Eine fachliche Verzahnung von
Individual- und Gruppenpädagogik
bietet die Chance, dass sowohl die
einzelnen Kinder/Jugendlichen als
auch die Gesamtgruppe profitieren.
Den Kindern und Jugendlichen würde
die Tür zum Erwerb sozialer Kompe-
tenz weiter geöffnet. 

Durchgehend formulierten die befrag-
ten MitarbeiterInnen Fortbildungsbe-
darfe für die Steuerung von Gruppen-

prozessen bei einer gleichzeitigen An-
mahnung besserer personeller und
sächlicher Ausstattung des pädagogi-
schen Alltags in den Gruppen. 

Diese (sowie weitere) formulierte
Zwischenergebnisse wurden auf die
Praxis in dem Sinne übertragen, dass
Prüfkriterien für Regelgruppen in der
Heimerziehung entwickelt wurden:
Heimgruppen und damit auch Regel-
gruppen in der Heimerziehung müs-
sen sich daran messen lassen

• ob und wie sie eine auf einen Min-
destdauer angelegten Beziehungs-
aufbau ermöglichen;

• ob und wie die personelle Ausstat-
tung die Gestaltung von Gruppen-
prozessen zulässt (Doppeldienste);

• ob und wie die Partizipation der
Kinder/Jugendlichen im Rahmen
von Hilfeplanungsprozessen und im
Alltag der Gruppe realisiert werden;

• ob und wie sie einen Lern- und Er-
fahrungsraum der Gruppe gestalten
können;

• ob und wie sie die Belange der
Gruppe auch bei Neuaufnahmen
und Entlassungen angemessen ver-
treten können (Passung; 1. Tag und
letzter Tag, Schlüsselsituationen);

• ob und wie ein Mindestmaß an In-
dividualität gesichert werden kann
(Regeln);

• ob und wie Gruppenrituale und
Gruppenunternehmungen als sinn-
stiftende Elemente zeitlich, räum-
lich und personell gesichert werden
können;

• ob und wie sie ein Ort des Schutzes
und des Respekts untereinander ist;

• ob und wie das Rollengefüge in der
Gruppe und die Position der einzel-
nen Kinder/Jugendlichen zueinan-
der thematisiert wird;

• ob und wie die Kinder und Jugend-
lichen sich in der Gruppe als Le-
bensort wohl fühlen.

Diese Erkenntnisse sowie die Rück-
meldungen der teilnehmenden Ein-
richtungen münden schließlich in die
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Konzeption und Durchführung einer
mehrtägigen Fortbildungsreihe sowie
in best-practice-workshops. Anschlie-
ßend werden diese Veranstaltungen
dokumentiert sowie ausgewertet. 
Da den Regelgruppen trotz der gerin-
gen Aufmerksamkeit der Fachöffent-
lichkeit seitens der pädagogischen
Fachkräfte eine große Bedeutung zu-
geschrieben wird, ist es unabdingbar,
diese wieder in den Vordergrund der
Fachöffentlichkeit zu bringen. 

Mit den Ergebnissen des Forschungs-
projektes kann damit neuer Input in
die Diskussion um gruppenpädagogi-
sche Arbeit in der Heimerziehung
eingebracht und vor allem die Praxis
der Gruppenpädagogik bereichert
werden. 

Anmerkungen

1 - pädagogische Belange haben Vorrang
vor Belangen der Verwaltung

- emanzipatorische Erziehung durch
emanzipierte Erzieher

- Teamarbeit vor Einzelentscheidungen
- Partizipation der Kinder und Jugendli-

chen durch Transparenz und Informa-
tionsfluss 

- bottom-up-Entscheidungen vor top-
down-Entscheidungen (vgl. Bäuerle
1983, S. 270 f).

2 MitarbeiterInnen belegender Jugendäm-
ter, Leitungspersonen der Einrichtungen
sowie MitarbeiterInnen des Gruppen-
dienstes

3 JA=JugendamtsmitarbeiterIn.
4 der Personalschlüssel im pädagogischen

Bereich liegt bei 1: <1,7 mit einer Varia-
tionsbreite von 1,0-1,69 (vgl.Arbeitshilfe
Rahmenvertrag I; Vereinbarungen über
Leistungsangebote, Qualitätsentwick-
lung und Leistungsentgelte in Nord-
rhein-Westfalen §§ 78a-f SGB VIII Kin-
der und Jugendhilfe, S. 38).

5 LE=Leitunsperson.
6 Mädchenwohngruppen stellen hier eine

Ausnahme dar, da sie sich auf die Pro-
blemlagen von Mädchen spezialisiert
haben und eher als Spezialgruppe wahr-

genommen werden, werden die Kinder
und Jugendlichen hier gezielter unterge-
bracht, als in gemischtgeschlechtlichen
Gruppen.

7 K/J= Kind/Jugendlicher.
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Die IFAK e.V. – Verein für multikultu-
relle Kinder- und Jugendhilfe – Mi-
grationsarbeit - und die Evangelische
Jugendhilfe Bochum, eine Einrichtung
des Diakonieverbundes Schweicheln
e.V. haben am 20. Mai 2009 eine
Fachtagung zum Thema „Stolperstein
Migrationshintergrund? Hilfeplan -
Verfahren im interkulturellen Kon-
text“ organisiert und durchgeführt.
Dieser gemeinsam organisierten
Fachtagung war ein Fachtag in 2007
zum Thema „Interkulturelle Öffnung
am Beispiel der Ambulanten Erziehe-
rischen Hilfen“ vorausgegangen. Im
Rahmen der bestehenden gut ge-
wachsenen Kooperation hatten sich
beide Träger entschieden, den Fach-
tag 2009 gemeinsam in Kooperation
zu gestalten, zu organisieren und
durchzuführen; es nahmen insgesamt
110 Interessierte teil, davon 60 aus
anderen Einrichtungen in NRW.

Inhaltlich hat sich die Tagung mit fol-
genden Aspekten beschäftigt: 
Unsere Gesellschaft gestaltet sich
mehr und mehr multikulturell. Im
Rahmen der ambulanten Erziehungs-
hilfe begegnen wir mehr und mehr
Menschen mit Migrationshintergrund
und –geschichte. Eine professionelle,
d.h. qualitativ hochwertige und effek-
tive Arbeit mit diesen Familien erfor-
dert interkulturelle Sensibilität.

Der wesentliche Schlüsselprozess zur
Erbringung der erzieherischen Hilfen
ist das Hilfeplanverfahren nach § 36
SGB VIII. Die interkulturelle Öffnung

des Hilfeplanverfahrens ist notwen-
dig, um dem gesetzlich vorgeschrie-
benen Grundsatz, aber auch dem we-
sentlichen Qualitätsmerkmal – der
Partizipation der Leistungsempfänger
– Rechnung tragen zu können. Damit
Menschen, hier die Leistungsempfän-
ger, mit Migrationshintergrund im
Hilfeplanverfahren dem Grundsatz
gemäss unterstützt werden können,
muss deren individuelle Biografie Be-
rücksichtigung finden: ihre Sprache,
Herkunft, Religion, Tradition, Werte,
Erziehung, Migrationserfahrungen
u.v.m.
Die Realität zeigt uns jedoch, dass
diese Faktoren bislang in der Regel
nachrangig betrachtet werden. Statt-
dessen prägen gegenseitige Vorbehal-
te und Missverständnisse, sowie Hilf-
losigkeit die Begegnung zwischen pä-
dagogischen Fachkräften und Mig-
rantenfamilien.

Im Rahmen der Fachtagung war es
unser Anliegen, aus den gesetzlichen
Bestimmungen zur Hilfeplanung
Handlungschlussfolgerungen für den
interkulturellen Kontext zu ziehen
und Methoden zur Realisierung in der
Praxis zu diskutieren.
Erklärtes Ziel war es, einen Beitrag
zur Sensibilisierung für interkulturelle
Rahmenbedingungen in den Erziehe-
rischen Hilfen zu leisten und zugleich
ein Forum zu bieten, bisherige Erfah-
rungen zu reflektieren und gemein-
sam weitere Schritte auf dem Weg
zur interkulturellen Öffnung aufzu-
zeigen.

Vier Inputreferate schufen die Grund-
lagen und den Rahmen, um in an-
schließenden Workshops zu prakti-
schen Ergebnissen zu kommen. Um
neben der Theorie auch die Praxis
nicht zu kurz kommen zu lassen, wur-
den zwei Referate sehr praxisbezogen
von Praktikern gehalten.

Dr. Hubertus Schröer, Geschäftsführer
des Institutes für Interkulturelle
Qualtitätsentwicklung in München
referierte zu dem Thema „Stellenwert
der interkulturellen Öffnung im Hilfe-
planverfahren – Stolpersteine, Bedin-
gungen, Voraussetzungen“. Sein Pen-
dant aus der Praxis stellte Ali Elis,
Dipl. Sozialpädagoge, tätig im Amt für
Soziale Dienste Bremen mit seinem
praxisbezogenen Referat zum Thema
„Interkulturelle Hilfeplanung – wie
sieht diese aus? Beispiele aus dem Ju-
gendamt Bremen“.

Dr. Haci Halil Uslucan, Professor an
der Universität Magdeburg erläuterte
sehr eindrücklich in seinem Referat
„Interkulturelle Aspekte in Bezug auf
Barrieren und Zugang zur Jugendhil-
fe“ eben diese. Untermauert wurden
seine Theorien durch den Praxisbei-
trag von Gül Anna Minci, Dipl. Sozial-
pädagogin, tätig beim Verbund Sozi-
altherapeutischer Einrichtungen e.V.
(VSE) in Hannover mit dem Inputrefe-
rat „Folgerungen für die Zusammen-
arbeit zwischen Jugendamt und frei-
em Träger im interkulturellen Hilfe-
planverfahren“.

Beate Sander

Stolperstein Migrationshintergrund?
Hilfeplan - Verfahren im interkulturellen Kontext

Tagungsbericht

Themen
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Am Nachmittag wurden die Themen
der Inputreferate des Vormittages in
Workshops vertieft und diskutiert. Als
Ergebnisse haben wir auf Schlussfol-
gerungen für die Praxis gehofft, um
den TeilnehmerInnen der Tagung auch
Möglichkeiten der Umsetzung im All-
tag mit auf den Weg geben zu können. 

Die Ergebnisse aus den Workshops
sollen hier grob skizzieren werden, um
die wesentlichen inhaltlichen Ansatz-
punkte des Fachtages aufzuzeigen.

Stellenwert der interkulturellen
Öffnung im Hilfeplanverfahren –
Stolpersteine, Bedingungen, Vor-
aussetzungen

Dr. Hubertus Schröer, Geschäftsführer
des Institutes für Interkulturelle Qual-
titätsentwicklung in München be-
gründet seine Antwort bezüglich der
Definition von „interkultureller Öff-
nung“ mit einer Begriffsunterschei-
dung. Die „interkulturelle Öffnung“
hebt sich von der „interkulturellen
Orientierung“ dadurch ab, dass es eine
politische Haltung kennzeichnet, die
Unterschiede als Machtverhältnis
zwischen Mehrheit und Minderheit
anerkennt. Die Intention liegt in der
Ermöglichung der Teilhabe aller an
dem gesellschaftlichen Gestaltungs-
prozess. „Interkulturelle Öffnung“`
hingegen bezeichne die handelnde
Umsetzung dieser Grundhaltung in
Form einer effektiven Organisation
der Angebote und Maßnahmen.
Für eine erfolgreiche „interkulturelle
Öffnung“ seien Veränderungen auf in-
stitutioneller und instrumenteller
Ebene notwendig, die idealtypisch auf
einem integrationspolitischen Ge-
samtkonzept basieren sollten.
Bemühungen in München zeigen sich
in eigenständig entwickelten Fortbil-
dungskonzepten für MitarbeiterInnen
des Sozialen Dienstes. Im Vordergrund
steht dabei die Vermittlung einer für
interkulturell kompetentes Handeln
notwendigen Grundvoraussetzung,

nämlich eine kultursensible Analyse
der psychologischen und sozialen Di-
mension, sowie Fachkenntnisse über
migrations- und kulturspezifische
Faktoren. Ziel der Fortbildungen soll
v.a. die Förderung des Reflektionsver-
mögens sein – Unterschiede sollen als
solche wahrgenommen und kultura-
listisch interpretiert werden. Auf bei-
den Seiten soll eine Akzeptanz er-
möglicht werden.
Für eine „interkulturelle Öffnung“ im
Hinblick auf das Hilfeplanverfahren
sind qualifizierte Mitarbeiter notwen-
dig, die sich geregelter und fest ver-
ankerter Instrumentarien wie syste-
matischer Fragen im interkulturellen
Kontext bedienen können. So können
Leistungen der Migranten erkannt,
geschätzt, verstärkt und Ressourcen
für die gemeinsame Zukunft nutzbar
gemacht werden.

Interkulturelle Aspekte in Bezug
auf Barrieren und Zugang zur Ju-
gendhilfe

Dr. Haci Halil Uslucan, Professor an
der Universität Magdeburg diskutierte
unterschiedliche, in der Gesellschaft
verbreitete Thesen. Im Folgenden ei-
nige Beispiele, die durch die Arbeit
von Dr. Uslucan bestätigt und für das
Hilfeplanverfahren im interkulturellen
Kontext von Bedeutung sind; eine
vollständige Darstellung erfolgt in der
Tagungsdokumentation:

1. Es ist nicht richtig, dass sich die
Minderheit der Migranten der
Mehrheit der Bevölkerung des Lan-
des, in dem sie leben, von Generati-
on zu Generation anpassen wird.

2. Scheinbar starre Werte und Nor-
men in Familien mit Migrationshin-
tergrund können durch eine länger-
fristig angelegte Beziehungsarbeit
reflektiert und ggf. verändert wer-
den. Beachtet werden muss dabei,
dass Migranten in der Regel folgen-
des Gefühl erleben: Die Heimat

wird zur Fremde, die Fremde wird
nicht zur Heimat.

3. Erziehung erfolgt eher nach Tradi-
tionen. In der neuen Heimat sind
Migranten mit anderen Einflüssen
konfrontiert: Altes gilt nicht mehr,
Neues ist noch zu unbekannt und
unvertraut.

4. Können Kinder nicht dauerhaft bei
ihren Eltern wohnen, muss die He-
rausnahme des Kindes und die neue
Unterbringung idealerweise von ei-
ner Fachkraft begleitet werden. Un-
terbringungen ausserhalb eines Fa-
miliensystems sind für Familien mit
Migrationshintergrund schwierig
und z.T. kaum vorstellbar. Fachlich
vertretbare Unterbringungen inner-
halb der Verwandtschaft können
gute Alternativen bieten und bei
den betroffenen Eltern Akzeptanz
finden.

Interkulturelle Hilfeplanung – wie
sieht diese aus? Beispiele aus dem
Jugendamt Bremen

Barrieren in der interkulturellen Hilfe-
planung können die Sprache auf Sei-
ten der Fachkräfte, sowie der Familie
sein. In der Regel sind bei Familien
mehr Barrieren anzutreffen, da diese
grössere Ängste und Sorgen haben –
wie beispielsweise Angst vor dem
Verlust der eigenen Kultur und Identi-
tät, Angst gegenüber der Behörde Ju-
gendamt, sowie Unsicherheiten durch
mangelnde Aufklärung über das In-
strument Hilfeplanung. 
Fachkräfte bieten Barrieren durch un-
zureichendes Kulturverstehen – der
Bezug zu dem Referat von Dr. Schröer
wird an dieser Stelle von Ali Elis, Dipl.
Sozialpädagoge, Amt für Soziale
Dienste Bremen noch einmal verdeut-
licht. 
Damit Fachkräfte im Hilfeplanverfah-
ren langfristig Zugang zu Familien
mit Migrationshintergrund erlangen,
ist es notwendig neben der hohen
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Sensibilität für die individuelle Ge-
schichte der Familie – diese sollte
grundsätzlich vorhanden sein, egal
welcher kultureller Hintergrund vor-
liegt – eine Sensibilität für den Mi-
grationshintergrund mitzubringen.
Wichtig ist, ihr Handeln transparent
zu erklären und zu gestalten, die
fremdländischen Familienstrukturen
zu erkennen und in der Hilfeplanung
mit einzubeziehen. In Familien mit
unzureichenden Deutschkenntnissen
sollten diese Gespräche in der Mut-
tersprache geführt werden, damit Fa-
milien ausreichend partizipiert wer-
den können.
Interkulturelle Öffnung im Hilfeplan-
verfahren kann leichter gelingen,
wenn Fachkräfte in einem multikultu-
rellen Team arbeiten, da bereits auch
dort interkulturelle Öffnungsprozesse
durch das Aufeinandertreffen entste-
hen und sofern sie aufgegriffen wer-
den auch interkulturelle Sensibilität
und Öffnung fördern und begünstigen.

Folgerungen für die Zusammenar-
beit zwischen Jugendamt und frei-
em Träger im interkulturellen Hilfe-
planverfahren

Fachkräfte freier Träger haben die
Möglichkeit, tiefe Einblicke in Famili-
ensysteme, ob mit oder ohne Migrati-
onshintergrund, zu bekommen. Fach-
kräfte der freien Träger müssen die
gleichen Anforderungen erfüllen und
sich mit denselben Prozessen ausei-
nandersetzen, um interkulturelle

Kompetenz zu erwerben, wie Fach-
kräfte im sozialen Dienst, forderte Gül
Anna Minci, Dipl. Sozialpädagogin,
tätig beim Verbund Sozialtherapeuti-
scher Einrichtungen e.V. (VSE) in Han-
nover. 
In der Arbeit mit den Familien haben
sie die Möglichkeit die individuellen
Bedürfnisse und die kulturelle Ge-
schichte, sowie die Ressourcen und
Möglichkeiten der Familie sehr viel
differenzierter und genauer zu erkun-
den und wahrzunehmen. Sind Mitar-
beiterInnen mit interkulturellen Kom-
petenzen ausgestattet und sich ihrer
Rolle in Migrantenfamilien bewusst,
liegt auch dort die Chance der Fami-
lie, die individuelle und passgenaue
Hilfe zu bekommen, die sie benötigt. 

In der Zusammenarbeit mit dem So-
zialen Dienst und im Hilfeplanverfah-
ren gilt es einerseits die Bedürfnisse
und den Willen der Familie darzustel-
len, bzw. diese dahingehend zu unter-
stützen, dass sie dies selber tut, ande-
rerseits muss dem öffentlichen Auf-
trag durch das Jugendamt Rechnung
getragen werden. Die Balance zwi-
schen Empathie für die Familie und
der Darstellung notwendiger Verän-
derungen gegenüber Familie und Ju-
gendamt ist gerade in Familien mit
Migrationshintergrund nicht immer
leicht. Schnell kann es zu Missver-
ständnissen entweder zwischen Fa-
milie und Fachkraft des Freien Trägers
oder zwischen Sozialen Dienst und
Freiem Träger kommen. Hier ist eine
transparente und klare Kommunikati-

on im vorhandenen Dreiecksverhält-
nis Familie – Jugendamt - Freier Trä-
ger unabdingbar und von enormer
Wichtigkeit. Bei sprachlichen Barrie-
ren kann der Einsatz eines zusätzli-
chen Dolmetschers mit pädagogi-
schem Fachwissen eine grosse Hilfe
sein, da somit Doppelfunktionen der
Fachkraft vermieden werden und die
Klarheit der einzelnen Rollen erhalten
bleibt.
Im Zusammenhang mit dem spezifi-
schen Auftrag des § 8a SGB VIII an die
Fachkräfte ist die Arbeit in Familien-
systemen mit unterschiedlichen kul-
turellen Hintergründen eine grosse
Herausforderung. Es ist für die Mitar-
beiterInnen der freien Träger und des
Sozialen Dienstes immer wieder ein
Balanceakt zwischen kulturspezifi-
scher Erziehung und Kindeswohlge-
fährdung zu unterscheiden und dem-
entsprechende Entscheidungen zu
treffen. Auch hier kann nur eine gute
und differenzierte Kommunikation
Klarheit und Sicherheit geben.

Alle inhaltlichen Punkte der Referate
können an dieser Stelle nicht ausrei-
chend wiedergegeben werden, so dass
auf die Tagungsdokumentation ver-
wiesen sei, die voraussichtlich im ers-
ten Quartal 2010 erscheinen wird.

Beate Sander 
Ev. Jugendhilfe Bochum
Massenbergstraße 28
44787 Bochum
www.ejh-bochum.de

Handbuch Kindeswohlgefährdung erschienen
Gefördert durch das Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend und das Nationale Zentrum
Frühe Hilfen ist das Handbuch des Kinderschutz-Zentrums "Kindeswohlgefährdung - Erkennen und Helfen" er-
schienen. Das Handbuch gibt einen aktuellen Überblick über Kindeswohlgefährdungen, über mögliche Hilfen und
deren rechtlichen Rahmen.
Es kann kostenlos bestellt werden beim Publikationsversand der Bundesregierung, Postfach 481009 in 18132 Ros-
tock oder unter Telefon 0180-1907050. Eine PDF-Version steht hier (http://bit.ly/HMYah) zum Download bereit.



Dialog Erziehungshilfe | 3-4-2009 | Seite 78

Elke Bruckner

IBN 2009

Steuerungsmöglichkeiten in der Jugendhilfe in Niedersachsen 2005 bis 2007

1 IBN 2009

Die Integrierte Berichterstattung Nie-
dersachsen – IBN – gibt es seit nun-
mehr fünf Jahren. 2009 beteiligen
sich bereits 55 Jugendämter aus Nie-
dersachsen an der Datenerhebung.
Für drei Jahre liegen nun verlässliche
Datenerhebungen vor. Damit ist es
erstmals möglich, die Entwicklung der
Jugendhilfe in Niedersachsen zu be-
trachten. Ein Kapitel dieses Berichts
ist der Betrachtung dieser Zeitreihe
gewidmet.

Ziel der IBN ist es, den Jugendämtern
steuerungsrelevante Informationen
zur Verfügung zu stellen. In welchen
Bereichen Steuerung möglich ist und
wo die Jugendhilfe in einem Umfeld
arbeitet, das von ihr selbst kaum zu
beeinflussen ist, ist eine wichtige Fra-
ge. Da im Rahmen der IBN eine Viel-
zahl von Daten sowohl zur Jugendhilfe
als auch zur Sozialstruktur in den
Zuständigkeitsbereichen der Ämter er-
fasst wird, können solche Fragen mit
Hilfe statistischer Analysen untersucht
werden. Einige Ergebnisse hierzu wer-
den in diesem Papier vorgestellt.

2 Welcher Spielraum zur Steue-
rung besteht in der Jugendhilfe?

Steuerung ist nur dort möglich, wo
tatsächlich Einflussmöglichkeiten be-
stehen. Wird Jugendhilfe von Fakto-
ren bestimmt, die außerhalb ihres
Einflussbereiches stehen, kann auf
diese Faktoren lediglich reagiert wer-
den. Daher ist es von großer Bedeu-
tung, die tatsächlichen Spielräume
zur Steuerung in der Jugendhilfe zu
kennen. Mit Hilfe der IBN-Daten kön-
nen verschiedene Thesen zu Steue-
rungsmöglichkeiten geprüft werden.

2.1 Bestimmt die Sozialstruktur die
Höhe HzE-Quoten?

Insbesondere sogenannte „soziale
Belastungsfaktoren“, zu denen z.B. Ar-
beitslosigkeit und Hartz-IV-Bezug
gehören, werden als wichtige Deter-
minanten für die Zahl der Jugend-
hilfeleistungen betrachtet. Können die
Unterschiede in der Höhe der Jugend-
hilfequoten, die zwischen den Jugend-
ämtern bestehen, auf sozialstrukturel-
len Merkmale zurückgeführt werden?

Analysen zeigen, das solche Unter-
schiede nicht oder nur zu einem ge-
ringen Teil auf die Sozialstruktur bzw.
auf soziale Belastungsfaktoren zu-
rückgeführt werden können. So blei-
ben z.B. trotz Berücksichtigung einer
Vielzahl sozialstruktureller Merkmale,
die ganz unterschiedliche Aspekte aus
den Bereichen Bevölkerung, Wirt-
schaft, soziale Lage und Bildung
abdecken, 85 % der Unterschiede bei
der stationären HzE-Quote ungeklärt.
Ein kleiner Teil der Unterschiede zwi-
schen den Jugendämtern ist jedoch
tatsächlich auf soziale Belastungs-
faktoren, insbesondere die Hartz-IV-
Quote zurückzuführen. Mit steigen-
dem Anteil von Hartz-IV-Empfängern
steigt auch die HzE-Quote insgesamt,
die stationäre HzE-Quote, die Zahl
der Inobhutnahmen pro 1.000 Kinder
und Jugendliche sowie die Anzahl der
Hilfen für junge Volljährige pro 1.000
18- bis unter 21-Jährige. 

Unterschiede zwischen den Jugend-
ämter im Hinblick auf die Anzahl der
ambulanten Hilfen zur Erziehung bzw.
der Eingliederungshilfen pro 1.000
Kinder und Jugendliche können dage-
gen mit keinem sozialstrukturellen
Merkmal erklärt werden.

Dies bedeutet, dass von einer vollstän-
digen Determination der Jugendhilfe-
leistungen durch die sozialstrukturelle
Bedingungen, insbesondere durch die
„soziale Belastung“ innerhalb des
Zuständigkeitsbereichs eines Ju-
gendamtes keineswegs gesprochen
werden kann. Zwar sind solche Belas-
tungsfaktoren tatsächlich bei einigen
Hilfen relevant, jedoch für die Höhe
der Quoten nicht allein ausschlagge-
bend. Die Ergebnisse weisen vielmehr
darauf hin, dass andere Faktoren wie
z.B. örtliche Konzepte oder auch die
Angebotsstruktur vor Ort für die An-
zahl der gewährten Hilfen pro 1.000
Kinder und Jugendliche von noch grö-
ßerer Bedeutung sind wie die Sozial-
struktur. Damit besteht die Mög-
lichkeit einer gezielten Steuerung.

2.2 Bestimmt die Sozialstruktur die
Höhe des Zuschussbedarfs? 

Bei den Zuschussbedarfen für Hilfen
zur Erziehung gibt es ebenfalls große
Unterschiede zwischen den Jugend-
ämtern. Als mit bestimmend für die
Höhe des Zuschussbedarfs ist die Ein-
wohnerdichte: Mit steigender
Einwohnerzahl pro Quadratkilometer
steigt auch der Zuschussbedarf für
Hilfen zu Erziehung. Einzelne weitere
Einflussfaktoren weisen erneut auf
einen Zusammenhang mit der wirt-
schaftlichen und sozialen Lage der
Bevölkerung hin.

Allerdings bleibt auch bei den Zu-
schussbedarfen ein großer Teil der Un-
terschied zwischen den Jugendämtern
ungeklärt. Der Spielraum für Steue-
rung besteht damit auch hier. Örtliche
Konzepte, Organisationsstrukturen
und Angebotsstrukturen können von
wesentlicher Bedeutung sein. 
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2.3 Steigt der Zuschussbedarf bei
guter Personalausstattung?

Steigen die Kosten der Jugendhilfe,
wenn mehr Personal eingestellt wird?
Zur Prüfung dieser These wurden sta-
tistische Korrelationsanalysen durch-
geführt. Hierbei wurden die Zuschuss-
bedarfe für Hilfen zur Erziehung und
Eingliederungshilfen (ohne Personal-
kosten) und die Personalausstattung,
gemessen als Anzahl Einwohner unter
18 Jahren pro Vollzeitäquivalent mit-
einander in Beziehung gesetzt.1

Es zeigt sich, dass lediglich ein einzi-
ger und zudem schwacher Zusam-
menhang zwischen Zuschussbedarfen
und Personalausstattung besteht, und
zwar zwischen dem Zuschussbedarf
ambulante Eingliederungshilfen und
der Personalausstattung im Bereich
Beratung und sozialräumliches Arbei-
ten. Je geringer die Personalausstat-
tung in diesem Bereich, desto höher
ist die Quote der ambulanten Einglie-
derungshilfen. 

Es kann also nicht davon gesprochen
werden, dass mit mehr Personal auch
mehr Jugendhilfekosten entstehen.
Auch die Fallbelastung – gemessen
als Anzahl Hilfen pro Vollzeit-
äquivalent – spielt keine Rolle für die
Höhe des Zuschussbedarfs. Es ist also
nicht der Fall, dass Mitarbeiter/innen
aufgrund hoher Fallbelastung eher
teure Hilfen gewähren. Damit besteht
für die Ausgabenseite der Jugendhilfe
ein Spielraum zur Steuerung, den es
zu nutzen gilt.

2.4 Sinkt die Mitarbeiterzufrieden-
heit bei zunehmender Fallbe-
lastung?

Um die Fallbelastung zu messen, wur-
de im Rahmen der IBN die Anzahl der
Fälle pro Vollzeitäquivalent berech-
net. Zur Erfassung der Mitarbeiterzu-
friedenheit wurden sechs Fragen an
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Jugendämter gestellt. Drei Fragen

beziehen sich auf Aspekte der eigenen
Arbeit, drei wietere auf die Beurtei-
lung der Beziehungen innerhalb des
Jugendamtes.

Die einzelnen Aspekte der Mitarbei-
terzufriedenheit hängen eng mitei-
nander zusammen. So sind motivierte
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
stärker von ihrer eigenen Qualifikation
überzeugt. Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, für die Leitungsentscheidun-
gen transparent sind, sind motivierter.
Aber es gilt auch umgekehrt: Erschei-
nen Leitungsentscheidungen nicht als
transparent oder wird die Kommuni-
kation im Jugendamt nicht als offen
erlebt, sinkt auch die Motivation. 

Ein besonders starker Zusammenhang
besteht zwischen der Transparenz von
Leitungsentscheidungen und der
Wahrnehmung einer offenen Kom-
munikation. Hohe Transparenz geht
also auch mit einem offenen Kommu-
nikationsklima einher bzw. umge-
kehrt: bei geringer Transparenz und
Nachvollziehbarkeit wird auch das
Kommunikationsklima schlechter be-
wertet. Gleichzeitig fühlen sich die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
dieser Situation weniger in ihrer
Fachlichkeit anerkannt.

Zwischen Mitarbeiterzufriedenheit
und Fallbelastung bestehen einige,
wenn auch durchweg schwache Zu-
sammenhänge: Mit steigender Fall-
belastung des Sozialen Dienstes
(Hilfeplanung und Beratung/sozial-
räumliches Arbeiten) nimmt auch der
Anteil der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter zu, die angeben, motiviert zu
arbeiten, ihre persönliche und fachli-
che Qualifikation in die Arbeit ein-
bringen zu können und die sich für ih-
re Tätigkeit ausreichend qualifiziert
fühlen. In anderen Arbeitsbereichen
des Jugendamtes bestehen solche
Zusammenhänge nicht. Ebenso wenig
gibt es Zusammenhänge mit den As-
pekten der Mitarbeiterzufriedenheit,
die sich auf das Beziehungsgefüge im

Jugendamt beziehen. So hat die Fall-
belastung keinen Einfluss auf die
Wahrnehmung der Transparenz von
Leitungsentscheidungen oder die
Wahrnehmung eines offenen Kom-
munikationsklimas.

Die These, dass mit steigender Fallbe-
lastung die Mitarbeiterzufriedenheit
sinkt, kann damit also keinesfalls auf-
rechterhalten werden. Allerdings soll-
te umgekehrt aus den Ergebnissen
auch nicht geschlossen werden, dass
man nur die Fallbelastung steigern
muss, um die Mitarbeiterzufrieden-
heit zu erhöhen. Die Bewältigung vie-
ler Fälle mag die Möglichkeit der Er-
fahrung eigener Kompetenz eröffnen,
die Beziehungen im Jugendamt wer-
den damit aber nicht verbessert. Zu-
dem sei hier darauf hingewiesen, dass
Korrelationen keine Ursache-Wir-
kungsbeziehungen darstellen, son-
dern lediglich die Wahrscheinlichkeit
dafür angeben, dass zwei Tatbestände
gleichzeitig auftreten. 

2.5 Ist die Mitarbeiterzufrieden-
heit in großen Jugendämtern
geringer?

Aufgrund der Anonymität größerer
Organisationen, so die These, ist die
Mitarbeiterzufriedenheit dort gerin-
ger als in kleineren, besser über-
schaubaren Jugendämtern. Korre-
lationsanalysen bestätigen diese The-
se. Tatsächlich besteht ein Zusam-
menhang zwischen Mitarbeiter-
zufriedenheit und der Anzahl der
Vollzeitäquivalente. Allerdings gilt
dies nur für die Aspekte, die sich auf
Beziehungen im Jugendamt beziehen.
Zusammenhänge zwischen der
Zufriedenheit mit dem eigenen Tun
und der Größe der Organisation be-
stehen dagegen nicht.

Insbesondere eine große Mitar-
beiterzahl im Sozialen Dienst – im
Bereich Hilfeplanung und Bera-
tung/sozialräumliches Arbeiten –
führt dazu, dass die Mitarbeiterinnen
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und Mitarbeiter ihr fachliches Han-
deln seltener anerkannt sehen, dass
sie Leitungsentscheidungen seltener
als transparent und nachvollziehbar
bewerten und die Kommunikation im
Jugendamt seltener als offen be-
zeichnen. 

Tatsächlich scheint also die zuneh-
mende Größe der Organisation mit ei-

ner Art der Gestaltung von Beziehun-
gen einherzugehen, die von den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern ten-
denziell schlechter bewertet wird.
Dies beeinflusst jedoch nicht die eige-
ne Motivation oder die Wahrneh-
mung der eigenen Qualifikation.

Die gefundenen Zusammenhänge zei-
gen klare Steuerungsmöglichkeiten
auf, gilt es doch, auch größere Orga-
nisationen so zu strukturieren, dass
Anerkennung, Transparenz und Of-
fenheit von den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern ebenso wahrgenommen
werden können wie in kleineren
Organisationen.

3 Zeitreihenanalyse

Die Betrachtung der nunmehr drei
vorliegenden Datenreihen, zeigt zu-
nächst, dass die Qualität der Datener-
hebung zugenommen hat. Die Stan-

dardabweichung der berechneten
Kennzahlen, die die Streuung um den
Mittelwert ausweist, ist zwischen
2004 und 2007 bei den meisten
Kennzahlen gesunken. Das bedeutet,
dass die Unterschiede zwischen den
Jugendämtern geringer geworden
sind und lässt auf eine einheitlichere
Datenerfassung durch die Jugendäm-
ter schließen (s. Grafik). 

Alle erhobenen Quoten Hilfen zur Er-
ziehung sind in den betrachteten drei
Jahren gestiegen. Pro 1.000 Kinder
und Jugendliche unter 18 Jahren
wurden 2007 mehr Hilfen zur Erzie-
hung erbracht als noch 2005. Die
Quote für ambulante Hilfen ist dabei
am stärksten angestiegen. Von 13,9
im Jahr 2005 stieg sie auf 16,8 2007.
Dies entspricht einer Steigerung um
ein Fünftel. Der Anstieg der stationä-
ren HzE-Quote von 11 auf 12,2 pro
1.000 unter 18-Jährige ist mit 10 %
nur halb so hoch. Auch die Steige-
rungsrate der Inobhutnahmen liegt
mit 11 % kaum höher. 

Im Gegensatz dazu ist bei den Einglie-
derungshilfen nach §35a ein Rück-
gang der Quoten festzustellen. Bei der
Quote für Eingliederungshilfen insge-
samt sowie für ambulante Einglie-
derungshilfen ist von 2005 bis 2007
ein 20 %iger Rückgang zu verzeich-

nen, bei stationären Eingliederungs-
hilfen sind es immerhin 7,5 %. Ledig-
lich die Quote der Eingliederungshil-
fen für junge Volljährige hat im be-
trachteten Zeitraum zugenommen. 

Quoten und Zuschussbedarfe haben
sich nicht parallel entwickelt. Zwar ist
bei den Zuschussbedarfen für Hilfen
zur Erziehung wie bei den entspre-
chenden Quoten ein Anstieg zu ver-
zeichnen, dieser fällt jedoch deutlich
geringer aus. Die geringeren Steige-
rungsraten der Zuschussbedarfe deu-
ten darauf hin, dass die einzelnen
Leistungen kostengünstiger erbracht
wurden. 

Bei den Eingliederungshilfen sind
auch die entsprechenden Zuschuss-
bedarfe zurückgegangen. Sieht man
von stationären Eingliederungshilfen
ab, fällt der Rückgang allerdings
geringer aus als bei den Quoten. Dies
bedeutet, dass die Kosten pro Fall ge-
stiegen sein müssen, auch wenn die
Zahl der Fälle zurückgegangen ist. Ei-
ne Ausnahme bilden auch hier die
Eingliederungshilfen für junge Voll-
jährige: Hier steht einem Anstieg der
Quote ein Rückgang der Kosten ge-
genüber. Bei stationären Eingliede-
rungshilfen sind die Kosten stärker
zurückgegangen als die Quote.

Anmerkung

1 Da der Zuschussbedarf in einem starken
Zusammenhang mit der Einwohnerdich-
te steht, wurden partielle Korrelations-
analysen unter Kontrolle der Ein-
wohnerdichte durchgeführt. Damit wird
der Einfluss dieser Variable kontrolliert.

Elke Bruckner 
Gesellschaft für Beratung sozialer 
Innovation und Informations-
technologie (Gebit)
Corrensstr. 80
48149 Münster
www.gebit-ms.de

Entwicklung der Quoten sowie des Zuschussbedarfs 2005 bis 2007 in % 
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Landeskriminalamt Niedersachsen

Jugendamtsberichte der Polizei

Richtlinie des Landeskriminalamts Niedersachsen

1. Allgemeines 

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch
(SGB VIII), geändert durch das Kinder-
und Jugendhilfeweiterentwicklungs-
gesetz (KICK) v. 13.09.2005 hat vor
dem Hintergrund spektakulärer Fälle
von Kindeswohlgefährdung den aus
dem Wächteramt (Artikel 6 Abs. 2
Satz 2 Grundgesetz) abgeleiteten
Schutzauftrag des Jugendamtes
durch Einführung des § 8a SGB VIII
(Schutzauftrag bei Kindeswohlge-
fährdung) gesetzlich eindeutiger for-
muliert. Das Jugendamt muss ein-
schreiten, wenn es Kenntnis von Kin-
deswohlgefährdungen erlangt (z.B.
bei Vernachlässigung oder bei körper-
licher, psychischer oder sexueller Ge-
walt gegen Minderjährige). Sollten El-
tern nicht willens oder in der Lage
sein, die Gefährdung abzuwenden,
muss nötigenfalls das Familiengericht
angerufen werden, um die Elternrech-
te zum Wohle des Minderjährigen
einzuschränken. 

2. Konsequenzen für die Polizei

Der Polizei kommt neben den Ange-
hörigen anderer Institutionen wie Ju-
gendamt, Kindertagesstätte, Schule
und der Gesundheitsvorsorge die Auf-
gabe zu, alle Informationen zur
Wahrnehmung des in § 8a SGB VIII
normierten „Schutzauftrages bei Kin-
deswohlgefährdung“ zu sichern und
weiterzuleiten. Warnhinweise müssen
frühzeitig weitergeleitet werden, um
die zuständigen Stellen in die Lage zu
versetzen, schnelle sozialpädagogi-
sche Hilfsangebote zu unterbreiten
oder mit Hilfe der Familiengerichte
eingreifen zu können. 

3. Rechtslage

Das Jugendamt hat nach § 1 SGB VIII
(KJHG) die Aufgabe das Recht der Kin-
der auf die Förderung ihrer Entwick-
lung, sowie auf ihren Anspruch auf Er-
ziehung zu einer eigenverantwortli-
chen und gemeinschaftsfähigen Per-
sönlichkeit zu sichern. Aus Art. 6 Abs.
1 Grundgesetz und § 1 Abs. 3 Satz 3
SGB VIII leitet sich der generelle
Handlungsauftrag her, Kinder und Ju-
gendliche vor Gefahren für ihr Wohl zu
schützen (Teil des „staatlichen Wäch-
teramtes“ aus Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG). 
Weiterhin beschreiben die PDV 382,
Bearbeitung von Jugendsachen, Aus-
gabe 1995 und die Leitlinien für die
polizeiliche Bearbeitung von Jugend-
sachen (RdErl. d. MI vom 28.07.2005 –
LPP 3.1 – 51603 –), Abschnitt IV: 
Zusammenarbeit mit anderen Behör-
den und Institutionen/Unterrichtungs-
pflichten, Verfahrensweisen der Unter-
richtung der Jugendämter das Handeln
der Polizei. Die für diesen gesetzlichen
Auftrag erforderliche Datenübermitt-
lung zwischen Polizei und Verwal-
tungsbehörde richtet sich nach § 1 (1),
§ 41 und § 43 Abs. 1 Nr. 1 Nds.SOG.

4. Fertigung von Jugendamtsbe-
richten (PolN 136a)

4.1 Jugendamtsberichte sind in al-
len Gefährdungslagen Minder-
jähriger zu fertigen, wie sie die
PDV 382 in Ziffer 2.2 wie folgt
beispielhaft beschreibt.

„Gefährdung Minderjähriger“ aus der
PDV 382, Ausgabe 1995, Ziffer 2.2:
(Ziffernfolge analog der PDV!)

2.2.1 Minderjährige sind gefähr-
det, wenn

- aufgrund tatsächlicher Anhalts-
punkte zu befürchten ist, dass sie
Opfer einer rechtswidrigen Tat wer-
den

- sie passive Teilnehmer eines Ereig-
nisses sind, durch das ihnen eine
unmittelbare Gefahr für ihr körper-
liches, geistiges oder seelisches
Wohl droht, z.B. bei Unglücksfällen
mit schwerem Personenschaden

- sie Einflüssen ausgesetzt sind, die
ihr körperliches, geistiges oder see-
lisches Wohl derart beeinträchti-
gen, dass sie in die Kriminalität ab-
zugleiten drohen

- sie vermisst sind.

2.2.2 Minderjährige sind auch ge-
fährdet, wenn sie sich an Orten
aufhalten, an denen ihnen eine un-
mittelbare Gefahr für ihr körperli-
ches, geistiges oder seelisches Wohl
droht. Von einer solchen Gefähr-
dung kann regelmäßig ausgegangen
werden an Orten, an denen 
- Personen der Prostitution nachge-

hen
- illegales Glücks- oder Falschspiel

stattfindet
- Betäubungs-, Rausch-, Arzneimittel

oder sonstige Suchtstoffe illegal
angeboten, illegal oder missbräuch-
lich konsumiert oder missbräuchlich
verwendet werden

- Personen Straftaten verabreden,
vorbereiten oder verüben

- sich erfahrungsgemäß Straftäter
aufhalten.

Von einer solchen Gefährdung ist aus-
zugehen
- in Gaststätten, die als Nachtbar

oder Nachtclub geführt werden, und
in vergleichbaren Vergnügungsbe-
trieben

- an Orten, an denen jugendgefähr-
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dende Schriften, Bilder- und Daten-
träger angeboten, überlassen oder
sonst zugänglich gemacht werden

- in öffentlichen Spielhallen oder
ähnlichen, vorwiegend dem Spiel-
betrieb dienenden Räumen.

2.2.3 Unabhängig vom Aufent-
haltsort liegt eine Gefährdung in
der Regel vor, wenn
- Kinder bei ihnen nicht bekannten

Personen Mitfahrgelegenheit su-
chen oder bei diesen als Mitfahrer
angetroffen werden

- Jugendliche zu unüblichen Zeiten
bei ihnen nicht bekannten Personen
Mitfahrgelegenheit suchen oder bei
diesen als Mitfahrer angetroffen
werden

- Minderjährige unter Einfluss von
Betäubungs-, Rausch-, Arzneimittel
oder sonstigen Suchtstoffen oder in
verwahrlostem Zustand angetroffen
werden.

Anzeichen von Verwahrlosung sind
insbesondere gegeben, wenn Minder-
jährige
- als Streuner oder wiederholt als

Schulschwänzer oder wiederholt als
Entwichene aus Einrichtungen der
Jugendhilfe (Heimerziehung) bzw.
aus sonstiger betreuter Wohnform
angetroffen werden

- der Prostitution nachgehen.

2.2.4 Minderjährige sind auch
dann gefährdet, wenn ihnen in der
häuslichen Gemeinschaft durch
Vernachlässigung oder Missbrauch
der Personensorge    eine unmittel-
bare Beeinträchtigung für ihr kör-
perliches, geistiges, oder seelisches
Wohl droht. Dies ist regelmäßig der
Fall bei
- häufigen Familienstreitigkeiten mit

tätlichen Auseinandersetzungen
- Alkohol- oder Drogensucht der Er-

ziehungsberechtigten
- Erziehungsberechtigten, die - für

den Minderjährigen erkennbar –
wiederholt rechtswidrige Taten be-
gehen.

- Erziehungsberechtigten, die zu
rechtswidrigen Taten verleiten

2.3.4 Werden aufgrund polizeili-
cher Erkenntnisse, z.B. über jugend-
gefährdende Orte, Maßnahmen
zum Schutz Minderjähriger erfor-
derlich, sind die zuständigen Behör-
den oder Stellen zu unterrichten.
Hierbei sollen Hinweise über mögli-
che Ursachen und bisherige Auffäl-
ligkeiten gegeben werden.

4.2 In der PDV 382 sind Mindest-
standards definiert, über die
man hinausgehen kann.

Zusätzlich zu den in der PDV 382, Pkt
2.2 aufgeführten Fällen sind Jugend-
amtsberichte in folgenden Fällen zu
fertigen und an das Jugendamt zu
senden:
- Grundsätzlich alle Fälle von Delin-

quenz
- Androhung von Suizid (Minderjäh-

rige selbst oder Sorgeberechtigte)
- Schulschwänzen
- mehrfache Opferwerdung
- Mitteilung aller Fälle häuslicher

Gewalt, wenn Minderjährige im
Haushalt leben.
(Allein das Miterleben von häusli-
cher Gewalt gilt als traumatisierend!
Neben der polizeilichen Standard-
Meldung an die Beratungs- und In-
terventionsstellen muss zusätzlich
das Jugendamt informiert werden !)

5. Besonderheiten

5.1 Zeitnahe Informationen
Eine frühe Information der Jugendhilfe
erleichtert die Kontaktaufnahme zum
Minderjährigen und seinen Eltern. Un-
ter dem Eindruck der aktuellen Ereig-
nisse werden Hilfsangebote eher als
solche erlebt und mitgetragen.
Bei Gefährdungslagen sind sofortige
Vorabinformationen vorzusehen. 
Insbesondere bei Strafverfahren mit
mehreren Beteiligten vergehen häufig
mehrere Wochen oder Monate, bis
das Jugendamt informiert wird. Bei

umfangreichen und zeitaufwändigen
Ermittlungsverfahren oder in heraus-
ragenden Fällen ist das Jugendamt
vorab über das laufende Ermittlungs-
verfahren zu informieren.
Diese Verfahrensweise unterstützt
nachhaltig ein „Frühwarnsystem“ der
Jugendhilfe.

5.2 Wiederholte Meldungen von
Vorkommnissen gleicher Art

Um den Hilfebedarf eines Kindes und
die Wirksamkeit eingeleiteter Maß-
nahmen umfassend beurteilen zu kön-
nen, ist es wichtig, dass gleiche Vor-
kommnisse, ein Kind/eine Familie be-
treffend, stets neu gemeldet werden. 

5.3 Qualitätsstandards
Aus Sicht des Jugendamtes soll die
Mitteilung außer dem Tatvorwurf und
dem Tatgeschehen auch Hinweise der
Polizei über die Tatzeit, über die Reak-
tion der Eltern oder sonstige Hinweise
auf das soziale Umfeld, z. B. auf die
Gruppe, in der das Kind/der Jugendli-
che  agiert (Namen von Mittätern oder
Opfern), enthalten. Dies sind wichtige
Anhaltspunkte, die die Entscheidung
des Jugendamtes über Intervention
oder eine Kontaktaufnahme mit den
Eltern nachhaltig begründen können.

5.4 Kommunikation
Absprachen zwischen Jugendamt und
Polizei helfen Hemmschwellen abzu-
bauen und können Abläufe nachhaltig
optimieren. Gemeinsame Besprechun-
gen auf Führungs- und Sachbearbei-
terebene sind jährlich vorzusehen.

6. Inkrafttreten

Die Richtlinie Jugendamtsberichte der
Polizei tritt am 01.08.2007 in Kraft.

Landeskriminalamt Niedersachsen
Dez. 32, Zentralstelle Jugendsachen
KHK Otmar Brandes
Am Waterlooplatz 11
30169 Hannover
www.lka.niedersachsen.de
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Beate U.M. Strobel

Einführung in die Heilpädagogik für Erzieherinnen

Ernst Reinhardt Verlag München Basel 2009, 2. Auflage
ISBN 978-3-497-02078-2

Wenn ein für einen bestimmten Le-
serkreis – hier Erzieherinnen, womit,
wie die Autorin in ihrem Vorwort wis-
sen lässt, auch männliche Erzieher
angesprochen sind -geschriebenes
Buch nur vier Jahre nach der ersten
jetzt schon in der 2. Auflage er-
scheint, dann zeigt das, wie groß die
Wissbegier hinsichtlich des Buchthe-
mas ist. So etwas weckt bei dem, der
dieses Buch zum ersten Male in die
Hand nimmt oder zunächst auch nur
diese Rezension hier liest, mancherlei
Erwartung. Dazu kann der Rezensent
vorab vermelden, diese Erwartungen
werden nicht enttäuscht, ja vielleicht
bergen sie sogar etwas an neuer Er-
kenntnis. Nun also zu diesem Buch. 

Wiewohl das Fach Heilpädagogik zum
Lehrgegenstand der Fachschulen oder
Fachakademien für Sozialpädagogik
gehört, füllt das hier zu rezensierende
Buch die Lücke, welche bisher von
den Lehrenden zu füllen gesucht wur-
de. Dabei liegt der Akzent weniger auf
dem Wort Heilpädagogik, sondern
vielmehr bei der Erörterung der päda-
gogischen Grenzsituationen, sie
wahrzunehmen – nicht alles geht
lautstark einher – und das momentan
Dringliche zu tun. Das ist wünschens-
wert und notwendig, weil Kinderta-
gesstätten der Ort ist, an dem irgend-
welche Entwicklungs-hemmungen
oder gar Entwicklungsstörungen zu-
erst erkannt werden. Das dazu erfor-
derliche Wissen bietet dieses Buch
dar (S. 14 ff.).

Dem Beobachtungsfeld der Kinderta-
gesstätte entsprechend handelt die
Autorin zunächst das Thema Verhal-
tensauffälligkeiten ab. Dabei werden
die dahinführenden Ursachen unter
verschiedenen Aspekten erörtert, dem
biologischen, medizinischen, psycho-
logischen, soziologischen und päda-
gogischen Aspekt. (S. 18 ff.), Dem
schließt sich der Abschnitt „Spezielle
Formen von Verhaltensauffälligkei-
ten“, wie Einnässen, Einkoten, Kon-
zentrationsstörungen, Essstörungen,
lügen, stehlen, weglaufen, aggressives
Verhalten, Angst oder Phobie, Trauma-
tisierung durch erlittene sexuelle Ge-
walt. Dieser Abschnitt schließt mit
dem Thema „Es muSS nicht immer
gleich Therapie sein – Heilpädagogi-
sches Handeln bei Verhaltensauffäl-
ligkeiten“ (S. 31 ff.). Hier möchte der
Rezensent etwasi hinzufügen : Es ist
selbstverständlich zu unterstützen,
wenn die Erzieherinnen der Kinderta-
gesstätten von den Erziehungsschwie-
rigkeiten nicht überrascht werden,
weil sie fachlich darauf vorbereitet
sind. Durch die Beschreibung von Ver-
haltens-auffälligkeiten und in den Be-
reich der Kinder- und Jugendpsychia-
trie gehörenden Erscheinungsbilder,
was alles Ereignisse „am Kinde“ sind.
Zum anderen können sich die Erziehe-
rinnen beim einzelnen Kinde darauf
vorbereiten, ob sie mit einer Erziehung
unter erschwerten Bedingungen rech-
nen müssen. Indem sie sich nämlich
von den Eltern das Gelbe Heft der Vor-
sorgeuntersuchungen zeigen lassen.
Gleich auf der ersten Seite finden sich

die unmittelbar nach der Geburt er-
mittelten APGAR-Werte, genannt
nach der Kinderärztin Virginia APGAR
(1909 – 1974). Mit diesen Werten
werden Atmung, Puls, Grundtonus,
Aussehen und Reflexe erfasst und
zwar 1, 5 und 10 Minuten nach der
Geburt. Ihre Höchstzahl ist 10, die ein
gesundes Neugeborenes anzeigt. Sinkt
deren Zahl unter 8, also auf 7 und da-
runter, so liegt auf Grund der sich da-
rin äußernden organischen Beschwer-
den möglicherweise eine Erziehung
unter erschwerten Bedingungen vor.

Mit dem 4. Abschnitt beginnen die
Darstellungen von pathologischen Er-
scheinungsbildern, die nicht mehr den
Verhaltensauffälligkeiten zugerech-
net werden können, weil sie zum Be-
reich der Kinder- und Jugendpsychia-
trie zählen. Das sind Depressionen im
Kindes- und Jugendalter (S. 74 ff.),
chronische Erkrankungen (S. 81 ff.),
Kinder mit Wahrnehmungsverarbei-
tungsstörungen, wie das Aufmerk-
samkeits-Defizit-Syndrom (HDS) oder
Aufmerksamkeits-Defizit-Hyperakti-
vitäts-Syndrom (ADHS) und Legas-
thenie (S. 92 ff.), Autismus (S. 108 ff.),
Kinder mit Sprach- und Sprechpro-
blemen (Seite 118 ff.) und Kinder mit
Behinderungen (S. 127 ff.). Eine be-
sondere Stellung nehmen hochbegab-
te Kinder ein (S. 88 ff.) 

Die Abschnitte 11 und 12 behandeln
die interdisziplinäre Frühförderung
sowie die Elternarbeit und Gesprächs-
führung (S. 167 ff.). Das letzte Wort

Rezensionen
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gilt der idealen Erzieherin (S. 186 ),
unter der die Autorin einen ganz nor-
malen Menschen versteht und der
Rezensent fügt hinzu, sie ist nicht nur
jemand, der Kopf und Herz da hat, wo
beides hingehört, sondern der sich
ganz besonders von aggressiv entge-
gentretenden Kindern nicht zu ir-
gendwelchen Strafen provozieren
lässt. Einfach weil sie um das weiß,
was sehr wahrscheinlich dahinter
steht. Auch wenn es nicht das einzige
Erklärungsmodell für aggressives Ver-
halten ist, so hat dieses Kind vielleicht
schon sehr früh in der Primärgruppe
des Familiären erfahren und somit
gelernt, die Großen, also die Erwach-
senen, unterbinden jede eigene Re-
gung und sind mit Strafen rasch zur
Hand. Und dementsprechend verhält
sich das Kind, indem seine Überle-
benstechnik darin besteht, den Gro-

ßen keinen Anlass zu bieten, die Hand
zu erheben. Nun alt genug kommt
dieses Kind in die Kindertagesstätte
als seine erste zunächst noch fremde
Sekundärgruppe. Und da ist nun eine
Erzieherin, vor der sich kein Kind
fürchten müsste. Auf den Gedanken,
kindliches Verhalten zu bestrafen,
würde sie nie kommen. Für unser Bei-
spielkind ist das neu und unglaublich,
hat es doch eine ganz andere Erfah-
rung gemacht : Sicher ist diese Erzie-
herinnen genau so wie alle andere
Großen. Und, so sagt sich das Kind,
ich werde das schon herausbekom-
men. Und nun beginnt es, diese Erzie-
herin zu provozieren. Und, je gelasse-
ner sie bleibt, um so aggressiver wird
unser Kind. Bis diese Erzieherin am
Ende ihres Lateins ist und die Hand
gegen das Kind erhebt, das frohlockt,
„Ich hab’s doch gleich gesagt !“ 

Dieses Buch ist dadurch ein Gewinn,
dass es zur Früherkennung der vielfäl-
tigen Erscheinungsformen von kindli-
chen Verhaltensauffälligkeiten und -
störungen beiträgt, deren Behandlung
über das Erzieherische hinausweist,
so dass die heilpädagogische Hilfe
noch so rechtzeitig kommen kann,
dass dem Kinde daraus keine Patien-
tenkarriere erwächst. 

Hinweise auf weiterführende Litera-
tur und ein Sachregister gehören mit
zu diesem empfehlenswerten Buch,
dem eine weitere Verbreitung zu
wünschen ist, so dass der 2. alsbald
eine dritte Auflage folgen möchte

Prof. Dr. Wolfgang Klenner
Am Iberg 7
33813 Oerlinghausen

Barbara Fornefeld (Hrsg.) 

Menschen mit Komplexer Behinderung

Ernst Reinhardt Verlag München Basel 2008
ISBN 978-3-497-1984-7

Um es vorab zu bestätigen, dies ist ein
bemerkenswertes, von der Autorin
und Herausgeberin sowie ihren vier
Ko-Autoren mit viel Einfühlung in die
menschlichen Verhältnisse der Men-
schen, die mit einer geistigen Behin-
derung leben müssen, geschriebenes
Buch.

Um das Interesse für dieses Thema
und Buches zu wecken, genügte an
Stelle einer Rezension allein schon
der Abdruck der von der Autorin und
Herausgeberin stammenden Einfüh-
rung (S. 9 ff.). Dennoch meint der Re-
zensent, zur Verdeutlichung hier und

da seinen Kommentar hinzugeben zu
sollen.

Dieses Buch handelt also hauptsäch-
lich von Menschen mit geistiger Be-
hinderung. In einer früheren Epoche
galten sie als geistesschwach oder
schwachsinnig, noch früher als debil,
imbezill oder idiotisch. Wenn für ihre
Behinderung eine Erklärung gegeben
wurde, dann wurde auf ihren Intelli-
genz-Quotienten verwiesen, der weit
unterhalb der Norm des IQ=100 lag.
Zuweilen wurde auch das Entwick-
lungsalter mitgeteilt. Dann hieß es
beispielsweise, „steht auf der Stufe

einer Fünfjährigen.“ Im Unterschied
zum heutigen Erkenntnisstand wusste
man es nicht besser. Wer damals mit
dabei war, wird sich daran noch erin-
nern.

Hier nun in diesem Buch wird darge-
stellt, dass eine geistige Behinderung,
wie sie meist psychiatrisch oder kli-
nisch psychologisch diagnostiziert
wurde, zwar das am Menschen Mess-
bare erfasst, aber was sonst noch zu
seinem Menschsein gehört, nicht er-
fassen kann. Und das ist im Hinblick
auf das Selbst- und Fremdbild des
Menschen mit geistiger Behinderung
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von sehr viel mehr schicksalhafter Be-
deutung. Dieses Mehr steht hinter der
Bezeichnung „mit Komplexer Behin-
derung“ Die zentrale, man möchte
hinzufügen, programmatische Aussa-
ge dazu finden wir auf S. 10 f.: „Die-
ses Buch widmet sich den Belangen
der Menschen, die in Gefahr stehen,
ausgeschlossen und übersehen zu
werden. Es fasst diese überaus hete-
rogene Gruppe von Menschen mit
geistiger Behinderung unter dem Na-
men ‚Menschen mit Komplexer Be-
hinderung’ zusammen, Dabei geht es
ausdrücklich nicht um eine neue
Klassifikation von Behinderung, son-
dern um die Bezeichnung einer vom
Missachtung und Aussonderung be-
drohten Personengruppe“ und auf S.
11: „Eine weiterführende anthropolo-
gisch-phänomenologische Reflexion
lässt die Bezeichnung ‚Menschen mit
komplexer Behinderung’ als unzuläs-
sige Eigenschaftsbezeichnung erken-
nen und begründet die Namensge-
bung „Menschen mit Komplexer Be-
hinderung“, weil nämlich nicht die
Behinderung komplex ist, sondern die
Lebensumstände des Menschen“. Vom
Menschen mit geistiger Behinderung
könnte man auch sagen, die Behinde-
rung seiner intellektuellen Funktionen
sei lediglich der messbare Teil seiner
von dieser Behinderung existentiellen
Betroffenheit. 

Einen besonderen Hinweis verdienen
noch die Ausführungen über die Ba-
sale Stimulation, die gemeinhin mit
dem Namen Andreas Fröhlich verbun-
den wird, der dazu die Grundlagen
entwickelte. Dieses Konzept besagt
„im anthropologischen Sinne, dass je-
der Mensch an dem je individuellen
Ziel der Gestaltung von Entwick-
lungsbedingungen und der Förderung,
Erhaltung und Unterstützung von

Wohlbefinden, gemeinschaftlicher
Teilhabe und Selbstbestimmung mit-
wirken kann“ (S. 153). Und auf S. 154
findet sich das Fazit: Der anthropolo-
gischen Dimension der Basalen Sti-
mulation angeschlossene ethische
Sinn ist der der Bedürftigkeit: Die
Struktur der Angebote an die Adresse
des anderen Menschen beinhaltet,
dass diesem gegeben wird und zwar
das, dessen er bedarf ! 

Die gegenwärtige Diskussion wird,
wie auch hier im Buchtext zu erken-
nen ist, vom Thema Inklusion be-
stimmt, als Gegensatz zur danach ab-
zulehnenden Exklusion (dt. Aus-
schluss von). Dahinter wiederum
steht das Ziel einer sozialen Gerech-
tigkeit im Sinne von „Allen das Glei-
che“. Wie ein Vorgang Basaler Stimu-
lation in diese Richtung weist, dazu
ein Beispiel aus der Kleinen Patmos-
Schule in den von Bodelschwingh-
schen Anstalten Bethel bei Bielefeld,
die zum Aufgabengebiet des Rezen-
senten gehörte. Eine mit der Basalen
Stimulation vertraute Klassenlehrerin
übte mit ihren schwerbehinderten
Kindern das Unterscheiden von Far-
ben an einem großen Farbwürfel mit
den vier Grundfarben und je einer
Seite in Weiß und Schwarz, worauf
vorher noch niemand gekommen war,
weil man das bei diesen Kindern nicht
für möglich hielt. Der Geduld der
Klassenlehrerin war zu verdanken,
dass die meisten Kinder alsbald auf
Aufforderung die entsprechenden
Farben voneinander unterscheiden
konnten. Das ist erwähnenswert, weil
die Kinder, die sich vorher nicht dafür
interessierten, was vor dem Fenster
vor sich ging, nun offensichtlich inte-
ressiert auf die durch das Fenster hin-
durchscheinenden Sträucher und
Bäume schauten. Offenbar hatten sie

davon vorher nur ein ungegenständli-
ches farbiges Flimmern wahrgenom-
men und jetzt hatten die durchs Fens-
ter zu erkennenden Sträucher und
Bäume Farben und Formen angenom-
men. Und dann ging die Erzieherin
mit ihren Kindern hinaus, wo sie bis
dahin noch nicht waren, weil man ih-
nen nicht zutraute, sich da draußen
zurechtzufinden. Jedoch, nach kurzer
Zeit tollten diese schwerbehinderten
Kinder auf der umgebenden Wiese
umher, als sei das schon immer ihr
Spielplatz gewesen. Gerade bei Men-
schen, die mit einer Behinderung le-
ben müssen, ist, worauf wir gefasst
sein müssen, noch manche Gabe ver-
borgen. Die Basale Stimulation bringt
es an den Tag. Denn da gilt, was der
Rezensent bereits als Psychologiestu-
dent erfuhr : Die Erbanlage, heute ge-
netische Ausstattung genannt, ent-
faltet sich nicht von selbst, sondern
wird erst im Umfeldgeschehen ge-
prägt. Dies macht sich die Basale Sti-
mulation zunutze, wofür hier das Bei-
spiel des Unterscheidens der verschie-
denen Farbempfindungen steht.

Über das hinaus, was hier nicht nur
rezensiert werden, sondern auch die
Neugier darauf wecken soll, bietet
dieses Buch noch manchen anregen-
den Gedanken, was mit Gewinn für
sich selbst und für die anvertrauten
Menschen zu lesen ist. Darum sollte
dieses Buch nicht nur in einer jeden
Präsensbibliothek vorhanden sein; es
lohnt sich auch als persönliche Erwer-
bung. 

Prof. Dr. Wolfgang Klenner
Am Iberg 7
33813 Oerlinghausen
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Vera Moser / Ada Sasse 

Theorien der Behindertenpädagogik

Ernst Reinhardt Verlag München Basel 2008
ISBN 978-3-8252-3057-9 (UTB-Bestellnummer)
ISBN 978-3-497-01970-0

Der Inhalt des hier zu rezensierenden
Buches umfasst den Bereich der für
das Sonderschulwesen kennzeichnen-
den Behindertenpädagogik. Und zwar
nicht nur auf der Grundlage der Ge-
schichte des Sonderschulwesens, son-
dern, man möchte sagen, mehr noch
wegen der Notwendigkeit, für die ver-
schiedenen Behinderungsarten die je-
weils angemessene Didaktik und Me-
thodik des Unterrichtens anzuwen-
den. Begonnen hat es nach den uns
überlieferten Schriftzeugnissen im
Jahre 1841, als Johann Jakob GUG-
GENBÜHL auf dem Abendberg bei In-
terlaken eine Heilanstalt für Kretinen
und blödsinnige Kinder“ gründete. Als
Mitarbeiter zog GUGGENBÜHL, der
selber Arzt war, einen Pädagogen, al-
so einen Lehrer, hinzu. Es war der Be-
ginn der Zusammenarbeit von Medi-
zin und Sonderschulwesen, wie sie
heute noch besteht. Dementspre-
chend ist das Sonderschulwesen nach
der medizinischen Unterscheidung
der verschiedenen Behinderungsarten
gegliedert. 

Demgegenüber hält sich die im Ver-
hältnis dazu außerschulische Heilpä-
dagogik von der Verwendung des Be-
hindertenbegriffes, der ja ein Kollek-
tivmerkmal ist, zurück, weil da das
einzelne existentiell betroffene
Schicksal im Mittelpunkt der Betrach-
tung steht. Hier in diesem Buch gehen
die Autorinnen noch weiter. So ist auf
S. 9 zu lesen: „Dieser Ausdiffenrenzie-
rung – der behinderungsorientierten
Schulformen – stehen sit mehr als
drei Jahrzehnten unterschiedliche ge-
sellschaftliche Bestrebungen nach In-
tegration entgegen, die sich den
„neuen sozialen Bewegungen“ zuord-

nen lassen und die Wahrung der Bür-
gerrechte für Personen einfordern,
deren Partizipation am sozialen und
gesellschaftlichen Leben gefährdet
ist. Dieser Perspektivenwechsel, weg
von den Beeinträchtigungen und hin
zu den Potentialen und Ressourcen
eines Menschen, ist eng mit den Be-
griffen „Dekategorisierung“ und „In-
klusion“ verbunden und inzwischen
auch in der aktuellen Theoriebildung
verankert.

Ein allgemeines Interesse wird sich
dem Kapitel mit der Überschrift „Wo-
zu brauchen wir Theorie ? – Zum
Theorie-Praxis-Verhältnis in der Er-
ziehungswissenschaft“, mit folgender
Definition: „Theorien sind gedankliche
Modelle. Mit Theorien kann man die
Realität beschreiben, erklären und
Beurteilen. Auf der Grundlage von
Theorien können Vorhersagen über
künftige Ereignisse getroffen werden.
Außerdem ermöglichen Theorien Er-
kenntnisse über Realitäten, die au-
ßerhalb der Reichweite sinnbasierter
Alltagserfahrung liegen“ (S. 12 ff.).

Im Buchtext folgen Kapitel 2 „Der Be-
hindertenbegriff als Konstitutions-
problem“ (S. 21). Das Problem liegt
darin, dass der davon betroffene
Mensch keine Behinderung ist, son-
dern, so sagt der Rezensent, dass er
eine Behinderung hat. Diese Tatsache
wird nun unter den verschiedenen
Gesichtspunkten eingehend erörtert.
So im Kapitel 3 unter dem Gesichts-
punkt der Geisteswissenschaftlichen
Pädagogik (S. 42 ff.), In Kapitel 4 im
Rahmen des Kritischen Rationalismus
(Seite 54 ff.), in Kapitel 5 im Rahmen
des Dialektischen Materialismus (S.

65 ff.). Vom Rezensenten zwecks Er-
läuterung aus dem Buchtext heraus-
gegriffen ist die von Georg FEUSER
stammende Bestimmung des Behin-
derungsbegriffes auf der Grundlage
der Vermittlungsprozesse zwischen
Person und Umwelt : „Be-Hinderung
ist letztlich Ausdruck dessen, 
- was ein Mensch mangels angemes-

sener Möglichkeiten und Hilfen und
- durch vorurteilsbelastete Vorent-

haltung an sozialen Bezügen und 
- Inhalten nicht lernen durfte, und
- Ausdruck und Art unserer Art und

Weise, mit ihm umzugehen“.

Hier klingt etwas von der aus dem Be-
reich der materialistischen Weltan-
schauung bekannten These vom Men-
schen, der ein Produkt seiner Umwelt
sei.

In Kapitel 6 wird die „Behindertenpä-
dagogik im Rahmen ökosystemischen
Denkens“ erörtert (S. 75 ff.). Auf den S.
89 ff. folgt das Kapitel 7 „Behinderten-
pädagogik im Rahmen des Konstrukti-
vismus“. Es folgen mit Kapitel 8 „Inte-
grationspädagogische Ansätze der Be-
hindertenpädagogik“ (S. 100 ff.). 

Weil die Kapitel 2 bis 8 jeweils gleich
gegliedert sind, nämlich nach der Dar-
stellung ihres Leitgedankens mit der
Abfolge von den Abschnitten „Behin-
derungsbegriff“, „Behindertenpädago-
gik“, „Theoriebezug“, „Kritische Würdi-
gung“ und „Zusammenfassung“, wird
dem Leser erleichtert, sich zu verge-
genwärtigen, was die beiden Autorin-
nen zum Ausdruck bringen wollen.

Leser dieser Zeitschrift, die aus der Er-
ziehungshilfe oder der – hier als au-
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ßerschulische zu kennzeichnende -
Heilpädagogik kommen, stoßen sich
vielleicht daran, dass der Behinder-
tenbegriff im Mittelpunkt der Erörte-
rungen steht. Darum ist der Hinweis
angebracht, der Bereich, in dem sich
das Aufgeschriebene ereignet, ist die
Schule mit ihren verschiedenen Klas-
sen beziehungsweise Gruppen. Au-
ßerdem findet Schule im Unterschied
zu Erziehungshilfe und Heilpädagogik
nicht über den vierundzwanzigstün-
digen Tageskreis statt, sondern nur
während der zeitlich begrenzten Un-

terrichtsstunden. Da kommt es tat-
sächlich auf dem Umgang der eine
Klasse bildenden Gruppenmitglieder
miteinander an, während die Heilpä-
dagogik dazu verhilft, in solch einer
Gruppe, also im Kindergarten und in
der Schule, seinen unangefochtenen
Platz zu finden. 

Denen, die aus der Erziehungshilfe
oder aus der außerschulischen Heil-
pädagogik kommen, bietet dieses
Buch einen Blick über den eigenen
Zaum auf das Nachbargebiet des

Sonderschulwesens. Zugleich erwei-
tert sich der eigene Erkenntnishori-
zont, zumal es in der Heilpädagogik
stets ums Ganze eines Menschen-
schicksals geht. Darum ist dieses hier
zu rezensierende Buch für die Prä-
senzbibliothek einer jeden Ausbil-
dungs- und Praxisstätte heilpädago-
gischer Art zu empfehlen. 

Prof. Dr. Wolfgang Klenner
Am Iberg 7
33813 Oerlinghausen

Fortbildungsprogramme 2010
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AWO Bundesakademie
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Heinrich-Albertz-Haus
Blücherstr. 62/63
10961 Berlin 
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EREV
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10178 Berlin
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Verlautbarungen

Einführung

Kinder bilden mehr denn je den Mit-
telpunkt der Familie. Sie erfahren
weitaus mehr Zuwendung und Förde-
rung als früher, werden stärker als ei-
genständige Persönlichkeiten respek-
tiert und haben deutlich größere Frei-
heitsspielräume als die Generation ih-
rer Eltern und Großeltern. Das sind
wichtige Ergebnisse des „Generatio-
nenbarometers 2009“1, das mit sei-
nen Befunden auch dem aufkeimen-
den Generalverdacht des Erziehungs-
versagens von Eltern entgegentritt:
Dort, wo Familien viel Zeit miteinan-
der verbringen, wo die Mitglieder Zu-
neigung erfahren, dort ist der Zusam-
menhalt besonders groß und sind die
Erziehungsprobleme am geringsten.

Das, was Eltern über die Erziehung ih-
rer Kinder für die Gesellschaft leisten
können, steht jedoch in Verbindung
mit dem, was ihnen die Gesellschaft
an Ressourcen zur Seite stellt. Viele
Familien stehen unter Druck: Sie wol-
len und sollen förderliche Entwick-
lungsbedingungen für ihre Kinder ge-
stalten, ohne aber vielfach die erfor-
derliche materielle Ausstattung zur
gesellschaftlichen Teilhabe, eine
funktionierende Infrastruktur sowie
über Optionszeiten im Lebensverlauf
zu verfügen.

Kinder und Jugendliche sind die Ge-
neration, die in Deutschland die
höchsten Armutsrisikoquoten auf-
weist. Im Jahr 2007 verfügten ca. 2,4
Millionen Kinder und Jugendliche in

1,4 Millionen Haushalten in Deutsch-
land über ein Einkommen, das unter-
halb von 60 Prozent des gewichteten
Medianeinkommens lag2. Allein 1,9
Mio. Kinder unter 15 Jahren sind auf
den Bezug von Sozialgeld im SGB II
angewiesen. Darüber hinaus erhalten
rund 250.000 Kinder den Kinderzu-
schlag. Armutsgefährdet sind insbe-
sondere Kinder und Jugendliche, die
in Haushalten von Alleinerziehenden
leben, einen Migrationshintergrund
haben oder in Mehrkindfamilien auf-
wachsen. Dem höchsten Armutsrisiko
sind Kinder zwischen 15 und 18 Jah-
ren ausgesetzt. In dieser Gruppe lebt
fast jede/r vierte Jugendliche mit ei-
nem Armutsrisiko.

Zur Bestimmung von Armutsquoten
in Deutschland stehen verschiedene
Datengrundlagen zur Verfügung (EVS,
SOEP, EU-SILC). Zudem werden in der
fachpolitischen Diskussion oft unter-
schiedliche Berechungsgrundlagen
für die Ermittlung der Armutsrisiko-
quote verwandt, was eine Vergleich-
barkeit dieser Zahlen erschwert bzw.
unmöglich macht. Ungeachtet des-
sen, weisen alle Datensätze ein an-
haltend hohes bzw. steigendes Ar-
mutsrisiko von Kindern und Jugendli-
chen aus.

Bei der Betrachtung von Armut von
Kindern und Jugendlichen reicht je-
doch eine einkommenszentrierte
Sicht nicht aus. Armut entscheidet
sich nicht nur an der materiellen Aus-
stattung, sondern bemisst sich auch
an den Möglichkeiten der sozialen

und kulturellen Teilhabe sowie der
physischen und psychischen Gesund-
heit. Diese Faktoren bedingen sich
häufig wechselseitig. Auch die Mög-
lichkeiten zur Bewältigung von Ar-
mutslagen variieren je nach persönli-
chen und systemischen Ressourcen.

Kinder entwickeln ihre sozialen und
kulturellen Fähigkeiten in Abhängig-
keit von der ökonomischen Lage ihres
Elternhauses. Dabei verfügen Kinder
aus armen Familien über weitaus we-
niger Lern- und Erfahrungsmöglich-
keiten, z.B. in Vereinen, außerschuli-
schen Bildungsangeboten und kinder-
gerechten Informationsmöglichkei-
ten. Beeinträchtigungen, die Kinder
und Jugendliche in ihren Familie er-
fahren, können sich im Laufe ihrer
Sozialisation verstärken und damit zu
Risikofaktoren für die individuelle Le-
bensgestaltung und für das gesell-
schaftliche Zusammenleben werden.
Problemlagen in Familien beruhen
häufig auf Armut oder damit einher-
gehenden Bildungsdefiziten. Gerade
in Deutschland gilt: Je ärmer die Fa-
milien sind, desto geringer der Schul-
erfolg der Kinder. Oft schließt sich
hier ein Teufelskreis, wenn die Eltern
selbst schon in prekären Lebensbedin-
gungen aufgewachsen sind. Diese El-
tern brauchen externe Unterstüt-
zungsangebote, damit Kinder und Ju-
gendliche im familiären Umfeld för-
derliche Rahmenbedingungen vorfin-
den und so ein langfristiges Armuts-
und Benachteiligungsrisiko vermie-
den werden kann.

Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe - AGJ

Armut von jungen Menschen in Familien

Positionspapier der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ
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Familien stehen angesichts des rasan-
ten gesellschaftlichen Wandels vor
enormen zeitlichen Herausforderun-
gen. Einerseits wollen und sollen El-
tern sich stärker an Erwerbsarbeit mit
den damit verbundenen Anforderun-
gen von Flexibilität und Mobilität be-
teiligen, was andererseits häufig in
ein Spannungsverhältnis zu dem tritt,
was Eltern an Zeit für das Zusammen-
sein mit ihren Kindern wünschen bzw.
für notwendig halten.

Familienpolitik hat die Aufgabe, ein
wirksames und effizientes System von
Leistungen bereitzustellen, das Ar-
mutsrisiken minimiert bzw. die Folgen
von Kinderarmut abmildert und Mög-
lichkeiten eröffnet, wie sich Familien
aus prekären Lebenslagen befreien
können“3. Notwendig ist hierfür ein
abgestimmtes Maßnahmenpaket aus
Transfer-, Infrastruktur- und Zeitpoli-
tik, welches im folgenden Themen-
aufriss dargestellt wird.

1. Transferpolitik

Da die materielle Ausstattung das
Kernproblem von Kinder- und Ju-
gendarmut ist, aus der sich eine Viel-
zahl von Unterversorgungslagen er-
geben können, ist zunächst die wirt-
schaftliche Stabilität und die Förde-
rung der wirtschaftlichen und sozia-
len Handlungsfähigkeit von Familien
im Lebensverlauf zu gewährleisten.
Familien unterliegen einem höheren
Armutsrisiko, da sie die direkten Kos-
ten für ihre Kinder überwiegend selbst
finanzieren müssen und zusätzlich in-
direkte Kosten zu bewältigen haben,
die aus dem Verzicht auf bzw. einge-
schränkter Erwerbsarbeit resultieren.
Aufgrund der Unterhaltsaufwendun-
gen für ihre Kinder sind sie auch be-
sonders davon betroffen, wenn Er-
werbseinkommen im wachsenden
Niedriglohnbereich oder wegen des
Abbaus familienbezogener Lohnkom-
ponenten zum Unterhalt der Familien
nicht mehr ausreichen.

1.1 direkte Kosten

Sachverhalt:
• Die Aufwendungen für die direkten

Kosten für Kinder im Bereich der
sächlichen Existenzsicherung sind
erheblich. Der Staat honoriert diese
Leistungen der Familien durch die
Freistellung dieser Aufwendungen
von der Einkommensbesteuerung,
was im Wesentlichen über das Kin-
dergeld abgegolten wird. Da, wo
das Kindergeld die Freistellung des
Kinderexistenzminimums über-
steigt, dient das Kindergeld der För-
derung der Familien. Familien, die
nur wegen der Bedarfe ihrer Kinder
auf Leistungen des SGB II angewie-
sen sind, erhalten zum Kindergeld
und Wohngeld den Kinderzuschlag.
Damit soll das sächliche Existenz-
minimum der Kinder eigenständig
abgesichert werden.

Anforderungen:
• Die sächlichen Aufwendungen für

Kinder sind im Transfer- und Nied-
rigeinkommensbereich über ein
dem SGB II vorgelagertes System
staatlicher Transfers sicherzustel-
len. Dies kann in Form einer Kinder-
grundsicherung erfolgen, die mit
wachsendem Einkommen degressiv
gestaltet wird. Alternativ sind Mo-
delle einer steuerfinanzierten ein-
heitlichen Kindergrundsicherung zu
prüfen, die gesamtgesellschaftlich
unter Berücksichtigung der indivi-
duellen Leistungsfähigkeit der ein-
zelnen Steuerzahler refinanziert
werden. Grundlage dafür ist eine
sachgerechte Bestimmung des
Existenzminimums von Kindern, die
bisher nicht gegeben ist.

• Da das Familieneinkommen aber
stark von Transfereinkommen be-
stimmt wird, muss über eine Dyna-
misierung familienbezogener Leis-
tungen vermieden werden, dass
auch Familien - obwohl sie an der
allgemeinen Lohnentwicklung teil-
haben - in relative Armut geraten.

• Für die Entwicklungs- und Teilha-

bechancen unabdingbare Kosten,
wie z.B. für Lernmittel, erforderliche
Mobilität, kostengünstige Verpfle-
gung in Ganztageseinrichtungen,
sollten in Form von befähigenden
Sachleistungen für alle Kinder glei-
chermaßen verfügbar sein.

1.2 indirekte Kosten

Sachverhalt:
• Eltern, die aufgrund von Sorge-

oder Pflegeleistungen nicht oder
nur eingeschränkt erwerbstätig sein
können oder wollen, entstehen so-
genannte Opportunitätskosten. Das
Elterngeld kompensiert weitgehend
diese indirekten Kosten in Form ei-
ner Lohnersatzleistung für die ers-
ten 12 bzw. 14 Lebensmonate eines
Kindes. Außer der Lohnfortzahlung
im Krankheitsfall bei Erkrankung
der Kinder findet kein weiterer Aus-
gleich für Opportunitätskosten bei
Sorgeleistungen der Eltern statt.
Sofern sie Pflegeleistungen gegen-
über ihren Eltern erbringen, soll
dies über das Pflegegeld abgegolten
sein.

Anforderungen:
• In Zeiten, in denen aufgrund von

notwendigen Sorge- oder Pflege-
leistungen eine Erwerbstätigkeit
nicht oder nur eingeschränkt durch-
geführt werden kann, besteht be-
züglich der Opportunitätskosten ein
hohes Armutsrisiko für Familien,
und hier vor allem für alleinerzie-
hende Eltern. Insbesondere inner-
halb der gesetzlichen Elternzeit, bei
besonders pflegebedürftigen Kin-
dern wie auch im Rahmen der Pfle-
ge von SeniorInnen sind Kompensa-
tionsleistungen zur Absicherung fa-
miliär erbrachter Sorge und Pflege-
leistungen dringend erforderlich.

• Eine familienfreundliche Arbeits-
welt sowie bedarfsgerechte Kinder-
tagesbetreuungsangebote verbes-
sern entscheidend die Erwerb-
schancen von Eltern.
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2. Infrastruktur

Familien benötigen im Lebensverlauf
und besonders in bestimmten Lebens-
lagen eine Vielzahl von Unterstüt-
zungsleistungen. Diese sind erforder-
lich, um ad hoc gezielte Hilfestellun-
gen abrufen zu können oder aber, um
Familien zu entlasten und Freiräume
zu eröffnen.
Mütter und Väter sollen und wollen
familiäre mit beruflichen Aufgaben
gut miteinander verbinden. Zur Siche-
rung ihres Lebensunterhalts sind sie
im wachsenden Maße auf Erwerbsbe-
teiligung angewiesen. Um Konflikte
zu entschärfen, die sich aus der
Gleichzeitigkeit von familiären und
beruflichen Aufgaben ergeben, sind
Familien auf Rücksichtnahmen im Er-
werbsalltag angewiesen. Sie benöti-
gen bedarfsgerechte infrastrukturelle
Unterstützung, um ihre Fürsorge- und
Pflegeleistungen weiterhin erbringen
zu können. Nicht nur bei Kindern im
KiTa-Alter, sondern auch später im
Schulalter muss Erwerbsarbeit mit
den Aufgaben und Anforderungen, die
sich aus der Elternschaft ergeben,
vereinbar sein.

Sachverhalt:
• Eltern sind die primären Sozialisati-

onsinstanzen für ihre Kinder und
prägen deren Entwicklungschancen
entscheidend mit. Auf die Vielzahl
der damit verbundenen Aufgaben
werden sie aber in ihrem eigenen
Werdegang nicht systematisch vor-
bereitet. Gerade zu Beginn der El-
ternschaft fehlen verlässliche Infor-
mations- und Unterstützungsange-
bote, an die sich Eltern mit ihren
Fragen und neu entstandenen Be-
lastungen wenden können. Die we-
nigen Angebote im Rahmen der Fa-
milienbildung erreichen häufig
nicht die Familien mit dem größten
Unterstützungsbedarf.

• Der Bericht „Bildung in Deutsch-
land“4 belegt, dass Kinder von El-
tern mit „niedrigen“ Bildungsab-
schlüssen seltener eine Kinderta-

geseinrichtung besuchen als Kinder
von Eltern mit formal höherer Qua-
lifizierung. Zudem halten Bildungs-
politiker entgegen den Forderungen
der Fachöffentlichkeit und der Wis-
senschaft am frühen Separieren
und Selektieren fest. Im Hinblick
auf in Bildungszusammenhängen
benachteiligte Kinder müssen Vo-
raussetzungen in der Schule ge-
schaffen werden, die eine individu-
elle Förderung ermöglichen. In den
vorhandenen Schulsystemen fehlt
dafür die Zeit, die Möglichkeiten
zum Ausgleich fehlender Ressour-
cen im familiären Umfeld sind be-
grenzt und Kompetenzen, die die
Schule derzeit nicht vermittelt,
können nicht einbezogen werden.

• Der Bildungserfolg von Kindern und
deren Teilhabechancen sind in
Deutschland besonders von ihrer
soziokulturellen Herkunft abhängig.
Wir lassen es zu, dass nahezu 10 %
der Jugendlichen ohne Schulab-
schluss und 15 % ohne Ausbil-
dungsabschluss bleiben. Der Zu-
sammenhang von sozialer Herkunft
und Bildungserfolg deutet darauf
hin, dass die Unterstützungssyste-
me insbesondere bei Familien in
prekären Lebensverhältnissen nicht
hinreichend sind, um milieubeding-
te Nachteile auszugleichen.

• Zivilgesellschaftliches Engagement
kann bei der Unterstützung von Fa-
milien in ihrer Sozialisations- und
Erziehungsaufgabe sehr wertvoll
sein. Sowohl bei überbrückenden
oder längerfristig begleitenden Hil-
fen als auch beim Aufbau von so-
zialen Netzwerken ist menschliche
Zuwendung begleitend zu fachli-
cher Professionalität unabdingbar

Anforderungen:
• Eltern müssen in der Zusammenar-

beit mit Institutionen sowie auch
im Rahmen der Familienbildung
und -beratung in ihrer Erziehungs-,
Bildungs- und Versorgungsaufgabe
Unterstützung finden können. Es
bedarf der Weiterentwicklung von

Handlungsansätzen, um auch Fa-
milien, die nicht in der Lage sind,
entwicklungsförderliche Bedingun-
gen für ihre Kinder zu gestalten, zu
erreichen, ohne Stigmatisierungen
vorzunehmen. Ein entsprechend
gestaltetes Angebot ist die Voraus-
setzung dafür, dass die Inanspruch-
nahme von Unterstützung bei Be-
darf zur Selbstverständlichkeit wer-
den kann und Entwicklungsrisiken
zu minimieren hilft. Unterstüt-
zungsbedarf besteht vor allem in
den Bereichen Ernährung, physi-
sche und psychische Entwicklung,
altersgerechte Umgebung, Beschäf-
tigung und Förderung sowie sozia-
les Lernen der Kinder.

• Insbesondere präventive Bildungs-
und Unterstützungsangebote brau-
chen im Sinne der Befähigung von
Familien einen verlässlichen recht-
lichen und finanziellen Rahmen. Es
gibt Lücken in der gesetzlichen Ver-
bindlichkeit präventiver Hilfen. Die
im § 16 SGB VIII normierte Leistung
auf „Allgemeine Förderung der Er-
ziehung in der Familie“ muss, mit
Zielrichtung präventiver Hilfen,
rechtlich verbindlicher ausgestaltet
werden.

• Beim derzeitigen Ausbau der Kin-
dertagesbetreuung der unter Drei-
jährigen sind quantitative und qua-
litative Erfordernisse zu berücksich-
tigen. Die Vergabe von Plätzen in
Kindertageseinrichtungen darf
nicht von der Erwerbstätigkeit der
Eltern abhängig sein. Der quantita-
tive Ausbau erfordert die Sicherung
der dazu notwendigen Finanzmit-
tel, insbesondere für das zusätzlich
benötigte Personal. Aufgrund der
besonderen Bedürfnisse und Ab-
hängigkeiten von Kindern unter
drei Jahren in dieser frühen Ent-
wicklungsphase sind an die außer-
familiären Betreuungsangebote, an
den Betreuungsschlüssel sowie an
die Ausbildung, Reflexionsfähigkeit,
Erfahrung und menschliche Reife
der pädagogischen Fachkräfte be-
sonders hohe qualitative Anforde-
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rungen gestellt.
• Da eine qualifizierte Bildung von

Kindern im allgemeinen Interesse
ist, ist der Besuch einer Tagesein-
richtung ab dem 3. Lebensjahr ge-
zielt zu bewerben. In Kindertages-
einrichtungen als Elementarbereich
sind die Zugangsbarrieren gerade
auch für Kinder mit Migrationshin-
tergrund zu verringern und ist eine
Beitragsfreiheit anzustreben. Fach-
kräfte in Kindertageseinrichtungen
sind im Hinblick auf die erweiterten
Anforderungen z.B. im Bereich der
Sprachförderung, der interkulturel-
len Kompetenzen und der Zusam-
menarbeit mit Eltern besser zu qua-
lifizieren.

• Schulen müssen sich zu attraktiven
Lebenswelten für Kinder und Ju-
gendliche entwickeln. Ganztags-
schulen haben mehr Möglichkeiten,
herkunftsbedingte Nachteile durch
individuelle Lern- und Förderange-
bote auszugleichen und Eltern die
Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbsarbeit zu erleichtern. Ausge-
hend von einem integrativen Bil-
dungsverständnis, muss der Schul-
alltag an der Lebenswirklichkeit der
Kinder orientierte variable Lernsi-
tuationen eröffnen. Schule muss
sich für Fachkräfte öffnen, die an-
dere, zusätzliche Kompetenzen in
den Lernalltag einbringen können.

• Familien brauchen verlässliche Un-
terstützung durch professionelle
Helfer wie auch durch Formen der
Rücksichtnahme in der Zivilgesell-
schaft. Gerade Menschen ohne Sor-
ge- und Pflegeaufgaben können
hierfür angesprochen werden. Ziel
muss es sein, im Mix aus berufli-
chen und zivilgesellschaftlichen
Elementen eine verlässliche Unter-
stützungskette zu organisieren, die
von der Geburt bis zur Berufsaus-
bildung frühzeitige Begleitung, Be-
ratung und Unterstützung garan-
tiert. Auch Kinder und Jugendliche
brauchen niedrigschwellige Anlauf-
stellen, wenn sie Hilfen benötigen.

3. Familien- und kinderfreundli-
che Umwelten

Damit Kinder gerecht aufwachsen
können, benötigen Familien neben
monetären Leistungen und infra-
strukturellen Angeboten grundsätz-
lich familien- und kinderfreundliche
Umwelten sowie entsprechende Zeit-
ressourcen.

Sachverhalt:
• Zeit füreinander zu haben, ist die

Voraussetzung für Beziehung, Bin-
dung und Fürsorge und somit auch
Grundbedingung für Familienleben.
Insbesondere Eltern mit kleinen
Kindern klagen über Zeitnöte auf-
grund der ständig steigenden An-
forderungen an Flexibilität und Ver-
fügbarkeit in der heutigen Arbeits-
welt. Gerade für Kinder und Ju-
gendliche ist es besonders wichtig,
ein verlässliches Zeitmanagement
in der Familie zu haben. Insbeson-
dere bei niedrigen Einkommen sind
die Abhängigkeiten von den vorge-
gebenen Arbeitsbedingungen oft-
mals sehr groß, so dass sie oft im
Widerspruch zu den Wünschen und
Bedürfnissen von Kindern und ihren
Eltern stehen.

• 40 Prozent der Familien klagen laut
dem Siebten Familienbericht5 über
beengte Wohnverhältnisse, was das
Familienklima unter den Familien-
mitgliedern ungünstig beeinflusst.
Jede fünfte armutsgefährdete Per-
son lebt in einer Wohnung mit
Feuchtigkeit6. Im Wohnungsmarkt
findet wieder zunehmend eine so-
ziale Segregation mit der Bildung
von „Problemvierteln“ statt.

• Familien mit Armutskontexten sind
besonderen gesundheitlichen Belas-
tungen ausgesetzt – Stress durch
Arbeitslosigkeit oder schlechte Ar-
beitsbedingungen, Konflikte in Folge
geringen Einkommens etc. Die ge-
sundheitliche Beeinträchtigung von
Kindern, die in Armut aufwachsen,
ist mittlerweile in Studien gut be-
legt7. Diese Kinder weisen demnach

Entwicklungsverzögerungen und
Gesundheits- störungen auf und
unterliegen einem erhöhten (Unfall-
) Verletzungsrisiko. Gesundheitsprä-
ventives Verhalten ist bei armen
Kindern wenig ausgeprägt. Der 13.
Kinder- und Jugendbericht stellt
fest, dass Kinder und Jugendliche
mit psychosozialen Armutsrisiken (z.
B. das Aufwachsen in familiärer Ar-
mut) auf die wachsenden Anforde-
rungen von unterschiedlichen Sei-
ten (z. B. Familie, Schule, Gleichalt-
rige) u.a. mit einer gesteigerten In-
fektionsanfälligkeit, psychosomati-
schen Beschwerden, einem unange-
messenen Ernährungs-, Bewe-
gungs- und Mediennutzungsverhal-
ten oder gesteigerter Aggressivität
reagieren können.8 Anforderungen:

• Um familiäre Fürsorge und Pflege
zu sichern, ist auch die Arbeitswelt
gefordert, ihre Flexibilitätserwar-
tungen an die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer zu begrenzen
und ein Maß an Verlässlichkeit zu
unterstützen, das zur Gestaltung
von Familie notwendig ist. Men-
schen, die Sorgeleistungen erbrin-
gen, brauchen dafür im erforderli-
chen Umfang Zeitbudgets, die nicht
mit individuellen Nachteilen ver-
bunden sein dürfen. Entsprechende
Zeiträume zu eröffnen, ist Aufgabe
der Arbeitswelt. Zeitbudgets infra-
strukturell und finanziell abzusi-
chern, muss aufgrund des gesamt-
gesellschaftlichen Interesses an
privat erbrachten Sorgeleistungen
auch gesamtgesellschaftlich getra-
gen werden.

• Bei der Schaffung von preisgünsti-
gem Wohnraum sind private Inves-
toren und kommunale Wohnungs-
unternehmer gleichermaßen gefor-
dert. Um Ghettobildungen zu ver-
meiden, ist eine soziale Wohnraum-
politik notwendig, die geförderte
Wohnungen auf verschiedene
Stadtteile verteilt und nicht in
Brennpunkten konzentriert. In den
Quartieren sind Stadtteilzentren
mit multifunktionalen Zwecken,
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Die Partizipation von Kindern und Ju-
gendlichen hat in den letzten zwei
Jahrzehnten enorm an Bedeutung ge-
wonnen. Trotz der Vielzahl von Pro-
jekten und der wachsenden Bedeu-
tung dieses Themas in der Fachdis-
kussion stellt das BJK fest, dass eine
strukturelle Nachhaltigkeit im Sinne
verlässlicher, situations- und perso-
nenunabhängiger Partizipationsange-
bote für Kinder und Jugendliche bis-
lang nicht entstehen konnte.

Was ist Partizipation von Kindern
und Jugendlichen?
Partizipation von Kindern und Ju-
gendlichen läuft darauf hinaus, einen
Teil der Verfügungsgewalt über die ei-
gene gegenwärtige wie zukünftige
Lebensgestaltung von den Erwachse-
nen auf die Kinder und Jugendlichen
zu übertragen. Partizipation, in der
vom BJK verwendeten Bedeutung, be-
zieht sich auf alle Entscheidungspro-
zesse des Alltagslebens in Familie,
Bildungs-, Betreuungs- und Erzie-

hungseinrichtungen, Verbänden und
Vereinen, parlamentarischen und vor-
parlamentarischen Entscheidungsgre-
mien auf örtlicher und überörtlicher
Ebene in allen Lebensbereichen im
Sinne von »Alltagsdemokratie«.1

Warum sind Kinder und Jugendliche
an allen sie betreffenden Angele-
genheiten zu beteiligen?
Hinsichtlich der Reichweite und Be-
deutung der Beteiligung von Kindern
und Jugendlichen gibt es in Öffent-

Bundesjugendkuratorium (BJK)

Partizipation von Kindern und Jugendlichen
– Zwischen Anspruch und Wirklichkeit

Stellungnahme des Bundesjugendkuratoriums, Juni 2009 (Auszüge)

Spielplätze, Kindertageseinrichtun-
gen, Schulen, Beratungsstellen etc.
für eine gelingende Quartiersent-
wicklung unverzichtbar.

• Im Sinne des Konzeptes der WHO ist
die gesundheitspräventive Hand-
lungsfähigkeit von Kindern und Ju-
gendlichen im Alltag zu stärken.
Kinder, Jugendliche und deren Fa-
milien müssen in ihren jeweiligen
Lebenswelten erreicht und situati-
onsbezogen gesundheitsbezogene
Impulse wie in den Bereichen Er-
nährung und Bewegung bekommen.
Dazu gehören auch regelmäßige
medizinische Untersuchungen in
Kindertageseinrichtungen und
Schulen. Maßnahmen der gesund-
heitlichen Vorsorge und Rehabilita-
tion in Form von Mutter-,
Mutter/Kind- und Vater/Kind-Kuren
müssen bei Vorliegen der medizini-
schen Voraussetzungen niedrig-
schwellig verfügbar sein.

Vorstand der Arbeitsgemeinschaft für
Kinder- und Jugendhilfe – AGJ Berlin,
30. September / 01. Oktober 2009
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lichkeit und Politik unterschiedliche
Positionen. Während die Einen eine
Anhörung von Kindern und Jugendli-
chen in sie betreffenden Angelegen-
heiten für ausreichend halten, setzen
sich Andere für eine umfassende Be-
teiligung von Kindern und Jugendli-
chen in allen sie betreffenden Ange-
legenheiten ein. Darüber hinaus wer-
den Beteiligungsangebote bzw. 
-verfahren mit relativ pragmatischen
und opportunistischen ad-hoc-Be-
gründungen unterfüttert. Diesen in-
strumentellen und situativen Begrün-
dungen haftet etwas Beliebiges und
Austauschbares an.2 Die eigentliche
Begründung für Kinder- und Jugend-
beteiligung muss auf einer grundsätz-
licheren Ebene ansetzen.

Gegen eine grundsätzliche, situati-
onsunabhängige Stärkung von Betei-
ligungsrechten von Kindern und Ju-
gendlichen werden verschiedene Ein-
wände vorgebracht. So besagt ein
verbreitetes Argument, dass es Kin-
dern und Jugendlichen an Kompetenz,
Erfahrung und Reife mangele. Danach
seien Kinder noch viel zu jung und es
fehle ihnen an Urteilsfähigkeit, um
über Angelegenheiten mitentschei-
den zu können, die sie selbst betref-
fen.3 Gegen diese plausibel klingende
Position spricht, dass Kompetenzen
und Erfahrungen in der Regel erst im
Vollzug bestimmter Handlungen ent-
stehen, so dass die Zuerkennung von
Partizipationsrechten Kinder und Ju-
gendliche überhaupt erst in die Lage
versetzt, entsprechende Beteiligungs-
kompetenzen zu entwickeln. Diese
Einsicht in die Wechselwirkungen
zwischen dem biografischen Aufbau
von Beteiligungskompetenzen und -
motivationen einerseits und der Ein-
räumung von Beteiligungsrechten an-
dererseits ist konstitutiv für ein ange-
messenes Verständnis des Aussagege-
haltes des Artikels 12 der UN-KRK.
Anstatt davon auszugehen, dass
Kompetenzen erst in allen Dimensio-
nen voll ausgebildet werden müssen,
bevor Beteiligung möglich ist, geht

die UN-KRK von der Vorstellung eines
dynamischen Prozesses des Kompe-
tenzaufbaus im Vollzug der Partizipa-
tionsrechte aus.4 Solche Prozesse des
»Empowerment« setzen allerdings
zweierlei voraus: Zum einen müssen
die Institutionen, in denen sich Kinder
und Jugendliche alltäglich bewegen
(Kindertageseinrichtung, Schule, wei-
tere Einrichtungen der Kinder- und
Jugendhilfe etc.) Beteiligungsmög-
lichkeiten systematisch vorsehen und
zum anderen setzt dies ein beteili-
gungsorientiertes Handeln der Er-
wachsenen (Lehrkräfte, Personal der
Kinder- und Jugendhilfe etc.) voraus.

Ein weiteres Gegenargument besagt,
dass Kinder und Jugendliche durch
(zu viel) Beteiligung überfordert wür-
den, beschützt werden müssten und
dass es Grenzen der Partizipation gä-
be. Hiergegen ist einzuwenden, dass,
ehe vorschnell über Grenzen gespro-
chen wird, zunächst einmal die Chan-
cen der Partizipation ausgelotet wer-
den müssten. Kinder und Jugendliche
schätzen in Befragungen die von ih-
nen wahrgenommenen Partizipation-
schancen – etwa in der Schule – als
wesentlich geringer ein als die Lehr-
kräfte derselben Einrichtung.5 Die
Grenzen der Partizipation sind derzeit
weniger bei den Kindern und Jugend-
lichen als vielmehr bei den Erwachse-
nen zu suchen. 

Ein weiteres Argument für Partizipa-
tion ist die Einsicht, dass diese – folgt
man einem subjektorientierten Bil-
dungsverständnissen – eine konstitu-
tive Voraussetzung für gelingende
Bildung darstellt. Kinder und Jugend-
liche müssen zu Subjekten des Lern-
geschehens werden, damit erfolgrei-
che Lernprozesse in Gang kommen
können.6

Die elementare Legitimation für Be-
teiligungsrechte von Kindern und Ju-
gendlichen aber liefern die Men-
schenrechte.7 Sie haben einen univer-
sellen Geltungsanspruch und sind

nicht an konkrete gesellschaftliche
Bedingungen gebunden. Danach tei-
len Kinder und Jugendliche mit allen
anderen Menschen und damit auch
mit Erwachsenen dieselben Grund-
rechte. Sie sind demzufolge in allen
Fragen und Angelegenheiten zu be-
teiligen, die sie betreffen. Die völker-
rechtlich verbindliche Grundlage der
systematischen Beteiligung der Be-
völkerungsgruppe Kinder – hier defi-
niert als unter 18-Jährige – liefert die
UN-KRK.8 In ihr werden die sozialen
und politischen Rechte von Kindern
herausgearbeitet.

Zu selten, zu wenig, ohne Wirkung
– Zum Stand der Partizipation von
Kindern und Jugendlichen
Der Stand der Forschung im Bereich
von Kinder- und Jugendbeteiligung –
trotz einer gewissen Intensivierung in
den letzten Jahren – als weitgehend
unbefriedigend einzustufen ist.

Partizipation in der alltäglichen Le-
benswelt

Mitwirkung in der Familie
Im Vergleich der Bereiche Familie,
Schule und Kommune zeigt eine Stu-
die der Bertelsmann Stiftung9, dass
Kinder und Jugendliche in der Familie
im Vergleich zu anderen Lebensberei-
chen am meisten mitbestimmen kön-
nen; die Kinder sind mit den Möglich-
keiten zur häuslichen Mitbestimmung
insgesamt zufrieden. Von allen struk-
turellen Einflussgrößen hat das Alter
den stärksten Einfluss auf die Mitbe-
stimmung in der Familie. Allerdings
gibt es themenspezifische Unter-
schiede. In Bereichen, von denen die
Eltern nicht unmittelbar berührt sind
(zum Beispiel, wofür das Taschengeld
ausgegeben wird, ob Freunde eingela-
den werden dürfen etc.) ist das Maß
an Mitbestimmung deutlich höher als
in den Themenbereichen, von denen
die Eltern direkt betroffen sind (zum
Beispiel die Höhe des Taschengeldes,
ob ein Haustier angeschafft werden
soll etc.). Je älter die Kinder sind, des-
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to mehr können sie in der Familie
mitbestimmen. Zugleich kann gezeigt
werden, dass Kinder und Jugendliche
nicht in allen Familien in gleicher In-
tensität mitbestimmen können. Ins-
besondere junge Menschen aus klei-
neren Familien und aus Familien, in
denen beide Elternteile Deutsche sind,
sowie Kinder und Jugendliche mit ei-
nem höheren formalen Bildungsni-
veau können überdurchschnittlich
viel mitbestimmen, während umge-
kehrt Kinder und Jugendliche, deren
Eltern keine Deutschen sind, die viele
Geschwister haben oder ein geringes
formales Bildungsniveau besitzen,
über weniger Mitwirkungsmöglich-
keiten in der Familie verfügen. Diese
Ergebnisse stimmen mit den Befun-
den auf Basis des DJI-Kinderpanels
weitgehend überein.10

Mitwirkung in der Schule
Die zuweilen hohe Beteiligungsinten-
sität, die Kinder und Jugendliche aus
ihren Familien kennen, setzt sich in
der Schule keineswegs in gleichem
Ausmaß fort. Bereits in einer empiri-
schen Regionalstudie im Land Sach-
sen-Anhalt ist nachgewiesen worden,
dass die Beteiligung von Schüler/in-
nen in der Schule je nach Themenbe-
reich stark variiert und insgesamt nur
ein geringes Niveau erreicht. Obwohl
die Schüler/innengremienarbeit in
den Landesschulgesetzen verankert
ist, sieht die überwiegende Mehrheit
der Schüler/innen in diesem Instru-
ment keine wirksame Form der Inte-
ressenvertretung. Auch die wahrge-
nommenen Partizipationsmöglichkei-
ten im Unterricht werden als sehr ge-
ring eingeschätzt. So gaben etwa
68 % der Befragten an, den Unter-
richt so hinnehmen zu müssen, wie er
ist, und gut zwei Drittel der Schüler-
schaft sahen ihren Unterricht als un-
beeinflussbar an. Die Mehrheit der
Schüler/innen erlebte sich also nicht
als ernstzunehmende Partner bei der
Planung, Gestaltung und Auswertung
des Unterrichts. Bedenklich im Hin-
blick auf Demokratieerziehung er-

scheint insbesondere der Befund, dass
die Einschätzung der Effektivität und
der Bedeutung schulischer Gremien
mit zunehmendem Alter zurückgeht.
Im Laufe der Schüler/innenbiografie
scheint sich die Enttäuschung über
die Reichweite von Gremienaktivitä-
ten in der Schule zu verfestigen.
Schüler/innen halten die Gremienar-
beit für eine Scheinpartizipation ohne
wirkliches Mitbestimmungsrecht.
Diese negativen Befunde werden
durch die Befunde der ersten World
Vision Kinderstudie be-stätigt: Mit-
wirkung von Kindern in der Grund-
schule findet oftmals nur unregelmä-
ßig statt.11 Auch in der Studie der
Bertelsmann Stiftung gaben nur 15 %
der Kinder und Jugendlichen an, dass
sie in der Schule viel oder sehr viel
mitwirken können. Im Gegensatz zu
den Gegebenheiten in der Familie
nehmen die Zufriedenheit und der
persönliche Gewinn aus schulbezoge-
ner Partizipation mit dem Alter nicht
zu, sondern ab. Immerhin zeigen aber
sowohl die Sachsen-Anhalt-Studie
als auch die Bertelsmann-Studie, dass
die Möglichkeit mitzuwirken und die
Zufriedenheit mit den Mitwirkungsre-
sultaten sowohl bei älteren Jugendli-
chen als auch bei Berufsschüler/innen
am kritischsten eingestuft werden.
Weiterhin wurde nachgewiesen, dass
schulische Partizipation von der Per-
sönlichkeit (Selbstbild, soziale und
kognitive Aufgeschlossenheit etc.) so-
wie vom sozialen Status der
Schüler/innen abhängt.12

Mitwirkung in Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe
Auch für die Hilfen zur Erziehung gilt,
dass Beteiligung von Kindern und Ju-
gendlichen durchaus noch ausbaufä-
hig ist.13 So wird bspw. in einer 2007
veröffentlichten empirischen Studie14

nachgewiesen, dass auf der pro-
grammatischen Ebene (z. B. in Ein-
richtungskonzepten oder in Verfahren
der Hilfeplanung nach §36 KJHG) die
Partizipation junger Menschen
grundsätzlich befürwortet wird. Je

konkreter jedoch alltäglich-pädagogi-
sche Situationen angesprochen sind,
desto seltener wird Partizipation be-
rücksichtigt.15 Häufig besteht ein
Spannungsfeld zwischen dem Partizi-
pationskonzept einerseits und den Er-
wartungen der Adressat/innen und
der vermittelnden Institutionen (Ju-
gendamt, Schule etc.) andererseits.
Wenn in der Studie partizipationsab-
wehrende Muster der Fachkräfte kon-
statiert werden, ist dies gleicherma-
ßen nachvollziehbar wie pädagogisch
problematisch.16 Auch die Jugendli-
chen erleben ihre Beteiligungsmög-
lichkeiten und ihre Position in der Hil-
feplansituation gegenüber Fachkräf-
ten als deutlich schwächer.17 Seitens
der Fachkräfte wird zudem bemän-
gelt, dass dem bestehenden Fortbil-
dungsbedarf von Jugendämtern und
Einrichtungen in Fragen der Partizipa-
tion keine große Bedeutung beige-
messen werde und Handreichungen
zur Konkretisierung und zur Umset-
zung fachlicher Standards bislang
kaum vorlägen.18

Isolierte Beteiligungsinseln in Form
von formalisierten Partizipationsgre-
mien (Heimbeirat etc.) werden von
Kindern und Jugendlichen als wenig
bedeutsam und effektiv erfahren.19

Dies gilt vor allem dann, wenn der
sonstige Alltag in der Institution
durch fehlende Partizipationsmög-
lichkeiten und autoritäre Verhaltens-
weisen geprägt ist und die Kinder und
Jugendlichen den Eindruck gewinnen,
dass ihnen nicht mit Respekt begeg-
net wird. Dies gilt für Kindertagesein-
richtungen ebenso wie für stationäre
Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe oder auch für Schulen.

Mitwirkung am Wohnort
Seit den 1990er-Jahren ist insbeson-
dere auf kommunaler Ebene ein brei-
tes Spektrum an Partizipationsmodel-
len und -verfahren erprobt worden.
Die bislang einzige bundesweite Erhe-
bung aus dem Jahre 199820 belegt,
dass vor allem in den größeren Städ-
ten eine ganze Reihe von Partizipati-
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onsangeboten entwickelt worden
sind: Etwa zwei Drittel der Großstädte
und die Hälfte der Mittelstädte boten
damals eine oder mehrere Partizipati-
onsmöglichkeiten für Kinder und Ju-
gendliche an. Diese Entwicklung hat
sich fortgesetzt; knapp 80 % der grö-
ßeren Kommunen eröffnen Beteili-
gungsmöglichkeiten für Kinder und
Jugendliche, wobei die quantitative
Verteilung zwischen den einzelnen
Formen etwa gleich geblieben ist.
Im Vergleich zu diesen imposant an-
mutenden Partizipationsmöglichkei-
ten beteiligt sich jedoch faktisch nur
ein kleiner Anteil der Kinder und Ju-
gendlichen an solchen Angeboten.
Folgt man der Bertelsmann-Studie, so
haben im Jahre 2004 lediglich 14 %
der Kinder und Jugendlichen in der
Kommune häufig bei entsprechenden
Partizipationsangeboten mitgewirkt,
während 60 % angaben, nie oder sel-
ten am Wohnort mitgewirkt zu haben. 
Damit ist es um die Mitwirkung der
Kinder und Jugendlichen am Wohnort
im Vergleich zu den Bereichen Familie
und Schule am schlechtesten bestellt.
Das quantitative Ausmaß der Beteili-
gung ist dort am geringsten und die
Anzahl der Formen und Themen, an
denen sich Kinder und Jugendliche
beteiligen, ist ebenfalls gering. Die
Partizipationsmöglichkeiten auf kom-
munaler Ebene werden relativ wenig
genutzt. 

Parlamentarische Interessenvertre-
tungsorgane (Jugendgemeinderäte,
Kinder- und Jugendparlamente) errei-
chen in der Regel die privilegierten
und artikulationsstarken Gruppen von
Kindern und Jugendlichen.21 Auch hat
die soziodemografische Zusammen-
setzung der gewählten Mitglieder in
diesen Gremien einen Einfluss auf die
Akzeptanz ihrer Arbeit bei den Kin-
dern und Jugendlichen, die sie reprä-
sentieren sollen.22

Resümee zum Stand der Kinder-
und Jugendpartizipation
Aus den empirischen Befunden zur

Partizipation von Kindern und Ju-
gendlichen lassen sich folgende
Hauptergebnisse ableiten:

• Das quantitative Ausmaß und die
subjektive Zufriedenheit mit Partizi-
pationsmöglichkeiten sind ausge-
rechnet in dem Bereich am größten,
der durch politische Maßnahmen
und Angebote am wenigsten beein-
flusst werden kann: in der Familie.
In allen übrigen Handlungsfeldern
und Institutionen, für die empiri-
sche Daten vorliegen, lassen sich ein
relativ geringes Partizipationsni-
veau und eine hiermit verbundene
geringe subjektive Zufriedenheit mit
der Relevanz und den Effekten die-
ser Partizipationsangebote feststel-
len. Kinder und Jugendliche können
sich in ihrem unmittelbaren Lebens-
umfeld jenseits der Familie, also vor
allem in Schule und Kommune, nur
in äußerst geringem Maße beteili-
gen und die angebotenen formali-
sierten Verfahren werden als wenig
bedeutsam, weil wenig wirkungsvoll
(z. B. die Arbeit in den Schüler/in-
nengremien etc.) bewertet.23

• Diesen relativ geringen und wenig
wirkungsvollen Partizipationsmög-
lichkeiten stehen grundsätzlich ho-
he Bereitschaften und Motivatio-
nen zur Mitwirkung gegenüber. Die
meisten Kinder- und Jugendstudien
lassen eine relativ hohe Bereit-
schaft von Kindern und Jugendli-
chen erkennen, sich in ihrem Um-
feld zu beteiligen.24

• Darüber hinaus ist der Informati-
onsgrad hinsichtlich der Partizipa-
tionsangebote unzureichend. Viele
Kinder und Jugendliche kennen die
Partizipationschancen und -model-
le (z. B. das örtliche Kinder- und Ju-
gendparlament) nicht und können
schon aus diesem Grund nicht da-
ran teilnehmen.

• Im Hinblick auf das Partizipations-
verhalten finden sich die üblichen
sozialstrukturellen Bedingungsfak-
toren. Kinder und Jugendliche, de-
ren Eltern einen hohen formalen

Bildungsgrad aufweisen, die bereits
in ihrer Familie in hohem Maße
mitbestimmen konnten, die einen
partizipationsinteressierten Freun-
deskreis haben und sich in Vereinen
und Verbänden organisieren, sind in
höherem Maße an Partizipations-
projekten und -verfahren beteiligt
als Kinder und Jugendliche, auf die
diese Merkmale nicht zutreffen.

• Sowohl die Informiertheit als auch
das Ausmaß der Partizipation sin-
ken, je weiter das entsprechende
Partizipationsangebot vom unmit-
telbaren Lebensumfeld der Kinder
und Jugendlichen entfernt ist. Zu-
gleich erreichen Partizipationsan-
gebote, die jenseits der unmittelba-
ren Lebensvollzüge von Kindern
und Jugendlichen angesiedelt sind,
nur spezifische Gruppen von Kin-
dern und Jugendlichen, da sie ein
höheres Maß an Eigeninitiative,
Motivation und Informiertheit vo-
raussetzen. Die Wahrscheinlichkeit,
dass Partizipationsangebote Kinder
und Jugendliche unterschiedlicher
sozialer Herkunft erreichen, erhöht
sich also in dem Maße, in dem diese
niedrigschwellig ausgestaltet sind
und im unmittelbaren Nahbereich
und den Regelinstitutionen für Kin-
der und Jugendliche angesiedelt
sind.

• Mögliche Transfereffekte von Parti-
zipationserfahrungen in der Biogra-
fie, also Einflüsse von Partizipati-
onserfahrungen und Zufriedenhei-
ten in Familie, Kindertageseinrich-
tungen, Schule und Kommune auf
das politische Interesse und Verhal-
ten in späteren Lebensphasen sind
zu vermuten, aber bislang kaum
empirisch nachgewiesen. Da die
überwiegende Zahl der Untersu-
chungen auf Querschnittsdaten be-
ruhen, können längsschnittliche
Zusammenhänge nicht ausreichend
geklärt werden. Auf der Grundlage
retrospektiver Untersuchungen ist
allerdings davon auszugehen, dass
intensive und positive Partizipati-
onserfahrungen in früheren Phasen
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des Lebens auch zu einer höheren
politischen Beteiligungsbereit-
schaft in späteren Lebensphasen
beitragen.25

Richtet man den Blick auf die Ange-
botsseite der Partizipation, lässt sich
folgendes Resümee ziehen: Der Stand
der Entwicklung ist gekennzeichnet
durch »Beteiligungsinseln« und »gute
Praxisbeispiele«, die sich mit ihren
positiven Merkmalen und partiellen
Erfolgen umso schärfer von der
»grauen Wirklichkeit« des Partizipati-
onsgeschehens abheben. Die Mehr-
zahl der Ansätze und Verfahren zur
Partizipation hat den Status von zeit-
lich begrenzten Projekten; es fehlt an
struktureller Nachhaltigkeit und Ver-
netzung mit anderen Institutionen im
kommunalen bzw. überörtlichen
Raum. Es handelt sich in der Regel um
zusätzliche Projekte und Angebote,
die die Strukturen, Leitbilder und
Handlungsroutinen in den Regelinsti-
tutionen für Kinder und Jugendliche
(Schulen, Einrichtungen der Kinder-
und Jugendhilfe etc.) kaum berühren.
Ihr Fortbestand hängt viel zu sehr
vom Engagement und Wohlwollen
einzelner Erwachsener ab. Ferner ist
es bislang kaum gelungen, benachtei-
ligte bzw. beteiligungsferne Gruppen
von Kindern und Jugendlichen zu er-
reichen.26 Stattdessen bevorzugen
insbesondere an parlamentarischen
Beteiligungsformen orientierte Mo-
delle strukturell ohnehin beteili-
gungsoffene Gruppen von Kindern
und Jugendlichen.

Handlungsempfehlungen
Grundsätzlich schlägt das BJK vor,
sich bei der Weiterentwicklung von
Partizipationschancen für Kinder und
Jugendliche an folgenden Hauptzie-
len zu orientieren:

• Ziel aller Anstrengungen und Maß-
nahmen zur Erweiterung der Parti-
zipationschancen von Kindern und
Jugendlichen muss es sein, Kinder-
und Jugendbeteiligung von Anfang

an in allen Lebensbereichen und
Handlungsfeldern als strukturellen
Bestandteil der Lebenswelt von
Kindern und Jugendlichen zu etab-
lieren. Partizipation ist kein beliebi-
ges Element in der Politik für Kinder
und Jugendliche neben vielen an-
deren, sondern ein konstitutiver Be-
standteil der demokratischen Kultur
der Bundesrepublik Deutschland.

• Vor dem Hintergrund der Vielzahl
von Modellprojekten und Good-
Practice-Beispielen sieht das BJK
die entscheidende Herausforderung
für die Zukunft vor allem darin, das
übergreifende Ziel der Verankerung
von Partizipation in den Strukturen
für Kinder und Jugendliche über
modellhafte Erprobungen hinaus in
der Fläche zu realisieren. Hierzu be-
darf es einer abgestimmten Ge-
samtstrategie zwischen Einrichtun-
gen und Diensten, Kommunen, Län-
dern, Bund und EU. Das BJK fordert
daher die genannten Akteure dazu
auf, gemeinsam eine übergreifende
Partizipationsstrategie zu vereinba-
ren und einen Zeitplan für die Um-
setzung von Teilzielen festzulegen. 

• Ein zentrales Kriterium für die Qua-
lität von Partizipation besteht da-
rin, bena chteiligte Kinder und Ju-
gendliche in Beteiligungsprozesse
einzubeziehen und ihnen die Chan-
ce zur tatsächlichen Partizipation
zu eröffnen.

Empfehlungen für die alltägliche
Lebenswelt von Kindern und Ju-
gendlichen
Institutionen wie Kindertageseinrich-
tungen und Schulen, aber auch weite-
re Einrichtungen und Dienste der Kin-
der- und Jugendhilfe, prägen und ge-
stalten wesentliche Teile des alltägli-
chen Lebens von jungen Menschen.

• Partizipation muss als Bestandteil
der gesamten Organisationsgestal-
tung betrachtet werden und es
geht um die Entwicklung einer par-
tizipativen Organisationskultur als
auch um die Etablierung strukturell

verankerter Partizipationsverfahren
und -gremien.

• Partizipation muss im pädagogi-
schen Konzept und im Programm
einer pädagogischen Einrichtung
aufgenommen sowie durch ent-
sprechende partizipationsbezogene
Haltungen und Handlungsorientie-
rungen im Team gestärkt werden.

• Gestützt werden diese Einstellun-
gen, Normen und Haltungen durch
eine formale Struktur der Einrich-
tung, bei der Partizipation ein we-
sentlicher Bestandteil der Aufbau-,
Aufgaben- und Ablauforganisation
ist. Erst auf der Grundlage einer
partizipationsorientierten Organi-
sationskultur und einer partizipati-
onsorientierten pädagogischen
Haltung der Mitarbeiter/innen kön-
nen formalisierte Beteiligungsgre-
mien (wie Delegierte aus einer Kin-
dergruppe, Schülersprecher, Heim-
beirat etc.) echte Partizipation-
schancen eröffnen.

• Als ein wesentliches Element einer
partizipationsorientierten Organi-
sationsentwicklung erweist sich die
Öffnung der jeweiligen Einrichtung
gegenüber dem Gemeinwesen. In
gemeinwesenorientierten Projekten
mit Ernstcharakter sind Kinder und
Jugendliche aufgefordert, sich an
realen Problemlösungen im Stadt-
teil zu beteiligen. Insbesondere
Schulen mit ganztägigen Angebo-
ten bieten hier mehr Raum und Zeit
für solche Kooperationsprojekte
und reale Partizipationserfahrun-
gen, die konsequent genutzt wer-
den sollten.

• Partizipation von Kindern und Ju-
gendlichen kann nur in solchen pä-
dagogischen Einrichtungen ge-
stärkt werden, die selbst über Ent-
scheidungsbefugnisse verfügen und
insofern sowohl der Einrichtungs-
leitung als auch den pädagogischen
Mitarbeiter/innen Partizipation-
schancen ermöglichen. 

• Als ein wesentliches Element einer
partizipationsorientierten Organisa-
tionsentwicklung in pädagogischen
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Einrichtungen hat sich die Heraus-
bildung einer partizipationsorien-
tierten Grundhaltung erwiesen. 

Empfehlungen für die kommunale
Ebene
Das BJK empfiehlt den Kommunen
und Gemeinden, Partizipation für Kin-
der und Jugendliche möglichst um-
fassend in den kommunalen Struktu-
ren und Institutionen zu verankern
und die erfolgversprechenden Maß-
nahmen regelmäßig zu überprüfen. 
Bausteine einer solchen Strategie
sind u. a.:

• Zusicherung der politischen Un-
terstützung einer kommunalen
Partizipationsstrategie durch die
politisch verantwortliche Spitze
(Bürgermeister/in, Oberbürger-
meister/in etc.) und Absicherung
durch Ratsbeschluss.

Entwicklung einer strategischen
Konzeption und Planung zentraler
Maßnahmen
• Verankerung von Partizipation als

Querschnittsaufgabe
• Entwicklung von Netzwerken öf-

fentlicher und zivilgesellschaftli-
cher Akteure

• Entwicklung einer Vielfalt von Be-
teiligungsformen

• Bereitstellung von Fort- und Wei-
terbildungsangeboten sowohl für
Erwachsene und Fachkräfte als
auch für Kinder und Jugendliche27

• Herstellung von Transparenz über
Beteiligungsangebote und Sicher-
stellung des Erfahrungssaustau-
sches

• Gezielte Ansprache benachteiligter
junger Menschen durch niedrig-
schwellige und begleitende Partizi-
pationsangebote

• Einbezug von Schulen und weiteren
Bildungseinrichtungen in die Ent-
wicklung kommunaler Partizipati-
onsprojekte

• Qualifizierung und Begleitung loka-
ler Akteure

• Evaluation der Wirksamkeit von

Maßnahmen und Projekten der Par-
tizipation

Empfehlungen für die Länder-,
Bundes- und EU-Ebene
Der Länderebene kommt bei der Wei-
terentwicklung eine wesentliche Be-
deutung zu. 

• Für den frühkindlichen Bereich sind
sie aufgefordert, Beteiligung als ein
strukturelles Element in allen Bil-
dungs- und Erziehungsplänen zu
verankern. Die Bundesländer sollten
Verfahren und Instrumente entwi-
ckeln und einsetzen, mit deren Hilfe
die Regelungen zu den Erziehungs-
und Bildungsplänen umfassend in
der Praxis der Einrichtungen reali-
siert werden, wie etwa regelmäßige
Berichterstattung über die Umset-
zung der Bildungspläne, Wettbe-
werbe, Auszeichnung von »Best-
Practice-Modellen« etc. Ein wirksa-
mes Instrument könnte darin be-
stehen, Beteiligung von Kindern als
ein Qualitätskriterium in die För-
derrichtlinien zu integrieren.

• Für den Bereich der Schulen ermu-
tigt das BJK die Länder, Partizipati-
on und die Entwicklung einer de-
mokratischen Schulkultur als Bil-
dungsziel in den Kanon der natio-
nalen Bildungsstandards und der
Curricula für die einzelnen Schul-
formen aufzunehmen. Die Umset-
zung des Rechtes auf Beteiligung
und Verwirklichung von Demokra-
tielernen ist in Schulen nur mög-
lich, wenn sie sowohl Lernorte als
auch Orte der Demokratie werden.

• Für den Bereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe ermutigt das BJK die Län-
der, in allen Förderrichtlinien und
Zuwendungsverträgen mit Trägern
der Kinder- und Jugendhilfe bzw.
der außerschulischen Jugendbil-
dung Partizipation als integrierten
Bestandteil festzuschreiben. In al-
len Bereichen sollte durch regelmä-
ßig stattfindende Evaluationen
überprüft werden, inwiefern Betei-
ligung tatsächlich in den jeweiligen

Einrichtungen und Strukturen er-
möglicht und gelebt wird.

• Auch in ihrer Rolle als Landesge-
setzgeber können die Länder die
Rahmenbedingungen für Kinder-
und Jugendbeteiligung verbessern
und das BJK rät den Ländern, Mög-
lichkeiten einer verstärkten Veran-
kerung von Kinder- und Jugendbe-
teiligungsrechten in der Kommu-
nalverfassung bzw. in den Gemein-
deordnungen zu prüfen. 

Auch auf bundespolitischer Ebene
sind die Rahmenbedingungen für Kin-
der- und Jugendpartizipation nach-
haltig zu verbessern. Über Modellpro-
jekte hinaus können z. B. Verfahren
der Partizipation erprobt, eigene Par-
tizipationsaktivitäten entwickelt so-
wie vor allem auch Partizipation als
strukturelles Element in die Maßnah-
men und Programme nach dem Kin-
der- und Jugendplan des Bundes ver-
ankert und Partizipation damit zum
strukturellen Bestandteil der Förder-
praxis werden. Diese Initiativen und
Aktivitäten sollten nicht »top-down«
gestaltet, sondern vielmehr in einem
unterstützenden und konsensualen
Stil umgesetzt werden. Das BJK un-
terstützt zudem ausdrücklich die Pra-
xis des Bundesjugendministeriums,
entsprechende Projekte zu evaluieren,
um die Resonanz, die Wirkungen und
die Qualität dieser Maßnahmen zu
überprüfen. 

Das BJK empfiehlt daher der Bundes-
regierung, einen möglichen Prozess
der Entwicklung von verbindlichen
Qualitätsstandards als ein partizipati-
onsorientiertes Verfahren durchzu-
führen, bei dem vor allem die Ent-
scheidungsträger der Länder, der
kommunalen Ebene sowie der wich-
tigsten Einrichtungsträger – unter-
stützt durch Kinder und Jugendliche
sowie Expert/innen aus der Wissen-
schaft – sich auf verbindliche Quali-
tätsstandards verständigen und die
Verantwortung dafür übernehmen,
dass diese Standards in ihrem jeweili-
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gen Zuständigkeitsbereich umgesetzt
werden. 
Ferner sollte durch eine angemessene
und kontinuierliche Förderung der
Kinder- und Jugendverbände sicher-
gestellt werden, dass die eigene Inte-
ressenvertretung von Kindern und
Jugendlichen durch ihre Verbände
gewährleistet und die partizipative
Praxis auf eine stabile finanzielle Ba-
sis gestellt wird. Dies gilt auch für
selbst organisierte und kurzfristige
Initiativen von und für Kinder und
Jugendliche.
Das BJK begrüßt die unterschiedli-
chen Initiativen, die die Bundesregie-
rung und das zuständige Ministerium
bislang ergriffen bzw. für die Zukunft
geplant haben, um Kinder und Ju-
gendliche sowie Erwachsene umfas-
send über Beteiligungsrechte zu in-
formieren. Insofern sollten die ent-
sprechenden Aktivitäten und Initiati-
ven beibehalten und gegebenenfalls
weiterentwickelt werden.

Europäische Ebene 
Das BJK begrüßt grundsätzlich die
Orientierung europäischer Jugend-
programme und Dialogformen am
Thema und Prinzip der Partizipation.
Das BJK fordert sowohl die Europäi-
sche Kommission als auch die natio-
nalen Akteure auf, den Strukturierten
Dialog so auszugestalten, dass seine
Nachhaltigkeit, Transparenz und par-
tizipative Orientierung gestärkt wer-
den. Hierzu gehört vor allem auch ei-
ne gründliche Information der betei-
ligten jungen Menschen über dessen
Ziele und Umsetzungsmodalitäten.
Auch ist es zu begrüßen, dass sich die
EU zur gezielten Förderung von jun-
gen Menschen mit Benachteiligungen
in JUGEND IN AKTION klar positio-
niert und weitergehende Maßnahmen
und Programmteile für dieses Ziel re-
serviert. Eine Fortführung und Wei-
terentwicklung dieser Prioritätenset-
zung ist zu unterstützen. Das BJK
empfiehlt der Europäischen Kommis-
sion, das Konzept der »European Acti-
ve Citizenship« konzeptionell zu

schärfen, indem das Verhältnis zwi-
schen partikularen kulturellen Identi-
täten und Gruppenzugehörigkeiten
und dem Leitbild einer europäischen
Bürgerschaft präziser herausgearbei-
tet wird. Das BJK fordert die nationa-
len Akteure im Rahmen des Struktu-
rierten Dialogs auf, partnerschaftlich
zusammen zu arbeiten und sowohl
organisierte als auch die nicht-orga-
nisierte junge Menschen in diesen
Prozess einzubeziehen.
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Kindeswohl in Gefahr? Infos für Ehrenamtliche
Seit 2005 ist im § 8a des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (KJHG) ausdrücklich zusammengefasst, dass die Jugend-
ämter und auch die freien Träger der Jugendhilfe verpflichtet sind, das Wohl von Kindern und Jugendlichen  zu
schützen. Das Gesetz spricht dabei von Fachkräften und meint hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
Ehrenamtliche Mitarbeiter wie Jugendleiterinnen und Jugendleiter in Kinder- und Jugendgruppen, (Offenen) Ganz-
tagsschulen oder Ferienfreizeiten sind daher hiervon nicht erfasst, obwohl auch sie mit der Thematik in Berührung
kommen. Um den Ehrenamtlichen eine erste, niederschwellige Handreichung und lokale Kontaktdaten an die Hand
zu geben, hat das Institut für Jugendleiter und Qualifikation e.V. einen 8-seitigen Falzflyer entwickelt. Auf vier Sei-
ten kann er den jeweiligen Bedürfnissen eines Trägers angepasst werden.
Kontakt und Bestellung direkt über: Institut für Jugendleiter und Qualifikation e.V., Talstr. 116, 40217 Düsseldorf,
www.juleiqua.de, flyer@juleiqua.de, Tel.: 0211 / 58 005 005
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Mit dem 1.JGGÄnderungsG 1990 er-
folgte die gesetzliche Einführung der
sog. Neuen Ambulanten Maßnahmen
(NAM), um die erzieherischen Möglich-
keiten der Jugendhilfe als sachgerech-
tere Alternative zu den traditionellen
Reaktionen des JGG zu stärken. 2005
wurde mit § 36a SGB VIII klar gestellt,
dass die Entscheidung über die Gewäh-
rung von Leistungen der Jugendhilfe
sowie deren Umsetzung in die Verant-
wortung der Jugendhilfe fällt. Diese
Klarstellung hat Diskussionen ausge-
löst, die den Blick auch wieder verstärkt
auf die NAM gelenkt haben. Anfang
2008 schließlich wurde die Jugendge-
richtsbarkeit im Rahmen des 2. JGGÄn-
derungsG mit dem neuen § 2 Abs. 1 ex-
plizit auf eine spezialpräventive Aus-
richtung festgelegt. Im Widerspruch zu
diesen gesetzlichen Vorgaben, die pro-
fessionellen, wissenschaftlich fundier-
ten Reaktionsweisen auf Jugendkrimi-
nalität entsprechen, wurde gerade in
jüngster Zeit das JGG für unsachgemä-
ße Änderungsforderungen politisch in-
strumentalisiert. Anlässlich dieser Un-
stimmigkeiten hat der Vorstand der
DVJJ eine Arbeitsgruppe beauftragt,
grundsätzliche Positionen zu den NAM
zu formulieren, um die Diskussionen in
Öffentlichkeit, Politik und Praxis zu be-
reichern.

Thesen
1. Ziel des Jugendgerichtsverfahrens ist

es, erneuten Straftaten des einzelnen
Jugendlichen/Heranwachsenden ent-
gegenzuwirken. Diese Zielsetzung
wird in dem neuen § 2 Abs. 1 JGG
ausdrücklich festgehalten. Rechtsfol-
gen und Verfahren sind vorrangig am
Erziehungsgedanken auszurichten.

2. Die Risikofaktoren für massiveres
Straffälligwerden junger Menschen
sind aus der kriminologischen For-
schung hinlänglich bekannt: geringer
ökonomischer Status, geringer Bil-
dungsstatus, innerfamiliäre Gewalt-
erfahrungen sowie Gewalt befürwor-
tende Männlichkeitsüberzeugungen.
Jugendkriminalität in ihren massive-
ren Ausdrucksformen offenbart somit
soziale Benachteiligungen, die zum
Ausschluss von sozialer Teilhabe füh-
ren.

3. Eine präventiv orientierte Kriminal-
und Gesellschaftspolitik muss die Re-
duzierung dieser Faktoren in ihren
Mittelpunkt stellen. Dies gilt um so
mehr für ein spezialpräventiv ausge-
richtetes Jugendstrafrecht: In seiner
alltäglichen Anwendungspraxis muss
vor allem auf jene Rechtsfolgen zu-
rückgegriffen werden, mit welchen
die soziale Integration der jungen
Menschen am besten erreicht werden
kann. Die traditionellen ambulanten

sowie freiheitsentziehenden Sanktio-
nen des JGG vermögen die Risikopo-
tenziale in den Lebenssituationen
nicht zu entschärfen. Indem die NAM
gerade dieses fokussieren und Per-
spektiven erarbeiten, sind sie spezial-
präventiv überlegen.

4. Als Jugendhilfeleistung ist es Ziel ei-
ner NAM, die Entwicklung des jungen
Menschen zu einer eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfähigen
Persönlichkeiten zu fördern (§ 1 Abs.
1 SGB VIII). Um dies zu erreichen,
müssen auf der Basis individueller Di-
agnosen sozialpädagogische Förder-
angebote für den einzelnen jungen
Menschen bereitgestellt werden. Ne-
ben Bildungsangeboten für soziales
Lernen im Rahmen sozialer – hand-
lungs- und erlebnisorientierter –
Gruppenarbeit stehen individuell zu-
geschnittene Förderangebote, die auf
die Entwicklung konkreter Teilhabe-
Perspektiven hinzielen.

5. Sind die NAM adäquat konzeptionell
ausgestaltet und werden sie in Ju-
gendgerichtsverfahren qualifiziert
eingesetzt, verfügen sie über das
höchste Potenzial für die Verwirkli-
chung der Zielvorgabe des § 2 Abs. 1
JGG. Trotzdem können junge Men-
schen, die in massiverer Form straf-
fällig werden, nicht stets und nicht
ausnahmslos erreicht werden. Wirken

Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen e. V.

Zukunft schaffen!

Perspektiven für straffällig gewordene junge Menschen durch ambulante Maßnahmen1

Anmerkung der Redaktion: Die DVJJ (gegründet 1917) ist ein Fachverband für Jugendhilfe und Jugendkriminalrecht. Sie fördert
die interdisziplinäre Zusammenarbeit der am Jugendstrafverfahren beteiligten Professionen und setzt sich für eine rationale und
an den Folgen orientierte Gestaltung des Jugendkriminalrechts ein. Schnittstellen zur Thematik des AFET ergeben sich überall
dort, wo delinquente Jugendliche Erziehungshilfen benötigen, um alternative Handlungsweisen und Lebensperspektiven zu ent-
wickeln. Schnittstellen ergeben sich des Weiteren bei der in der Vergangenheit wiederholt populistisch geführten Debatte um ei-
ne etwaige Verschärfung von Sanktionsmaßnahmen gegenüber delinquenten Jugendlichen. Die DVJJ teilt mit dem AFET die Auf-
fassung, dass es in diesem Bereich keiner Strafverschärfung bedarf und dass der Erziehungsgedanke im Jugendgerichtsgesetz
weiterhin im Vordergrund stehen muss. Angesichts dieser Übereinstimmungen kam es zur gemeinsamen Stellungnahme gegen
die damals diskutierten Verschärfung des Jugendstrafrechts vom 14. Januar 2008. Die vorgelegte Positionierung argumentiert in
eine ähnliche Richtung, wenngleich sie mehr auf die Bedeutung ambulanter Angebote fokussiert. Rückfragen stellen Sie bitte an
Frau Nadine Bals (bals@dvjj.de) vom DVJJ.
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Jugendhilfe und Jugendgerichtsbar-
keit allerdings kooperativ zusammen
und setzen für die Perspektiventwick-
lung des jungen Menschen hinrei-
chende Ressourcen ein, helfen die
NAM bei der großen Mehrzahl der
von Freiheitsentzug bedrohten jun-
gen Menschen diesen zu verhindern.
Freiheitsentzug wird dann tatsächlich
zur ultima ratio.

6. Von höchster spezialpräventiver Wirk-
samkeit im Sinne des § 2 Abs. 1 JGG
wird mit den NAM gleichzeitig auch
am ehesten weiterer Viktimisierung
entgegengewirkt. Insofern sind Opfer-
belange und Opferperspektiven im
Blickfeld der NAM. Am unmittelbars-
ten wird Belangen von Opfern im Tä-
ter-Opfer- Ausgleich Rechnung ge-
tragen, dessen Möglichkeiten in noch
größerem Umfang ausgeschöpft wer-
den können.

7. Die Verwirklichung des kooperativen
Zusammenwirkens von Jugendhilfe
und Jugendgerichtsbarkeit ist an fol-
gende Voraussetzungen gebunden:
(1) Erforderlich ist die flächendecken-
de Ausstattung mit fachlich qualifi-
zierten Angeboten der Jugendhilfe.
(2) Erforderlich sind Engagement und
Bereitschaft aller Mitwirkenden, sich
der jungen Menschen anzunehmen,
sich intensiv mit ihren Belastungen
zu befassen und nach positiven An-
knüpfungspunkten zu suchen. (3) Er-
forderlich sind ausreichende Ressour-
cen, insbesondere hinsichtlich perso-
neller Ausstattung und fachlicher
Qualifizierung.

8. Jugendhilfe und Jugendgerichtsbar-
keit agieren in Jugendgerichtsverfah-
ren als voneinander unabhängige,
fachlich eigenständige Institutionen.
Sie sind auf eine vertrauensvolle, ver-
lässliche und kontinuierliche Koope-
ration angewiesen, die höchste Pro-
fessionalität verlangt. Eine in Einzel-
fällen nicht gesetzeskonforme Praxis
ist kein hinreichender Anlass, um die
bewährten Strukturen der Zusam-
menarbeit in grundlegenden Punkten
zu verändern. Professionalität auf al-
len Seiten ist einzufordern und zu

stärken, um sich in gemeinsamer Ver-
antwortung der Entwicklung junger
Menschen anzunehmen.

Fragen
Delinquenz junger Menschen in massi-
verer Form verlangt zuverlässige Ant-
worten und adäquate Reaktionen. Die-
ses Anliegen führt zwangsläufig zurück
zur Notwendigkeit einer grundsätzli-
chen Positionierung hinsichtlich der ge-
sellschaftlichen Verantwortung für die
Entwicklungschancen junger Men-
schen, mithin zum Verhältnis von Ei-
genverantwortung einerseits und staat-
licher Verantwortung andererseits. Für
junge Menschen, die auf dem Weg zu
eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeiten der be-
sonderen Förderung und Unterstützung
bedürfen, sind wir Antworten schuldig
auf die Fragen:
- Was sind die jungen Menschen uns

wert?
- Wie viel wollen wir für sie einsetzen?
- Wie wollen wir mit ihnen umgehen?
- Wie viel Chancengleichheit wollen

wir ihnen bieten?

Ausgehend von diesen Fragen sowie auf
der Grundlage der formulierten Positio-
nen möchten wir alle im weiteren Sinne
in Jugendgerichtsverfahren Mitwirken-
den auffordern, sich an der Diskussion
zu beteiligen. Diese kann umso produk-
tiver werden, je klarer und deutlicher
die Erfordernisse der jeweiligen Akteure
formuliert werden, um den Handlungs-
anforderungen entsprechen zu können:

Was braucht die Jugendhilfe, um
- ihren Handlungsauftrag gemäß § 2

SGB VIII zu erfüllen?
- die Zielgruppe der massiv straffällig

gewordenen jungen Menschen als ih-
re zu begreifen?

- die Zielgruppe mit Leistungsangebo-
ten tatsächlich zu erreichen?

- die Zielsetzung der Perspektivent-
wicklung umsetzen zu können?

Was braucht die Justiz, um
- ihren Handlungsauftrag gemäß

§ 2 Abs. 1 JGG zu erfüllen?
- sich von einer Perspektivorientierung

in Abgrenzung zur Tat-/ Schuldorien-
tierung des allgemeinen Strafrechts
leiten zu lassen?

- Vertrauen in die Professionalität und
Eigenständigkeit der Jugendhilfe auf-
zubauen?

Was darüber hinaus ist erforderlich, um
- die bewährte Zurückhaltung in Fällen

jugendtypischer Bagatelldelinquenz
zu erhalten?

- der Problematik der Arbeitsweisun-
gen/-auflagen beizukommen?

- die gesetzlichen Vorgaben für die
NAM in JGG und SGB VIII besser auf-
einander abzustimmen?

- die Autonomie der Entscheidungsträ-
ger gegenüber vereinnahmenden Er-
wartungen und Einflussnahmen aus
Öffentlichkeit, Politik und Medien zu
bewahren?

Anmerkung

1 Beschlossen vom Vorstand der DVJJ
am 13.10.2008 Erarbeitet von der Ar-
beitsgruppe Ambulante Maßnahmen
im Auftrag des Vorstandes der DVJJ.
Mitglieder der Arbeitsgruppe: Dr. Re-
gine Drewniak (Leitung), Sozialwis-
senschaftlerin, Göttingen; Stefan
Caspari, Deutscher Richterbund, Rich-
ter am Landgericht Magdeburg; Jo-
chen Goerdeler, DVJJ, Hannover; Tho-
mas Meißner, DVJJ-Vorstand, Planta-
ge e.V. Berlin; Dr. Thomas Meysen, DI-
JuF, Heidelberg; Prof. Dr. Bernd-Rüde-
ger Sonnen, DVJJ-Vorsitzender, Uni
Hamburg; RA’in Verina Speckin, Ros-
tock; Henry Stöss, Jugendamt Chem-
nitz; Beate Ulrich, Jugendhilfe e.V.
Wolfenbüttel

Deutsche Vereinigung für Jugendge-
richte und Jugendgerichtshilfen e. V.
Lützerodestraße 9
30161 Hannover
www.dvjj.de
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Tanja Betz

Kinderarmut in Deutschland: 
Eine drängende Handlungsaufforderung an die Politik

Stellungnahme des Bundesjugendkuratoriums (Auszüge)1

Die Armut von Kindern in Deutsch-
land wird sowohl in der (Medien-)Öf-
fentlichkeit als auch in der Politik in-
tensiv diskutiert. Die Absicht, Kinder-
armut zu bekämpfen, gehört seit
mehr als einer Dekade zur politischen
Rhetorik in der Bundesrepublik. Trotz
politischen Absichtserklärungen, di-
verser Maßnahmen und politischer
Initiativen konnte die Kinderarmut al-
lerdings bislang keineswegs nachhal-
tig reduziert werden. Im Gegenteil:
Unabhängig von der verwendeten Da-
tenbasis ist die Armutsbetroffenheit
von Kindern nach wie vor vergleichs-
weise hoch und seit der Jahrtausend-
wende sogar noch angestiegen.

Die offenkundige Diskrepanz zwi-
schen den durchaus vorhandenen Be-
strebungen, Kinderarmut zu bekämp-
fen einerseits und den relativ be-
scheidenen Erfolgen andererseits
nimmt das Bundesjugendkuratorium
(BJK) zum Anlass, zu diesem ernsten
Problem in einem reichen Land Stel-
lung zu beziehen.

Auch wenn Kinderarmut ein komple-
xes Phänomen ist, zu dessen Entste-
hung und Verfestigung unterschiedli-
che Bedingungsfaktoren beitragen,
muss das Ziel der Vermeidung von
Kinderarmut ganz oben auf der politi-
schen Agenda platziert werden. Denn
durch Armut sind nicht nur funda-
mentale Rechte der Kinder verletzt,
darüber hinaus sind auch die Teilha-
bechancen am gesellschaftlichen Le-
ben sowie die Entwicklungs- und Ent-
faltungschancen dieser Kinder einge-
schränkt. Ein Leben unter Armutsbe-
dingungen verschlechtert die Chan-
cen auf eine erfolgreiche schulische
Bildungskarriere. Verminderte Berufs-

und Verdienstchancen erhöhen das
Risiko einer Vererbung von Armut und
sozialer Benachteiligung.

Vor dem Hintergrund der kontrover-
sen Debatte wirft das BJK folgende
Fragen auf:

- Wie stark ist Kinderarmut in
Deutschland verbreitet und was ist
unter Kinderarmut in einem reichen
Land genau zu verstehen?

- Welche Maßnahmen zur Reduzie-
rung von Kinderarmut werden ge-
troffen und wie ist ihre Wirksam-
keit zu beurteilen?

- Welche Empfehlungen zur nachhal-
tigen Vermeidung von Kinderarmut
können formuliert werden?

1. Ausmaß der Kinderarmut und
Auswirkungen auf die Lebens-
bedingungen von Kindern

In den letzten Jahren hat sowohl in
den Sozialwissenschaften als auch in
der Öffentlichkeit und Politik eine in-
tensive Debatte um Kinderarmut
stattgefunden. Hierbei hat sich ein
bedeutsamer Perspektivenwechsel
vollzogen: Nachdem zu Beginn der
Diskussionen insbesondere die Frage
im Vordergrund stand, inwiefern Kin-
der zur Armut ihrer Eltern beitragen,
stehen nun die spezifische Betroffen-
heit und die Sichtweise der Kinder im
Mittelpunkt des Interesses. Die Frage
ist, wie die Kinder selbst eine einge-
schränkte materielle Lebenslage
wahrnehmen und deuten und über
welche Handlungs- bzw. Bewälti-
gungsstrategien sie möglicherweise
verfügen, um damit (mehr oder weni-
ger) produktiv umzugehen. Auch wird

anerkannt, dass eine Armutslage so-
wohl die Perspektiven und Chancen
der betroffenen Kinder in der Zukunft
als auch ihr Wohlbefinden in der Ge-
genwart beeinträchtigen kann. Kin-
derarmut stellt ein mehrdimensiona-
les Phänomen dar: Es umspannt so-
wohl eine materielle Dimension (Ein-
kommensarmut) als auch weitere Di-
mensionen wie Bildung, Einbindung
in soziale Beziehungsnetze, Wohlbe-
finden etc.

1.1 Zur materiellen Armut von Kin-
dern

Folgt man den Daten des Sozioökono-
mischen Panels (SOEP), ist die Ar-
mutsrisikobetroffenheit für Kinder
unter 15 Jahren von 15,7 % im Jahr
2000 auf 26,3 % im Jahr 2006 und
damit um mehr als 10 Prozentpunkte
bzw. um rund 67 % angestiegen. In
der öffentlichen Debatte – zum Bei-
spiel im Dritten Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung so-
wie in der Zwischenbilanz zum NAP –
wird allerdings auch mit deutlich
niedrigeren Kinderarmutszahlen ope-
riert. Diese entstammen dem Europe-
an Survey on Income and Living Con-
ditions (EU-SILC). Kritische Analysen
zeigen, dass die Untererfassung der
Kinderarmut durch EU-SILC auf Pro-
bleme der Datenqualität zurückzu-
führen ist. Vergleicht man beide Da-
tensätze mit der amtlichen Statistik
des Mikrozensus, zeigt sich, dass das
SOEP die Bevölkerungsstruktur in
Deutschland deutlich realistischer ab-
bildet als der EU-SILC. Bestimmte,
von Einkommensarmut besonders be-
troffene Bevölkerungsgruppen (insbe-
sondere Personen aus den klassischen
Gastarbeiterländern wie der Türkei,
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schlecht integrierte und oftmals
überproportional von Armut betroffe-
ne Haushalte sowie Haushalte mit
kleinen Kindern) sind in diesem Da-
tensatz unterrepräsentiert, während
Erwerbstätige mit höherer Schulbil-
dung – eine Gruppe mit vergleichs-
weise geringer Armutsgefährdung –
überrepräsentiert sind. Für ein realis-
tischeres Bild ist es also ratsam, auf
die deutlich höheren Kinderarmuts-
zahlen des SOEP zurückzugreifen; da-
nach ist jedes vierte Kind in Deutsch-
land von Armut bedroht.

Abgesehen vom generellen Ausmaß
der Kinderarmut ist für mögliche Ge-
genmaßnahmen besonders von Inte-
resse, welche Gruppen von Kindern
überproportional von Einkommensar-
mut betroffen sind. Es lassen sich drei
Gruppen identifizieren:

- Kinder Alleinerziehender
- Kinder aus kinderreichen Familien
- Kinder mit Migrationsgeschichte.

1.2 Auswirkungen von Armut auf
die Lebenslagen von Kindern

Die Betrachtung der materiellen Lage
reicht nicht aus, um die Bedeutung
von Armut und Unterversorgung für
die Lebenssituation und Entfaltung-
schancen von Kindern in allen ihren
Dimensionen auszuleuchten. Be-
trachtet man die Folgen von Armut,
muss besonders interessieren, wie die
Kinder ihre materielle Lage deuten,
wie sie deren Auswirkungen bewälti-
gen und welche Möglichkeiten sie für
sich wahrnehmen, ihre Situation aktiv
zu gestalten, um eigene Ziele, Wün-
sche und Interessen zu realisieren. Es
gibt keine einfachen Zusammenhänge
zwischen materieller Lage und Ein-
schränkungen in den Entfaltungsräu-
men von Kindern. Entscheidend ist,
auf welche Ressourcen und Bewälti-
gungsformen Eltern und Kinder zu-
rückgreifen (können).

Aus empirischen Studien geht über-

einstimmend hervor, dass es vielen El-
tern gelingt, auch unter schwierigen
materiellen Bedingungen gute Bedin-
gungen für die Entfaltung ihrer Kin-
der zu schaffen. Die Armutslage kann
auch durch entsprechende Strategien
der Kinder selbst (mit-)bewältigt wer-
den. Allerdings verfügen nicht alle
Kinder – bzw. deren Eltern – über die
gleichen Ressourcen dafür. Familien,
die komplexen Belastungen wie
schlechten Wohnbedingungen, einem
negativ erlebten Wohnumfeld, Krank-
heit, Langzeitarbeitslosigkeit, Über-
schuldung und Sucht ausgesetzt sind,
tragen ein wesentlich höheres Risiko
als Familien mit geringeren Belastun-
gen. Auswirkungen für Kinder zeigen
sich dann, wenn die faktische Belas-
tung die Bewältigungsressourcen
überfordert und die Eltern das Gefühl
entwickeln, die Situation nicht mehr
beeinflussen zu können („erschöpfte
Familien“). Der erlebte Kontrollverlust
und die Resignation können sich bei
dieser Gruppe dann in problemati-
schen bzw. vernachlässigenden Um-
gangsformen mit ihren Kindern nie-
derschlagen.

Obwohl berücksichtigt werden muss,
dass es keine mechanischen Zusam-
menhänge zwischen materieller Ar-
mut und Beeinträchtigungen in den
Lebenslagen von Kindern gibt, lassen
sich dennoch einige Folgen von Ar-
mut benennen. Sie zeigen sich in den
Einschränkungen der schulischen Bil-
dungschancen und der Gesundheit
von Kindern. Ungleichheiten in den
Bildungszugängen schlagen sich zu-
dem in informellen Bildungssituatio-
nen wie der Nutzung neuer Medien
nieder. Familien mit geringem Ver-
dienst verfügen seltener über einen
Computer bzw. haben seltener Zu-
gang zum Internet als Familien mit
einem höheren Einkommen.

Kinder in Armutslagen verfügen über
geringere Gestaltungsspielräume und
Entfaltungschancen als Kinder, die in
nicht armen Familien leben. Fehlende

materielle Ressourcen schränken die
Teilhabemöglichkeiten von Kindern
und Eltern ein. Zugleich sind die El-
tern angesichts des materiellen
Drucks und der existenziellen Sorgen
nicht selten überfordert und können
daher ihre Kinder nicht im gleichen
Maße fördern und unterstützen wie
nicht arme Eltern. Wenn dann in den
öffentlichen Einrichtungen (Kinderta-
gesstätten, Schulen etc.) weder Zeit
noch Aufmerksamkeit für individuelle
Förderung und Kompensation von Be-
nachteilungen vorhanden sind, kann
dies zu einer nachhaltigen Beein-
trächtigung der Lebenschancen der
betroffenen Kinder mit der Folge ei-
ner Reproduktion des Armutsrisikos
über die Generationen hinweg führen.

1.3 Ursachen von Kinderarmut

Um die relativ hohe und wachsende
Kinderarmut wirksam bekämpfen zu
können, bedarf es der Analyse ihrer
Ursachen. Hierbei stößt man auf weit
reichende Veränderungsprozesse auf
dem Arbeitsmarkt und im Familien-
system, auf die das gewachsene Sys-
tem sozialstaatlicher Leistungen und
Angebote (bislang) noch nicht ange-
messen reagiert hat. Vereinfachend
und zugespitzt formuliert: Während
sich für Kinder und Familien in den
letzten Jahrzehnten längst „neue“ so-
ziale Risiken herausgebildet haben, ist
der deutsche Sozialstaat mit seinem
Leistungsangebot immer noch über-
wiegend den „alten“ sozialen Risiken
des Industriezeitalters verhaftet.
Dementsprechend belegt auch der
neue Sozialbericht der Bundesregie-
rung, dass sich die Prioritäten des So-
zialstaates in den letzten Jahrzehnten
kaum geändert haben. Er sorgt näm-
lich – wie in den meisten anderen
Ländern auch – vor allem für Alte und
Kranke. Knapp 290 Milliarden Euro
werden an Rentner/innen, Pensionäre
und Hinterbliebene überwiesen, hinzu
kommen 260 Milliarden für Kranke
und Invalide, was insgesamt drei Vier-
tel aller Sozialausgaben im Jahre
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2009 entspricht. Für Kinder sind da-
gegen lediglich – gemäß Sozialbericht
2009 – knapp 70 Milliarden Euro ein-
geplant. Diese Altersorientierung des
deutschen Sozialstaates wird vor dem
Hintergrund von Veränderungen im
Bereich des Erwerbsarbeitssystems
und der Familien problematisch.

Die fortschreitende Auflösung des
Normalarbeitsverhältnisses führt zu
einem steigenden Anteil von Erwerbs-
losen sowie zu prekären und befriste-
ten Leih- und Teilzeitarbeitsverhält-
nissen, die den Beschäftigten und ih-
ren Familienangehörigen kein ausrei-
chendes Einkommen mehr sichern
(„working poor“) und nur einge-
schränkt mit dem Erwerb von Leis-
tungsansprüchen im Sinne des SGB
verbunden sind. Abgesehen von der
Ausbreitung von Niedriglöhnen und
geringfügigen Beschäftigungen ist
der Bedeutungsrückgang der „klassi-
schen Normalfamilie“ hervorzuheben.
Zwar wächst immer noch der größte
Teil der Kinder in Paarhaushalten auf,
allerdings gewinnen staatlich weniger
abgesicherte alternative Familienfor-
men wie nicht eheliche Lebensge-
meinschaften oder Einelternfamilien
an Bedeutung. Diese Entwicklung ist
insofern für die Einkommensverhält-
nisse relevant, da die sozial- und fa-
milienpolitischen Instrumente vor-
nehmlich auf die klassische Form der
traditionellen Ernährer-Familie aus-
gerichtet sind und so an der Lebens-
wirklichkeit zahlreicher Familien und
Kinder vorbeizielen.

Da es sich sowohl bei den erwähnten
Entwicklungsprozessen auf den Ar-
beitsmärkten als auch im System fa-
miliärer Lebensformen um Entwick-
lungstrends handelt, die sich kaum
vollständig umkehren lassen, müssen
nachhaltige Strategien der Armutsbe-
kämpfung dies berücksichtigen, sich
an den tatsächlichen Lebensverhält-
nissen von Familien und Kindern ori-
entieren und die Maßnahmen und
Programme daran ausrichten, dass

Kinder auch unter veränderten Rah-
menbedingungen förderliche Lebens-
und Entwicklungschancen vorfinden.

Maßnahmen zur Bekämpfung von
Kinderarmut müssen daher auf ver-
schiedenen politischen Ebenen anset-
zen und einen Mix aus Handlungs-
strategien einbeziehen. Mit Blick auf
die skandinavischen Länder kann
festgestellt werden, dass Kinderarmut
in dem Ausmaß, wie wir es hierzulan-
de vorfinden, grundsätzlich vermeid-
bar wäre. Voraussetzung ist, dass eine
konsistente und umfassende Strate-
gie entwickelt und ein aufeinander
abgestimmtes Bündel von Maßnah-
men vereinbart wird. Dabei dürfen so-
ziale Transfers nicht gegen Investitio-
nen in soziale Dienste und Infrastruk-
tur ausgespielt werden, denn in bei-
den Bereichen bedarf es dringend ei-
ner Weiterentwicklung der Leistun-
gen zur Verbesserung der Lebenslagen
von Kindern. Ein gutes Kinderleben
und förderliche Entwicklungs- und
Entfaltungschancen benötigen bei-
des: Materielle Handlungsspielräume
und Dienste sowie Einrichtungen, die
Eltern und Kinder bei der Bewältigung
prekärer Lebenslagen unterstützen
sowie Bildungs- und Entwicklungs-
prozesse umfassend fördern.

2. Maßnahmen zum Abbau von
Kinderarmut – Strategien zur
Verbesserung der materiellen
Lage von Kindern und Familien

2.1 Armutsprävention durch Inte-
gration von Müttern und Vä-
tern in den Arbeitsmarkt

Entsprechend den Prinzipien und
Grundannahmen der „aktivierenden“
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspo-
litik, wie sie vor allem im SGB II
rechtlich verankert sind, setzt die Po-
litik der Bundesregierung gegenwär-
tig insbesondere auf eine Prävention
von Armutslagen durch eine verbes-
serte Integration von Müttern und

Vätern in den Arbeitsmarkt. So heißt
es in einer aktuellen Pressemeldung
des BMFSFJ: „Eltern in Arbeit sind der
beste Schutz gegen Kinderarmut“.
Diese Sichtweise wird sowohl durch
wissenschaftliche Expert/innen als
auch durch internationale Institutio-
nen wie die OECD und die EU propa-
giert. Sie steht allerdings in der Ge-
fahr, zu einer wirkungslosen Parole zu
werden, wenn für diese Integration
nicht genügend Arbeitsplätze zur Ver-
fügung stehen. Empirische Befunde
zeigen zwar, dass Kinderarmut deut-
lich sinkt, wenn beide Eltern einer
Vollzeitbeschäftigung nachgehen. Al-
lerdings bringt nicht jede Form der
Arbeitsmarktintegration von Müttern
und Vätern automatisch das Problem
der Kinderarmut zum Verschwinden,
denn der Anteil der Beschäftigungs-
verhältnisse, die nicht dem Muster ei-
ner Vollzeitbeschäftigung entspre-
chen, ist in den letzten Jahren stark
gewachsen. Dementsprechend hat
sich der Anteil der „working poor“ von
1998 bis 2006 nahezu verdoppelt und
macht derzeit circa ein Drittel aller
Einkommensbezieher aus.

Das BJK stellt fest, dass die Auswei-
tung von geringfügigen sowie von
Teilzeit- und Niedriglohnbeschäfti-
gungsverhältnissen die Wirksamkeit
des Instruments der Integration von
Müttern und Vätern in den Arbeits-
markt als Strategie der Armutsbe-
kämpfung deutlich reduziert.

Wenn zutrifft, dass das Armutsrisiko
von Familien mit Kindern nicht nur
von der Anzahl der Erwerbseinkom-
men, sondern vor allem auch von der
Einkommenshöhe abhängt, dann
kann die Strategie der Prävention von
Kinderarmut durch Integration von
Müttern und Vätern in den Arbeits-
markt nur wirken, wenn auch die Hö-
he der Löhne politisch ins Auge ge-
fasst wird (Mindestlöhne).

Das BJK weist darauf hin, dass sich
hier ein folgenreicher Zielkonflikt ab-
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zeichnet. Während im Bereich der Po-
litik für Kinder und Familien verstärk-
te Bemühungen zu verzeichnen sind,
die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit
und Familie für Mütter zu verbessern,
um damit die Erwerbsbeteiligung von
Frauen insgesamt zu erhöhen und das
Armutsrisiko für sie und ihre Kinder
zu reduzieren, ergeben sich aus der
Förderung von Minijobs im Rahmen
einer aktivierenden Arbeitsmarkt-
und Beschäftigungspolitik und der
Steuergesetzgebung (Ehegattensplit-
ting) gegenteilige Effekte. So führt
die Förderung eines Arbeitsmarktes
für geringfügige Beschäftigungen zu
einer deutlichen Zunahme von Teil-
zeitbeschäftigungsverhältnissen und
Minijobs bei Frauen bzw. Müttern mit
den entsprechenden Folgen für die
Einkommensverhältnisse in den Fami-
lien. Darüber hinaus ist das steuerpo-
litische Instrument des Ehegatten-
splittings mit negativen Arbeitsanrei-
zen für verheiratete Frauen verbun-
den, da der „Splittingeffekt“ der ge-
meinsamen steuerlichen Veranlagung
von Ehepartnern dazu führt, dass die
Steuervorteile am größten sind, wenn
die Einkommen der beiden Partner
unterschiedlich ausfallen (bzw. einer
der Partner über gar kein Einkommen
verfügt). Damit konterkariert das Ehe-
gattensplitting die Ziele und Wirkun-
gen, die durch eine beschäftigungs-
orientierte Politik für Kinder und Fa-
milien erreicht werden sollen.

Das BJK schlägt daher vor, die von Ex-
pert/innen seit Langem geforderte
Weiterentwicklung der Steuergesetz-
gebung für Ehepaare (Ehegattensplit-
ting) endlich in Angriff zu nehmen
und die Ehegattenbesteuerung so
weiterzuentwickeln, dass sich Er-
werbstätigkeit für verheiratete Frauen
tatsächlich lohnt und die knappen, für
Kinder und Familien zur Verfügung
stehenden Finanzmittel gezielter den-
jenigen Haushalten zu Gute kommen,
in denen tatsächlich Kinder leben. Die
konsequenteste – und im Hinblick auf
die Arbeitsanreize effektivste – Lö-

sung wäre die Individualbesteuerung,
wie sie zum Beispiel in den skandina-
vischen Ländern praktiziert wird.

2.2 Zur Bedeutung von Sozialtrans-
fers

Das BJK vertritt die Ansicht, dass die
Skepsis gegenüber finanziellen Trans-
fers als Mittel zur Bekämpfung von
Kinderarmut unbegründet ist. Aller-
dings muss das zersplitterte Leis-
tungssystem in Richtung einer Kin-
dergrundsicherung weiterentwickelt
werden.

Die Bedeutung von finanziellen
Transfers im Rahmen einer umfassen-
den Politik zur Vermeidung von Kin-
derarmut wird in der öffentlichen De-
batte meist unterschätzt. Demgegen-
über ist daran festzuhalten, dass ma-
terielle Leistungen eine wesentliche
Grundlage für die Bekämpfung von
Kinderarmut darstellen, auf der alle
weiteren Maßnahmen aufbauen. Oh-
ne Sicherung der materiellen Lebens-
grundlage können Maßnahmen zur
Förderung der schulischen und vor-
schulischen Bildung, der Kompeten-
zen und der Gesundheit von Kindern
ihre Wirksamkeit nicht entfalten. Al-
lerdings ist das bestehende, zersplit-
terte System unterschiedlicher finan-
zieller Leistungen für Familien mit
Kindern (Kindergeld, Kinderzuschlag,
Wohngeld etc.) nicht geeignet, Kin-
derarmut nachhaltig zu verringern.
Die armutspräventive Wirkung des
Kindergeldes bleibt begrenzt und
auch die Wirkung des Kinderzu-
schlags bleibt wegen hoher bürokrati-
scher Hürden und aufgrund der Be-
grenzung des potenziellen Bezieher-
kreises relativ gering. Nur eine Wei-
terentwicklung des Systems finan-
zieller Transfers für Familien und Kin-
der zu einer einheitlichen Kinder-
grundsicherung könnte einen nach-
haltigen Beitrag zur Vermeidung von
Kinderarmut leisten.

Um die materielle Lage von armuts-

bedrohten Kindern und ihren Familien
nachhaltig zu verbessern, muss das
Kindergeld durch zielgruppenspezifi-
sche Leistungen ergänzt werden, die
insbesondere Familien aus dem unte-
ren Einkommensbereich zugute kom-
men. Dementsprechend zeigen Simu-
lationen der Wirkungen unterschied-
licher familienpolitischer Leistungs-
systeme in den EU-15-Ländern, dass
eine Kombination aus universellen
Kindergeldleistungen und zielgrup-
penspezifischen Zusatzleistungen die
höchste Effektivität – und Effizienz –
hinsichtlich der Reduzierung von Kin-
derarmut entfalten kann.

Das BJK plädiert dafür, sich bei der
Entwicklung gezielter Transferleis-
tungen für Kinder und Familien im
Niedrigeinkommensbereich verstärkt
an der Idee einer eigenständigen, vom
Erwerbsstatus der Eltern stärker ent-
koppelten, Kindergrundsicherung zu
orientieren. Dabei könnte es in einem
ersten Schritt darum gehen, an den
bestehenden Leistungen (Kindergeld,
Kinderzuschlag, Wohngeld etc.) anzu-
knüpfen und das Leistungsniveau ins-
gesamt – orientiert am materiellen
Bedarf der Kinder – anzuheben (nach
dem Modell des Kindergeldzuschlags).
In einem zweiten Schritt schlägt das
BJK vor, mittelfristig zu prüfen, inwie-
weit diese bislang zersplitterten Leis-
tungen zu einer umfassenden, am Be-
darf der Kinder orientierten Kinder-
grundsicherung zusammengefasst
werden könnten.

2.3 Neubemessung der Regelsätze

In Deutschland wachsen 1,7 Millio-
nen Kinder in Familien auf, die sozial-
staatliche Grundsicherungsleistungen
nach SGB II erhalten. Diese Leistun-
gen sollen ein Leben ermöglichen, das
der Würde des Menschen entspricht,
und müssen daher bedarfsgerecht
ausgestaltet sein. Das BJK beanstan-
det, in Übereinstimmung mit vielen
Expert/innen und Organisationen,
dass die Höhe der Grundsicherungs-
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leistungen für Kinder keineswegs an
diesen Prinzipien und Kriterien ausge-
richtet wird. Aus kindbezogener Per-
spektive ist kritisch hervorzuheben,
dass Kindern lediglich ein abgestufter
Prozentsatz der Leistungen für Er-
wachsene zugestanden wird. Sie er-
halten vor Vollendung des 14. Lebens-
jahres lediglich 60 % und ältere Kin-
der 80 % des Regelsatzes eines Er-
wachsenen (aktuell: 211 € bzw. 281
€). Die Kritik bezieht sich auch darauf,
dass die willkürliche Einteilung von
Kindern in lediglich zwei Altersgrup-
pen den altersspezifischen Bedarf
dieser Bevölkerungsgruppe nicht wi-
derspiegelt. Angemessen wäre dage-
gen ein Verfahren, bei dem der tat-
sächliche Bedarf von Kindern unter-
schiedlichen Alters rechnerisch ermit-
telt und daraus die entsprechenden
Eckregelsätze für unterschiedliche
Gruppen von Kindern errechnet wer-
den.

Dass der geltende Eckregelsatz den
tatsächlichen Bedürfnissen nicht
Rechnung trägt, ist in einer Studie
des Forschungsinstituts für Kinderer-
nährung nachgewiesen worden. So
entsprechen die im Eckregelsatz für
Kinder unter 14 Jahren zugestande-
nen Beträge für die tägliche Ernäh-
rung nicht den realen Kosten für eine
gesunde und ausgewogene Ernäh-
rung, und Ausgaben für Bildung sind
sogar explizit aus der Regelsatzbe-
messung ausgenommen, was in ei-
nem krassen Gegensatz zum offiziell
propagierten Abbau von Benachteili-
gungen in den schulischen Bildungs-
chancen steht.

Das BJK begrüßt das Urteil des Bun-
dessozialgerichts (BSG) von Januar
2009 zu den Hartz-IV-Regelsätzen für
Kinder unter 14 Jahre. Kritisiert wird
nicht die Höhe der Leistungen, son-
dern die mangelnde Begründung der
Leistungshöhe durch den Gesetzge-
ber. In einer derart wichtigen Frage
wie der Deckung des Existenzmini-
mums müsse der eigenständige Be-

darf von Kindern ermittelt und dürfe
nicht lediglich von der Leistungshöhe
eines Erwachsenen pauschal abgelei-
tet werden. Das gebiete – so das BSG
– das Willkürverbot, die Menschen-
würde, das Elternrecht und das Sozi-
alstaatsgebot des Grundgesetzes. Da-
rüber hinaus wird vom BSG ein
Gleichheitsverstoß der Behandlung
von Kindern in ALG-II-Haushalten im
Vergleich zu Kindern in Sozialhilfefa-
milien festgestellt, da Letztere über
den Regelsatz hinaus gegebenenfalls
Sonderbedarfe geltend machen kön-
nen. Beanstandet wird zudem, dass
das Sozialgeld für alle Kinder bis 14
Jahre gleich – ohne weitere Altersstu-
fung – veranschlagt wird.

Das BJK hält rasche Aktivitäten der
Bundesregierung für notwendig, um
diesen Mangel zu beseitigen und die
Höhe der Eckregelsätze an nachvoll-
ziehbaren Berechnungen des Bedarfs
von Kindern unterschiedlichen Alters
auszurichten.

3. Nachhaltige Förderung von be-
nachteiligten Kindern und Fa-
milien durch Infrastrukturan-
gebote und Bildungsförderung

Finanzielle Transfers sind ein wichti-
ger Bestandteil einer umfassenden
Strategie zur Bekämpfung der Kinder-
armut. Kinder und Eltern, die unter
prekären materiellen Bedingungen le-
ben, benötigen allerdings zusätzliche
Formen der Unterstützung und Förde-
rung, um Benachteiligungen über-
winden und umfassende Kompeten-
zen entwickeln zu können. Ziel sol-
cher Infrastrukturangebote sowie Un-
terstützungsleistungen muss sein, so-
wohl die Entfaltungs- und Entwick-
lungsbedingungen der Kinder in der
Gegenwart als auch ihre Lebenschan-
cen in der Zukunft zu verbessern.
Hierdurch kann die Wirkung mögli-
cher Teufelskreise und damit die Re-
produktion sozialer Ungleichheiten
durchbrochen werden. Entsprechende

Angebote und Maßnahmen sind z. B.

- Durch den konsequenten Ausbau
von Angeboten und Einrichtungen
der frühkindlichen Bildung, Erzie-
hung und Betreuung und durch die
konsequente Weiterentwicklung
dieses System zur Elementarstufe
des Bildungswesens kann ein Bei-
trag zur Förderung von Kindern ge-
leistet werden. Es geht es nicht nur
um die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf, sondern vor allem auch
um eine Verbesserung der Bildungs-
chancen von Kindern insbesondere
aus sozial benachteiligten Familien
und Familien mit Migrationsge-
schichte, um die „Vererbung“ von
Bildungsbenachteiligungen und da-
mit auch Kinderarmut langfristig zu
bekämpfen. Die entsprechenden
fachlichen und qualitativen Eck-
punkte einer Weiterentwicklung des
Systems der Kindertagesbetreuung
sind in einer Stellungnahme des BJK
aus dem Jahr 2008 ausführlich be-
gründet worden.

- Angebote und Leistungen für Kin-
der und Eltern müssen aus einer
Hand angeboten werden. In diesem
Zusammenhang können die Famili-
en- bzw. Eltern-Kind-Zentren ge-
nannt werden, die in einigen Bun-
desländern nach dem Vorbild der
englischen Early-Excellence-Cen-
ters gegründet wurden. Da sich der
Anteil der Kinder, die bereits in jun-
gen Jahren Kindertageseinrichtun-
gen besuchen, im Zusammenhang
mit dem Ausbau der frühkindlichen
Bildung, Erziehung und Betreuung
weiter erhöhen wird, stellen Kin-
dertageseinrichtungen einen sehr
günstigen Ort für die Ansprache
von Eltern dar. Über die Kinderta-
geseinrichtungen lassen sich dann
nicht nur diejenigen Eltern errei-
chen, die ohnehin an einer Förde-
rung der Bildung und Entwicklung
ihrer Kinder interessiert sind, son-
dern auch Eltern aus benachteilig-
ten Lebenslagen, zu denen auch die
„erschöpften Familien“ zählen.
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- Wichtig ist ebenso die Weiterent-
wicklung des Bildungssystems im
Hinblick auf eine Verstärkung des
Prinzips der individuellen Förderung
und Unterstützung, des Ausbaus
ganztägiger Angebote und der Ver-
netzung von Formen der formellen
und informellen Bildung. Kinder aus
privilegierten und aus benachteilig-
ten sozialen Milieus kommen mit
höchst unterschiedlichen Voraus-
setzungen in das Bildungssystem.
Um diese Ungleichheiten zumin-
dest partiell kompensieren zu kön-
nen, müssen diese ungleichen Kin-
der auch ungleich behandelt wer-
den. Dies erfordert Maßnahmen
und Angebote der individuellen
Förderung und Unterstützung, eine
entsprechende sozialräumliche,
zielgruppenbezogene Ausgestal-
tung der Bildungsinfrastruktur so-
wie eine Ausweitung gemeinsamer
Lernzeiten auf den ganzen Tag. Ko-
operationen zwischen Schulen und
Einrichtungen der Jugendarbeit
bzw. der Kultur- und Sportverbände
sowie Unternehmen ermöglichen
ein breiteres Spektrum von Bil-
dungszugängen und -erfahrungen,
die den Interessen und Bedürfnis-
sen unterschiedlicher Gruppen von
Schülerinnen und Schülern entge-
genkommen. Dies erfordert eine
Öffnung der Schulen zum Gemein-
wesen und eine Vernetzung der Bil-
dungsangebote in den Wohnquar-
tieren und Gemeinden.

- Weiterhin ist es Erfolg verspre-
chend, die Vielzahl unterschiedli-
cher lokaler und regionaler Anbie-
ter sozialer Dienste und Bildungs-
maßnahmen wie Kindertagesstät-
ten, Schulen, Ämter und Wohl-
fahrtsverbände zu präventiven
Netzwerken "von der Geburt bis zur
Berufsausbildung" zu verknüpfen.
Beispiele für solche "Präventions-
ketten" gibt es in unterschiedlichen
Städten und Gemeinden. Das BJK
plädiert dafür, solche Infrastruktur-
angebote sowie Förder- und Unter-
stützungsmaßnahmen systema-
tisch weiterzuentwickeln, damit
von Armut bedrohte Kinder und ih-
re Eltern niedrigschwellig und pro-
blemlos davon Gebrauch machen
können. Allerdings sind im födera-
len Staat die Zuständigkeiten für
solche Angebote, Maßnahmen und
Programme zwischen Kommunen,
Ländern und Bund aufgeteilt. Es be-
darf daher der Koordination zwi-
schen den politischen Ebenen, um
zu einer abgestimmten Gesamt-
strategie zu kommen. Das BJK
schlägt daher in Übereinstimmung
mit einer Forderung des Deutschen
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes
vor, einen Runden Tisch zwischen
Bund, Ländern und Gemeinden zur
Schaffung der notwendigen Infra-
struktur für Kinder aus einkom-
mensschwachen Familien einzu-
richten. Das BJK ermutigt in diesem
Zusammenhang die Kommunen,

bedarfsgerechte Angebote und
Leistungen für Kinder und Familien
in prekären materiellen Verhältnis-
sen zu entwickeln und auszubauen.
Auch die Länder können hierbei ei-
ne wichtige, Rahmen setzende und
fördernde Rolle spielen. Die Länder
sollen entsprechende Förderpro-
gramme entwickeln bzw. weiter
ausbauen und die Kommunen dabei
unterstützen, armutspräventive
Leistungsangebote vorzuhalten.
Schließlich soll die verbindliche Ab-
sprache zwischen Bund, Ländern
und Gemeinden dazu beitragen, die
Zuständigkeitsprobleme zu lösen
und dafür Sorge zu tragen, dass die
bereits vorhandenen "best-practi-
ce"-Modelle übertragbar gemacht
und flächendeckend ausgebreitet
werden.

Anmerkung

1 Eine vollständige Textversion finden Sie
unter http://www.bundesjugendkurato-
rium.de/pdf/2007-2009/bjk_2009_3_
stellungnahme_kinderarmut.pdf

Dr. Tanja Betz
Deutsches Jugendinstitut e.V.
Arbeitsstelle Kinder- und 
Jugendpolitik
Nockherstraße 2
81541 München
www.dji.de/bjk

Den Folgen von Kinderarmut entgegentreten
Basierend auf den Ergebnissen der Modellprojekte "MoKi - Monheim für Kinder" und "NeFF - Netzwerk frühe Förde-
rung" zur Armutsprävention und Netzwerksteuerung hat der LVR die Koordinationsstelle Kinderarmut eingerichtet. 
Konkret geht es um eine Projektförderung, die für zehn Kommunen zur Verfügung gestellt wird, um Netzwerke der
Armutsprävention auf den Weg zu bringen. Dazu bietet die Koordinationsstelle Fortbildung, Beratung, Netzwerk-
unterstützung und Informationen an. Sie soll dabei als Netzwerkplattform fungieren, die die Vielfalt der Maßnah-
men und Konzepte, die unterschiedlichen Erfahrungen in den Kommunen und bei den Trägern bündelt und zu-
gänglich macht. Das Ziel: Voneinander lernen und gemeinsam neue Ideen und Initiativen entwickeln. 
Landschaftsverband Rheinland (LVR), LVR-Fachbereich Kommunikation, Telefon: 0221 / 809 77 54
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VPK – Bundesverband privater Träger der freien Kinder-, Jugend- und Sozialhilfe e. V.

Freiheitsentziehende Maßnahmen (FM) in der Kinder- und Jugendhilfe

Positionspapier des VPK

Die Kinder- und Jugendhilfe bietet
differenzierte, in sich bewährte und
erfolgreiche Konzepte für hilfebedürf-
tige Kinder und Jugendliche. Jugend-
hilfe wird allerdings zunehmend mit
einer allgemeinen Verschlechterung
der Rahmenbedingungen für das Auf-
wachsen in unserer Gesellschaft kon-
frontiert, die mit teils desolaten Fami-
lienverhältnissen, ständigen Bezie-
hungsabbrüchen bei Kindern und ih-
rem frühem Scheitern bei Lernanfor-
derungen einhergeht. Dies hat bei
Kindern und Jugendlichen u.a. ver-
stärkt zu Verhaltensweisen beigetra-
gen, die einen Verbleib in den gegebe-
nen Leistungssystemen nicht immer
möglich machen. Dadurch geraten
Kinder und Jugendliche mangels Al-
ternativen häufig in ein Karussell ver-
schiedener Hilfeformen oder in Kin-
der- und Jugendpsychiatrien, wo-
durch ihr originärer Hilfebedarf je-
doch nicht abgedeckt wird.
Eine Reihe junger Menschen können
derzeit durch die gegebenen Hilfean-
gebote nicht in dem gebotenen und
wünschenswerten Umfang erreicht
und/oder ausreichend gefördert wer-
den. Dieser Umstand zeigt eine Lücke
im gegebenen Versorgungssystem der
Jugendhilfe auf, die es durch fach-
lich-qualifizierte pädagogische Leis-
tungsangebote zu schließen gilt. Ju-
gendhilfe hat sich immer am Bedarf
eines Kindes/Jugendlichen zu orien-
tieren und dafür individuelle Lösungs-
angebote zu entwickeln. Bei einem
Teil von Kindern und Jugendlichen
kann es dabei auch notwendig wer-
den, zu ihrem Schutz eine zeitlich be-
fristete freiheitsentziehende Kompo-
nente anzubieten.
Grundsätzlich besteht dabei aller-
dings die Klarheit, dass die Jugendhil-
fe (mehr als das Jugendstrafrecht) ei-

nen Entwicklungs- und Förderauftrag
innehat. Aus diesem Grund sind frei-
heitsentziehende Maßnahmen auch
nicht Gegenstand des Hilfe- und Leis-
tungsrechts des SGB VIII. Nach Auf-
fassung des VPK besteht auch keine
Veranlassung, an dieser Rechtssitua-
tion etwas zu verändern.
Dennoch erfordert das System der
Kinder- und Jugendhilfe eine Ergän-
zung von Angeboten, um für den o.g.
Personenkreis passgerechte Hilfean-
gebote vorzuhalten, um auch diesen
entgleisten jungen Menschen adä-
quate Unterstützung zu geben. 
Neben der Fachlichkeit haben Persön-
lichkeit, Charisma und Glaubwürdig-
keit von PädagogInnen eine außeror-
dentlich große Bedeutung, die es ste-
tig zu fördern und weiterzuentwi-
ckeln gilt - eine gelingende Erziehung
setzt deutlich mehr als nur technische
Fertigkeiten und Fähigkeiten voraus.
Praktiker in der Jugendhilfe benötigen
Rahmenbedingungen von Sicherheit
und Souveränität. Nur unter diesen
Voraussetzungen können sie deutlich
und energisch bei Normverstößen von
Kindern und Jugendlichen agieren
und souverän intervenieren.

Der VPK positioniert sich zu Unter-
bringungsformen, die mit freiheits-
entziehenden Maßnahmen verbunden
sein konnen, wie folgt:

- Der VPK lehnt grundsatzlich ge-
schlossene Formen der Unterbrin-
gung im Kontext von Hilfen zur Er-
ziehung ab, da die Sanktionierung
von Straftatbestanden nicht Aufga-
be von Jugendhilfe ist und werden
darf - sie ist und bleibt Aufgabe des
Jugendstrafrechtes.

- Freiheitsentziehende Maßnahmen
im Rahmen von Unterbringungsfor-

men der Kinder- und Jugendhilfe
sind nur dann fachlich zu rechtferti-
gen und im Einzelfall geboten, wenn
es der Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen verlangt und in einer
Güterabwägung keine anderen
Schutzmaßnahmen der Jugendhilfe
fachlich geeignet erscheinen. Die
Hinzuziehung einer insoweit erfah-
renen Fachkraft wird bei dieser Ab-
wägung für erforderlich gehalten.

- Die Kinder- und Jugendhilfe hat auf
Grundlage des SGB VIII den klaren
Auftrag, junge Menschen in ihrer
Entwicklung zu fördern und sie zu
einer eigenverantwortlichen und
gemeinschaftsfördernden Persön-
lichkeit zu erziehen. Freiheitsent-
ziehende Maßnahmen vertragen
sich mit diesen Zielen nur, wenn sie
Teil eines geeigneten Hilfesettings
sind, ein konkret zu dokumentie-
rendes Behandlungsziel haben,
überschaubar und zeitlich eng be-
fristet sind.

- Hilfeplanverfahren nach § 36 SGB
VIII sind zentrale Steuerungsinstru-
mente in den erzieherischen Hilfen,
werden aber bundesweit sehr ver-
schiedenartig angewendet. Die teils
völlig unterschiedlichen Anwen-
dungen in Hilfeplanverfahren für
Kinder und Jugendliche sind aber
für die Feststellungen von geeigne-
ten Hilfen nicht dienlich und des-
halb stärker zu standardisieren.

September 2009

VPK – Bundesverband privater Träger
der freien Kinder-, Jugend- und Sozi-
alhilfe e. V.
Mühlendamm 3
10178 Berlin 
www.vpk.de
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Tagungen

National Coalition
6. Deutscher Kinderrechte Tag
10.12. 2009 in Duisburg
Die Prinzipien des Kinderrechteansatzes
sollen vermittelt sowie verschiedene
Beispiele der Umsetzung in verschiede-
nen verbandlichen Strukturen präsen-
tiert werden. Ziel ist es, Ideen und Emp-
fehlungen zur Verwirklichung des Kin-
derrechtsansatzes zu entwickeln, die
auch anderen Verbänden, Organisatio-
nen und Initiativen Lust auf Nachah-
mung machen sollen.
Anmeldung: National Coalition / AGJ,
Mühlendamm 3, 10117 Berlin, www.na-
tional-coalition.de

Zukunftsforum Familie e.V.
„Zeit für Familie?!“
10. /11.12. 2009 in Berlin
Zeitstress, Zeitmangel, Zeitnot – einem
zu Wenig an frei verfügbarer Zeit und
dem Gefühl nach einem fremden Takt zu
leben – gehören zu den alltäglichen Be-
gleitern aller Generationen. Zum Aufbau
von Beziehungen und sozialen Netzwer-
ken wird Zeit benötigt, denn das Zusam-
menspiel von Arbeits-, Erziehungs- und
Pflegezeiten trägt wesentlich zum Ge-
lingen des Familienlebens bei. Die indi-
viduelle Möglichkeit und Fähigkeit sou-
verän mit der eigenen Zeit umzugehen,
spielt hier eine große Rolle. Familienpo-
litik muss daher auch Zeitpolitik sein.
Expertinnen und Experten aus unter-
schiedlichen Politik- und Fachbereichen
sind dazu eingeladen, gemeinsam eine
Strategien für eine familiengerechte
Zeitpolitik zu entwickeln. Mit seinem
Fachkongress will das Zukunftsforum
den Zeit-Dialog aktivieren und sich dem
Thema aus familienpolitischer Sicht nä-
hern.
Anmeldung: Zukunftsforum Familie e.V.,
Markgrafenstr.11, 10969 Berlin,
www.zukunftsforum-familie.de

Evang. Erziehungsverband (EREV) e.V.
Fachtag Erziehungsstellen
14. – 15.12. 2009 in Hannover
Viele Kinder und Jugendliche, die nicht
in ihren Familien aufwachsen können
und deren Eltern auf die gesetzliche Hil-
fe zur Erziehung nach § 27ff SGB VIII an-
gewiesen sind, sollen mit Hilfe von pro-
fessioneller Familienerziehung in Erzie-
hungsstellen in ihrer persönlichen Ent-
wicklung gefördert werden. Diese pro-
fessionelle Familienerziehung in Erzie-
hungsstellen vorantreibend, bietet der
EREV nun schon seit 1999 ein Forum/ei-
ne Fortbildungsmöglichkeit an, um über
die Arbeit in dieser besonderen Form der
Hilfe zur Erziehung zu informieren.
Während sich die vorangegangenen
Fachtage aus den vergangenen Jahren
überwiegend mit rechtlichen, konzeptio-
nellen, formalen, mitarbeiterbezogenen
Fragestellungen beschäftigt haben, soll
diese Fachtagung vor allem entspre-
chend den aktuellen Fragen und Proble-
men der Jugendhilfe gestaltet werden.
Anmeldung EREV, Flüggestr. 21, 30161
Hannover, www.erev.de/dscontent/Fort-
bildungen, Email: seminarverwal-
tung@erev.de

Burckhardthaus e.V.
Wi(e)der die Sprachlosigkeit – Kom-
munikationskompetenz in der Arbeit
mit benachteiligten und „schwieri-
gen“ Adressatengruppen
20. – 22.01. 2010 in Gelnhausen
Mit den Adressaten im Gespräch blei-
ben, Anknüpfungspunkte finden, Ge-
sprächsfäden wieder aufnehmen: was
wie eine selbstverständliche Kommuni-
kationsweise im Alltag erscheint, be-
deutet oft in der Arbeit mit schwierigen
Adressatengruppen eine hohe Hürde. In
niedrigschwelligen Settings wie Street-
work / Mobiler Jugendarbeit oder in der
Stadtteilarbeit finden Gespräche nicht
in professionellen Beratungssettings

statt, sondern oft auf der Straße, in der
Öffentlichkeit, im Lebensumfeld der
KlientInnen. Während für die Adressa-
ten der Arbeit das Gespräch Alltagscha-
rakter hat, müssen SozialpädagogInnen
einen Übergang von der Privatheit in ei-
ne gelingende professionelle sozialpä-
dagogische Intervention schaffen. 
Anmeldung: Burckhardthaus e.V. Herz-
bachweg 2, 63571 Gelnhausen,
www.burckhardthaus.de,

Deutsches Institut für Urbanistik
Tausend mal "warum"?
Verspieltes Wissen?! Verbesserung
der Bildungsqualität in vorschuli-
schen Einrichtungen
14./15.01. 2010 in Berlin
Frühkindliche Bildung liegt thematisch
an der Schnittstelle von sozialpädago-
gischer Fachlichkeit und kommunalpo-
litischer Verantwortung und zielt neben
Wissensvermittlung darauf ab, dass
Kinder lernen, Übergänge erfolgreich zu
bewältigen und dass  ihre Resilienz ge-
fördert wird. Bildungsprogramme im
Elementarbereich stehen deshalb im
Mittelpunkt dieser Fachtagung: Welche
wissenschaftlichen Erkenntnisse gibt es
im Bereich frühkindlicher Bildung?
Welche neuen Lern-Modelle wurden
entwickelt,, wie eine Praxisumsetzung
auf Multiplikatoren- und Trägerebene
erfolgen kann? Wie sollten die Anteile
der verschiedenen Professionen bei der
Umsetzung aussehen?. Mit einbezogen
werden soll auch, wie man den "Bil-
dungsort" Familie stärken und die Kom-
petenzen der Eltern im Bereich der
frühkindlichen Bildung fördern kann,
wie wichtig eine weitergehende Profes-
sionalisierung der Fachkräfte in diesem
Bereich ist und wie diese sichergestellt
werden kann. 
Anmeldung: Deutsches Institut für Ur-
banistik, Postfach 12 03 21, 10593 Ber-
lin, www.difu.de
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Titel

Lothar Krappmann, Andreas Lob-Hü-
depohl, Axel Bohmeyer, Stefan Kurz-
ke-Maasmeier (Hrsg.)
Bildung für junge Flüchtlinge – ein
Menschenrecht
Erfahrungen, Grundlagen und Per-
spektiven
Bertelsmann Verlag Bielefeld 2009
ISBN 978-3-7639-3547-5
Im Fokus dieses Buches stehen die
Grundlagen und Perspektiven der Um-
setzung des Menschenrechts auf Bil-
dung für junge Flüchtlinge in
Deutschland. Nach den OECD-Bil-
dungsstudien der vergangenen Jahre
ist Deutschland aber noch weit von
dem Ziel entfernt, benachteiligte
Schülerinnen und Schüler in Deutsch-
land ausreichend zu fördern und allen
Kindern und Jugendlichen gleiche Bil-
dungschancen zu bieten. Wissen-
schaftler und Praktiker plädieren in
diesem Buch für eine Verbesserung
der Situation von Kinderflüchtlingen
im Bildungssystem und in anderen
Lebensbereichen. Um die unter-
schiedlichen Implikationen des
Rechts auf Bildung junger Flüchtlinge
zu verdeutlichen, werden biografi-
sche, sozialwissenschaftliche, ethi-
sche und rechtliche Facetten be-
leuchtet und anhand von Praxisbei-
spielen veranschaulicht.

Hochdorf – Evang. Jugendhilfe im
Kreis Ludwigsburg e.V.
„Und wenn es doch passiert…“ 
Fehlverhalten von Fachkräften in der
Jugendhilfe - Ergebnisse eines insti-
tutionellen Lernprozesses
Eigenverlag, Remseck 2009
Kinderschutz hat in Einrichtungen
oberste Priorität. Die Kinder und Ju-
gendlichen haben Anspruch auf Si-
cherheit und Hilfe und erwarten zu
Recht einen förderlichen und schüt-
zenden Rahmen. Fehlverhalten,

Grenzverletzung, Gewalt und Macht-
missbrauch in Einrichtungen der Ju-
gendhilfe sind ein unerträgliches Ge-
schehen, das unserem professionellen
Selbstverständnis und Auftrag voll-
ständig zuwiderläuft. Dennoch kann
Fehlverhalten in Einrichtungen vor-
kommen. Die vorliegende Broschüre
ist eine Antwort darauf und verfolgt
zum einen das Ziel, MitarbeiterInnen
handlungsfähiger werden zu lassen,
wenn sie mit einem Verdacht
und/oder konkreten Vorkommnissen
dieser Art konfrontiert werden und
zum anderen, strukturelle Bedingun-
gen zu schaffen, die es fördern, Fehl-
verhalten zu vermeiden. So erfordert
eine konstruktive Kultur im Umgang
mit Fehlern und Fehlverhalten in ers-
ter Linie eine Kultur des Vertrauens
(Fehler dürfen passieren), der Offen-
heit (Fehler dürfen angesprochen
werden) und der Transparenz (Fehler
dürfen hinterfragt werden). Die Bei-
träge sind von AutorInnen aus der
Praxis für die Praxis geschrieben, so
dass allgemeine Ausführungen zu
Themen wie Kinderrechte und Macht-
missbrauch in Institutionen genauso
wie theoretische Begründungen für
ethische Grundlagen und Partizipati-
on nicht berücksichtigt wurden. Lese-
rInnen erwartet eine Broschüre, die
sowohl Fehlverhalten von BetreuerIn-
nen exemplarisch beschreibt als auch
Handlungsstrategien in Einrichtungen
der Jugendhilfe aufzeigt. Daneben
werden beispielsweise die Themen
„Gewalt geht auch beim Erzählen un-
ter die Haut“ und „Anforderungen an
Träger zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen“ aus der Sicht eines öf-
fentlichen Trägers aufgegriffen. Ar-
beitsmaterialien zum Umgang mit
Fehlverhalten runden diese Handrei-
chung für die Praxis ab.

Kurt Thünemann, Denise Weßel-Ther-
horn
KrisenKompetenzTraining „Go
straight“
Win2win gGmbH, Oldenburg 2009
ISBN 978-3-941710-009
Mitarbeitende in der Kinder- und Ju-
gendhilfe, Suchtkrankenhilfe, psychi-
atrischen Einrichtungen, Schulen und
verwaltungen benötigen immer häu-
figer Handwerkszeug für den Umgang
mit grenzüberschreitendem Verhal-
ten. In diesem handbuch werden Ele-
mente der Verhaltenspsychologie,
wahrnehmungstheoretische Aspekte
und Stressbewältigungsstrategien be-
handelt.

Arbeitsgemeinschaft freier Jugend-
verbände (AGFJ)
Das Jugendamt im Spiegel der Me-
dien. Hilfen und Hinweise im Um-
gang mit Medien/Krisenmanagement
Dokumentation der Fachtagung am
23./24.04.2009 in Berlin
Aktuelle Beiträge zur Kinder- und Ju-
gendhilfe Band 72
Eigenverlag Berlin 2009
ISBN-13: 978-3-931418-79-3
Für die praktische Arbeit der Jugend-
ämter stellten sich Fragen, die im Ver-
lauf der Tagung diskutiert und in dieser
Dokumentation festgehalten wurden:
- Wie kann sich Jugendhilfe auf ver-

stärktes „mediales Interesse“ ein-
stellen, wie kann sie souverän da-
rauf reagieren und wie selbstbe-
wusst(er) damit umgehen? Wo sind
Grenzen gesetzt, wo werden Krisen
medial inszeniert, wo wird bewusst
skandalisiert?

- Was ist, wenn ein Krisenfall eintritt
und wie verhalte ich mich dann in
der Kommunikation nach innen und
außen? Wie unterstützt die Lei-
tungsebene die Kolleg/innen „nach
innen“?
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- Wer informiert wen wann amtsin-
tern? Gibt es einen „Plan“, wie
amtsintern die Kolleg/innen von der
Leitungsebene informiert werden
(und ggf. umgekehrt), wenn Krisen-
situationen eintreten? Notwendig
sind Regeln oder Standards für die
Kommunikation (zuerst) nach innen
und (dann) nach außen.

- Wie weit ist der Bereich „Öffent-
lichkeitsarbeit“ in der Jugendhilfe
überhaupt entwickelt? Gibt es in
Jugendämtern Verfahrensweisen,
wie kontinuierliche Öffentlichkeits-
arbeit gemacht wird (bzw. werden
sollte)? Wie wird Kontakt mit der
Presse gehalten? Was ist geeignet,
um gute Pressearbeit unabhängig
von Krisen „hinzukriegen“? Brau-
chen Mitarbeiter/innen in Jugend-
ämtern Fortbildung im Bereich „Öf-
fentlichkeitsarbeit?

Arbeitsgemeinschaft freier Jugend-
verbände (AGFJ)
Vom Willkommensbesuch zum ver-
pflichtenden Hausbesuch. Veränder-
te Auftragslage für die Jugendhilfe
(durch das Kinderschutzgesetz)?
Dokumentation der Fachtagung am
18./19.06.2009 in Berlin
Aktuelle Beiträge zur Kinder- und Ju-
gendhilfe Band 73
Eigenverlag Berlin 2009
ISBN-13: 978-3-931418-80-9
Die kurze Zeit seit der Durchführung
dieser Tagung hat gezeigt, dass die
Diskussion über das Kinderschutzge-
setz noch längst nicht beendet ist. Es
gibt vielfältige Stimmen aus Politik
und Praxis, die aus ihren professionel-
len Sichtweisen heraus viele im Ge-
setz vorgesehene Aspekte befürwor-
ten und gern in einem Kinderschutz-
gesetz verankert sehen würden. Durch
neue Fälle von Kindeswohlgefährdung
und -misshandlung wird diese Debat-
te ebenfalls immer wieder neu ange-
stoßen. Derartige Fälle waren auch
der Anlass für ein neues Forschungs-
projekt des Bundes zur Unterstützung
der Kommunen in diesem - auch von

der Öffentlichkeit - mit großer Auf-
merksamkeit und Anteilnahme ver-
folgten Handlungsfeld der Kinder-
und Jugendhilfe. Dieses Projekt bietet
keine Patentrezepte an, sondern hat
die feste Absicht, sich den mit dem
Kinderschutz verbundenen Heraus-
forderungen, wie z.B. der Vermeidung
von Bruchstellen und strukturellen
Schwächen in der Zusammenarbeit
mit der konfliktbelasteten familialen
Lebenswelt wie im gesamten profes-
sionsübergreifenden Hilfesystem, zu
stellen und damit die Praxis hand-
lungssicherer „zu machen“. Was Ver-
treter weiterer Professionen z.B. aus
kinderärztlicher oder juristischer
Sicht zu dieser Debatte beitragen und
wie sich auch andere kommunale
Praktiker/innen positionieren und vor
Ort agieren, ist in dieser Dokumenta-
tion nachzulesen. Bruno Pfeifle, Leiter
des Jugendamtes Stuttgart, verweist
darauf, dass bei der Debatte über ein
Kinderschutzgesetz insbesondere der
„verpflichtende Hausbesuch“ fachpo-
litisch kontrovers diskutiert werde.
Seiner Meinung nach müsse ein
Hausbesuch im „Kinderschutzfall“ an
fachlichen Überlegungen ausgerich-
tet sein und solle nicht allein auf-
grund gesetzlicher Verpflichtung er-
folgen. Prof. Dr. Christian Schrapper,
Universität Koblenz-Landau, referiert
über „Örtliche Fallpraxis, Risikomana-
gement und ein Bundeskinderschutz-
gesetz“ und beantwortet seine ab-
schließende Frage: Braucht die örtli-
che Fallpraxis ein Bundeskinder-
schutzgesetz? so:
- Ja, die örtliche Fallpraxis benötigt

dringend verbindliche Orientie-
rungsnormen für Strukturen, Ar-
beitsweise und Instrumente fachli-
cher Arbeit.

- Nein, die örtliche Fallpraxis benötigt
keine Sanktionstatbestände und In-
stitutionen entlastende Vorgaben.

- Ja, die örtliche Fallpraxis benötigt
einen an den Lebens- und Teilhabe-
rechten von Kindern orientierten
Rahmen für notwendige Ausstat-
tung/Ressourcen.

- Nein, die örtliche Fallpraxis benö-
tigt keine Mindeststandards für
Ausstattung.

- Ja, die örtliche Fallpraxis benötigt
Verfahrensstandards für Qualitäts-
entwicklung und Wirkungskontrolle.

Klaus Fröhlich-Gildhoff, Maike Rön-
nau-Böse
Resilienz
Ernst Reinhardt Verlag München 2009
ISBN 978-3-8252-3290-0
Resilienz – die Stärkung der seeli-
schen (und körperlichen) Wider-
standskraft – gewinnt in Forschung
und Praxis an Bedeutung. Die Autoren
stellen Konzepte und aktuelle For-
schungsergebnisse verständlich dar.
Sie führen in relevante Themengebie-
te wie Prävention, Risiko- und
Schutzfaktorenkonzept sowie Saluto-
genese ein und beschreiben Program-
me in Kindertageseinrichtungen und
Schulen, mit denen Fachkräfte die
Resilienz von Kindern fördern können.

Burkhard Müller, Mathias Schwabe
Pädagogik mit schwierigen Jugend-
lichen 
Juventa Verlag Weinheim 2009
ISBN 978-3-7799-2204-9
Der Band bietet über Portraits von
Einrichtungen eine Einführung in die
Hilfen zur Erziehung. Anschaulich
wird an reichhaltigem ethnographi-
schen Fallmaterial vorgeführt, wie
pädagogische Arbeit mit schwierigen
Jugendlichen praktisch funktioniert:
als ernsthafte und chancenreiche Ver-
suche, trotz Gewaltbereitschaft,
Suchtproblemen, Straftaten oder feh-
lender Kooperationsbereitschaft nicht
aufzugeben, sondern geeignete Ar-
beitsformen zu entwickeln. Er eignet
sich für die Vermittlung von Basiswis-
sen ebenso wie als Arbeitsbuch für
Fallseminare und bietet zahlreiche
Anregungen für die Praxis. Für die
Praxis der Heimerziehung liefert es
viele Anregungen und Vergleichsmög-
lichkeiten.
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Wer nach dem Sinn und nicht nur nach dem besten Weg fragt, erweitert seine
Perspektive über die Gegenwart hinaus in die Zukunft.

Götz W. Werner

Dialog Erziehungshilfe


